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Zum Quidde-Porträt des Bremer Malers Hans Lehmkuhl

Von Karl Holl

Ludwig Quidde, der vor allem wegen seiner vielfältigen Verpflichtungen für
die deutsche Friedensbewegung neben seinem Hauptwohnsitz in München
zwischen 1914 und 1933 Berlin zu seinem ständigen zweiten Wohnort ge¬
wählt hatte, teilte seiner Gattin Margarethe Quidde in einem Brief vom
Abend des 12. Februar 1930 mit:

„Ich war heute nachmittag bei Lehmkuhl. Er hat ein schönes Atelier mit
zwei Wohnzimmern [. . . ] und scheint Aufträge zu haben. Unter anderm hat
er die Frau von KochWeser gemalt. Er soll auch ein Porträt des Mannes ma¬
chen [. . . ] Wir tranken zusammen Thee; dann zeichnete er mich in großem
Format; zunächst mal auf Papier [...]"'

Hans Lehmkuhl (1883—1969), der aus einer bremischen Kaufmanns- und
Bankiersfamilie stammte, war finanziell unabhängig genug, um sich früh, sei¬
ner Neigung folgend und seinem Talent entsprechend, die Malerei zürn Beruf
zu wählen, ohne damit materielle Entbehrungen auf sich nehmen zu müssen.
Im Jahre 1910 ging er zum Studium an die Akademie für bildende Künste
nach München. Bereits damals mag er dem ihm vielleicht wenigstens dem
Namen nach in Bremen aufgefallenen, in München längst bekannten Pazifi¬
sten, linksliberalen Kommunal- und Landespolitiker und Privatgelehrten Lud¬
wig Quidde begegnet sein. Lehmkuhls malerische Ausbildung unterbrach die
Militärdienstzeit, dann der Erste Weltkrieg, an dem er, zuletzt als Oberleut¬
nant der Artillerie und Batteriechef, bis Kriegsende teilnahm. Auf dem Rück¬
zug aus Frankreich schwer erkrankt, erfuhr Lehmkuhl Heilung nach langem
Aufenthalt in einem Münchener Lazarett. Seine Rekonvaleszenzzeit, die in
die Wiederaufnahme seines Akademiestudiums überging, brachte ihn in Ver¬
bindung mit zahlreichen — von ihm porträtierten — Weltkriegsoffizieren,
darunter seinen zum Freund, später auch zum Förderer gewordenen und in
der NSDAP zu Einfluß gelangenden damaligen Leutnant Philipp Bouhler.

In der Reihe stürmischer Jahre, die sich in München an die Novemberrevo¬
lution von 1918 anschlössen, stand auch Quidde in der bayerischen Haupt¬
stadt oft im Rampenlicht öffentlichen Interesses. Vorstellbar ist, daß Lehm¬
kuhl in diesen bewegten Zeiten Münchens von Quidde Notiz genommen hat,
auf den sich zeitweilig die Hoffnungen bürgerlicher Kreise der Stadt richte¬
ten, da er als ein Gegengewicht zur Politik Kurt Eisners galt. Vorstellbar wäre
dann auch, daß Lehmkuhl in Kontakt zu Quidde trat. Immerhin fällt auf, daß
Quidde in jenem Brief an seine Frau von Lehmkuhl wie von einem dem Ehe¬
paar bereits bekannten Künstler spricht.

1 Der Brief befindet sich im Nachlaß Margarethe Quiddes in der Handschriftenabtei¬
lung der Stadtbibliothek München.
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Lehmkuhl war nach seiner zweiten Akademiezeit 1923 nach Bremen zu¬
rückgekehrt und hatte dort erste Anerkennung als inzwischen begehrter
Porträtmaler erlebt. Im Jahre 1927 war er nach Berlin übergesiedelt, wo er
seinen Erfolg — nun als Porträtist bekannter Zeitgenossen aus Politik und
Militär — fortsetzte. Das waren die äußeren Umstände, in welchen sich Lehm¬
kuhl befand, als er dem um ein Vierteljahrhundert älteren bremischen Lands¬
mann jetzt begegnete oder wiederbegegnete. Doch einem neuen Höhepunk¬
ten seines Erfolges entgegengehenden Künstler trat nun ein in vielfältiger
Hinsicht gescheiterter Greis gegenüber.

Quidde hatte mit der Zuerkennung des mit dem Franzosen Ferdinand Buis-
son zu teilenden Friedens-Nobelpreises im Jahre 1927 zwar diese lange ver¬
geblich ersehnte Anerkennung als international geachteter Friedenskämp¬
fer, als Organisator und Theoretiker des Pazifismus erfahren. Hatte der durch
die Inflation in den frühen zwanziger Jahren um den Ertrag aus dem be¬
trächtlichen väterlichen Erbe gebrachte und einst wohlhabende Mann indes
längst bittere Not kennengelernt, so war nunmehr auch das ihm durch den
Nobelpreis zugeflossene Geld zerronnen, da er es, in finanziellen Dingen oft
allzu sorglos, falschen Händen anvertraut hatte.

Von seinem organisatorischen Lebenswerk, der Deutschen Friedensgesell¬
schaft, aus deren Führung er im Februar 1929 von dem jungen Radikalpazifi¬
sten Fritz Küster und seiner Gefolgschaft verdrängt worden war, hatte er sich
inzwischen gelöst, um sich im Laufe der nächsten Jahre vorsichtig einer ge¬
mäßigteren Konkurrenzgründung, dem „Deutschen Friedensbund", zuzu¬
wenden. Seine unbestrittene Fähigkeit zum Ausgleich widerstreitender In¬
teressen war besonders in seiner Funktion als Präsident des Deutschen Frie¬
denskartells oft als unentbehrlich empfunden worden. Gleichwohl hatte er
den Zerfall dieser pazifistischen Dachorganisation nicht aufzuhalten ver¬
mocht und ihrer faktischen Auflösung im Mai 1929 fast tatenlos zusehen
müssen.

Völlig entmutigt in seiner pazifistischen Tätigkeit zeigte sich Quidde frei¬
lich nicht. Abrüstung, die praktische Umsetzung der Idee der Kriegsächtung
seit dem Briand-Kellog-Pakt, die Sicherung der Rechte nationaler Minderhei¬
ten, Völkerverständigung — dies blieben ihm wichtige pazifistische Ziele, für
die er sich nach wie vor mit Ausdauer und Entschiedenheit einsetzte. Die
internationale Ebene für derartige Aktivitäten war ihm geblieben: Er ver¬
säumte kaum eine Sitzung des Rates des Internationalen Friedensbüros in
Genf, dem er als Vizepräsident angehörte; er hatte, ihm zeitweise präsidie¬
rend, am Internationalen Friedenskongreß in Warschau im Juni 1928, Ende
April 1928 an einer pazifistischen deutsch-polnischen Verständigungskonfe¬
renz in Berlin, im September 1929 am Internationalen Friedenskongreß in
Athen, wiederum zeitweise in Präsidentenfunktion, teilgenommen und an¬
schließend eine Reihe von Balkanstaaten bereist. Aus den Beratungen von
Athen waren die Balkankonferenzen des Genfer Friedensbüros hervor¬
gegangen, an deren erster — in Athen und Delphi im Herbst 1930 — Quidde
ebenfalls teilnahm. Schließlich trat er in Deutschland an die Spitze einer neu¬
en pazifistischen Dachorganisation, des „Deutschen Ausschusses für Abrü¬
stungspropaganda".
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In seiner Partei, der Deutschen Demokratischen Partei (DDP), war er ein
eher bloß geduldeter, wenn auch wegen seiner Loyalität geschätzter kriti¬
scher Außenseiter ohne Einfluß geblieben. Die sich längst ankündigende
Entwicklung der DDP nach rechts war von ihm vergeblich bekämpft worden.
Nach dem Entschluß eines kleinen Parteizirkels um den Vorsitzenden Erich
Koch-Weser zum Zusammengehen mit dem Jungdeutschen Orden sollte es
im Sommer 1930 zur Gründung der Deutschen Staatspartei kommen und, als
eine vorläufige Reaktion Quiddes darauf, zur Gründung der Vereinigung Un¬
abhängiger Demokraten im August 1930. Quiddes weiterer Weg sollte nach
der Auflösung der DDP und der definitiven Gründung der Deutschen Staats¬
partei im Spätherbst 1930 zum Bruch mit seiner bisherigen politischen Hei¬
mat führen. Die aus der Vereinigung Unabhängiger Demokraten — entgegen
Quiddes Warnung — hervorgehende Radikaldemokratische Partei sollte frei¬
lich als Splitterpartei bedeutungslos bleiben.

Erich Koch-Weser, der aus Bremerhaven stammende ehemalige Reichsin¬
nenminister und Reichsjustizminister, der frühere Kommunalpolitiker in Del¬
menhorst, dann in Bremerhaven, schließlich in Kassel, der zeitweilige Abge¬
ordnete des Oldenburgischen Landtages, der Bremischen Bürgerschaft, der
Deutschen Nationalversammlung, des Deutschen Reichstages — er sollte sich
wie Quidde als Opfer der ganzen mißglückten Operation zur Neuordnung
seiner Partei betrachten können, bald nach dem Scheitern des Experiments
mit dem Jungdeutschen Orden sollte er sich aus dem politischen Leben
zurückziehen. Und mit Koch-Weser sollte Quidde seit dem politischen Um¬
bruch des Jahres 1933 das Schicksal der Emigration teilen: Koch-Weser wan¬
derte nach Lateinamerika aus, Quidde wählte Genf als Ort seines Exils.

Quiddes materielle Lage blieb von ständiger Not überschattet. Seine Hoff¬
nungen auf eine Anstellung als Dozent an der Berliner Hochschule für Poli¬
tik hatten sich zerschlagen. Die gewandelte politische Situation hatte eine
Förderung Quiddes von einflußreicher politischer Seite bereits vor 1933 im¬
mer unwahrscheinlicher werden lassen. Häufiger wurde nun von den Ehe¬
leuten Ludwig und Margarethe Quidde der notwendig werdende Verkauf
wertvoller Bücher und anderer Wertgegenstände aus gemeinsamem Besitz
erwogen. Quidde war weitgehend abhängig geworden von Honoraren für Ar¬
tikel in der liberalen Großstadtpresse und für politische Berichte, die regel¬
mäßig zu liefern er mit dem Generalsekretär des „National Council for Pre-
vention of War" der USA, Frederick J. Libby, vereinbart hatte. Daneben
durfte er nicht seine ständige wissenschaftliche Arbeit an der Herausgabe
der Reichstagsakten (ältere Reihe) als Mitglied der Historischen Kommission
der Bayerischen Akademie der Wissenschaften vernachlässigen. Nur seine
robuste Gesundheit bewahrte ihn anscheinend davor, daß er sich bis zur phy¬
sischen Erschöpfung verausgabte.

Das in zwei Tagen fertiggestellte Porträt — es trägt außer der Signierung die
Datierung 14. II. 1930 — vermittelt nicht nur einen Eindruck von Quiddes
ernstem Wollen und Streben im Dienste des Friedens — es verrät auch etwas
von seiner tiefen Enttäuschung angesichts so vieler gescheiterter Hoffnun¬
gen. Es kann nicht verwundern, daß er das Ölbild nicht kaufte; wahrschein¬
lich hätte er es nicht zu bezahlen vermocht.
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Eine bittere Ironie des Schicksals mag erkennen, wer dieses erfolglose Pazi¬
fistenleben mit der — trotz mancher beruflicher Rückschläge für das Nicht¬
NSDAP-Mitglied — doch recht erfolgreichen Karriere des Malers Hans Lehm¬
kuhl vergleicht. Der stets kriegsbegeistert bleibende Künstler sollte seit 1933
mit der Ausführung bellizistischer und anderer systemnaher Sujets nicht sel¬
ten Anklang bei NS-Größen wie Martin Bormann und Philipp Bouhler finden,
dessen Fürsprache bei Hitler er überdies die Verleihung des Professor-Titels
verdankte. 2

2 Die Darstellung des Lebensgangs von Hans Lehmkuhl folgt dessen Aufzeichnungen,
einem fünfseitigen Typoskript „Mein Leben und Schaffen", datiert Berlin-Wilmers¬
dorf, 25.2.43 (im Besitz der Familie).
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Die Gründung von Stuhr
Eine Siedlungsgründung der Stauferzeit *

Von Adolf E. Hofmeister

1. Die Gründungsurkunden

Am 8. August 1171 gestattete Herzog Heinrich der Löwe in Verden, umgeben
von einem Gefolge aus Geistlichen, Edelherren und Ministerialen, dem Fried¬
rich von Mackenstedt, das Bruchland zwischen Brinkum, Mackenstedt und
Huchting, das bisher völlig öde war, beliebigen Käufern zum erblichen Besitz
nach Holländerrecht zu verkaufen, und zwar von Mackenstedt den Flußlauf
der Sture entlang bis zur Ochtum 1 . Etwa zehn Jahre später — die Urkunde
trägt kein Datum, ist aber zwischen 1180 und 1183 ausgestellt — gab Erzbi-
schof Siegfried von Bremen dem Friedrich von Mackenstedt, seinem Ministe¬
rialen, diese Erlaubnis nochmals für dasselbe Gebiet 2 . In beiden Urkunden
werden Rechte und Pflichten der Käufer, die das Land offenbar urbar machen
und bewohnen sollten, festgelegt, insbesondere ihre Abgaben und ihre Ge¬
richtsverfassung. Beide Urkunden haben sich im Archiv des Klosters Heili¬
genrode, das ebenfalls von Friedrich von Mackenstedt gestiftet ist, erhalten
und sind unzweifelhaft echt 3 .

Die Ortsbeschreibung paßt genau auf das Gebiet von Stuhr (ohne Varrel).
Der Ort Stuhr hat also den äußerst seltenen Vorzug, daß seine mittelalter-

* Die erste Fassung dieser Studie wurde für ein Jubiläumsprojekt der Kirchengemein¬
de Stuhr verfaßt. In der hier erstmals gedruckt vorgelegten, überarbeiteten und er¬
gänzten Form sei sie den beiden Jubilaren dieses Jahrbuchs, Dr. Karl H. Schwebel
und Eugen De Porre, zugeeignet, diesem als Wahl-Stuhrer, dem die historische
Durchdringung des Raumes besonders am Herzen liegt, jenem als Forscher und För¬
derer auf dem Gebiet der Siedlungsgeschichte.

1 Bester Druck: Die Urkunden Heinrichs des Löwen, Herzogs von Sachsen und Bay¬
ern, bearb. v. K. Jordan, Weimar 1949 (Monumenta Germaniae Historica), Nr. 88.
Druck mit Ubersetzung: Urkunden und erzählende Quellen zur deutschen Ostsied¬
lung im Mittelalter, hrsg. v. H. Heibig u. L. Weinrich, 1. Teil, Darmstadt 1968, Nr. 3;
Erich Lemberg, Das Buch von Stuhr, hrsg. v. d. Gemeinde Stuhr, 1966, S. 25 ff.

2 Druck: Hamburgisches Urkundenbuch, hrsg. v. J. M. Lappenberg, Bd. 1, Hamburg
1842, Nr. 260; Hoyer Urkundenbuch, 5. Abt., hrsg. v. W. v. Hodenberg, Hannover
1848, Nr. 2. Inhaltsangabe: Regesten der Erzbischöfe von Bremen, Bd. 1, bearb. v.
O. H. May, Hannover 1937 (zitiert: REB I), Nr. 604. — Zur Datierung (zwischen April
1180 und Herbst 1183) ebd.

3 Die Urkunden haben den Zweiten Weltkrieg im StA Hannover unversehrt überstan¬
den, Signatur: Celle Or. 13 Nr. 795 und 796 (Herrn Dr. Poestges danke ich für freund¬
liche Auskünfte). Das Siegel an der ersten Urkunde ist noch erhalten, von der zwei¬
ten Urkunde fehlte es schon 1842. Vgl. Abb. 1 und 2.
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liehe Gründung gleich zweimal durch Urkunden dokumentiert ist. Es sind Be¬
weisurkunden, mit denen erst der Herzog von Sachsen, dann der Erzbischof
von Bremen den Gründungsakt beurkundeten. Der Unternehmer Friedrich
von Mackenstedt wurde autorisiert, die Rechtsstellung der Siedler gesichert,
bevor die Urbarmachung des Ödlandes begann. Bei den älteren „gewachse¬
nen" Siedlungen bedurfte es eines solchen beurkundeten Gründungsaktes
gewöhnlich nicht. Die Grundherren lenkten den Siedlungsausbau selbst; nur
selten führten Streitigkeiten nachträglich zur Ausstellung von Urkunden mit
höherer Autorität. Die Ersterwähnung älterer Siedlungen ist daher mehr
oder minder zufällig und liegt meist lange nach ihrer tatsächlichen Entste¬
hungszeit. Aber auch für die planmäßig angelegten Gründungssiedlungen
des hochmittelalterlichen Landesausbaus ist eine Gründungsurkunde kei¬
neswegs selbstverständlich. Nur wenige solcher Urkunden sind aus Nord¬
westdeutschland überliefert: in der Umgebung Bremens außer für Stuhr für
die Kirchspiele Horn, Süderbrok (Altenesch), Berne mit Bardewisch, Ober¬
neuland und für den Ort Neuenland 4 . Für andere gleichzeitig kolonisierte
Siedlungsgebiete, etwa Hadeln oder das Alte Land an der Elbe, existiert keine
einzige Gründungsurkunde. Es ist hier mit Urkundenverlusten bei den adli¬
gen und bäuerlichen Empfängern zu rechnen. Meist wurde aber offenbar auf
eine rechtsverbindliche schriftliche Fixierung der Gründung verzichtet.

2. Politische Rahmenbedingungen

Schon die erste Gründungsurkunde, die der Sicherung der Rechte des Unter¬
nehmers wie der Siedler diente, war also keine Selbstverständlichkeit. Seine
zweite Urkunde verdankt Stuhr besonderen politischen Verwicklungen in
seiner Gründungszeit. Die Landesherrschaft war hier nämlich strittig. An
sich gehörte der Largau (pagus Lara), in dem der Stuhrbruch lag, zum Einfluß-
gebiet des sächsischen Herzogshauses. Die Herzogsfamilie der Billunger hatte
hier Rechte, die nach ihrem Aussterben im Mannesstamm im Jahre 1106 auf
ihre Erben, die Weifen und Askanier, übergingen. Jedoch hatte Erzbischof
Adalbert von Bremen vom König 1063 das Forstrecht über verschiedene
Bruchländereien an der Weser, darunter ausdrücklich die Brüche bei Huch¬
ting und Brinkum, erhalten 5 . Das Forstrecht ermöglichte nach damaligem
Verständnis nicht nur Jagd, Holzschlag und Aufforstung, sondern auch die

4 Ludwig Deike, Die Entstehung der Grundherrschaft in den Hollerkolonien an der
Niederweser, Bremen 1959 (Veröff. aus d. StA d. Freien Hansestadt Bremen 27),
S. 14 ff.; Josef Joachim Menzel, Die schlesischen Lokationsurkunden des 13. Jh.,
Würzburg 1977, S. 60 ff., 149 ff.; Adolf E. Hofmeister, Besiedlung u. Verfassung d.
Stader Elbmarschen im Mittelalter, Teil II, Hildesheim 1981, S. 76 ff.

5 Die Urkunde ist nach dem maßgeblichen Druck in den Monumenta Germaniae
Historica (Die Urkunden Kaiser Heinrichs IV., 1. Teil, Weimar 1941, Nr. 103) ge¬
druckt und übersetzt in: Burg-Lesumer Heimatbuch, hrsg. v. Heimat- u. Verschöne¬
rungsverein Burg-Lesum [1985], S. 186 ff.
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Abb. J; Urkunde Heinrichs des Löwen für Friedrich von Mackenstedt
vom 8. August 1171 (StA Hannover, Celle Or. 13 Nr. 795).
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Rodung und Besiedlung von 'ödländereien 6 . Allerdings benötigte der Erzbi-
schof zur Durchsetzung dieses Rechtes, z. B. wegen der Grenzziehung gegen¬
über älteren Siedlungen, die Zustimmung des Herzogs. Erzbischof Adalbero
hatte 1142 bei der Kolonisation Südstedingens darauf Rücksicht ge¬
nommen 7 . Sein Nachfolger Hartwig L, ein erbitterter Gegner des Weifen¬
herzogs Heinrich des Löwen, versuchte ohne diese Zustimmung auszukom¬
men und geriet prompt wegen der Kolonisation mit dem Herzog in Konflikt.
Ein von Hartwig wahrscheinlich in Brokhuchting als Verkäufer des Landes
eingesetzter Bevollmächtigter namens Bovo wurde von Heinrich dem Löwen
derart behindert, daß Hartwig 1158 den Kaiser anrief, um die Kolonisation
fortsetzen zu können. Zugleich ließ sich der Erzbischof vom Kaiser auch das
Forstrecht in den Brüchen bei Huchting und Brinkum bestätigen 8 .

Nach dem Tode Hartwigs L wurde unter dem Druck des Herzogs 1169 der
ihm ergebene Balduin zum Erzbischof gewählt, der die Initiative ganz Hein¬
rich dem Löwen überließ. Daher wandte sich Friedrich von Mackenstedt 1171
wegen der Besiedlung des Stuhrbruchs an den Herzog, der ihm die Erlaubnis
zugleich im Namen Balduins erteilte. 1180 führte der Konflikt Heinrichs des
Löwen mit Kaiser Friedrich Barbarossa zum Sturz des Herzogs 9 . Im selben
Jahr wurde ein Gegner des Weifenherzogs, der Askanier Siegfried, auf den
Stuhl des Bremer Erzbischofs gewählt. Den Bruder Siegfrieds, Bernhard von
Anhalt, erhob Barbarossa zum neuen Sachsenherzog. Siegfried ging sogleich
daran, die an Heinrich den Löwen verlorenen erzbischöflichen Rechte zu¬
rückzugewinnen. Es liegt in der Logik der veränderten Machtverhältnisse,
wenn der Erzbischof ein herzogliches Recht am Stuhrbruch nun nicht mehr
anerkannte, sondern seinerseits eine neue Urkunde ausstellte, die die frühe¬
re Urkunde mit keinem Wort erwähnt und den Herzog ignoriert. Dennoch ist
durchaus der Wortlaut der Vorurkunde übernommen; allerdings kam es da¬
bei zu bemerkenswerten Textergänzungen, die für den Gründungsvorgang
aufschlußreich sind.

Während der Hinweis, daß es sich bei dem Siedlungsgebiet um Ödland han¬
delt, weggelassen ist, sind ausführliche Bestimmungen über die Abgrenzung
des Kolonisationsgebietes neu aufgenommen: Vor dem Verkauf an Siedler
sollen die Grenzen ermittelt werden, weil die Ländereien der benachbarten
Dörfer, insbesondere des erzbischöflichen Hofes in Brinkum, weit in das
Bruchland hineinreichen. Dem Hof und jeder angrenzenden Hufe soll gleich¬
mäßig der ihnen jeweils zustehende Anteil am Bruchland zugewiesen wer¬
den. Den Grundherren soll es frei stehen, ihren Anteil dann selbst nach Hol¬
länderrecht zu verkaufen oder sich für eigene Zwecke vorzubehalten. Den
Zehnten von diesem angrenzenden Bruchland soll der Erzbischof, den Zehn-

6 Zusammenfassend: H. Rubner, Forst, in: Handbuch z. dt. Rechtsgeschichte, Bd. 1,
1971, Sp. 1168 ff.; E. Schubert, Forst, in: Lexikon des Mittelalters, Bd. 4, 1989,
Sp. 658 ff.

7 Die Urkunden Heinrichs des Löwen (wie Anm. 1), Nr. 2; REB I, Nr. 469.
8 Die Urkunden Friedrichs I. 1152—1158, bearb. v. H. Appelt, Hannover 1975 (Monu-

menta Germaniae Historica), Nr. 208, 210 und 219; REB I, Nr. 535, 536 und 539.
9 Karl Jordan, Heinrich der Löwe, München 1979, S. 187 ff.
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Abb. 2: Urkunde Erzbischof Siegfrieds für Friedrich von Mackenstedt,
ausgestellt zwischen 1180 und 1183 (StA Hannover, Celle Or. 13 Nr. 796).
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ten vom übrigen Bruchland, also von Stuhr, soll Friedrich von Mackenstedt
erhalten.

Man gewinnt den Eindruck, daß in dem vergangenen Jahrzehnt der Ver¬
kauf des Bruchlandes wohl begonnen hat, aber jedenfalls noch nicht abge¬
schlossen war und daß die Nachbardörfer, insbesondere der Hof in Brinkum,
sich als Anlieger noch einen Anteil am Bruchland sichern wollten. Daß der
Zehnte, die ergiebigste Abgabe der Kolonisten, an Friedrich von Macken¬
stedt fallen sollte, war an sich ungewöhnlich, sonst behielt sich zumeist der
Erzbischof die Verfügungsgewalt vor. 1171 war Friedrich als Empfänger des
Zehnten nicht ausdrücklich erwähnt, damit fehlte ihm eine Rechtsgrundlage
für seinen Anspruch. Erzbischof Siegfried hat diese nun zugestanden, sich
aber den Zehnten der an Brinkum fallenden Neubruchländereien gesichert.

Schließlich ist noch die Bestimmung über die Ausstattung der Stuhrer Kirche
neu. Vorher war nur die Rede von einem Anteil an dem geringen Hufenzins
(ein Pfennig je Hufe jährlich), den die vorgesehene Kirche erhalten sollte.
Nun wird festgelegt, daß die Kirche auch mit einer halben Holländerhufe
und dem dazugehörigen Zehnten ausgestattet werden soll; die andere Hälfte
soll die Kirche in Mackenstedt erhalten. Auch jetzt war die Kirche in Stuhr
also noch nicht errichtet, aber die materiellen Voraussetzungen waren ge¬
schaffen.

3. Die Hollerkolonisation

Zwei Stichworte in der Urkunde Erzbischof Siegfrieds machen den größeren
Zusammenhang, in den dieser Siedlungsvorgang einzuordnen ist, klar: Hol¬
länderrecht {ius Hollandricum) und Holländerhufe (mansus Hollandricus).
Es handelt sich hier um einen Teil der großen Siedlungsbewegung, die als
Hollerkolonisation oder niederländische Kolonisation im 12. und 13. Jahr¬
hundert weite Gebiete an der unteren Weser wie an der unteren und mittle¬
ren Elbe erfaßte und bis nach Brandenburg und Sachsen ausgriff 10. Sie ist
gekennzeichnet durch ein günstiges Siedlungsrecht, das den Siedlern erb¬
liches Besitzrecht, relativ niedrige Abgaben, eine eigene Gerichtsorganisa¬
tion und persönliche Freiheit gewährte, nämlich das „Holländerrecht" der
Stuhrer Urkunden, und durch eine planmäßige Fluraufteilung in meist hofan¬
schließende Breitstreifen, die sogenannten Marschhufen, die in den Quellen
oft „Holländerhufen" genannt werden. Verbunden ist diese Kolonisation zu¬
meist mit Deichbau und Entwässerung, so daß sie allgemein als Niederungs¬
kolonisation bezeichnet werden kann.

Holländerrecht und Holländerhufe weisen auf den Ausgangsraum dieser
Kolonisation hin, nämlich auf Holland. Tatsächlich finden sich in der
Holländisch-Utrechter Tiefebene zwischen Amsterdam, Rotterdam und
Utrecht formal und teilweise auch rechtlich die Vorbilder für die Marschhu-

10 Franz Petri, Entstehung und Verbreitung der niederländischen Marschenkolonisa¬
tion in Europa (mit Ausnahme der Ostsiedlung), in: Die deutsche Ostsiedlung des
Mittelalters als Problem der europäischen Geschichte, Sigmaringen 1975 (Vorträge
u. Forschungen 18), S. 695—754.
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fenkolonien an Weser und Elbe. Leimuiden, Rijnsaterwoude und Esselijker-
woude bei Leiden sind dort schon 1063 bezeugt. Aus diesem Raum könnten
jene Holländer stammen, die sich um 1113 (dieses Jahr ist wahrscheinlicher
als 1106) an den Bremer Erzbischof Friedrich wandten, der ihnen das später
als „Hollerland" bezeichnete Bruchland nördlich von Bremen unter günsti¬
gen Bedingungen überließ 11 .

Noch früher als in Holland hatte die Niederungskolonisation in Seeflan¬
dern bei Brügge begonnen. Hier wurde schon seit dem Beginn des 11. Jahr¬
hunderts durch Deichbau und Entwässerung dem Meer Land abgewonnen.
Die hier erworbenen technischen Kenntnisse wurden über Holland nach
Norddeutschland übertragen, nach Mitteldeutschland wandten sich flämi¬
sche Siedler in größerer Zahl auch direkt. Seit den 30er Jahren des 12. Jahr¬
hunderts begegnen holländische Siedler bei Stade an der Elbe, seit den 40er
Jahren finden sich Holländer und Flamen in den Niederungsgebieten an der
unteren und. mittleren Elbe, in Ostholstein, an der Mulde und an der Saale
und auch in Stedingen an der Weser. Es waren offenbar die technischen Fä¬
higkeiten in der Entwässerung und im Deichbau, die die Holländer allenthal¬
ben zu gefragten Siedlern machten, so daß man sie durch günstige Angebote
anzulocken suchte 12.

Im Bruchland an Weser und Ochtum südlich von Bremen läßt sich die Kolo¬
nisation seit den 50er Jahren des 12. Jahrhunderts nachweisen. Wie erwähnt,
war der 1158 vom Kaiser in Schutz genommene Bovo wohl in Brokhuchting
als Landverkäufer eingesetzt. Der Streit zwischen Erzbischof Hartwig I. und
Heinrich dem Löwen lähmte hier den Fortgang der Kolonisation. In den
70er Jahren hat Heinrich der Löwe dann die Kultivierung im Niedervieland
gefördert, nämlich in Seehausen, Lankenau und Hasenbüren — das letztere
wurde damals ihm zu Ehren Lewenburen (Löwenbüren) genannt 13 — und
auch in Stuhr. Erst um 1200, unter Erzbischof Hartwig IL, wurden auch Strom
und Neuenland kultiviert. Die Kolonisationsurkunde für Neuenland aus dem
Jahre 1201 hat die Urkunde Siegfrieds für Stuhr zum Vorbild 14 .

Als die Kolonisation im Niedervieland und in Stuhr begann, hatte man in
Bremens Umgebung schon fast 60 Jahre lang Erfahrungen mit der Kultivie¬
rung der Niederungen sammeln können. Es war zu dieser Zeit also nicht
mehr unbedingt nötig, Siedler aus Holland für die Entwässerungsarbeiten

11 Karl Reinecke, Die Holländerurkunde Erzbischof Friedrichs I. von Hamburg-
Bremen und die Kolonisation des Kirchspiels Horn, in: Brem. Jb. 52, 1972, S. 5 ff.;
Hendrik van der Linden, De Cope. Bijdrage tot de Rechtsgeschiedenis van de Open-
legging der Hollands-Utrechtse Laagvlakte, Diss. jur. Utrecht 1955, S. 40 ff.

12 B. Augustyn / A. Verhulst, Deich- und Dammbau, in: Lexikon des Mittelalters,
Bd. 3, 1986, Sp. 641 ff.; Petri (wie Anm. 10); Menzel (wie Anm. 4), S. 47 ff.; Hof¬
meister (wie Anm. 4), S. 3 ff.

13 Adolf E. Hofmeister, Seehausen und Hasenbüren im Mittelalter. Mit einer Quellen¬
sammlung von Andreas Röpcke, Bremen 1987 (Veröff. aus d. StA d. Freien Hanse¬
stadt Bremen 54), S. 61 ff.

14 Die Siedlungsbedingungen sind fast wortgleich übernommen; vgl. Bremisches
Urkundenbuch, Bd. 1, Bremen 1873, Nr. 92; REB I, Nr. 690.
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herbeizuholen. Es konnten ebenso Bauern aus dem Hollerland oder aus Ste-
dingen herangezogen werden, auch Einheimische von der Geest mögen sich
angeschlossen haben. Es ist auffallend, daß sich im Vieland und in Stuhr, von
der Siedlungstechnik und der Organisation abgesehen, keine nennenswer¬
ten holländischen Eigentümlichkeiten in Recht, Sprache und Namengut er¬
halten haben. Auch die Rechtsbestimmungen der beiden Gründungsurkun¬
den von Stuhr sind in dieser Hinsicht neutral: Die Siedler brauchen als Zehn¬
ten nur die elfte Garbe abzuliefern, der Zehnte von Fohlen und Kälbern soll
durch Geld abgelöst, der von Bienen, Schafen, Schweinen und Gänsen da¬
gegen in Naturalien abgeliefert werden. Als Bußgeld bei Gericht sollen sie
nicht mehr als 4 Schilling, für den Bann des Richters 8 Pfennig, ebensoviel
für Verspätung oder Abwesenheit bei Gericht zahlen. Zu Martini (11. Novem¬
ber) ist ein Pfennig Zins von jeder Hufe fällig. Von der vare, der Gefahr des
Prozeßverlustes bei formalen Verstößen, werden sie befreit. Kapitalverbre¬
chen sollen nach dem Landrecht abgeurteilt werden, Gerichtsverhandlungen
nur dreimal jährlich stattfinden.

Dies alles sind keine Eigentümlichkeiten des in Holland gebräuchlichen
Rechtes, sondern Bestandteile allgemeinen Siedlungsrechtes mit Vergünsti¬
gungen für die Siedler bei Abgaben, Gerichtsverfassung und Rechtsgang. Als
Holländerrecht ist in den Stuhrer Urkunden offenbar nicht das in Holland
gültige Recht, sondern vor allem das Besitzrecht, die freie Erbleihe, bezeich¬
net, das natürlich auch Nicht-Holländern zugebilligt werden konnte 15. Es
hat also den Anschein, als ob bei der Kolonisation von Stuhr Siedler aus Hol¬
land nicht mehr maßgeblich beteiligt waren, wenn auch die Siedlungsanlage
zweifellos nach dem Muster der Holländersiedlungen erfolgt ist.

4. Die Siedlungsanlage
Die Siedlungsform von Stuhr läßt die Breitstreifen der Marschhufen erken¬
nen — in der Urkunde Siegfrieds Holländerhufen genannt —, die sich zwi¬
schen Stuhrgraben und Moordeich bzw. der Grenze gegen Huchting
erstrecken. Die Siedlungsachse, an der die Höfe errichtet wurden, verläuft
senkrecht dazu von Mackenstedt in nordnordöstlicher Richtung zur Ochtum
mitten durch die Feldmark. Die Höfe sind zumeist auf einer Seite der Straße
aufgereiht. Zum Kirchspiel und zur Vogtei Stuhr gehörte früher auch Grol¬
land, das spätestens 1184 bestand und 1189 als Gronlant erwähnt ist, also of¬
fenbar gleichzeitig mit Stuhr angelegt ist 16 . Dessen Breitstreifen ziehen sich
von der Huchtinger Grenze zur Ochtum, die Siedlungsachse verläuft parallel
zur Ochtum in nordnordwestlicher Richtung durch die Feldmark. Die Hufen
wurden meist durch Gräben voneinander abgegrenzt, die durch Flethe und

15 Wilhelm-Christian Kersting, Das Hollische Recht im Nordseeraum, aufgewiesen
bes. an Quellen d. Landes Hadeln, in: Jb. d. Männer v. Morgenstern 35, 1954,
& 67 ff., 79 f.

16 Eine viertel Hufe in Gronlant erwarb das Kloster Heiligenrode zur Zeit Erzbischof
Siegfrieds (1181-1184), vgl. Hamb. UB I, Nr. 284, bzw. Hoyer UB V, Nr. 4 (1189).
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den Stuhrgraben zur Ochtum entwässerten. Deiche wurden an der Ochtum,
am Stuhrgraben und gegen das Moorwasser aufgeworfen. Möglicherweise
mußte sogar der Fluß Sture, dem Stuhr seinen Namen verdankt, von Macken¬
stedt an gestaut und verlegt werden 17.

Zahl und Größe der Hufen in Stuhr können ohne gründliche Untersuchung
der Flur, der Besitzverhältnisse und ihrer Veränderungen nur grob geschätzt
werden. Das gleichzeitig angelegte Hasenbüren, das näher untersucht ist,
hatte 20 Hufen oder „Land" zu je etwa 30 ha. Nicht alle Hollerkolonien hat¬
ten also Hufen zu 48 ha wie im Hollerland nördlich von Bremen 18 . Die Zahl
der Hufen in Stuhr, dessen Feldmark größer war als die von Hasenbüren,
dürfte entsprechend höher gelegen haben. Die Hufen zerfielen später häufig
in Viertel (eigentlich viertel Hufen). Um 1450 besaß die Herrschaft Delmen¬
horst in Stuhr 21 Bauhöfe und 7 V2 Viertel 19 . Hinzu kamen einige Höfe des
Klosters Heiligenrode 20 . In Grolland mögen etwa sechs Hufen entstanden
sein. Der Herrschaft Delmenhorst gehörten hier um 1450 zwei oder drei Bau¬
höfe. Weitere Höfe besaßen damals das Kloster Heiligenrode, der Bremer
Dom und das Bremer Willehadikapitel 21 . Da Varrel, Moordeich und Obern¬
heide erst später entstanden, lassen sich im Kirchspiel Stuhr um 1200 etwa
30—40 Höfe vermuten.

17 Der Fluß „Sture" wird gewöhnlich mit dem Stuhrgraben identifiziert, dem Grenz¬
graben zwischen Stuhr und Brinkum, früher zugleich den Grafschaften Oldenburg
und Hoya. Mir erscheint zweifelhaft, daß dieses der ursprüngliche Flußlauf ist, an
dem entlang die neue Kolonie nach der Urkunde von 1171 entstehen sollte, zumal
nach der Urkunde von 1180/83 gerade die Grenze gegen Brinkum unklar war. Es
müßte geologisch geklärt werden, ob der ursprüngliche Lauf nicht eher vom Klo¬
sterbach bei Mackenstedt zwischen Stuhr und Moordeich zur Ochtum führte.
Auch C. H. Hüchting, 900 Jahre Brinkum 1063—1963, Brinkum 1963, S. 30 f., ver¬
mutet eine Verlegung des Stuhrgrabens, allerdings nach Westen hin. Oberhalb von
Mackenstedt hieß der von Bassum kommende Klosterbach früher „Sture", vgl. Ger¬
hard Lutosch, Die Siedlungsnamen des Landkreises Diepholz, Syke 1983, S. 206 f.
zu Stuhr und S. 208 zu Stühren.

18 Wie Anm. 13, S. 48 ff. Die Hufengröße in Oberstedingen berechnen Hans-Jürgen
Nitz u. Petra Riemer, Die hochmittelalterliche Hufenkolonisation in den Bruchge¬
bieten Oberstedingens (Wesermarsch), in: Oldenburger Jb. 87, 1987, S. 21 ff., auf
30 Morgen oder 33,6 ha. Vgl. Dietrich Fliedner, Die Kulturlandschaft der Hamme-
Wümme-Niederung. Gestalt u. Entwicklung d. Siedlungsraumes nördl. v. Bremen,
Göttingen 1970, S. 25, 38 f.

19 Oldenburger Salbuch. Register d. Drosten Jakob v. d. Specken über Grundbesitz u.
Einkünfte d. Grafen v. Oldenburg um 1428—1450, bearb. u. hrsg. v. H. Lübbing, Ol¬
denburg 1965, S. 91 f. Vgl. Lemberg (wie Anm. 1), S. 41 f. (dort irrtümlich zu 1426).

20 Hoyer UB V, Nr. 4, 24, 49, 58—60, 70. 1294 einigte sich Graf Moritz mit dem
Kloster wegen der Vogtei über 13 V2 Viertel in Stuhr (ebd., Nr. 59).

21 Die Feldmark Grolland im Jahre 1804 zeigt die Tafel 26 des Kartenwerks „Das Ge¬
biet der freien Hansestadt Bremen", hrsg. v. H. Dörries, Bremen 1928. Zu den
Grundherren vgl. Dietrich Schomburg, Land Bremen, Hildesheim 1964 (Ge-
schichtl. Ortsverzeichnis v. Niedersachsen 1), S. 22 f., und Oldenburger Salbuch
(wie Anm. 19), S. 91.
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5. Die Errichtung der Kirche

Nach Ausstellung der zweiten Gründungsurkunde 1180/83 schritt die Kolo¬
nisation in Stuhr rasch voran. Erzbischof Siegfried schenkte dem Kloster Hei¬
ligenrode spätestens 1184 ein Viertel Land in Grolland 22 , und 1187 war auch
die Kirche in Stuhr, die 1180/83 lediglich vorgesehen war, vorhanden. In die¬
sem Jahr beurkundete nämlich Erzbischof Hartwig II. die Erweiterung einer
älteren Armenstiftung in Bremen zu einem dem heiligen Ansgar geweihten
Stift für zwölf Kanoniker und überwies ihm unter anderem die Kirchen in
Horn, Wasserhorst und Stuhr mit ihren Einkünften 23 .

Das Datum der Urkunde ist problematisch, da das Ansgariikapitel offenbar
schon 1185 bestand und die Urkunde nur abschriftlich überliefert ist, so daß
ein Datierungsfehler nicht ganz auszuschließen ist. Man hat vermutet, daß
die Urkunde schon 1185 geschrieben sei 24 . Sicherheit läßt sich darüber
kaum gewinnen. Es ist durchaus möglich, daß die Gründung bzw. Erweite¬
rung des Ansgariistiftes erst nachträglich, nämlich am 1. Mai 1187, beurkun¬
det ist, zumal dem Ansgariikapitel später stets das Jahr 1187 als Gründungs¬
jahr galt.

Die Entstehung der Stuhrer Kirche fällt also in den Zeitraum zwischen 1180
und 1187. Sie wurde zunächst aus Holz errichtet, dieser Bau wurde im
13. Jahrhundert durch das noch bestehende steinerne Gebäude ersetzt 25 .
Die Kirche blieb das ganze Mittelalter hindurch dem Bremer Ansgariikapitel
zugeordnet, so daß dieses die geistliche Gerichtsbarkeit ausübte und auch
über die Besetzung der Pfarrstelle entschied 26 . Dagegen wurde die Kirche in
Mackenstedt, die bei der Gründung von Stuhr mit Land und Einnahmen in
Stuhr ebenso wie die Stuhrer Kirche bedacht worden war, nach 1238 dem
Kloster Heiligenrode übergeben 27 .

22 Wie Anm. 16.
23 Brem. UB I, Nr. 66; REB I, Nr. 627. Das Original ist seit langem verloren, die Drucke

beruhen auf Abschriften, vor allem auf der in der Regula capituli sancti Anscharii
des StA Bremen aus dem 14. Jh., die seit dem Zweiten Weltkrieg ebenfalls vermißt
wird. — Von den drei Kirchen hat das Ansgariikapitel später tatsächlich nur die in
Horn und Stuhr besessen.

24 Brem. UB I, Nr. 66 Anm. 13; REB I, Nr. 627 Anm.; Friedrich Prüser, Die Güterver¬
hältnisse des Anscharikapitels in Bremen, Brem. Jb. 33, 1931, S. 45 f.; 800 Jahre
Horn-Lehe, Bremen 1985, S. 7, 13.

25 Lemberg (wie Anm. 1), S. 184 f.; Georg Dehio, Handbuch der Deutschen Kunst¬
denkmäler: Bremen, Niedersachsen, bearb. v. G. Kiesow u. a., 1977, S. 898.

26 Im Kalendarium des Ansgariikapitels (StA Bremen 2 - Z.13.p.3.) ist zum 23. August
die Memorie eines Pfarrers Meinhard in Stuhr verzeichnet: Obiit Meynardus rec-
tor ecclesie in Sture cum lotone, offenbar desselben, der 1362 auch urkundlich er¬
wähnt ist (Oldenburgisches Urkundenbuch, Bd. 7, Oldenburg 1934, Nr. 217).

27 Brem. UB I, Nr. 208; REB I, Nr. 921.
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6. Die Herren von Mackenstedt

Den Gründer von Stuhr, Friedrich von Mackenstedt, bezeichnete Erzbischof
Siegfried als seinen Ministerialen. Etwa gleichzeitig mit der Besiedlung des
Stuhrbruchs gründete Friedrich 1180/83 das Kloster Heiligenrode bei Macken¬
stedt 28 . Für einen Ministerialen, also einen unfreien, wenn auch ritterlichen
Dienstmann, ist das ungewöhnlich. Die Klostergründung und -ausstattung
setzen Eigengut des Gründers voraus. Es ist daher wahrscheinlich, daß Fried¬
rich aus einer ursprünglich edelfreien Familie stammte, die erst kürzlich in
die erzbischöfliche Ministerialität eingetreten war. Der Eintritt von Edel-
freien in die Dienstmannschaften hoher Herren war zu dieser Zeit nichts
Außergewöhnliches 29 . Die Edelherren gaben damit zwar ihre Freiheit auf,
gewannen aber den Schutz eines mächtigen Herrn für sich und ihren Besitz,
den sie durch zusätzliche Dienstlehen noch vermehren konnten. In der Ur¬
kunde von 1171 ist Friedrich noch nicht als Ministeriale bezeichnet. Die Tat¬
sache, daß er sich damals wegen der Besiedlung des Stuhrbruchs an den Erz¬
bischof und den Herzog gewandt hat, läßt auf eine relativ unabhängige Stel¬
lung schließen. Vielleicht ist er erst um 1180 bei der Umwälzung der Macht¬
verhältnisse in die Ministerialität des Erzbischofs eingetreten. Die Zustim¬
mung zur Klostergründung und die Bewilligung des Zehnten von Stuhr lassen
sich dann als Gegenleistungen des Erzbischofs deuten.

Friedrichs Vater Christian hatte dem Bremer Dom den Zehnten von Weyhe
gestiftet, Friedrichs Bruder Luder war Kanoniker, wahrscheinlich Bremer
Domherr 30 . Friedrich scheint nach der Klostergründung nicht mehr lange
gelebt zu haben. Seine Gattin Hildewaris überlebte ihn; der 1189 erwähnte
Friedrich, Vogt von Mackenstedt, d. h. der Klostervogt von Heiligenrode, war
vielleicht schon sein Sohn. Ein weiterer Sohn Konrad ist um 1194 zuletzt
erwähnt 31 . Danach tritt die Familie nicht mehr in Erscheinung.

28 Hoyer UB V, Nr. 3; REB I, Nr. 605. Detlef Jankowski, Heiligenrode, in: Die Benedik¬
tinerklöster in Niedersachsen, Schleswig-Holstein u. Bremen, St. Ottilien 1979
(Germania Benedictina, Bd. VI), S. 153 ff., und in: Die Frauenklöster in Niedersach¬
sen, Schleswig-Holstein u. Bremen, St. Ottilien 1984 (Germania Benedictina,
Bd. XI) S. 281 ff.

29 Werner Hillebrand, Besitz- und Standesverhältnisse des Osnabrücker Adels 800
bis 1300, Göttingen 1962, S. 208 ff.

30 Christian v. Mackenstedt stiftete den Zehnten für sich, seine Frau Brunfrith, seine
Söhne Luder, der Kanoniker war, und Friedrich sowie für Mathilde, wahrscheinlich
seine Tochter (Brem. UB I, Nr. 53 Anm. 2). Ob Christian Ministeriale oder Edelfrei-
er war, ist nicht angegeben, ein Domherr Liuderus ist 1157 erwähnt (Brem. UB I, Nr.
531). — Ins Reich der Legenden gehört ein Burgherr oder gar Graf Heinrich von
Mackenstedt, vgl. die unkritische Darstellung in: Heiligenrode, Festschrift zur 800-
Jahr-Feier, hrsg. v. d. Gemeinde Stuhr, 1982, S. 19.

31 Hoyer UB V, Nr. 5; REB I, Nr. 647. Die dort auf um 1189 datierte Urkunde, die kein
Datum trägt, ist wegen der Zeugen eher um 1194 (zwischen 1189 und 1198) einzu¬
ordnen. Der in der Zeugenreihe genannte Domdekan Rodolfus ist 1194 zuerst be¬
zeugt und wurde 1198 ermordet, siehe REB I, Nr. 677 Anm.

27



7. Die Entstehung der Grundherrschaft

Das Erbe Friedrichs von Mackenstedt und seiner Söhne, soweit es nicht dem
Kloster Heiligenrode übertragen war, dürfte zunächst an den Dienstherrn,
den Bremer Erzbischof, gelangt sein. Der Vogt Alnoth in Grolland, der 1206
bei einer Güterübertragung genannt ist, wäre demnach ein erzbischöflicher
Vogt gewesen. Noch 1225 betrachtete sich der Erzbischof als Besitzer der
Vogteiabgabe in Grolland 32 und damit sicherlich auch in Stuhr. In der weite¬
ren Entwicklung verschwand das freie Erbleiherecht der Siedler, das „Hollän¬
derrecht" der Gründungsurkunden, aus Stuhr. Sie wurden wie überall in den
Kolonisationsgebieten um Bremen zu Pächtern, die verhältnismäßig leicht
abzusetzen waren und einen hohen Grundzins abzuliefern hatten. Aller¬
dings fiel dieser in Stuhr mit einem Viertel der Ernte noch relativ mäßig
aus 33 , während die Bauern im Vieland vielfach ein Drittel abzugeben hat¬
ten. Erst allmählich besserte sich das Besitzrecht wieder zu einem erblichen
Meierrecht.

Die Ursachen der Verschlechterung des Besitzrechtes gegenüber den
Gründungsurkunden sind vielfältig. Schon von Anfang an gab es Ansatz¬
punkte dafür, daß neben freien Siedlern auch Grundherren Land im Koloni¬
sationsgebiet erwarben und verpachteten. Das Kloster Heiligenrode besaß
schon 1189 mehrere Viertel Land in Stuhr, damals noch Sturbroke genannt,
und Grolland 34 . Besonders in Grolland waren schon vor der Unterwerfung
der Stedinger zahlreiche Ländereien grundherrschaftlich gebunden. Neben
Heiligenrode erhielten hier das Stift Wildeshausen, der Bremer Dom, das

32 Brem. UB I, Nr. 102 und 137; REB I, Nr. 715 und 813. - Allerdings versicherte
schon Graf Moritz v. Oldenburg (1167—1211) dem Kloster Mal garten, daß die Güter
des Klosters in Grolland dem kaiserlichen Freiengericht und der Besteuerung
durch den Grafen nicht unterworfen seien (Brem. UB I, Nr. 86), offenbar weil die
Klostergüter in Grolland aus oldenburgischem Besitz stammten.

33 Wie Anm. 19, S. 91. — Einen interessanten, aber sicher nicht typischen Pachtver¬
trag schloß 1259 das Kloster Lilienthal mit Hermann Stake über ein halbes Viertel
Land (gewöhnlich ein Stück) in Grolland (Brem. UB I, Nr. 295). Stake, anscheinend
ein Bremer Bürger, hatte vorher ein halbes Viertel als Lehen (leodaliter) besessen
und erhielt nun statt dessen ein anderes halbes Viertel als Zinsgut (censualiter) auf
Lebenszeit, von dem er dem Kloster in den ersten vier Jahren jährlich fünf viertel
Fuder (quartas) Hafer, danach jährlich 1 '/2 Fuder (plaustratam) Hafer zu liefern
hatte. Typischer dürfte jener Vertrag sein, den 1360 ein Domvikar mit seinem zah¬
lungssäumigen Meier im benachbarten Neuenland im Vieland schloß (Brem.
UB III, Nr. 152). Der Meier hatte jährlich V2 Mark vormede zu zahlen, den Zehn¬
ten und ein Drittel von allen Erträgen, auch von Gras und Heu, abzuliefern, drei¬
mal im Jahr „Geschenke" zu schicken und dem Vikar, sooft der wollte, mit einem
Wagen, „wie ein Meier seinem Herrn zu tun pflegt", zu dienen. Das Pachtverhältnis
konnte jährlich zu Weihnachten gekündigt werden und endete dann am nächsten
22. Februar ohne irgendwelche Ansprüche des Meiers. Siehe dazu ausführlicher
Deike (wie Anm. 4), S. 72 ff. Vgl. dazu auch die Pachtverträge im sog. Königszins¬
register der Domvikare aus der 1. Hälfte des 15. Jh., veröffentlicht von Karl H.
Schwebel, Das bremische Erbgericht Borgfeld, in: Brem. Jb. 43, 1951, S. 278 ff.

34 Hoyer UB V, Nr. 4; REB I, Nr. 641.
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Bremer Willehadikapitel und das entfernte Kloster Malgarten (bei Bramsche)
schon vor 1230 Grundbesitz von Adligen und Bürgern 35 .

Die allgemeine Beseitigung der freien Erbleihe und die wohl vollständige
Durchsetzung der Grundherrschaft in den Marschen rings um Bremen waren
jedoch erst eine Folge der Stedingerkriege 36 . Nachdem die Stedinger von
den durch Kreuzfahrer verstärkten Ritterheeren des Erzbischofs von Bremen
und der Grafen von Oldenburg 1234 niedergeworfen waren, wurde von den
Siegern das freie Erbleiherecht mit seinen niedrigen Abgaben beseitigt,
indem die Bauernhufen als Ketzereigentum eingezogen und neu vergeben
wurden.

Die meisten Ländereien in Stuhr befanden sich später im Besitz der Olden¬
burger Grafen, nur das Kloster Heiligenrode behauptete sich neben ihnen
mit einem Vorwerk und einigen weiteren Ländereien 37 . Zugleich finden wir
die Grafen von Oldenburg seit der Unterwerfung der Stedinger im Besitz der
Vogtei von Stuhr 38 , die ihnen vom Erzbischof überlassen sein muß. Außer¬
dem erhielten sie den Zehnten und erhoben Zoll 39 . Gelegentliche Verpfän¬
dungen der Vogtei und des ganzen Dorfes an die Grafen von Hoya 40 wurden
wieder rückgängig gemacht, so daß die Grafen von Oldenburg bzw. ihre Ne¬
benlinie in Delmenhorst in diesem östlichsten Kirchspiel ihres Territoriums
sowohl Landes- als auch größte Grundherren blieben.

8. Rückblick

Die Gründung von Stuhr fällt in eine Zeit politischen Ringens zwischen Stau¬
fern und Weifen um die Macht im Reich, das sich noch in den Gründungsur¬
kunden von Stuhr, ausgestellt von dem Weifen Heinrich dem Löwen und dem
Askanier Siegfried, einem Anhänger Friedrich Barbarossas, widerspiegelt.
Beide Parteien und mit ihnen viele kleinere Fürsten und Herren förderten im
12. Jahrhundert den Landesausbau ebenso wie die Städtebildung zur Stär¬
kung der eigenen Machtgrundlagen. Die Erschließung der Niederungsge¬
biete durch vor allem niederländische Siedlungstechniker zeigte im 12. und
13. Jahrhundert glänzende Erfolge und bot zahlreichen bäuerlichen Siedlern
einen Weg, Grundbesitz und Freiheit zu erlangen.

Unter enormen Anstrengungen der Siedler wurde zwischen 1171 und etwa
1190 auch der Stuhrbruch zwischen Huchting und Brinkum trocken gelegt
und durch Deiche geschützt und noch vor 1187 ein neues Kirchspiel gegrün¬
det, das der Erzbischof dem Bremer Ansgariikapitel unterstellte. Schon der
Gründer Friedrich von Mackenstedt legte durch die Ausstattung des Klosters

35 Brem. UB I, Nr. 86, 102, 137, 155; vgl. Schomburg (wie Anm. 21), S. 22.
36 Deike (wie Anm. 4), S. 101 ff.
37 Hoyer UB V, Nr. 19: alodium in Stura; vgl. Anm. 20.
38 Zuerst 1240 für Grolland belegt: Brem. UB III, Nr. 577; vgl. auch die Urkunden von

1252, 1258 und 1259: Hoyer UB V, Nr. 19 und 22; Brem. UB I, Nr. 297.
39 Oldenburger Salbuch (wie Anm. 19), S. 91.
40 Hoyer UB I, Nr. 217 (1374) und 1103 (1383).
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Heiligenrode den Keim für die Ausbreitung der Grundherrschaft im Koloni¬
sationsgebiet. Nach der Niederlage der Stedinger bei Altenesch 1234 verloren
auch die Bauern, die noch über frei vererblichen Grundbesitz verfügten,
einen Teil der ihnen bei der Gründung zugesicherten Freiheiten. Die Grafen
von Oldenburg sicherten sich eine dominierende Position. Das Siedlungs¬
werk der Hollerkolonisation hatte jedoch Bestand und ermöglichte Stuhr
über Jahrhunderte hinweg eine bis in die jüngere Vergangenheit überwie¬
gend bäuerliche Existenz.
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Ein neues historisches Altargemälde im Bremer Dom
Versuch einer kunsthistorischen Einordnung

Von Ingrid Weibezahn

Im Sommer 1987 erhielt die St.-Petri-Domgemeinde von der Sparkasse in Bre¬
men ein mittelalterliches Altargemälde zum Geschenk. Es lohnt sich, diese
Gabe, die anläßlich des Jubiläums „1200 Jahre Kirche in Bremen" in den Be¬
sitz des Domes überging, eingehender zu betrachten.

Das Altargemälde hat inzwischen in der ersten Seitenkapelle des Südschif¬
fes seinen Platz gefunden, an einer im Hinblick auf die Beleuchtung sehr
günstigen Stelle. Durch die bunten Glasfenster erhält das Gemälde ein ge¬
dämpftes Licht, das seine Farben gut zur Geltung bringt, jedoch nicht gefähr¬
det.

Der allgemeine Ausdruck „Altargemälde" muß an dieser Stelle präzisiert
werden: Es handelt sich nämlich bei unserer Neuerwerbung um vier einzelne
Bilder, zwei hochrechteckige und zwei weitere Tafeln, deren geschwungener
oberer Abschluß jeweils Teil eines spätgotischen Eselrückenbogens bildet.

Diese sehr einfache separate Rahmung ist übrigens jüngeren Datums; auf
älteren Abbildungen ist zu erkennen, daß die Bilder früher in zwei Tafeln zu¬
sammengefaßt waren. Ob auch die Originalanordnung so ausgesehen hat,
entzieht sich unserer Kenntnis, ist aber naheliegend, wenn man den Bild¬
inhalt in Betracht zieht.

Dargestellt sind vier Szenen aus der Passion Christi, und zwar die Gefan¬
gennahme (links oben), Christus vor dem Hohenpriester Kaiphas (rechts
oben), die Ausstellung Christi vor dem Volk (links unten) und die Kreuz-
tragung (rechts unten). Ganz offensichtlich bildeten die vier Tafeln — zu je
zweien zusammengefügt — einst die Flügel eines Altares, als dessen Mittel¬
bild eine Kreuzigungsszene zu denken wäre. Laut Expertise sind die Gemälde
in Mischtechnik (Ol- und Temperafarben) auf Nadelholz gemalt. Die Farb¬
gebung ist kräftig, wobei Rot-, Gelb- und Brauntöne überwiegen.

Das Bild der Gefangennahme Christi zeigt die bekannte Doppelszene,
Judaskuß und Petrus mit Malchus: „Und alsbald, da er noch redete, kam her¬
zu Judas, der Zwölfe einer, und eine große Schar mit ihm mit Schwertern und
mit Stangen. [.. . ] Und der Verräter hatte ihnen ein Zeichen gegeben und ge¬
sagt: ,Welchen ich küssen werde, der ist's, den greift und führt ihn sicher hin¬
weg.' Und da er kam, trat er alsbald zu ihm und sprach zu ihm ,Rabbi!' und
küßte ihn. Die aber legten ihre Hände an ihn und griffen ihn." 1 — „Da hatte

1 Mark. 14, 43-46.
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Abb. 1: Albrecht Dürer, Kleine Holzschnittpassion
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Abb. 2: Das Altargemälde
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Simon Petrus ein Schwert und zog es heraus und schlug nach des Hohenprie¬
sters Knecht und schlug ihm sein Ohr ab. Und der Knecht hieß Malchus." 2

Diese Szene ist auf unserem Bild in Diagonalanordnung wiedergegeben: Pe¬
trus links im Vordergrund, in grauem Gewand mit rotem, gelb gefüttertem
Umhang, hat die Rechte mit dem Schwert, das hier mehr einem Messer
gleicht, drohend erhoben, während sein Kontrahent vor ihm auf dem Boden
liegt und den Angriff abzuwehren sucht. Interessant die eigenartige Abwehr¬
haltung des Gestürzten mit dem aufgestützten rechten Fuß und dem linken
gegen Petrus' Leib gerichteten Bein. Im Fallen sucht Malchus mit der Rechten
Halt an Petrus' Umhang, während er gleichzeitig die Linke mit der Lampe
schützend vors Gesicht hält.

Gegenüber dieser bewegten Kampfszene im Vordergrund spielt sich das ei¬
gentliche Hauptgeschehen im Mittelgrund bei aller innewohnenden Drama¬
tik eher ruhig ab: Jesus steht, von Judas umfangen, gelassen da, während von
rechts ein vierschrötiger Kriegsknecht mit Helm, Kettenhemd und Hellebar¬
de herbeistürzt, um Christus gefangenzunehmen. Die Söldner im Hinter¬
grund in abwartender Haltung mit Fackeln und Hellebarden. Einzig der Sol¬
dat im modisch geschlitzten roten Wams und Umschlaghut erhebt drohend
ein zur Schlinge geknüpftes Seil, um Christus damit zu fesseln. Judas hält in
der Linken, deutlich sichtbar in die Bildmitte gerückt, den Beutel mit den 30
Silberlingen, das Verrätergeld.

Auch die danebenstehende Wiedergabe der Vorführung vor dem Hohen¬
priester Kaiphas lehnt sich eng an den Bibeltext an: „Die aber Jesus gegriffen
hatten, führten ihn zu dem Hohenpriester Kaiphas, wo die Schriftgelehrten
und Ältesten sich versammelt hatten. [... ] Die Hohenpriester aber und der
ganze hohe Rat suchten falsch Zeugnis wider Jesus, auf daß sie ihn töteten.
[ .. . ] Und der Hohepriester stand auf und sprach zu ihm: Antwortest du
nichts, was diese wider dich zeugen?' Aber Jesus schwieg stille. [... ] Da zer¬
riß der Hohepriester seine Kleider und sprach: ,Er hat Gott gelästert.' " 3

Diese Situation ist auf unserem zweiten Bild sehr genau wiedergegeben:
Die Soldaten und andere Personen erscheinen mit Christus vor dem Hohen¬
priester. Sie reden mit lebhaften Gebärden auf Kaiphas ein, der in der rech¬
ten Bildhälfte etwas erhöht auf einem Thronsessel sitzt, ein kleiner Hund zu
seinen Füßen. Dem Hohenpriester gegenüber, die gekreuzten Hände gefes¬
selt, in betont ruhiger Haltung, steht Christus. Offensichtlich hat die Ausein¬
andersetzung gerade ihren Höhepunkt erreicht, denn Kaiphas hält die be¬
handschuhten Hände vor die Brust und ist dabei, sein Gewand zu zerrei¬
ßen. 4

2 Joh. 18, 10.
3 Matth. 26, 57-65.
4 Das Zerreißen der Gewänder ist eine schon im Alten Testament belegte Gebärde der

Trauer; so zerreißt Rüben seine Kleider, als er erfährt, daß seine Brüder Joseph
nach Ägypten verkauft haben (1. Mose, 37, V. 29, 30), und als Jakob die Nachricht
vom (scheinbaren) Tod seines Sohnes Joseph überbracht wird, heißt es: „Und Jakob
zerriß seine Kleider und legte ein härenes Tuch um seine Lenden und trug Leid um
seinen Sohn lange Zeit" (1. Mose, 37, V. 34).
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Das folgende Bild links unten zeigt die Ausstellung Christi vor dem Volk.
Unser Maler hat sich wiederum sehr nahe an die Beschreibung der Szene im
Matthäus-Evangelium angelehnt: „Da nahmen die Kriegsknechte des Land¬
pflegers Jesus mit sich in das Richthaus und holten die ganze Schar zu ihm
her und zogen ihn aus und hängten ihm einen Purpurmantel um und flochten
ihm eine Dornenkrone und setzten sie auf sein Haupt und gaben ihm ein
Rohr in seine rechte Hand und beugten die Knie vor ihm und verspotteten
ihn und sprachen: ,Gegrüßet seist du, der Juden König!' und spien ihn an und
nahmen das Rohr und schlugen damit sein Haupt." 5

Christus steht erhöht in einem offenen Gebäude hinter einer niedrigen
Wand vor der Martersäule, an der er festgebunden ist, und hält die Hände vor
der Brust verschränkt, in der Rechten das Rohr wie ein Zepter, auf dem leicht
geneigten Kopf die Dornenkrone. Zwei Männer rechts und links von Christus
sind gerade dabei, ihm den Purpurmantel um die Schultern zu legen. Vor
Christus, dem Betrachter den Rücken zuwendend, drei schmähende Perso¬
nen, wobei die Figur im gelben Mantel am rechten Bildrand die uns heute
noch bekannte Spottgebärde mit den gekreuzten Fingern macht. 6

In der Bildmitte kauert ein etwas dumpf blickender Kriegsknecht mit aufge¬
pflanzter Pike auf einem Holzschemel; der hoch aufgerichtete Mann links ne¬
ben ihm im gelben Gewand mit roten Strümpfen weist mit der Rechten beredt
auf Christus; am linken Bildrand verfolgen zwei Zaungäste kommentierend
das Geschehen.

Auf der Darstellung der Kreuztragung schließlich stehen zwei Begebenhei¬
ten im Mittelpunkt: Simon von Kyrene, der das Kreuz tragen hilft, und Vero¬
nika mit dem Schweißtuch. „Und da sie ihn verspottet hatten, zogen sie ihm
den Purpur aus und zogen ihm seine eigenen Kleider an und führten ihn hin¬
aus, daß sie ihn kreuzigten, und zwangen einen, der vorüberging, mit Namen
Simon von Kyrene, der vom Felde kam, [ .. . ] daß er ihm das Kreuz trüge." 7

Für die Darstellung der Frau mit dem Tuch, die in der Bildtradition gewöhn¬
lich mit Veronika bezeichnet wird, findet sich in den Evangelien kein Hin¬
weis. 8

Eine auf den ersten Blick verwirrend vielfigurige Szene löst sich bei nähe¬
rer Betrachtung in eine wohlkomponierte Darstellung des überlieferten Ge-

5 Matth. 27, 27-30.
6 In der kindlichen Gebärdensprache noch heute als schadenfrohe Spottgeste be¬

kannt („Ätsch!").
7 Mark. 15, 20-21.
8 Auch die Heiligenlegenden helfen hier nur bedingt weiter, denn eine Beschreibung

der Kreuzwegstation mit dem Eingreifen der Hl. Veronika findet sich in dieser Form
nicht. Die Legenda aurea des Jacobus de Voragine, geschrieben um 1270, berichtet
lediglich von einer Frau, die Christus eines Tages um ein Bild von sich bat und ihm
dafür ein Leinentuch gab. Als sie es wenig später zurückerhielt, hatte sich darauf
das Antlitz Christi wie ein Bild abgedrückt. Die Darstellung der Hl. Veronika mit
dem Schweißtuch, das sie Christus auf dem Kreuzweg reicht und in dem sich Christi
Antlitz abdrückt, muß sich dann im späteren Mittelalter aus dieser Legende ent¬
wickelt haben.

35



schehens auf: Eine Gruppe von Personen hat das Gerichtsgebäude, das im
Hintergrund zu sehen ist, verlassen und macht sich auf den Weg nach Gol¬
gatha. Die Helme der Soldaten, die mit Lanzen und Hellebarden den Zug be¬
gleiten, sind im Hintergrund gerade noch erkennbar. Auch der Hohepriester,
offenbar zu Pferde, folgt dem Zug. Links am Bildrand die Heiligen Frauen und
Johannes, in der Mitte ein Mann mit zwei Kreuzesbalken auf den Schultern
— offenbar für die beiden mitverurteilten Mörder —, rechts der Henker mit
dem Kreuzigungswerkzeug in einem Korb.

In der Bildmitte Christus, der unter dem Kreuz zusammengebrochen ist.
Ein roh aussehender Kriegsknecht versucht, ihn mit einer Stange weiterzu¬
stoßen, während Christus hilfesuchend eine Frau anblickt, die mit einem wei¬
ßen Tuch von links herbeieilt. Derweil hat Simon von Kyrene, der durch eine
biedere Bauerntracht gekennzeichnet ist, den Kreuzesbalken hilfreich ange¬
packt, um Christus zu entlasten.

In ihrer liebevollen Detailtreue und Textgenauigkeit sind diese vier Darstel¬
lungen aus der Passionsgeschichte ein schönes Beispiel mittelalterlicher Er¬
zählfreude.

Natürlich erhebt sich bei solch qualitätvollen mittelalterlichen Werken so¬
gleich die Frage nach der Urheberschaft. Auf den Gemälden selber ist keine
Signatur zu finden. Einen ersten Hinweis gibt die beigefügte Expertise: Die
vier Altarbilder werden als Werke des Malers Hans Rot aus Passau bezeich¬
net; sie seien auf der Rückseite signiert sowie mit der Jahreszahl 1513 ver¬
sehen. 9

Die nächste Frage muß natürlich lauten: Wer war H. Rot? Der erste Griff des
Kunsthistorikers angesichts einer unbekannten Künstlerpersönlichkeit ist
immer zum „Thieme-Becker", dem vielbändigen Künstlerlexikon. Hier wartet
nun leider eine gewisse Enttäuschung, denn die Angaben zum Namen H. Rot
sind relativ dürftig und unbefriedigend:

Wir finden einen Miniaturmaler Hans Rot, der bereits 1456 genannt wird,
dann einen Goldschmied Hans Rot, der 1537 in Hof gestorben ist, und
schließlich noch einen Johann Rot in Freiburg in der Schweiz, der dort 1499
als Maler lebte. 10 Ein Maler H. Rot, der um 1513 in Passau lebte, ist nicht auf¬
geführt.

Eine kunsthistorische Einordnung der Gemälde war also ohne nähere Hin¬
weise auf ihre Provenienz nicht zu bewerkstelligen. Mit Hilfe von weiteren
Unterlagen zur Geschichte der Gemälde aus dem Besitz der Sparkasse in Bre-

9 Leider war eine Überprüfung von Signatur und Jahreszahl nicht möglich; die Rück¬
seiten der Gemälde werden durch Styroporplatten gesichert, die mittels Keilen fest
mit dem Rahmen verklammert sind.

10 Vgl. Allgemeines Lexikon der Bildenden Künstler, begründet v. U. Thieme u. F.
Becker, Bd. 29, Leipzig o. J., S. 81.
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men gelang es schließlich, die komplizierten Wege unserer Altargemälde zu-
rückzuverfolgen. 11

Die Geschichte der Bilder führt, wie so oft, über mehrere Stationen: In den
Besitz der Sparkasse in Bremen gelangten sie über einen Kunstsammler, der
sie offensichtlich 1973 auf einer Auktion in Köln erworben hatte. Die Spur
führte von dort weiter nach Österreich, wo die Gemälde 1971 in der kleinen
Stadt Wels beheimatet waren. Zu dem dortigen Sammler waren sie „durch ei¬
nen Tausch", wie es in den Unterlagen heißt, aus dem Oberösterreichischen
Landesmuseum in Linz gelangt. 12

Mit diesem Museum haben wir nun endlich den ursprünglichen Besitzer
vor uns, denn die vier Tafelbilder werden in einem Schreiben aus Linz als „al¬
ter Museumsbesitz" bezeichnet. Wann sie genau dorthin gelangten, ist nicht
mehr zu belegen. Auch kann das Linzer Museum keine weiterführenden An¬
gaben zum Maler H. Rot aus Passau machen; sonstige Werke des Künstlers
sind dort nicht bekannt 13.

Eine Anfrage in Passau ergibt ebenfalls nur eine geringe Ausbeute: Ein Ma¬
ler Hans Rot ist im dortigen Oberhausmuseum nicht vertreten, Werke eines
Malers dieses Namens sind dort ganz allgemein unbekannt, nur ein Maler
Hans Rat wird einmal in einer Veröffentlichung des Jahres 1912 als urkund¬
lich 1504 und 1514 erwähnt aufgeführt 14 . Diese Urkunden aufzuspüren miß¬
lingt leider, denn im Passauer Stadtarchiv ist der Name für das 16. Jahrhun¬
dert nicht belegt. 15

Also eine Künstlerpersönlichkeit mit vielen Fragezeichen!
Zieht man an diesem Punkt Bilanz, so wäre zu vermerken: Der neue Dom¬

besitz, das vierteilige mittelalterliche Gemälde, ist wahrscheinlich Teil eines
einstigen Flügelaltars aus der Zeit bald nach 1500. Das Gemälde ist mit H.
Rot, 1513, signiert 16 . Ein Maler dieses oder eines ähnlichen Namens scheint

11 Unsere Gemälde wurden u. a. auch bei einer Sonderausstellung im Focke-Museum
gezeigt. Vgl. dazu den Katalog der Sonderausstellung „Sakrale Skulpturen", Samm¬
lung Strohmayer, 1. Dez. 1972 — 4. Febr. 1973, Focke-Museum Bremen. Ich danke
der Sparkasse in Bremen für die freundliche Bereitstellung dieser Unterlagen.

12 Schreiben des Oberösterreichischen Museums Linz an den neuen Besitzer in Wels
vom 20.9.1971.

13 Im Museumsbesitz höchstwahrscheinlich bereits vor 1836; freundliche Auskunft
von Dr. Lothar Schultes, Oberösterreichisches Landesmuseum Linz, vom 8.10.90.

14 Vgl. Wolfgang M. Schmid, Berühmte Kunststätten, Bd. 60, Passau. Leipzig 1912,
S. 86: „Vielfachen Anlaß zu Beschwerden gab die Anwesenheit von Malern, die für
den Fürstbischof arbeiteten und sich weder in Zunft noch Bürgerrecht aufnehmen
ließen. In Urkunden sind nun eine Anzahl Namen von ansässigen Malern genannt:
[ . . . ] 1504 Hans Rat, der auch 1514 erscheint; aber Werke von ihnen sind nicht
bekannt." Ungenauigkeiten in der Schreibweise führten oft zu unterschiedlichen
Benennungen, so daß der Passauer Hans Rat der Jahre 1504 und 1514 durchaus mit
unserem H. Rot aus Passau identisch sein könnte.

15 Freundlicher Hinweis von Frau Christa Hartl, Oberhausmuseum Passau.
16 Das Schreiben des Oberösterreichischen Landesmuseums Linz (Anm. 12) gibt ge¬

naue Hinweise zur Signatur: Die Kaiphas-Szene wie auch die Kreuztragung seien
auf der Rückseite 1513 datiert, die Ausstellung signiert mit „H. Rot".
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in der fraglichen Zeit in Passau gelebt zu haben, ohne daß dies durch weitere
Werke oder urkundliche Erwähnungen belegt werden könnte. Bereits vor der
Mitte des 19. Jahrhunderts waren die Altargemälde im Besitz des Linzer Mu¬
seums. Wie sie dorthin gelangten, läßt sich nicht mehr nachvollziehen.

Mit diesen etwas dürftigen Erkenntnissen könnte man die Untersuchungen
als abgeschlossen betrachten und die Sache nicht ganz befriedigt ad acta le¬
gen, wenn da nicht der Zufall seine zuweilen ganz freundliche Hand im Spiel
gehabt hätte ...

Bei einem Besuch des Paderborner Diözesanmuseums, als ich am Ende mei¬
nes Rundganges ein wenig zerstreut durch die Schausammlung schlenderte,
war ich mit einem Schlage wieder ganz bei der Sache. „Das sind doch unsere
Altargemälde!" schoß es mir durch den Kopf, und ich betrachtete den Fund
genauer: Eine Anzahl handflächengroßer Holzschnitte lag da vor mir in der
Vitrine mit Darstellungen, die in der Komposition genau unserem Altarge¬
mälde entsprachen, soweit ich dies aus dem Gedächtnis beurteilen konnte.
Ein Blick zur Beschriftung: Albrecht Dürer, Kleine Holzschnittpassion, 1511.

Das war nun eine Situation, wie sie sich der Kunstfreund immer wünscht:
ein Forschungsergebnis, das einem sozusagen in den Schoß fällt. Wieder in
Bremen, konnten genaue Studien in der Kunsthalle meinen ersten Eindruck
bestätigen; bis ins Detail stimmte die Komposition unserer vier Altargemälde
mit den entsprechenden Blättern der Kleinen Holzschnittpassion überein 17 .

So hatte also unser Hans Rot oder Hans Rat aus Passau auf der Suche nach
einem Vorbild für ein neues Altargemälde sich die soeben erschienene Klei¬
ne Holzschnittpassion seines Malerkollegen Albrecht Dürer vorgenommen
und sie bis ins einzelne kopiert 18 . Allerdings mit den Fähigkeiten eines
Hans Rot, der vom Vorbild zwar die Kompositionsidee übernahm, sie aber
dann mit den Stilmitteln eines noch im Mittelalterlichen verhafteten Malers
gestaltete.

Es lohnt, einmal im genauen Detailvergleich die eindringliche, durchgei¬
stigte Kraft eines Dürer-Holzschnittes und im Gegensatz dazu die ein wenig
bäuerliche Einfalt unseres Hans Rot auf sich wirken zu lassen. Zur Kleinen
Holzschnittpassion äußert sich Karl-Adolf Knappe im Katalog der Dürer-
Ausstellung 1971: „Dürer verschmilzt hier wie in keiner anderen seiner Pas¬
sionen die spätgotische Tradition mit einem neuen Sinn für szenische Ein¬
heit, für die Würde der Gestalt, für die Hoheit des Bildes Christi. Dramatik
und Leidenschaftlichkeit der großen Passion sind hier zugunsten des Erzähle-

17 Ich danke Frau Dr. Anne Rover vom Kupferstich-Kabinett der Kunsthalle Bremen
für ihr freundliches Entgegenkommen.

18 Vgl. Eduard Flechsig, Albrecht Dürer, sein Leben und seine künstlerische Entwick¬
lung, Berlin 1928, S. 315 f. In den Jahren 1509 und 1510 entstanden die 37 Blätter
der Kleinen Holzschnittpassion, die Dürer 1511, mit den lateinischen Versen des
Augustinermönches Chelidonius versehen, in Buchform veröffentlichte.
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rischen zurückgestimmt." 19 Diese großartige Wirkung der Dürerschen
Holzschnitte ist an jedem seiner Blätter greifbar.

Es ist schon erstaunlich, wie detailgetreu Hans Rot kompositionsmäßig das
große Vorbild übernimmt, sei es in der sonderbaren Abwehrhaltung des ge¬
stürzten Kriegsknechtes bei der Gefangennahme Christi, in der Haltung von
Petrus mit dem erhobenen Schwert oder in den Attributen der Kriegsknechte
im Bildhintergrund, um nur auf einige Motive hinzuweisen. Alles ist brav ab¬
geschaut und dann mit den ihm eigenen Mitteln in die Malerei umgesetzt.

Hierbei gehen Dürers Feinheiten natürlich verloren; die große Kraft, die
Dürers Werke zusammenzwingt, fehlt, und alles wirkt ein wenig hölzern illu¬
strierend nebeneinandergesetzt. Erst im Nebeneinander beider Werke wird
dies richtig deutlich. Der bekannte Mittelalter-Spezialist Alfred Stange
spricht in diesem Zusammenhang, ohne allerdings den Bezug unserer Ge¬
mälde zu Dürer zu kennen, von einer „altertümlichen Richtung" 20 .

Mit diesem neuen Altargemälde im St.-Petri-Dom haben wir ein interessan¬
tes Beispiel für die unmittelbare Vorbildwirkung vor uns, die Dürers graphi¬
sches Werk schon auf seine Zeitgenossen ausübte, über Leben und Arbeits¬
weise unseres Hans Rot ist uns zwar nichts Näheres bekannt, doch könnte in
diesem Zusammenhang die Äußerung des Passau-Forschers Schmid wieder
an Bedeutung gewinnen (vgl. Anm. 14), der von den Passauer Malern
schreibt, die für den Fürstbischof arbeiteten, ohne sich in die Zunft und Bür¬
gerschaft aufnehmen zu lassen. Möglicherweise war ja auch unser Altarge¬
mälde ein solches Auftragswerk des damaligen Fürstbischofs, dem die soeben
erschienenen Arbeiten Dürers aus der Kleinen Holzschnittpassion sicher¬
lich bekannt waren und als Vorbild für ein neues Altargemälde geeignet er¬
schienen.

Mit dem Geschenk der Sparkasse in Bremen zum 1200. Domweihjubiläum
haben wir also offenbar das einzig bekannte (Euvre eines spätmittelalterli¬
chen Passauer Malers vor uns. Durch seine Nähe zum Werk Albrecht Dürers
gewinnt dies Geschenk für die Domgemeinde einen völlig neuen Stellenwert.

Abbildungsnachweis:
Abb. 1: Dürer. Des Meisters Gemälde, Kupferstiche und Holzschnitte, hrsg.
von Valentin Scherer, 3. Aufl., Berlin u. Leipzig o. J. (Klassiker der Kunst in
Gesamtausgaben, Bd. 4), S. 234—240; Abb. 2: Photo von Lothar Klimek.

19 Albrecht Dürer, Ausstellung des Germanischen Nationalmuseums, Nürnberg
1971, Katalog, München 1971, S. 332.

20 Vgl. Alfred Stange, Malerei der Donauschule, 2. Auflage, München 1971, im Hin¬
blick aul das Linzer (jetzt Bremer) Altargemälde von Hans Rot, S. 108: „Diesen Bil¬
dern zufolge vertrat er eine vom Donaustil noch nicht berührte altertümliche
Richtung."
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Maurermeister Johann Knust über den nördlichen
Anbau des Rathauses und über die älteste Börse, 1672

Von Herbert Schwarzwälder

Der Nachlaß des bremischen Baumeisters Johann Wetzel (1798—1885)', der
sich in Privatbesitz befindet, enthielt eine Mappe unter der Bezeichnung
„Bremensien", deren Inhalt nicht mehr vollständig vorhanden ist. Hier sollen
nur zwei darin enthaltene Gutachten über wichtige bremische Gebäude vor¬
gestellt werden, weil sie wesentliche Ergänzungen zu einschlägigen Archiv¬
akten vermitteln. Sie gelangten kürzlich durch Schenkung von Herrn Götz
Bauer, Hannover, an das Staatsarchiv Bremen.

1. Ein undatiertes dreiseitiges Schriftstück unter dem Titel „Von der Silber¬
kammer" (des Rathausanbaus), dazu vier kolorierte Bauzeichnungen: Profil
des Alten Gebewtes, Grundriß des Newen Gebewtes, Profil des Alten Gebew-
tes und Grundriß des Newen Gebewtes. Die Schrift des Gutachtens entspricht
der des gleich zu beschreibenden Gutachtens über die Börse, das auf den
25. Mai 1672 datiert und vom Maurermeister Johann Knust verfaßt ist. Die
Akte „Silberkammer" dürfte etwa in der gleichen Zeit entstanden sein und
ebenfalls von Knust stammen.

2. Ein vierseitiges Schriftstück unter dem Titel „Von der Böerse", das auf
der vierten Seite den alten Vermerk trägt: ,,M[eister] Johans Knustes bericht
von der böersen und denn an allen Seiten stehenden Mauren, den 25 ten
Maii 1672." Baumeister Wetzel fügte später hinzu: „Dieser Bericht bezieht
sich auf die Instandsetzung des über dem neuen Weinkeller belegenen, er¬
höhten belegten Platz[es], worauf die Kaufleute seit 1645 ihre Börse hielten.
Der Platz wurde ,die Beurse' genannt." Der Verfasser des Gutachtens, Johann
Knust 2 , stammte aus einer Familie von Maurermeistern, die seit dem Ende
des 16. Jahrhunderts in Bremen nachweisbar ist. Johann Knust trat laut Rhe¬
derbuch 1665 in die Dienste des Rates und starb 1677.

1. Der Rathausanbau

über das Bremer Rathaus — den gotischen Bau wie auch über die Renais¬
sance-Fassade — ist viel geschrieben worden. Dabei sind einige Einzelfragen
offengeblieben. Manches, was als Tatsache hingestellt wurde, war in Wirk¬
lichkeit nur vage Vermutung. Dabei überrascht es, daß die Nebengebäude
des Rathauses nur wenig beachtet wurden, obwohl sie die eigentlichen Amts¬
räume enthielten und auch baugeschichtlich nicht ohne Bedeutung waren.

Ursprünglich hatte das Rathaus nur zwei übereinandergelegene Hallen,
von denen die obere der Repräsentation, die untere wohl im wesentlichen

1 Brem. Biographie des neunzehnten Jahrhunderts, Bremen 1912, S. 516.
2 Johann Focke, Bremische Werkmeister aus älterer Zeit, Bremen 1890, S. 115.
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Abb. 1: „Grundtriß des Alten Gebewtes" des nördlichen Anbaus am Rathaus mit der
Freitreppe zur Silberkammer und dem „Priörchen" darunter und der Gastge¬
richtsstube sowie dem Gang zwischen der Kanzlei daneben. Rechts die Un¬
tere Halle des Alten Rathauses mit der Commission-Kammer. Kolorierte
Zeichnung des Maurermeisters J. Knust, um 1672.

Marktzwecken diente. Der Zugang zur Oberen Halle erfolgte bis 1532 über
eine Freitreppe an der Nordseite, die ganz ohne Fenster war. Schon im 15.
Jahrhundert (Portal in der Oberen Rathaushalle von 1491) gab es hier einen
Anbau, in dem sich im Obergeschoß die Alte Wittheitsstube (später Rheder¬
kammer) mit einem Vorraum befand, zu dem von einem Ratskelleranbau
(dem späteren „Zapf- oder Speisekeller") eine Wendeltreppe heraufführte 3 .

Nach dem Aufstand 1532 trat an der Nordseite eine Veränderung ein: Die
Freitreppe zur Oberen Halle wurde abgebrochen 4 .

3 Rudolf Stein, Romanische, gotische und Renaissance-Baukunst in Bremen, Bremen
1962, S. 245—247; J. G. Kohl, Der Raths-Weinkeller zu Bremen, Bremen 1866,
S. 144 f.

4 Stein, S. 529.
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Abb. 2: „Profil des Alten Gebewtes" mit dem Priörchen und der Silberkammer im
nördlichen Anbau des Rathauses; rechts der Ratskeller, die Untere Halle (mit
Commission-Kammer) und die Obere Halle des Alten Rathauses. Kolorierte
Zeichnung des Maurermeisters J. Knust, um 1672.

Auf 1545 datierte Stein 5 den östlichsten Anbau mit der Neuen Wittheits¬
stube (= Nye Dornßen) im Ober- und der Kämmerei bzw. Ratsregistratur (spä¬
ter Archiv) im Erdgeschoß. Das Gebäude schloß mit einer zum Dom hin ge¬
richteten Fassade ab, die von welschen Giebeln gekrönt war. Die Datierung
ist etwas unsicher und stützt sich auf Verhandlungen des Rates mit dem Erz-
bischof Christoph von 1545, wobei es um die Offenhaltung eines Zugangs
vom erzbischöflichen Palatium zum Rathaus ging 6 ; die Bürgermeisterwap¬
pen am Durchgang ergaben für den Bau einen Zeitraum zwischen 1544 und
1547. Die Stilmerkmale des Giebels lassen nur eine Zuordnung in die Mitte
des 16. Jahrhunderts zu.

5 Ebd., S. 530.
6 StA Bremen 2-P.2.n.6.b.Aa.2.; vgl. Stein, S. 530.
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Abb. 3: „Grundtriß des Newen Gebewtes" des nördlichen Anbaus des Rathauses mit
der Neuen Kammer über dem Priörchen; daneben eine Heizkammer mit an¬
geschlossenen zwei üfen, die Gastgerichtsstube und der Gang zwischen der
Kanzlei. Rechts die Untere Halle des Alten Rathauses mit der verkürzten
Commission-Kammer. Kolorierte Zeichnung des Entwurfs von Maurermei¬
ster J. Knust, um 1672.

Auf „um 1590" datierte Stein 7 die Kanzlei, die sich westlich an den Anbau
des 15. Jahrhunderts anschloß. Sie enthielt im Obergeschoß die Collekten-
kammer (Portal von 1578) und die Neue Rhederkammer (Portal von 1661), im
Untergeschoß Kanzleiräume und die Gastgerichtsstube. Von außen führte
ein Schmuckportal in einen Gang, an dem die Kanzleiräume lagen und der
an einer Tür in die Untere Rathaushalle endete. Die Datierung auf 1590 ist
zu korrigieren: Da das Außenportal im Erdgeschoß zwischen 1574 und 1579
entstand 8 und das Portal der Collektenkammer von 1578 aus der Oberen
Rathaushalle in den Kanzleianbau führte, dürfte dieser 1578 fertiggeworden
sein 9 .

7 Stein, S. 534, 537.
8 Dieser Zeitraum ergibt sich aus den Amtsdaten der Bürgermeister, deren Wappen

am Portal angebracht sind.
9 1579 erließ der Rat eine Ordnung für die neu eingerichtete Kanzlei.
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Abb. 4: „Profil des Newen Gebewtes" mit dem „Newen Priörchen" und den überein¬
anderliegenden Kammern des nördlichen Anbaus des Rathauses, nach dem
Vorschlag des Maurermeisters J. Knust. Kolorierte Zeichnung, um 1672.

über das Westende der nördlichen Anbauten schweigt die Literatur, zumal
es heute von der Oberen Rathaushalle aus nur durch eine schlichte Tür zu
betreten ist, die beim Durchbruch die historischen Gedichte unter dem
Fresko mit Karl dem Großen und Bischof Willehad von 1532 beschädigte 10.
über diesen westlichsten Anbau unterrichten uns nun aber das Gutachten
und die Pläne des Maurermeisters Johann Knust von 1672, ohne daß wir
daraus jedoch Anhaltspunkte für die Entstehungszeit gewinnen. Es wird aber
deutlich, daß er unabhängig von der benachbarten Ratskanzlei entstand —
ob vorher oder nachher, muß offenbleiben.

10 Vgl. Herbert Schwarzwälder, Die Gedichte in der Oberen Halle des Bremer Rathau¬
ses und ihre ursprüngliche Fassung, in: Jb. des Vereins für niederdt. Sprachfor¬
schung 77, 1954, S. 33. Die dort auf das 18. Jahrh. datierte Beschädigung fand
1682/83 statt.
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Der Keller dieses westlichsten Gebäudeteils wurde „Priörchen" genannt.
J. G. Kohl 11 ging davon aus, daß das „Priölken" als Kellerraum um 1550
(wohl gleichzeitig mit der darüberliegenden „Silberkammer"), also vor der
Kanzlei, entstand. Dafür gibt es aber keine Anhaltspunkte. Die Bezeichnung
„Priölken" wurde von Kohl zuerst in einer Schrift von 1682 gefunden und da¬
hin gedeutet, daß es sich um die Verkleinerungsform des niederdeutschen
„Priel" oder „Prior = Laube, Gesellschaftsraum gehandelt habe 12 . Schrift
und Zeichnung von Maurermeister Knust legen nun aber eine andere Deu¬
tung nahe: Er spricht vom „Priörchen" (woraus sich freilich später „Priölken"
entwickelt haben könnte), wobei man an eine Verkleinerungsform des fran¬
zösischen „prieure = Priorei, Kloster denken könnte; das „Klösterchen"
wäre dann ein Ort gewesen, an dem „geschlossene Gesellschaften", vor allem
auch des Rates (vielleicht ironisch als „Klosterkonvent" gesehen), stattfan¬
den.

Der Boden des „Priörchen" lag höher als der des Weinkellers im Rathaus;
beide Räume waren durch eine Treppe und eine Tür miteinander verbunden.
Das Priörchen war 17 Fuß (4,92 m) hoch und dürfte nach Norden mehrere
Fenster gehabt haben, da es erheblich über das Erdniveau hinausragte. Dar¬
über lag die 16 Fuß (etwa 4,63 m) breite und 26 Fuß (etwa 7,52 m) lange Silber¬
kammer, in der wahrscheinlich das Ratssilber verwahrt wurde und die nur
einen Zugang über eine breite Treppe vom Liebfrauenkirchhof aus hatte,
denn das Niveau des Raumes stimmte mit dem der Unteren und der Oberen
Halle so wenig überein, daß es von der Silberkammer aus keinen Zugang zum
Rathaus geben konnte, über der Silberkammer lagen ein niedriger ungenütz¬
ter Boden und das Dach. Im Osten schloß im Erdgeschoß der Kanzleibau von
1578 mit der 18 Fuß (etwa 5,21 m) langen „Gastgerichtsstube" an, die offen¬
bar das Niveau der Unteren Halle hatte und zwei Türen besaß: Die eine
führte in die „Commission-Kammer", die von der Unteren Halle abgeteilt war,
die andere direkt in die Untere Halle, über der Gastgerichtsstube befand sich
die „Collektenkammer", die von der Oberen Halle aus durch das Portal von
1578 zu betreten war. Im Erdgeschoß schloß sich östlich an die Gastgerichts¬
stube der Gang des Kanzleianbaus an, der vom äußeren Schmuckportal zur
Tür der Unteren Halle führte.

Die Beschreibung der Silberkammer durch Johann Knust zeigt, daß sie in
schlechtem Zustand und ein Neubau dringend erforderlich war. Die Mauer
der Kammer und des darunterliegenden Priörchens war „durch- und von ein¬
ander geborsten, hängt sehr nach dem [Liebfrauen-]Kirchhof über, derentwe¬
gen sie denn im vergangenen Jahr hat aus- und inwendig gestützet werden
müssen". Knust schlug einen grundlegenden Umbau vor: Die Höhe des Priör¬
chens sollte vermindert werden, so daß die Silberkammer bzw. künftige „Ne-
we Kammer über dem Priörchen" unter Verkürzung der Commission-Kam¬
mer in der Unteren Halle nun von dieser aus direkt über eine kleine Treppe
zu erreichen war. Auch sah Knust den Einbau von Ofen in der neuen Kam-

11 Kohl, S. 143.
12 Diese Deutung bereits im „Versuch eines bremisch-niedersächsischenWörter¬

buchs" III, Bremen 1758, S. 361 f.
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Abb. 5: Das Rathaus von Westen mit der Laube über dem Ratskellereingang, zwei
Beischlägen in der Einfriedigung (einer mit dem Relief Karls d. Gr.) und dem
nördlichen Anbau, wie er 1683 entstand. Man erkennt auch das Kanzleipor¬
tal von 1578, das sich bis heute erhalten hat, und die hohen Fenster der West¬
seite des Anbaus, über denen die Bekrönung noch fehlt. Aquarell in der bre¬
mischen Kosterchronik, das den Zustand nach 1683 darstellt.

mer und der Gastgerichtsstube des Kanzleianbaus vor, wobei die Beheizung
von einem abgeteilten Raum aus erfolgen sollte. Anstelle des Treppenzu¬
gangs zur Silberkammer vom Liebfrauenkirchhof aus sollte die neue Kam¬
mer eine „Utlucht" mit zwei großen Fenstern erhalten. Die Decke der Kam¬
mer sollte niedriger eingezogen werden, so daß sie mit dem Boden der Obe¬
ren Halle niveaugleich wurde. Im Obergeschoß ergab sich dadurch ein neuer
Raum, der Verbindung mit der Oberen Halle hatte.

Die Knustschen Vorschläge wurden offenbar nicht voll befolgt. Die Bau¬
maßnahmen von 1682/83, die also erst nach Knusts Tod (1677) durchgeführt
wurden, vereinheitlichten den nördlichen Anbau von der Silberkammer bis
zur Kanzlei, so daß alle Räume des Erd- und Obergeschosses nun niveau¬
gleich mit der Unteren und Oberen Halle waren. Die neue Kammer im west¬
lichsten Teil (bisher „Silberkammer") erhielt einen Zugang von der Unteren
Halle, der darüberliegende Raum bekam eine schlichte Tür zur Oberen Hal¬
le, wobei, wie erwähnt, die Texte der historischen Gedichte unter dem Fresko
von Karl dem Großen und Bischof Willehad beschädigt wurden.
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Die Nordfront erhielt im Erd- und Obergeschoß dichte und nüchterne Rei¬
hen rechteckiger Fenster, wobei die Fenster des Erdgeschosses besonders
groß waren. In der Mitte befand sich weiterhin das Schmuckportal des Kanz-
leianbaus von 1578, das 1909/13 zum Neuen Rathaus im Schoppensteel ver¬
setzt wurde. Die schmale Westseite des Anbaus erhielt vier Fenster, von de¬
nen die beiden im Erdgeschoß besonders schmal und hoch und bis heute von
barocken Bekrönungen geziert sind, die Stein 13 auf 1683, das Jahr des Um¬
baus, datierte. Es fällt nun aber auf, daß das Aquarell der Rückfront des Rat¬
hauses in der Bremer Kosterchronik vom Ende des 17. Jahrhunderts 14 zwar
die hohen Fenster, nicht aber die Bekrönung zeigt. Es spricht also einiges
dafür, daß diese nicht von Anfang an angebracht war. Als Anhaltspunkt für
eine Datierung möchten die Wappen von vier Bürgermeistern dienen, von
denen als erster 1687 Diedrich von Cappeln starb. Man könnte davon aus¬
gehen, daß die Bekrönung zumindest vor 1687 angebracht wurde; doch wäre
es auch möglich, daß sie später entstand und die Wappen sich „rückwirkend"
auf jene Bürgermeister beziehen sollten, die beim Umbau 1683 im Amt
waren.

Die großen rechteckigen Fenster an der Nordseite des Anbaus wurden im
Obergeschoß des nach 1909 verbliebenen Teils verkleinert und erhielten ei¬
ne neue, oben abgerundete Fassung; die Sandsteinfassung der alten Fenster
ist aber teilweise noch erhalten. Die Räume im Erdgeschoß werden heute von
der Ratskellerverwaltung genutzt.

Die Rathausanbauten waren recht schmal; eine weitere Ausdehnung muß¬
te bis 1803 in jedem Falle mit den Interessen des Nachbarn, des jeweiligen In¬
habers des Palatiums (Erzbischof, Schweden, Hannover), kollidieren. Die
Akten 15 zeigen seit den Plänen für den östlichsten Anbau um 1545, daß der
Rat darüber immer wieder verhandelte, wobei nicht deutlich wird, ob damit
konkrete Bauabsichten verbunden waren. So gab es 1617 hinter dem Rathaus
alte Buden, die zum erzbischöflichen Palatium gehörten. Eine Ratsgesandt¬
schaft, die den Erzbischof Johann Friedrich von Holstein in Bremervörde auf¬
suchte, sollte erreichen, „daß solche [Buden] abgeschafft und niedergelegt
und uns also Raum gegeben werden möchte, an unserem Rathaus etliche
Nebengemächer anzuordnen". Die Gesandtschaft wandte sich aus taktischen
Gründen zunächst an den Landdrosten des Erzstifts, Levin Marschalck. Die¬
ser aber erklärte, der Erzbischof sei informiert, ihm sei aber „der Buden und
Orter Gelegenheit unbekannt"; vor allem wisse er auch nichts über die
Pachtverhältnisse. Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, daß es zum Abriß der
Buden kam.

Für 1630 sind wiederum Verhandlungen über „die Buden am Rathaus"
überliefert. Der Rat wollte sie erwerben und dem Erzbischof dafür Buden an
der Marterburg überlassen. Die baufälligen Wohnbuden sollten abgerissen
und an ihrer Stelle eine Mauer gebaut werden, wohl um das Rathausgelände

13 Stein, S. 658 f.
14 StA Bremen 2-P. 1.s. 2 2 .c. 1.c.
15 Bes. StA Bremen 2-P.2.n.6.b.Aa.2.
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gegen das Anwesen des Palatiums abzugrenzen. Der Erzbischof ließ dann
selbst eine Mauer bauen, um die Grenze in seinem Sinne zu markieren. In
der Schwedenzeit (1659) ließ der Rat eine Mauer am Schoppensteel bei den
zum Palatium gehörenden Wohnbuden abbrechen und eine neue bauen.
Darüber gab es erneuten Streit. Noch 1749 befanden sich nahe der Kanzlei
drei kleine Häuser, die zum hannoverschen Palatium gehörten und die der
Rat zu kaufen suchte. Erst 1756 kam man zu einem Abschluß. Alle diese Ver¬
handlungen führten nicht zum Erwerb eines größeren Areals nördlich vom
Rathausanbau, so daß dieser schmal angelegt werden mußte; ihm war nur ein
Gang vorgelagert, auf dessen nördlicher Seite das zum Palatium gehörige,
z. T. durch eine Mauer begrenzte Grundstück begann. Erst 1803, als Bremen
das Palatium erwarb, änderte sich die Rechtslage.

2. Die älteste „Börse"

Die vom Franzosen Jean Baptiste Broebes seit 1685 geplante und dann bis
1695 erbaute „alte Börse" hat in der bremischen Geschichtsschreibung viel
Beachtung gefunden, da sie ein für Bremen absonderliches Bauwerk
darstellte 16 . Weniger Aufmerksamkeit wurde den — nur teilweise durchge¬
führten — Plänen für einen noch älteren Börsenbau gewidmet, von dem es
keine detaillierten Zeichnungen gibt und dessen Zustand vor allem aus
Akten und Chroniken rekonstruiert werden mußte; Johann Focke hat das
einschlägige Material mit großer Sorgfalt zusammengestellt. Das Gutachten
des Maurermeisters Johann Knust von 1672 stand ihm dabei nicht zur Ver¬
fügung.

Bis 1613 gab es am Rande des Liebfrauenkirchhofs an der Obernstraße
Schuhbuden. Sie wurden 1614 abgebrochen, und an ihrer Stelle sollte der
Ratskeller verlängert werden, darüber waren eine offene Börse mit Pfeilern
und im Obergeschoß ein Kanzlei- und drei Kommissionszimmer vor¬
gesehen 17 . Das Gebäude sollte 153 Fuß (etwa 44,27 m) lang und 48 Fuß
(ca. 13,89 m) breit werden. Doch zunächst blieb das Grundstück unbebaut.
Erst 1620/21 entstand dann das Kellergewölbe, das mit Astrick (Graustein¬
platten), 1645 aber mit Klinkersteinen gepflastert wurde. Auf dieser Fläche,
die man „Börse" nannte, sollte der weitere Aufbau erfolgen, „wenn betere
tiden und middel" kämen; doch zunächst entstanden im Laufe der Zeit nur
einige Verkaufsbuden, darunter die des Ratsbuchdruckers Arend Wessel
(gest. 1680) 18 .

16 Johann Focke, Die alte Börse und ihre Erbauer, in: Brem. Jb. 16, 1892, S. 131—162;
Emil Waldmann, Die alte Börse und ihr Erbauer, in: Jb. der Brem. Sammlungen
III/2, 1910, S. 99—112; Herbert Schwarzwälder, Reise in Bremens Vergangenheit,
Bremen 1965, S. 118-122; Rudolf Stein, Bremer Barock und Rokoko, Bremen 1960,
S. 102-108.

17 StA Bremen 2-P.2.n.6.b.Bb.I.l.
18 Focke, Brem. Werkmeister, S. 228; Gerd Reißner, Die Entwicklung der Druckkunst

in Bremen, Bremen 1955, S. 18.
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Abb. 6: Die Hamburger Börse, Kupferstich von J. Dircksen, 1606. Die „Börse" war zu¬
nächst seit 1558 ein umhegter Platz; das Börsengebäude mit offener Halle
entstand 1578/83; rechts das alte Hamburger Rathaus. Die Hamburger Börse
war vermutlich Vorbild für die Bremer Baupläne seit 1620.

Die Stadtpläne bzw. Vogelschauen von Merian (1641) und Caspar Schultze
(1664) zeigen ein ummauertes Rechteck, an dessen Nordwest- und Nord¬
ostecke Buden standen. Die Details sind aber nicht erkennbar. Man muß
davon ausgehen, daß die Plattform auf den Kellergewölben sich über das
Niveau der Obernstraße und des Liebfrauenkirchhofs erhob, und zwar im
gleichen Maße wie der Ratskeller. Der Keller hatte daher auch im oberen Teil
Fenster. Die Plattform war offenbar von einer Mauer umgeben und vom Rat¬
haus aus über eine Treppe zu besteigen. 1653/55 scheiterten erneut Pläne,
die Börse mit Erd- und Obergeschoß endlich zu vollenden; zu dieser Zeit wur¬
de bereits festgestellt, daß die Börse ganz „durchrinne" 19 .

Der „Börsenplatz" blieb also weiterhin ein Spazier- und Kinderspielplatz.
Die eigentliche „Börse", die Versammlung der Kaufleute, fand nicht hier, son-

19 StA Bremen 2-P.2.n.6.b.Bb.I.l.
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dem auf dem Marktplatz und in der Unteren Rathaushalle statt 20 . Focke
ging daher zu Recht davon aus, daß der immer wieder ins Gespräch gebrach¬
te Neubau der Börse nicht etwa einem Bedürfnis der Kaufleute entsprach,
sondern durch den drohenden Einsturz des Kellers, der als Weinkeller diente,
veranlaßt wurde. Diese Auffassung wird auch durch die Focke nicht bekann¬
te Baubeschreibung des Maurermeisters Johann Knust vom 25. Mai 1672
weitgehend gedeckt.

Danach ragte die „Börsenmauer" tatsächlich über das Straßenniveau hin¬
aus; sie war 155 Fuß (etwa 44,84 m) lang, war „an allen Orten verweichet, zer¬
froren und abgeborsten" und hing, „als so weit sich das Grauwerk anfängt
nach der Gasse [wohl zur Obernstraße] 4 Zoll [etwa 9 cm] über". Die Wangen
der Fenster waren „alle [.. . ] zerborsten". Dadurch waren die „Schortausen"
oder „Kracksteine" (Kragsteine), auf denen das Gewölbe des Kellers ruhte,
gefährdet; wenn sie herausfielen, mußte das Gewölbe zusammenstürzen.
Eins der Häuser auf dem Börsenkeller, „Fädelers Haus", das vor etwa 25 Jah¬
ren gebaut wurde, war geborsten und hing an beiden Seiten über. Die Mittel¬
wange der Börsenmauer zwischen der Ecke und der Bude des Buchdruckers
Arend Wessels, die auf dem Börsenkeller stand, war nach der Obernstraße
ausgewichen.

Als Abhilfe wurde folgendes empfohlen: Die Gewölbe mußten abgestützt
werden, wobei die Mauern an der Obernstraße bis zum Grauwerk und dar¬
über hinaus 6 Fuß (etwa 1,74 m) tief aufzugraben und dann mit einer stützen¬
den, schräg aufgemauerten Vorlage abzustützen waren, wie das an der Ecke
vor dem Rathaus bereits geschehen war. Nur so war die Mauer dem Druck
des Gewölbes, das „so viel höher als die Straße ist", gewachsen. Auch die
Ecke bei Fädelers Haus mußte neu gemauert werden und eine schräge Vorla¬
ge erhalten. Zudem war die Mauer an der Seite des Liebfrauenkirchhofs (im
Norden) auszubessern. Im Keller selbst mußten die Mauern „durchhin unter¬
faßt" und ausgebessert, die Fensterwangen abgebrochen, erneuert und „mit
neuen Bogen überwölbet werden". Die Ecke an der Obernstraße war auszu¬
bessern.

Außen war die „Gathe", also die Wasserrinne, aus „Klinkern" gemauert,
durch die das Wasser überall durchlief; sie mußte mit Grauwerk, also Sand¬
stein, ausgelegt werden. Neben der „Gathe" sollte dann statt der Klinker drei
Ellen (etwa 1,77 m) breit „Astrick" (ein Plattenbelag) gelegt werden. Die „Mit¬
telwange" mit den hohen Beischlägen gegenüber dem Rathaus müsse, da sie
stark überhing, abgebrochen und erneuert werden. Selbst wenn auf diese
Weise die „Börsenmauern ringsum ausgebessert werden", könne das Gewöl¬
be „auf die Länge keinen Bestand haben", sondern müsse „endlich gar ver¬
weichen und verderben".

Maurermeister Knust zeichnete also im ganzen ein düsteres Bild des Baube¬
standes, kennzeichnete die kostspieligen Reparaturen als Provisorien und be-

20 1643 wurde beschlossen, daß in den nächsten drei Monaten ab 10 Uhr die „Börse"
„am Markteck" zu halten sei (StA Bremen 2-P.2.n.6.b.Bb.I.l.); vgl. auch 1663 den
Grafen Gualdo Priorato über die Versammlung der Kaufleute in der Unteren Rat¬
haushalle (Brem. Jb. 6, 1872, S. 13).
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Abb. 7: Die „Börse" (13) am Südende des Liebfrauenkirchhofs (12) und westlich vom
Rathaus im Kupferstich von Merian, vor 1641. Erkennbar sind die rechtecki¬
ge Mauer mit Gebäuden an der Nordost- und Nordwestecke sowie der Zu¬
gang im Osten. Es wird aber nicht deutlich, daß es sich um eine Plattform
über einem Keller handelte, die sich über dem Niveau des Liebfrauenkirch¬
hofs erhob.

tonte, daß sie letzten Endes keine grundsätzliche Heilung bringen könnten.
Es ist verständlich, daß sich aus seinem Gutachten keine Ermunterung zur
raschen Reparatur ergab, sondern eher die zu einem Abbruch, dem dann ge¬
gebenenfalls ein völliger Neubau folgen konnte. Das aber war eine Frage des
öffentlichen Bedarfs an Keller-, Börsen- und Verwaltungsräumen, letzten
Endes aber auch der finanziellen Möglichkeiten.

Wie aber ging es dann weiter? Die einschlägigen Akten 21 bieten folgenden
Verlauf: 1685 herrschte im Rat die Auffassung vor, daß die Börse gebaut wer¬
den müsse, damit der Keller nicht zerfalle. Es wurde nun eine Kommission
zur Vorbereitung gebildet; die Finanzierung sollte aus Mitteln des Rats-
Weinkellers erfolgen. 1686 stellte der Rat den Franzosen Jean Baptiste Broe-

21 StA Bremen 2-P.2.n.6.b.Bb.I.l.;vgl. Focke, Die alte Börse, S. 140 ff.
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Abb. 8: Die „Börse" (G) am Südende des Liebfrauenkirchhofs, dessen Gräber deut¬
lich zu sehen sind, im Kupferstich von Merian, vor 1653. Die Börse ist nur als
rechteckiges Areal eingezeichnet; an der Südostecke erkennt man ein Ge¬
bäude. Rechts sieht man das Rathaus, in der Mitte den Roland, hinten die
St. Ansgariikirche, links das Eckhaus Markt/Obernstraße.
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bes an. Dieser verfertigte Entwürfe und ein Modell, die beim Rat Zustim¬
mung fanden. 1687 begann man mit dem Bau, wobei vermutlich Teile des al¬
ten Kellers übernommen wurden; dieser ragte wie früher über das Straßen¬
niveau hinaus und hatte Fenster, die oben in Bögen abschlössen. Erst nach
1888 wurde der Keller („Bacchuskeller") tiefer gelegt, um auf dem Liebfrau¬
enkirchhof eine ebene Fläche zu schaffen. Die großen Kosten, die gewagte
Konstruktion und Anfeindungen durch einheimische Maurermeister ließen
1689 den Gedanken an einen Abriß des unfertigen Gebäudes entstehen;
doch wurde der Bau auch nach der Flucht des Broebes (1692) von einem däni¬
schen, dann von einem bremischen Baumeister bis 1695 vollendet. Im Ge¬
gensatz zu den früheren Plänen entstand ein einstöckiger Bau, der erst
1733/39 aufgestockt wurde und 1888 abbrannte.
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KPM-Porzellan von 1786 aus Berlin in Bremen

Von Klaus Schwarz

Am Freitag, dem 2. Dezember 1785, traten die Bürgermeister und Ratsherren
der Stadt Bremen im Rathaus zu ihrer routinemäßigen wöchentlichen Sit¬
zung zusammen. Nachdem sie sich mit Personalangelegenheiten, der Ein¬
richtung eines russischen Konsulats, dem Abschluß eines Handelsvertrages
mit Nordamerika und anderen aktuellen Fragen befaßt hatten, kam endlich
Punkt 22 der Tagesordnung zur Sprache. Der präsidierende Bürgermeister Di-
derich Smidt wußte Günstiges über die Entwicklung der Haushaltslage zu be¬
richten und knüpfte daran den Antrag, „ob eben dieser diesesjährigen be¬
trächtlichen Extraeinnahmen halber der Herr Rheder nicht zu auctorisiren
sey, ein anständiges, etwan porzellänen Tafelservice zu Ampi. Senatus Ge¬
brauch, als woran es bißher so sehr gemangelt, anzuschaffen". Das mehr als
zwei Dutzend würdige Männer umfassende Gremium stimmte zu: „Wäre die¬
ser Vorschlag zu approbiren und die Herren Rheder zu dessen Effectuirung
zu committiren." 1

Rheder des gemeinen Guts, wie sich zu dieser Zeit die Verwalter der zentra¬
len Stadtkasse nannten, waren die Ratsherren Christian Hanewinkel und
Daniel Meinertzhagen. Ihre Wahl des Herstellers fiel auf die Königlich Preu¬
ßische Porzellanmanufaktur in Berlin, die seit 1763 diesen Namen trug, aber
schon Vorläufer in Gründungen Wilhelm Caspar Wegelys und Johann Ernst
Gotzkowskys hatte 2 . Der Erste Rheder, Hanewinkel, stand ohnehin in brief¬
lichem Kontakt mit dem bremischen Agenten in Berlin, dem Hofrat Jacob

1 Protokolle der Wittheitssitzungen, Staatsarchiv Bremen 2-P.6.a.9.c.3.b.49., S. 431.
Alle zitierten Quellen befinden sich im Staatsarchiv Bremen. Die günstige Haus¬
haltslage Ende 1785 beruhte auf nichts anderem als der Zahlung von Abzugsgeldern
zweier bremischer Bürger, die ihrer Heimatstadt den Rücken gekehrt hatten. In die
Rhederkasse flössen im Januar und Oktober allein 8000 Rtlr. aus dem Vermögen des
Johann Friedrich Schultze, der sich nach Frankfurt a. M. verheiratete, und im Juni
2000 Rtlr. von Hermann Diedrich Retberg, der sich in London etabliert hatte (Rhe¬
derbuch, 2-R.l.A.3.b.70., S. 3, 70 f.). Die gesamten Einnahmen der Rhederkasse be¬
trugen 1785 70 283 Rtlr. Nächst den Akziseeinkünften in Höhe von 38 162 Rtlr. bil¬
deten die Abzugsgelder von 16 364 Rtlr. in diesem Jahr den zweitgrößten Posten.

2 Vgl. Gisela Zick, Berliner Porzellan der Manufaktur von Wilhelm Caspar Wegely
1751—1757, Berlin 1978; Winfried Baer, Ilse Baeru. Suzanne Großkopf-Knaack, Von
Gotzkowsky zur KPM. Aus der Frühzeit des friderizianischen Porzellans, Berlin
1986. Eine bremische Verbindung zu den Anfängen der Porzellanherstellung in Ber¬
lin wurde durch die Heirat der Susanna Margaretha Wilckens aus reicher bremi¬
scher Kaufmanns- und Fabrikantenfamilie mit Daniel Wegely, dem Bruder des Grün¬
ders der ersten Porzellanmanufaktur, hergestellt, vgl. Friedrich Wilckens, Ge¬
schichte der Familie Wilckens, Bonn 1964 (maschinenschriftl.), S. 66 B.
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Wever 3 , so daß die Einholung von Nachrichten über die Lieferungsbedin¬
gungen auf amtlichem Wege nicht schwierig war; darüber hinaus gab es na¬
türlich auch Beziehungen wirtschaftlicher und privater Art. Eigentlich hätte
es für Bremen nähergelegen, sich an die Herzoglich-Braunschweigische Fa¬
brik von Fürstenberg zu wenden, „deren Werke am Ufer der Weser entstan¬
den und ehemals hier im Lande am meisten bekannt und beliebt waren" 4 ,
darüber hinaus auch auf dem billigen und bequemen Wasserwege herange¬
schafft werden konnten. Aber für ein repräsentatives Service, mit dem der
Rat besonders seinen auswärtigen Gästen den Reichtum der Stadt vor Augen
führen wollte, bot sich eher die Berliner Manufaktur an, die auf dem besten
Wege war, dem berühmten Meißen Abbruch zu tun.

Welchen nachhaltigen Eindruck bei einem Bremer Besucher die Erzeug¬
nisse dieser Fabrik hinterließen, verrät ein Tagebucheintrag von 1777. Die
jungen Bremer Kaufleute Henrich Carstens und Johan Matthias Lahmeyer
besichtigten am 14. November dieses Jahres zusammen mit dem ihnen eben
erst in Berlin bekanntgewordenen württembergischen Leutnant Velnagel die
Manufaktur an der Leipziger Straße am Rande eines gepflegten Adelsquar¬
tiers. Carstens notierte sich: „Des Vormittags gingen [wir] mit Herrn Velnagel
zur hiesigen Porcellain Fabrique, wo man uns einem außerordentlich großen
Vorrath von allerhandt Gefäßen und Galanterien in feinestem Porcelain aufs
herrlichste gemahlen zeigte. Man würde einige Wochen zubringen müssen,
um alles durch zu sehen. Vorzüglich zeigte man uns einige übergebliebene
Stücken von dem berühmten Service, so der König an die rußische Kayserin
geschencket hat, viele schöne, kleine Gruppen und Portraits, kostbahre Ser¬
vices und ein paar herrliche Krohn Leuchters a 100 Stück Louisd'or pro
Stück. Sie behaubten, daß dieses Porcellain weißer, schöner gemahlen und
bey 15 % wohlfeiler sey wie das Dresdner. Wer sich bey Parthien an ihnen di-
recte addressirt, bekomt noch 20 % Rabat. Ehestens wirdt eine gedruckte
Specification herauskommen. Der Directeur führte uns herum. Wir gaben
deßen Aufwärter xh Rt. Wen ein Fremder ein Service kauffen will, so der Kö¬
nig bestellet hat, so sindt Seine Majestät so gnädig zu warten." 5

Das Service, dessen Ankauf am 2. Dezember 1785 beschlossen worden war,
traf im folgenden Jahr in zwei Schüben in Bremen ein und wurde sogleich in¬
ventarisiert, um eine laufende Kontrolle der Vollzähligkeit zu ermöglichen,
die am Anfang dem Ratsdiener Caspar Bischoff zufiel.

3 Diese Korrespondenz ist nicht erhalten, jedoch durch Erwähnung in den Briefen
Wevers an den bremischen Ratsherrn und Richter Otto Christian Schöne sicher be¬
zeugt (2-B.ll.a.2.b.V., Briefe vom 14. und 21.2.1786).

4 Karl Schaefer, Aus den Erwerbungen der kunstgewerblichen Sammlungen im Jahre
1908, in: Jb. d. brem. Sammlungen, Jg. 2, 1909, S. 126.

5 Die Berlin betreffenden Teile des Tagebuchs sind veröffentlicht von Klaus Schwarz,
Ein Berlin-Besuch vor 200 Jahren, in: Der Bär von Berlin. Jb. d. Vereins f. d. Ge¬
schichte Berlins, Folge 26, 1977, hier S. 51. Der Aufwärter erhielt einen halben
Reichstaler (Rtlr.), ein Kronleuchter kostete 100 Louisdor = 500 Rtlr.
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„Das im Jahre 1786 auf Ampi. Senatus Ordre angeschaffte Berliner Porcel-
län Service vom neuglattem Dessein gemahlt mit natürlichen Purpur Blumen
und Purpur Rand bestehet in

192 Speiseteller und 60 Suppen Teller
4 Schüsseln rund sub No. 1
4 dito No. 2
4 dito No. 3
8 dito No. 4
4 Saladiers große Sorte
4 dito mittler Größe
8 dito kleinere
4 Terrinen nebst 4 Unterschalen oval große Sorte
4 Terrinen nebst 4 Unterschalen oval mitler Größe
4 Terrinen nebst 4 Unterschalen oval kleine
4 Braten Schüsseln oval extra groß
4 dito oval mitler Größe
4 Saucieren fest auf Unterschalen
4 Butterdosen nebst 4 Unterschalen mitler Größe
8 Saltzfässer
1 complete Plat de menage von 11 Stücken große Sorte

12 Stück Desert Teller
4 Fruchtkörbe nebst 4 Unterschalen oval große Sorte
4 dito nebst 4 dito oval mitler Größe
4 dito nebst 4 dito oval kleine Sorte

Vorspecificirtes Porcellän Service ist 1786 an Caspar Bischoff zur Aufbewah¬
rung am Rathhause in ein desends verfertigtes Schrank überliefert worden.

C. Hanewinkel
pro tempore Rheder" 6

Das Modell „Neuglatt" wurde um 1769 in der Berliner Manufaktur ent¬
wickelt und gehört noch heute zu den beliebtesten Mustern. Bei diesem
Nachzügler des Rokoko war der Tellerrand zwölfmal geschwungen und viel
Raum für die Malerei gelassen. Durch farbige Staffierung oder Vergoldung
konnte man den Servicen verschiedenen Charakter geben, so daß sich das
Muster sowohl für kostbare wie für weniger anspruchsvolle Gestaltung
eignete 7 . Der Bremer Kauf gehörte zu den einfach gehaltenen Servicen,
denn außer den in der sehr beliebten Purpurfarbe ausgeführten Blumen,
Rändern und Insekten, welch letztere vor allem der Kaschierung kleiner Feh¬
ler dienten, wurde nur noch Grün in bescheidenem Maße verwandt, um die
Szene etwas aufzulockern.

6 Inventar der Rhederkammer im Rathaus 1786 2-R.l.A.2.b. Mit Plat de menage be¬
zeichnete man einen meist üppig ausgestatteten Untersatz für Fläschchen, Dosen,
Becher und andere Behälter, in diesem Fall insgesamt elf, in denen sich Essig, Ul, Ge¬
würze und ähnliche Zutaten befanden.

7 Vgl. Erich Köllmann u. Margarete Jarchow, Berliner Porzellan 1763—1963, 2. Aufl.,
München 1987, Textbd., S. 153 f.
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21 Positionen mit rund 350 Stücken sowie eine Plat de menage umfaßte das
Bremer Service. Bis zu 60 Personen konnten zu Tisch gebeten werden, ohne
daß man fremdes Geschirr zur Ergänzung nehmen mußte. Es reichte an
Menge fast an ein nach zeitgenössischen Anschauungen für eine Hofhaltung
notwendiges Service heran, das aus 460 Einzelteilen und einer Plat de
menage bestehen sollte 8 .

Am 6. und 16. Oktober 1786 zahlte die Rhederkasse für den Hauptteil des
Tafelservices 1025 Rtlr. 66 Grote, am 4. November an die „hiesige Kaufleute
Goebel & Kunoth [... ] für desfaisige Provision, Spesen, Transport und sonsti¬
gen Kosten 53 Rtlr. 62 Grote" und schließlich am 16. Dezember für die in
einem zweiten Schub nachgesandten Terrinen, Saladieren und Schüsseln 108
Rtlr. 2 Grote 9 . Insgesamt waren also 1187 Rtlr. 58 Grote aufgewandt worden,
um das Rathausgeschirr auf einen 1786 zeitgemäßen Stand zu bringen, davon
rund 1134 Rtlr. für die Königlich Preußische Porzellanmanufaktur und
54 Rtlr. für die Kaufleute, die als Spediteure tätig geworden waren.

Jetzt konnte man großzügig mit einem dem Geschmack der europäischen
Höfe entsprechenden Service repräsentieren, das die Formen des Rokoko in
der Eleganz des Porzellans zeigte. Schließlich ging das Modell „Neuglatt" auf
Anregungen und Vorgaben Friedrichs des Großen zurück; die erste Ausfüh¬
rung wurde für das Schloß Sanssouci bei Potsdam gefertigt, eine spätere für
das Schloß Charlottenburg bei Berlin. Sie wiesen freilich eine prunkvollere
Bemalung auf als das Bremer Porzellan. Silbergeschirr besaß der Rat daneben
am Ende des 18. Jahrhunderts kaum noch, und mit Zinnware konnte man das
Auge eines verwöhnten Fremden ohnehin nicht mehr beeindrucken 10 .

Aber bald bekam man zu fühlen, welch zerbrechliche Schönheit das Rat¬
haus verwahrte. Ein noch vor der Jahrhundertwende aufgestelltes neues In¬
ventar nennt nur noch 186 Speiseteller und 59 Suppenteller, es zählt statt der
ursprünglichen acht runden Schüsseln „sub No. 4" nur noch vier auf, „wovon
1 geborsten", und vermerkt zu den elf Stücken der Plat de menage „theils ge¬
leimt" 11. Nach der Eingliederung Bremens in das Kaiserreich Napoleons
verschaffte sich die neu eingerichtete Verwaltung einen eigenen Überblick.
Sie fand nur noch 52 von den ursprünglich 60 Suppentellern vor; von den
vier Butterdosen von 1786 war eine abhanden gekommen, die zweite beschä-

8 Ebd., S. 45.
9 Rhederbuch 2-R.l.A.3.b.70., S. 221. Ein ungefähr wie das Bremer zusammengesetz¬

tes Service „Neuglatt" würde nach den Preisen von 1989 fabrikneu rund 40 000
DM kosten, etwa soviel wie ein Streifenwagen der Polizei. 200 Jahre nach dem
Kauf in Berlin, also 1986, gab der Senat für den Erwerb von Glas, Porzellan und Ta¬
felsilber 1773,05 DM aus (Haushaltsplan der Freien Hansestadt Bremen 1988, S. 7).
Die wenigen Angaben mögen als Hinweis darauf ausreichen, daß Preisvergleiche
ohne sorgfältige Berücksichtigung veränderter Zeitumstände und Beschaffungsbe¬
dürfnisse nichts einbringen.

10 Vgl. Gerd Dettmann u. Albert Schröder, Die bremischen Gold- und Silberschmiede
(VStAB, H. 7), Bremen 1931, S. 24.

11 Verzeichnisse der Silber-, Porzellan- und Steingutsachen im Rathaus, vor 1799
2-P.2.n.6.b.Aa.5. [7].
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digt, und der dritten fehlte der Deckel 12 . Als 1824 der Rathaus- und Silber¬
diener Daniel Knust verstorben war, wurde wieder eine Bestandsaufnahme
vorgenommen. Die Zahl der flachen Speiseteller war auf 176 zurückgegan¬
gen, und zwei der Saucieren mit Untersatz und zwei Terrinen mit Deckeln
fehlten 13 .

Den Verlusten, die sicher von weiteren Beschädigungen anderer Stücke be¬
gleitet waren, traten um diese Zeit gestiegene Mengenansprüche gegenüber.
1816 bis 1819 war neben dem Rathaus an der Stelle des alten erzbischöf¬
lichen Palatiums das Stadthaus entstanden, das den Raum für Verwaltung und
Repräsentation erheblich vergrößerte. Dazu mußte die entsprechende Ein¬
richtung angeschafft werden. So wurde in das Budget für das Jahr 1824 auch
folgende Position aufgenommen: „Zur Vervollständigung des Ameuble-
ments, und insbesondere des Geräths bey öffentlichen Bewirthungen, ist all-
mählig noch vieles anzuschaffen, daher gebeten wird, dafür wie bisher anzu¬
setzen Rtlr. 1500,-." 14

Die Beschaffung übernahm der Senator Isaac H. A. Schumacher. Die Wahl
beim Porzellan fiel nicht mehr wie fast vier Jahrzehnte zuvor auf die Berliner
Manufaktur. Die Zeit des Rokoko war vorüber, und es setzte sich, kaum daß
Napoleons Herrschaft abgeschüttelt war, der Stil des Empire durch. Die
Blicke richteten sich auf Paris. Vom königlichen Hoflieferanten Monsieur
Gosselin, der sein Geschäft in der Rue des Fosses No. 23 auf dem Montmartre
betrieb, wurden für den neuen Sitzungssaal im Stadthaus seidene Gardinen¬
stoffe, Stuhlüberzüge, Fransen und Bordüren zum Preise von 1115 Rtlr. bezo¬
gen. Und so hielt auch Porzellan aus Frankreich jetzt seinen Einzug. Gekauft
wurden allerdings nicht die teuren Erzeugnisse der Manufaktur von Sevres.
Monsieur Denuelle, ansässig in der Rue de Crussol No. 8 im Quartier du
Temple, wurde am 7. Oktober 1825 als Lieferant verpflichtet. Seine Fabrik lag
mehr als hundert Stunden von der Hauptstadt Frankreichs entfernt. Manche
Unstimmigkeit trat in der Folge zwischen den Vertragspartnern auf. Die ge¬
wünschten großen Schüsseln von 21 Zoll Durchmesser hatte Denuelle nur in
ungleicher und sehr befleckter Ware vorrätig, andere Fabriken stellten sie
überhaupt nicht her, weil ihr Gewicht für den französischen Geschmack zu
hoch war und nur selten ein Stück gut gelang. Als die erste Sendung eintraf,
monierte Schumacher, daß Suppenschüsseln und Kasserollen „für die Art,
wie man im nördlichen Deutschland die Tafeln servirt, zu klein sind". Denuel¬
le sollte nachliefern, aber sein erster Versuch zur Herstellung größerer Teile
mißlang und mußte wiederholt werden. Am 12. August 1826 konnte Schuma¬
cher den Eingang der letzten Sendung bestätigen.

12 Inventar der auf dem Rathaus befindlichen Immobilien, Oktober 1811 6,2-
F.2.a.X.l.

13 Inventar des Notars Gottlieb Wilhelm Plank für die auf dem Rathaus vorhandenen
Effekten 2-P.2.n.6.b.Aa.5. [14]. Ein genauer Vergleich mit dem Bestand von 1786
ist nicht möglich, weil auch aus anderen Einkäufen stammendes Porzellan mitge¬
zählt wurde, u. a. sechs Kaffeekannen und eine Milchkanne.

14 Anlage zum Budget der freyen Hansestadt Bremen 1824 2-R.1.B.14.C.12., S. 186.
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Allein 240 flache und 60 Suppenteller enthielt die gesamte Lieferung. Ins¬
gesamt umfaßte das Service 15 Positionen mit 414 Stücken, wobei allerdings
der Anteil an kostspieligen Terrinen und Schüsseln deutlich geringer war als
bei dem Kauf von 1786, von der fehlenden Plat de menage ganz zu schwei¬
gen. Freilich lagen auch die Kosten niedriger. Sie beliefen sich auf insgesamt
988 Rtlr. 41 Grote, von denen etwa 85 Rtlr. auf den Transport über Frankfurt
a. M., andere Spesen und das Porto entfielen 15 .

Die Monopolstellung der Königlich Preußischen Porzellanmanufaktur, die
das bis dahin einzige im Bremer Rathaus vorhandene Tafelgeschirr aus Por¬
zellan geliefert hatte, war gebrochen. Es begann der Abstieg aus der Sphäre
der festlichen Repräsentation zum musealen Magazinobjekt.

Von da an ist es nicht mehr möglich und wäre auch kaum noch reizvoll, die
weiteren Verluste im einzelnen festzustellen. Jedenfalls scheint die Freude
an dem Besitz aus dem Todesjahr Friedrichs des Großen immer mehr ge¬
schwunden zu sein, und der Senat ging allmählich dazu über, einzelne Stücke
wegzugeben.

Im Jahresbericht des 1873 gegründeten Gewerbemuseums für 1885 findet
sich die recht verschwommene Angabe: „Durch die Verwaltung des Rathau¬
ses wurden der Anstalt einige Porzellangeschirre Berliner Fabrikats, Gläser
u. a. übergeben." 16 Aus den Unterlagen des Landesmuseums für Kunst- und
Kulturgeschichte, in dem das Gewerbemuseum aufgegangen ist, läßt sich
heute mit Sicherheit nur noch der Zugang eines Salzschälchens, einer Sau-
ciere und eines Cremeschälchens feststellen 17 . Seit 1900 stand auch das
neugegründete Historische Museum im Kreuzgang und Refektorium des
Katharinenklosters den Besuchern offen. Sein Gründer, der Senatssekretär
Johann Focke, bestätigte am 1. Juni 1899, daß er an diesem Tage von der In¬
spektion des Rathauses u. a. in Empfang genommen hatte
„1 porz. Suppenterrine mit Deckel
3 Terrinendeckel
2 Suppenteller
3 flache Teller
1 flachen Teller mit durchbrochenem Rand
2 mittlere
1 kleinere Schüssel mit durchbrochenem Rand" 18.

15 Verschiedene Papiere des Senators Isaac H. A. Schumacher zur Einrichtung und
Verzierung des Rathauses 2-P.2.n.6.b.Aa.5. [17]; Hauptbücher der Ausgaben der
Generalkasse 1825 4„28-IV.b.80., S. 260, 311, und 1826 4,28-IV.b.86., S. 230.

16 Verhandlungen zwischen dem Senate und der Bürgerschaft im Jahre 1886, S. 199.
17 Daß es sich bei dem erwähnten Porzellan um solches aus dem Ankauf von 1786

handelt, wird durch entsprechende Vermerke auf den Inventarkarten belegt.
Herrn Dr. Alfred Lohr danke ich für seine Hilfe bei der Arbeit an den Beständen
dieses Museums. Auch Frau Dr. Ilse Baer vom KPM-Archiv, Berlin-Charlottenburg,
habe ich für ihre Hilfe bei der Suche nach Zeugnissen für den Bremer Kauf zu dan¬
ken, die leider ergebnislos blieb.

18 Überweisung von Gegenständen an das Städtische Museum 3-K.ll.e.Nr. 2 [2].
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Die Aufstellung zeigt, wie desolat der Zustand des Repräsentationsge¬
schirrs inzwischen geworden sein mußte, denn warum sonst sollte man sich
dreier Terrinendeckel ohne die zugehörigen Terrinen entledigt haben? Mit
der Vereinigung des Gewerbemuseums mit dem Historischen Museum 1924
kamen wenigstens die an diese beiden Kulturinstitute abgegebenen Stücke
des Services wieder unter ein Dach und bildeten fortan einen Teil der Kera¬
miksammlung, den das Landesmuseum noch heute verwahrt, wenn die Un¬
gunst der Zeiten auch in diesem Jahrhundert noch zu einigen kleinen Verlu¬
sten geführt hat, so daß jetzt nur noch ein Dutzend Teile zu zählen ist, von
denen nicht wenige Beschädigungen aufweisen. Weitere Stücke befinden
sich bis heute in der Obhut des Rathauses als letzte Erinnerung an den Glanz
des vor etwas mehr als 200 Jahren hier erstmals benutzten Repräsentations¬
geschirrs aus der Produktion der Königlich Preußischen Porzellanmanufak¬
tur in Berlin.

61





Bemerkungen zu den Haushalts¬
und Familienstrukturen im bremischen Landgebiet

im ersten Viertel des 19. Jahrhunderts*

Von Peter Marschalck

Neuere familiengeschichtliche und familiensoziologische Forschungen 1 ha¬
ben der seit mehr als einem Jahrhundert populären und in der öffentlichen
Meinung immer noch weit verbreiteten Annahme von der Prädominanz der
Drei-Generationen-Großfamilie in vorindustrieller Zeit zwar den Boden ent¬
zogen, die Frage nach den schichtenspezifischen Unterschieden der
Familien- und Haushaltsstrukturen, ihrer Größe und Zusammensetzung in
den verschiedenen Phasen des Familienzyklus, bleibt aber weiterhin von so¬
zialhistorischem wie von demographischem Interesse.

In der Zeit der französische Besetzung Bremens — seit November 1806
stand Bremen unter militärischer, vom Januar 1811 bis zum Oktober 1813
dann auch unter politischer Oberhoheit 2 — waren im bremischen Staat als
Teil des Departements der Wesermündungen (Arrondissement Bremen) ver¬
schiedene Volkszählungen durchgeführt worden: 1807 und 1811 im bremi¬
schen Stadtgebiet und 1811/12 in den Dörfern des bremischen Landgebiets.
Von diesen Zählungen sind durchweg nur die zusammengefaßten Ergebnisse
überliefert; für die Aufnahme eines Teils des Landgebiets im Januar 1811 sind
darüber hinaus detaillierte Listen erhalten, die über die Zusammensetzung
der in der Gogräfschaft des Werderlandes lebenden Personen nach der Zuge¬
hörigkeit zu verschiedenen sozialen Schichten wie auch nach ihrer Stellung
im Haushalt Auskunft geben. 3

Die Gogräfschaft (das Gogericht) Werderland bestand 1811 aus den
Dörfern Walle, Gröpelingen, Oslebshausen, Mittelsbüren, Niederbüren,
Grambke, Grambkermoor, Burg, Dunge und Lesumbrok und war nahezu

* Der Beitrag entstand im Rahmen der Arbeiten zu dem von der Stiftung Volkswagen¬
werk, Hannover, geförderten Projekt „Sozio-demographischer Wandel in Bremen
1820-1914".

1 Vgl. z. B. Michael Mitterauer, Der Mythos von der vorindustriellen Großfamilie, in:
M. Mitterauer/R. Sieder, Vom Patriarchat zur Partnerschaft. Zum Strukturwandel
der Familie, München 1977, S. 38 ff.

2 Vgl. dazu Karl H. Schwebel, Bremen unter französischer Herrschaft 1810—1813,
Bremen 1949 (Bremische Weihnachtsblätter, H. 10); Reinhard Patemann, Napoleons
Adler über Bremen. Erläuterungen zur Ausstellung des Staatsarchivs Bremen, Bre¬
men 1969; ders.: Die Beziehungen Bremens zu Frankreich bis zum Ende der franzö¬
sischen Herrschaft 1813, in: Francia 1, 1972, S. 482 ff.

3 Staatsarchiv Bremen, Sign. 6,2-F.2.a.II.2., Schriftgut der französischen Behörden
und Gerichte 1811 — 1813, Mairie, Bevölkerungswesen.
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identisch mit der Mairie Walle, zu der darüber hinaus noch die Dörfer
Wasserhorst und Wummensiede gehörten. Nach der Erhebung vom 13. Ja¬
nuar 1811 lebten im Werderland etwa 2100 Personen.

Tabelle 1: Bevölkerung im Landgebiet der Stadt Bremen, Januar 1811

Gerichte Einwohner Wohnhäuser Einwohner je
und Gogräfschaften u. Nebengebäude Gebäude

Gericht Borgfeld 511
Gericht Hastedt und

Schwachhausen 1395 222 6,3
Gericht Vegesack 1410 289 4,9
Gogericht Holler- und

Blockland 3093 546 5,7
Gogericht Werderland 2105 410 5,1
Gogericht Obervieland 2520 359 7,0
Gogericht Niedervieland 1414 267 5,3

Gebiet der Stadt Bremen 12 448 2093 (a) 5,7 (a)

a) ohne Berücksichtigung der Einwohner des Gerichts Borgfeld

Das unterschiedliche Verhältnis von Einwohnern zu Wohnhäusern im bre¬
mischen Landgebiet (Kanton Bremen-Landgebiet) deutet auf unterschiedli¬
che Zusammensetzung der verschiedenen Gebietsteile nach der sozialen
Schichtzugehörigkeit ihrer Bewohner hin. Am Beispiel des Werderlandes
lassen sich die unterschiedlichen Haushaltsgrößen für Bauern und Angehö¬
rige der unterbäuerlichen Schichten genauer belegen, wobei die detaillierte¬
ren Listen, die dieser Analyse zugrunde liegen, neben den Bewohnern auch
die jeweiligen (bäuerlichen und sonstigen) Stellen berücksichtigen. Die Zahl
der Wohngebäude (Wohnhäuser plus Nebengebäude) dürfte in etwa der
Zahl der bäuerlichen und unterbäuerlichen Stellen entsprechen: Gegenüber
den in der Übersicht ausgewiesenen Werten für das Werderland von 2105
Personen und 410 Wohngebäuden sind in der detaillierten Volkszählungs¬
liste 2100 Personen auf 393 Stellen verzeichnet.
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Tabelle 2: Zahl der Stellen und ihrer Bewohner nach der sozialen Schicht im
Werderland, Januar 1811

f 1£\-r~r~i£117~ir\ QVjcIIlclIlUc Ran.DdU Köter Brink- Häus - Himtrohn Qr R flurAh qt,Hlil WUllllfcil DcWUIlllCi
leute sitzer linge ia Qtdlloj e oiene

\A7allowalle Qfollönoienen 1 c10 13 30 9 7Z /

Bewohner 1 1 Qijy 90 264 QQ F. 70,/
i -y*r\T\ t \ 1i rxCht~i
Ui Uptrllliy eil ^tollonOLfcJllcIl 1Alft 14 20 1 Qiy

Bewohner 115 73 88 84 5,4
Gröp. Deich Ctnllnnbtenen 6 1 Qiy

Bewohner 28 69 3,9
Oslebshausen C f/-^11 T".oteiien 1 Tlo 7 9 oz

Bewohner 104 44 48 8 6,6
Gramke Ctallonoienen 1 o1o 3 23 1 RID

Bewohner 1 A Al*±'± 13 104 a n ^ 10,1
Gramkermoor C^ll^Tlotenen 8 5 oz

Bewohner 44 22 6 4,8
Burg Stellen

Bewohner
10
27

19
95 4,2

Dunge Stellen
Bewohner

11
63 5,7

Lesumbrok Stellen
Bewohner

24
134 5,6

Mittelsbüren Stellen 12 6 16 4
Bewohner 100 33 77 11 5,8

Niederbüren Stellen
Bewohner

9
51 5,7

Die verschiedenen Stellenkategorien sind nicht in jeder Hinsicht eindeutig
einer höheren oder niedrigeren sozialen und wirtschaftlichen Schicht zuzu¬
ordnen. So dürfte z. B. die Mischkategorie der ,Einwohner' alle landbesitzen¬
den Gruppen, also sowohl Bauleute als auch Köter und Brinksitzer, umfaßt
haben, und auch unter den Kötern sind Besitzer unterschiedlich großer Stel¬
len anzutreffen gewesen. Zur bäuerlichen Oberschicht gehörten zweifellos
die Bauleute und einige der größeren Köter sowie ein Teil der .Einwohner',
während Brinksitzer und Häuslinge sowie zum größten Teil wohl auch die Kö¬
ter nach Besitz und Rechten zur unterbäuerlichen Schicht zu zählen sind.

Insgesamt lebten auf den 393 Stellen im Werderland 2100 Personen, von
denen 1021 männlich und 1079 weiblich waren. 302 Personen gehörten dem
Gesinde an (140 Knechte, 162 Mägde), 105 Personen waren Geschwister und
89 Personen Eltern der Stelleninhaber (Hauswirte). Im Durchschnitt lebten
5,3 Personen auf einer Stelle, die Größe der aus den Stelleninhabern und ih¬
ren Kindern bestehenden Kernfamilien lag bei 4,1 Personen. Das Zahlen-
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Verhältnis der verschiedenen Gruppen der Haushaltsmitglieder (Hauswirte,
Kinder, Eltern, Geschwister, Gesinde) zueinander war je nach der Stellenqua¬
lität (der Schichtzugehörigkeit) sehr unterschiedlich:

Tabelle 3: Haushaltsstruktur im Werderland, Januar 1811

Auf jede Stelle kamen durchschnittlich:
Personen Hauswirte Kinder Eltern Geschwister Gesinde

insgesamt 5,3 1,8 2,2 0,3 0,2 0,8
Bauleute 8,4 1,8 2,9 0,3 0,5 2,8
Köter 5,8 1,9 2,6 0,3 0,4 0,6
.Einwohner' 5,4 1,9 2,3 0,4 0,3 0,6
Brinksitzer 4,7 1,8 2,2 0,3 0,1 0,2
Häuslinge 3,5 1,8 1,5 0,06 0,02 0,07

Es fällt auf, daß nicht nur die Haushaltsgröße (Zahl der Personen je Stelle)
mit der sozialen Stellung im dörflichen Gefüge abnimmt, was z. T. durch das
Fehlen des Gesindes in vielen Familien der Unterschicht zu erklären wäre,
vielmehr nimmt auch die Zahl der in den Haushalten lebenden Kinder mit
sinkendem sozialem Status ab. Dasselbe gilt für die in den Haushalten leben¬
den Seitenverwandten der Stelleninhaber und — allerdings nur in bezug auf
die Häuslingsfamilien — auch für die Großelterngeneration.

Je tiefer die soziale Schicht, der die jeweilige Stelle zugeordnet werden
muß, desto geringer sind natürlich auch die ökonomischen Ressourcen und
damit die Versorgungs- und Ernährungsmöglichkeiten, die diese Stelle bietet.
Das erklärt durchaus die Zurückhaltung etwa der Häuslinge in bezug auf die
Unterbringung der Großeltern in der Familie, und es könnte auch die gegen¬
über den Bauleuten, ,Einwohnern' und Kötern deutlich geringeren Geschwi¬
steranteile plausibel machen. Die mit der sozialen Schichtzugehörigkeit ab¬
nehmende Zahl der Kinder in den Haushalten ist z. T. sicher gleichfalls mit
sozioökonomischen Notwendigkeiten und Zwängen zu erklären: Es ist durch¬
aus wahrscheinlich, daß die Kinder aus Familien der bäuerlichen Unter¬
schicht in jüngerem Alter genötigt waren, ihr Elternhaus zu verlassen und
anderswo ihren Unterhalt zu verdienen, als es für Kinder aus bäuerlichen Fa¬
milien der Fall gewesen ist. Allerdings kann für die geringere Kinderzahl na¬
türlich auch eine geringere Geburtenzahl als Ursache in Frage kommen.

Bei der anscheinend so geringen Zahl von durchschnittlich 2,2 Kindern,
die in den Familien (Haushalten) lebten und wahrscheinlich unter 14 Jahre
alt waren, muß von einer mittleren Geburtenzahl je Familie, d. h. je Ehe¬
schließung, von 5 bis 6 ausgegangen werden. Eine geringe Lebenserwartung
mit hoher Säuglingssterblichkeit hatte im vorindustriellen Deutschland sehr
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hohe Geburtenzahlen notwendig gemacht, um die Bestandserhaltung der Be¬
völkerung zu sichern. Im allgemeinen lagen die entsprechenden Werte zu Be¬
ginn des 19. Jahrhunderts in den rein ländlichen Gebieten Deutschlands zwi¬
schen 7 und 11, Werte, die sogar ein Bevölkerungswachstum ermöglichten.
Demgegenüber deuten die Daten für das Werderland eher auf eine sta¬
gnierende, vielleicht gar auf eine abnehmende Tendenz des Bevölkerungs¬
wachstums hin, auf ein generatives Verhalten, das weniger durch ländliche
Siedlungsstruktur und landwirtschaftliche Wirtschaftsweise als durch die Nä¬
he städtischer Lebensformen mit traditionell geringeren Fruchtbarkeitswer¬
ten geprägt gewesen zu sein scheint.

Im bremischen Landgebiet lag die Zahl der Geburten der Frauen, die zwi¬
schen 1820 und 1824 geheiratet hatten 4 , bei 5,1 (im Stadtgebiet betrug der
entsprechende Wert 4,6). Während allerdings die durchschnittliche Zahl der
Geburten in den bäuerlichen Familien bei mehr als 6 lag, brachten es die Fa¬
milien aus der unterbäuerlichen Schicht lediglich auf knapp 5 Geburten, und
entsprechend betrug die durchschnittliche Zahl der noch lebenden Kinder
unter 15 Jahren in den vollständigen Familien (in denen beide Ehepartner
noch lebten) im Mittel von 20 Jahren nach der Eheschließung 2,3 (die Größe
der Kernfamilie also 4,3). Für die Angehörigen der bäuerlichen Oberschicht
lag dieser Wert bei 2,6, bei denen der unterbäuerlichen Schicht bei 2,2. 5

Die für das Werderland konstatierte geringere Familiengröße und kleinere
Kinderzahl für die Stelleninhaber an der untersten Sprosse der sozialen Lei¬
ter läßt sich also für die Familien des bremischen Landgebiets bestätigen, die
in den Jahren 1820—1824 gegründet wurden und deren Kinder hauptsäch¬
lich zwischen 1820 und 1835 geboren wurden. Die geringeren Familiengrö¬
ßen dieser aus den Zivilstandsregistern rekonstituierten Familien sind ein¬
deutig auf geringere Geburtenzahlen in den unterbäuerlichen Schichten zu¬
rückzuführen gewesen. Das erlaubt den Schluß, daß auch die in den unter¬
bäuerlichen Familien des Werderlandes festgestellten niedrigeren Kinder¬
zahlen wenn nicht ausschließlich, so doch in erheblichem Ausmaß ebenfalls
durch geringere Fruchtbarkeit zustande gekommen sind und — falls über¬
haupt — nur zu einem kleinen Teil dadurch, daß die in den Häuslings- und
Brinksitzerfamilien aufwachsenden Kinder ihr Elternhaus in jüngerem Alter
verlassen haben dürften als die Kinder der bäuerlichen Familien.

4 Ergebnisse einer Familienrekonstitution aus den Zivilstandsregistern des bremi¬
schen Stadtgebiets sowie der Dörfer des bremischen Landgebiets; Staatsarchiv Bre¬
men, Sign. 4,60. Die Heiratskohorte 1820/24 umfaßte 83 Eheschließungen mit ins¬
gesamt 425 Geburten.

5 Diese Werte wurden aus den miteinander verknüpften Einträgen der Heirats-,
Geburts- und Sterberegister errechnet; es konnte dabei nicht überprüft werden, ob
diese Kinder tatsächlich bei ihren Eltern lebten.
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Tabelle 4: Daten zur sozialen Struktur des Werderlandes nach der Volks¬
zählung vom Januar 1811

Bauleute Köter Brinksitzer Häuslinge ,Einwohner'

Stellen 72 51 109 98 63
Hauswirt männlich 67 47 100 89 59

weiblich 63 50 101 89 58
Kinder männlich 104 69 115 73 74

weiblich 108 66 123 78 71
Eltern männlich 7 8 13 1 8

weiblich 16 7 23 5 17
Ge¬
schwister männlich 25 7 4 2 9

weiblich 10 11 1 1 10
Gesinde männlich 99 10 11 3 17

weiblich 103 22 13 4 20

Kernfamilie a) 4,8 4,6 4,0 3,4 4,2
Drei-Generationen¬
familie b) 5,1 4,8 4,4 3,4 4,6
Erweiterte Drei-
Generationenfamilie c) 5,6 5,2 4,5 3,4 4,9

a) Hauswirte und Kinder
b) Kernfamilie plus Eltern (der Hauswirte)
c) Drei-Generationenfamilie plus Geschwister (der Hauswirte)

Während Familiengröße und Haushaltsgröße bei Brinksitzern und Häuslin¬
gen nahezu gleich sind, weil beide Gruppen weitgehend ohne Gesinde aus¬
kommen, weichen diese beiden Werte insbesondere bei den Vollbauern (Bau¬
leuten) doch erheblich voneinander ab. Etwa ein Drittel der zum bäuerlichen
Haushalt gehörenden Personen gehört dem Gesinde an, und die bäuerlichen
Familien sind es auch, die die größten Unterschiede in bezug auf die Familien¬
formen aufweisen: Sowohl Großelterngeneration wie Seitenverwandte gehö¬
ren zu ihren Haushalten; sowohl die reinen Drei-Generationenfamilien als
auch die erweiterten Drei-Generationenfamilien („Großfamilien") sind in die¬
ser Schicht am stärksten vertreten.

Die Zahl der Drei-Generationenfamilien war weitaus geringer als die Zahl
der besetzten Stellen. Insgesamt lebten im Werderland 105 Personen, die in
den Volkszählungslisten als „Eltern" bezeichnet worden waren. Im Höchst¬
fall, also wenn immer nur eine Eltern-Person in einem Haushalt gelebt hätte,
hätten nur gut ein Viertel der Familien Drei-Generationenfamilien sein kön¬
nen. Und falls wiederum jeweils nicht mehr als eine als „Geschwister" ge¬
kennzeichnete Person in einer Drei-Generationenfamilie untergekommen
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wäre, dann hätten maximal 85 % dieser Drei-Generationenfamilien (oder gut
20 % aller Familien) zu erweiterten Drei-Generationenfamilien werden kön¬
nen.

Die Bewohner des bremischen Landgebiets — diese Verallgemeinerungen
aus den Daten für das Werderland seien erlaubt — weisen recht unterschied¬
liche Haushalts- und Familienstrukturen auf. Diese Unterschiede sind ver¬
mutlich auf die unterschiedliche soziale Schichtung in den einzelnen Teilen
des Landgebiets zurückzuführen. Die Angehörigen der verschiedenen bäu¬
erlichen und unterbäuerlichen Gruppen zeigen deutlich differenzierte Haus¬
halte und Familien, und zwar sowohl hinsichtlich ihrer Größe als auch ihrer
Zusammensetzung. Deutlich sind auch die verhältnismäßig kleinen Familien
in allen sozialen Gruppen mit im Durchschnitt nur wenig mehr als zwei le¬
benden Kindern je Familie; die demgegenüber kleineren Familien in der un¬
terbäuerlichen Schicht sind jedenfalls zu einem beträchtlichen Teil das Re¬
sultat geringerer Geburtenzahlen gewesen. Im ganzen scheint das bremische
Landgebiet mit seiner ländlichen Besitz- und Sozialstruktur doch — insbeson¬
dere in bezug auf die demographischen Strukturen und Verhaltensweisen —
schon sehr stark von städtischen Lebensformen geprägt gewesen zu sein.

Die Einsichten, die eine einzelne, zufällig überlieferte Volkszählungsliste
zu vermitteln vermag, sind natürlich beschränkt, sofern nicht weitere Quel¬
len etwa zu den Besitzverhältnissen der Einwohner herangezogen werden
können. Dennoch ließen sich mit Hilfe dieser singulären Liste durchaus
schon wenn auch keine gesicherten Resultate, so doch recht gut bestätigte
Vermutungen zu den Haushalts- und Familienstrukturen eines von urbaner
Nähe geprägten ländlichen Raumes zu Beginn des 19. Jahrhunderts erzielen.
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Paganini in Bremen

Von Herbert Schwarzwälder

1. Theater und Konzertwesen in Bremen um 1820/30

Bremen gilt vielen als amusische Stadt; doch es gibt manche künstlerische
Leistung und Veranstaltung, mit der man das Gegenteil beweisen könnte. Es
hängt viel davon ab, was man als „Kunst" ansehen will und ob man das Kunst¬
verständnis an den Leistungen einheimischer Künstler, am fleißigen Besuch
von Konzerten, Theateraufführungen, Ausstellungen usw. oder gar am spek¬
takulären Auftreten von Virtuosen messen will. Wer sich Mühe gibt, der wird
lange Listen von Gastspielen zusammenstellen können, die in ihrer Zeit Be¬
achtung fanden oder sogar Aufsehen erregten. Besonders spektakulär war si¬
cher das Auftreten von Nicolö Paganini 1830, wobei freilich das völlige
Schweigen der bremischen Musikhistoriker überrascht. Nur der spätere Ar¬
chivamtmann Fritz Peters schrieb 1927 einen unauffälligen Zweispalter für
die Bremer Nachrichten 1, dem er vor allem bremische Pressemeldungen
von 1830 zugrunde legte.

Im Rahmen einer Zusammenstellung von Reisebeschreibungen im nord¬
westdeutschen Raum traten Quellen zutage, die neue Schlaglichter auf das
Paganini-Gastspiel warfen, das natürlich nur ein Erfolg werden konnte, wenn
es in Bremen ein reges Musikleben gab und Paganini bereits einen hohen Be-
kanntheitsgrad hatte. Zugleich boten sich einige aufschlußreiche Anhalts¬
punkte für eine Soziologie und die wirtschaftliche Basis des Konzert- und
Theaterwesens um 1830, wogegen der musikgeschichtliche Ertrag eher dürf¬
tig war, da sich die „Kritiker" zum Spiel Paganinis nur überschwenglich, aber
doch wenig sachverständig äußerten. Klaus Blum 2 sagt in seiner bremischen
Musikgeschichte kaum etwas über die Rezeption des Komponisten und Vio¬
linvirtuosen Paganini und nichts über seinen Auftritt 1830; er macht aber
deutlich, daß Konzerte und Musikinteresse in der Hansestadt seit 1825 einen
spürbaren Aufschwung nahmen. Gab es zuvor im wesentlichen einzelne
Subskriptionskonzerte im Winter, so organisierte ein „Verein der Privat-Con-
certe" über fünf Jahre auf Subskriptionsbasis regelmäßige Winterkonzerte 3 ,
die von Friedrich Wilhelm Riem als Musikdirektor und von Carl Friedrich
Ochernal als Konzertmeister geleitet wurden. Es wurde nun ein stehendes
„Concert-Orchester" gebildet. Im Stadttheater gab es neben Konzerten auch
Musiktheater (Oper), 1829 zweimal wöchentlich. Bei den „Privat-Concerten"

1 3.4.1927.
2 Musikfreunde und Musici. Musikleben in Bremen seit der Aufklärung, Tutzing

1975.
3 Blum, S. 111 ff.
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wurden immer wieder auswärtige Virtuosen engagiert; daneben aber gaben
Auswärtige auch oft Konzerte auf eigenes Risiko 4 .

Schwierig war es, geeignete Konzertsäle in Bremen zu finden; die meisten
waren nicht groß genug. Die „Union" am Ostertorswall erhielt erst 1830/31
einen großen Saal; die Säle in der Alten Börse auf dem Liebfrauenkirchhof
und im Krameramtshaus am Ansgariikirchhof waren zu klein für große Gast¬
spiele. Es blieb nur noch das private Stadttheater auf der Bastion am Ostertor,
wo heute das Olbersdenkmal steht. Es handelte sich um einen 1792 errichte¬
ten großen Holzbau, dessen Frontseite mit vier Säulen geziert war. Die Finan¬
zierung des Theaterbetriebes war schwierig. Ein Theaterverein verweigerte
1829 den Ankauf des Gebäudes 5 ; Käufer war dann der bisherige Direktor
(seit 1827) Carl Friedrich Gütschow gen. Bethmann, der die geforderten 7000
Reichstaler zahlte und nun auch sogleich Umbaumaßnahmen einleitete. Die¬
ser Übergangszustand herrschte, als das Gastspiel Paganinis bevorstand.

Man kann sagen, daß das Stadttheater um 1830 einen Tiefpunkt hatte, im
Gegensatz zum blühenden Konzertwesen. Was Paganini anbetrifft, so muß
man davon ausgehen, daß er in weiten Kreisen des bremischen Bildungsbür¬
gertums als berühmter, ja als exotischer Violinvirtuose und auch als Kompo¬
nist bekannt war; denn sonst wäre es nicht zu verstehen, daß sein Auftreten
in der Hansestadt — wie in vielen anderen Orten — die Gemüter so erregte.

2. Paganini und Harrys — Herr und Diener
Paganini stand 1830 auf dem Höhepunkt seines Ruhmes als Künstler und sei¬
ner Rätselhaftigkeit als Mensch. Er wurde 1784 in Genua als Sohn eines
Kaufmanns geboren. Seine Musikalität zeigte sich früh, seit 1805 gab er Kon¬
zerte, seit 1816 galt er in Italien als genialer Virtuose, und nun drang sein
Ruhm auch nach Deutschland. 1828 kam er nach Wien; sein Name erschien
in den Gazetten, seine Persönlichkeit wuchs ins Dämonische. Von Wien ging
es nach Prag, und dann begann die spektakuläre Deutschlandtournee, in der
auch Bremen sein bescheidenes Plätzchen bekam 6 . In dieser Zeit wurde Pa¬
ganini bisweilen von seinem Sohn, den er von einer Sängerin hatte, begleitet.
Ein anderer auffälliger Begleiter, der die Rolle eines Agenten für die Konzer¬
te in Norddeutschland spielte und der auch als eine Art Reporter über die
Konzerte berichtete, war Georg Harrys 7 . Dieser war Jude und wurde 1780
als Sohn des Bankiers Salomon Harrys in Hannover geboren, dann aber als
Waise von Verwandten in Nancy erzogen. 1803 kehrte er nach Hannover zu-

4 Blum, S. 127 ff.
5 Hermann Tardel, Die Gründung des Bremer Stadttheaters 1843, in: Studien zur

brem. Theatergesch., hrsg. von H. Tardel = Abh. u. Vortr. hrsg. von der Wittheit zu
Bremen, Bd. 16, H. 2, Oldenburg 1945, S. 11.

6 Die Stationen der Reise: Julius Kapp, Paganini, eine Biographie, Leipzig 1913, S. 92.
7 Franz Brummer, Lexikon der deutschen Dichter und Prosaisten bis zum Ende des

18. Jhs., Leipzig 1884, S. 183 f. Vgl. Henning Rischbieter, Hannoversches Lesebuch,
1. Bd., 1650—1850, 2. Aufl., Hannover 1978, bes. S. 252 ff.
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Nicolö Paganini zur Zeit der Deutschland-Tournee. Vorlage für den Holzstich von 1875
war vermutlich eine Lithographie nach einem Porträt von Franz Xaver Winterhalter
(1806—1873), der damals in Karlsruhe arbeitete.
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rück, war 1813/15 Militär-Hospitalinspektor bei der hannoverschen Armee
und versuchte nach seiner Entlassung von literarischen Arbeiten zu leben;
u. a. schrieb er zu manchen Gelegenheiten witzige Gedichte und sammelte
1823 in seinem „Blitzableiter für melancholische Gewitterschauer" zahlrei¬
che Anekdoten und Essays. Als Paganini 1830 in Hannover gastierte, schrieb
Harrys ein Huldigungslied auf König Wilhelm IV. von Großbritannien und
Hannover, das der Meister sogleich vertonte und vorspielte. Er engagierte
Harrys bei dieser Gelegenheit als Begleiter für die Sommertournee. Harrys
kehrte dann nach Hannover zurück, wo er seit 1831 eine eigene literarische
Zeitschrift herausgab, die er „Die Posaune" nannte. Sie war wegen ihrer ak¬
tuellen und satirischen Artikel recht beliebt. Harrys starb 1838, als Redak¬
teur und Herausgeber der „Posaune" folgte ihm sein Sohn Hermann. Man
kann Georg Harrys als Literaten außerhalb der etablierten bürgerlichen Ge¬
sellschaft ansehen, der auch Gelegenheitsarbeiten übernahm wie 1830 die
Geschäftsführung für Paganinis Konzerte. Harrys' Berichte sind eine wichti¬
ge Quelle für das Auftreten Paganinis in Norddeutschland, wobei man frei¬
lich bedenken muß, daß er seine eigene — im Grunde genommen sehr gerin¬
ge — Bedeutung herauszustreichen suchte, Paganini bewunderte und vor al¬
lem dessen Extravaganzen journalistisch ausbeutete. Ein Teil seiner Darstel¬
lung ist aber doch kontrollierbar und auch nicht ganz ohne Kritik am Mei¬
ster. Bemerkenswert ist die Erörterung eines Charakterzuges von Paganini:
seines Hochmuts 8 . Harrys erzählt, Paganini habe immer wieder von sich be¬
hauptet, er sei nicht stolz („je ne suis pas fier"). Das treffe aber nicht zu; denn
immer wieder betone er auch: „Paganini ist nicht gewohnt zu suppliciren",
„Paganini läßt sich keine Gesetze vorschreiben". Harrys meinte zwar, daß
solch einem Genie ein Gefühl des Stolzes zustehe, doch wollte er es nicht bil¬
ligen, daß Paganini bisweilen die Pflicht zur Dankbarkeit verletze; damit
meinte er sicher vor allem die eigenen Leiden durch das herablassende Ver¬
halten des Virtuosen. Er betonte aber auch besonders, daß dieser versäumt
habe, Sängern und Sängerinnen gegenüber, die ihn bei seinem Konzert in
Bremen selbstlos unterstützten, „auch nur das kleinste Zeichen einer Er¬
kenntlichkeit" zu zeigen, „gleichsam als hielte er alle Welt verpflichtet, ihm
dienstbar zu sein".

3. Heinrich Heine über Paganini und Harrys in Hamburg
Anfang Juni 1830 war von der Möglichkeit eines Auftritts von Paganini in
Bremen die Rede. Am 10. Juni traf er in Hamburg ein, wo kein geringerer als
Heinrich Heine seinen Eindruck vom Auftritt des Violinvirtuosen nieder¬
schrieb. Man kann davon ausgehen, daß die Bremer einige Tage später ähnli¬
che Erfahrungen machten. Heine begegnete Paganini in einer Allee und
schrieb 9 :

8 Damen-Zeitung. Ein Morgenblatt für die elegante Welt, hrsg. von C. Spindler, Verlag
F. G. Frankh/München, 2. Jg., 1830.

9 Kapp, S. 49; H. Heine, Florentinische Nächte, Erste Nacht, in: Heines Werke VI, hrsg.
von Helene Hermann und Raimund Pissin, Berlin usw. o. J., S. 138 f.
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„Er trug einen dunkelgrauen Oberrock, der ihm bis zu den Füßen reichte,
wodurch seine Gestalt sehr hoch zu sein schien. Das lange schwarze Haar fiel
in verzerrten Locken auf seine Schulter herab und bildete wie einen dunklen
Rahmen um das blasse leichenartige Gesicht, worauf Kummer, Genie und
Hölle ihre unverwüstlichen Zeichen eingegraben hatten."

Und über Harrys heißt es 10:
„Neben ihm tänzelte eine niedrige, behagliche Figur, putzig prosaisch: ro¬

sig verrunzeltes Gesicht, hellgraues Röckchen mit Stahlknöpfen, unaussteh¬
lich freundlich nach allen Seiten hingrüßend, mitunter aber voll besorglicher
Scheu nach der düstern Gestalt hinaufschielend, die ihm ernst und nach¬
denklich zur Seite wandelte."

Die Konzerte in Hamburg fanden am 12., 16. und 19. Juni 1830 statt. Auch
darüber hat Heine sehr anschaulich und witzig berichtet. Wäre er bei den
Konzerten in Bremen gewesen, hätte er sich vermutlich ähnlich geäußert;
denn die Konzerte Paganinis verliefen nach einem bestimmten Ritus. Heine
schrieb:

„Endlich aber, auf der Bühne, kam eine dunkle Gestalt zum Vorschein, die
der Unterwelt entstiegen zu sein schien. Das war Paganini in seiner schwar¬
zen Gala: der schwarze Frack und die schwarze Weste von einem entsetzli¬
chen Zuschnitt ..., die schwarzen Hosen ängstlich schlotternd um die dün¬
nen Beine. Die langen Arme schienen noch verlängert, indem er in der einen
Hand die Violine und in der andern den Bogen gesenkt hielt und damit fast
die Erde berührte, als er vor dem Publikum seine unerhörten Verbeugungen
auskramte. In den eckigen Krümmungen seines Leibes lag eine schauerliche
Hölzernheit und zugleich etwas närrisch Tierisches, daß uns bei diesen Ver¬
beugungen eine sonderbare Lachlust anwandeln mußte; aber sein Gesicht,
das durch die grelle Orchesterbeleuchtung noch leichenartig weißer er¬
schien, hatte alsdann so etwas Flehendes, so etwas blödsinniges Demütiges,
daß ein grauenhaftes Mitleid unsere Lachlust niederdrückte ...; aber alle
dergleichen Gedanken mußten stracks verstummen, als der wunderbare
Meister seine Violine ans Kinn setzte und zu spielen begann."

Um es vorweg zu sagen: Bremen hatte in jener Zeit keinen Heine, der Paga¬
ninis Auftritt so anschaulich und satirisch-zugespitzt, doch auch so voll Mit¬
gefühl geschildert hätte. Aber es haben sich doch Texte gefunden, die mit we¬
niger Eleganz dasselbe sagen.

4. Vorbereitungen auf das Konzert in Bremen
Inzwischen fieberten die Musikfreunde Bremens dem Paganini-Konzert ent¬
gegen. Es mußten natürlich mancherlei organisatorische Vorbereitungen ge¬
troffen werden. Als Koordinator nennt Harrys 11 den „brasilianischen Kon¬
sul". Gemeint ist der Vizekonsul und Kaufmann Ludwig Friedrich

10 Kapp, S. 49; Heines Werke VI, S. 139.
11 Damen-Zeitung, S. 868.
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Kalkmann 12 , der 1825 zu den Begründern des „Vereins der Privat-Concerte"
gehörte 13, der sich in den Konzerten auch selbst als Amateursänger betä¬
tigte. Dieser war es dann, der für die Paganini-Konzerte einen bremischen
Sänger und zwei Sängerinnen verpflichtete: Georg Grabau (1806—54) 14 ,
Adelheid Grabau (1807—54) 15 und Meta Büscher. Im Bremer Unterhaltungs¬
blatt vom 7. Juli 1830 wird auch noch ein junger Schauspieler namens Fricke
genannt, der für Deklamationen vorgesehen war.

Die größten Probleme aber ergaben sich aus dem Zustand des Stadtthea¬
ters, in dem das Konzert stattfinden sollte. Wie bereits erwähnt, hatte Direk¬
tor Bethmann das Haus 1829 gekauft. Als Paganini nach Bremen kam, war
Bethmann mit seiner Gesellschaft in Oldenburg 16 , da die Bremer Bühne we¬
gen der Umbauarbeiten nicht bespielbar war. „Die Außenwände [waren]
schon theilweise abgebrochen, so daß die offenen Seiten in der Eile mit Bret¬
tern verschaalt werden mußten, wodurch der geweihte Tempel ein etwas un¬
ästhetisches Ansehen bekam." Die Miete betrug zwanzig Friedrichsdor =
100 Reichstaler. Zusätzlich mußten aber „die Offizianten" bezahlt werden.
Am 16. Juni 1830 erfuhr man 17 , daß Paganini demnächst im Stadttheater
wohl sogar zwei Konzerte veranstalten werde.

Auch die Buchhändler witterten ein Geschäft: J. G. Heyse bot als Neuer¬
scheinung an: Julius Schottky, „Paganini's Leben und Treiben als Künstler
und Mensch mit unpartheiischer Berücksichtigung der Meinungen seiner
Anhänger und Gegner", Prag 1830 18; empfohlen wurde auch eine nach
Schottkys Buch angefertigte Broschüre von Ludolf Vineta unter dem Titel
„Paganinis Leben und Charakter", die einen halben Taler kostete. Das darin
enthaltene Bildnis Paganinis konnte auch separat zum Preis von einem Vier¬
teltaler erworben werden 19 .

Am 19. Juni erschienen im Bremischen Unterhaltungsblatt ein Gedicht
über den Violinvirtuosen sowie seine Biographie und ein Bericht über den
bisherigen Verlauf der Deutschlandtournee, wobei nun auch spöttisch auf
die finanzielle Seite des Unternehmens hingewiesen wurde: Die Billetts ko¬
steten angeblich jeweils zwei Reichstaler; in Wien nahm der Künstler 30 000
Gulden ein, seine Triumphe brachten ihm „als Vergißmeinnicht Tausende
von harten Talern ein". Das Blatt berichtete auch Skandalöses: Paganini solle
„seine Geliebte oder Frau erstochen oder gestochen" haben; aus dem Ge¬
fängnis sei er durch Napoleon befreit worden, als dieser ein Adagio Paganinis
auf der G-Saite gehört habe. Man behauptete, Paganini stehe mit dem Teufel
im Bunde. Er sei nicht verheiratet, habe aber einen 7jährigen Sohn, der beim

12 Staats-Kalender der freyen Hansestadt Bremen auf das Jahr 1830.
13 Blum, S. 111, 126, 134.
14 Später Domkantor in Verden.
15 Später Konzertsängerin in Leipzig.
16 Damen-Zeitung, S. 872.
17 Bremisches Unterhaltungsblatt, 16.6.1830.
18 Bremer Zeitung, 13.6.1830; ähnlich am 24. und 26.6., auch die Buchhandlung

W. Kaiser annoncierte.
19 Bremer Zeitung, 24. und 25.6.1830.
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Das Stadttheater auf der Bastion beim Ostertor in der Form, wie es der Schauspieldirek¬
tor Großmann 1792 bauen ließ und 1829 an den Direktor Bethmann verkauft wurde.
Die Steinsäulen des Porticus stammen vom Bethmannschen Umbau, sie ersetzten Holz¬
säulen von etwa 1802. Kupferstich von Ermer nach Zeichnung von Stephan Messerer,
1833.

Geigenspiel des Vaters in den Kulissen stehe. Paganini spreche kein Deutsch,
sondern Italienisch und Französisch. Am Ende wurden die Leser aufgefor¬
dert: „Sollte der neue Orpheus Bremen mit seiner Gegenwart beglücken, so
versäume keiner, der 2 Thaler übrig hat, den Einzigen, der das Höchste sei¬
ner Kunst leistet, zu hören. Solche Thöne sind noch nie vernommen wor¬
den."

Paganini und Harrys verließen Hamburg früh am 22. Juni 20 ; sie übernach¬
teten dann in einem Gasthof zu Tostedt. In Bremen kamen sie am 23. Juni
an 21 .

5. Ankunft Paganinis; Programm und Kartenverkauf

Paganini und Harrys stiegen am 23. Juni 1830 im Hotel Stadt Frankfurt an der
Nordseite des Domshofs ab 22 . Es handelte sich um zwei alte Bürgerhäuser,
die der Familie Eelking gehört hatten und in denen Diedrich Hermann Klae-

20 Die Reise wird von Harrys beschrieben in der Damen-Zeitung, 2. Jg., 1830, S. 800,
867 f.

21 Bremer Zeitung, 24. und 25.6.1830; Damen-Zeitung, S. 868.
22 Zum Gebäude: Wilhelm Lührs, Der Domshof = Veröff. a. d. Staatsarchiv, Bd. 46,

1979, S. 160 ff.
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Im zweiten und dritten Haus von rechts befand sich seit 1820 der Gasthof „Stadt Frank¬
furt", in dem 1830 Paganini abstieg; diese Gebäude waren die einzigen, die sich aus
alter Zeit erhalten hatten. Alle anderen waren in den Jahrzehnten vorher durch Neu¬
bauten ersetzt (vgl. Wilhelm Lührs, Der Domshof, Bremen 1979). Federzeichnung auf
Pergament von Johann Daniel Heinbach, 1730 (Ausschnitt), im Focke-Museum.

ner 1822 einen Gasthof eröffnete, der im Laufe der nächsten Jahrzehnte
manchen berühmten Gast beherbergte: 1826 Wilhelm Hauff, 1830 Paganini
und 1844 Otto von Bismarck. Harrys schrieb 23 : „Herr Klaener . .. und ganz
besonders Madame Klaener sind ein Paar freundliche, sehr zuvorkommende
Leutchen. Als solche lernte ich sie schon früher kennen; umso mehr bedau¬
erte ich es, daß sie gerade am Tage unserer Ankunft nach Karlsbad abgereist
waren. Ihre Abwesenheit habe ich auch empfinden müssen, da diesmal die
Bedienung bei weitem nicht so präcis war als wie ich sie früher dort fand.
Mein Glockenzug, könnte er reden, würde dieses bezeugen müssen. Dahin¬
gegen war[en] Küche und Keller ganz in dem alten Lüster."

Das erste Konzert sollte zunächst am 24. Juni stattfinden, wurde aber we¬
gen des Johannisfestes der Freimaurer um einen Tag verschoben 24 . Das Pro¬
gramm sollte nach dem Aushangzettel aus zwei „Abtheilungen" bestehen:

1. Abteilung:
Ouvertüre von Bernhard Heinrich Romberg (1767—1821), einem Komponi¬
sten, der zuletzt Kapellmeister in Gotha gewesen war.

Ein Duett aus der Oper „Jessonda" von Ludwig Spohr (1784—1859), die
1823 uraufgeführt wurde, gesungen von Adelheid und Georg Grabau.

23 Damen-Zeitung, S. 868.
24 Damen-Zeitung, S. 872.
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Der „Theaterzettel" für das erste Paganini-Konzert in Bremen vom 25. Juni 1830, von
dem ein Exemplar im Focke-Museum verwahrt wird. Bei der Durchführung gab es dann
Abweichungen. Für das zweite Konzert am 28. Juni hat sich kein Aushangzettel finden
lassen. Wahrscheinlich wurde keiner gedruckt, da die Veranstaltung kurzfristig ange¬
setzt wurde.
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Großes Violinkonzert in drei Sätzen, komponiert und gespielt von Paga-
nini.

2. Abteilung:
Ouvertüre von Peter Joseph von Lindpaintner (1791—1856), einem Kapell¬
meister in Stuttgart.

Sonate militare auf der G-Saite nach einem Thema aus Mozarts Figaro, ge¬
spielt von Paganini.

Gesangsstücke ohne weitere Angaben.
Nel cor piu non mi sento mit Variationen ohne Orchesterbegleitung, kom¬

poniert und gespielt von Paganini.
Paganini verlangte für einen Platz im ersten Rang, in der Loge und im Sperr¬

sitz sowie für einen Orchesterplatz zwei Reichstaler, im Parkett und Parterre
eineinhalb Reichstaler. Die Eintrittskarten waren bis 14 Uhr im Hotel Stadt
Frankfurt, in dem Paganini logierte, und abends an der Theaterkasse zu ha¬
ben, über die Logenplätze konnten die Inhaber bis 8 Uhr morgens verfügen,
später wurden sie anderweitig vergeben 25 .

Um die Eintrittspreise für das Paganini-Konzert beurteilen zu können, muß
man sie mit denen ähnlicher Veranstaltungen vergleichen und dann an den
Löhnen und Preisen der Zeit messen. Bei einem Bremer Konzert der Klavier¬
spielerin Leopoldine Blahetka aus Wien 1826 betrugen sie 1 Gulden 26 = 2/3
Reichstaler. Wie hoch aber waren die „normalen" Eintrittspreise im Stadt¬
theater? Die Theaterzettel jener Zeit geben zuverlässige Anhaltspunkte:
1820, also noch vor der Bethmannschen Zeit, kosteten die Karten
Im 1. Rang, Parkett und in der Parkettloge 36 Grote = V2 Taler,
im 2. Rang 24 Grote = '/3 Taler,
im 3. Rang 18 Grote = lA Taler,
auf der Galerie 12 Grote = 1/e Taler.

Dabei handelte es sich um die Aufführung von Lustspielen mit recht gro¬
ßem Personalaufwand, in einem Falle mit Gesang, in einem anderen mit einer
angehängten einaktigen Oper. Der Aufwand an Personal und Technik, Kulis¬
sen und Kostümen war ungleich größer als bei Star-Konzerten, bei denen ne¬
ben dem Virtuosen allenfalls noch einzelne Musiker, Sänger und Rezitatoren
auftraten.

Es zeigt sich, daß die Eintrittspreise für Gastspiele berühmter Solisten, be¬
dingt durch hohe Gagen, sehr hoch waren; bei Paganini ist das nachweisbar.

Wie aber nehmen sich die Eintrittspreise gemessen an Preisen und Löhnen
jener Zeit aus? Zwei Taler (soviel kostete die teuerste Karte des Paganini-
Konzerts) hatten einen Kaufwert 27 von etwa 200 DM. Ein anderer Vergleich:

25 Bremer Zeitung, 27.6.1830.
26 Blum, S. 128.
27 E. Waschinski, Währung, Preisentwicklung und Kaufkraft des Geldes . . ., Neu¬

münster 1962, Tabelle 9. W. gibt den Kaufwert in RM um 1939 an; hier wurde für
die Umrechnung auf 1990 mit 7 multipliziert. Die Kaufkraft ergibt sich aus Waren¬
korbvergleichen, der Lohnwert aus dem Vergleich von Bruttolöhnen; die unter¬
schiedlichen Zahlen ergeben sich daraus, daß die Löhne erheblich schneller stie¬
gen als die Preise, die wegen der stark wachsenden Produktion der Wirtschaft zu¬
rückblieben.
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Ein Zimmerer- oder Maurergeselle mit einem Tagelohn von 36 Groten =
V2 Taler 28 mußte vier Tage für das Billett des Paganini-Konzerts arbeiten.
Heute verdient ein solcher Handwerker an vier Tagen brutto etwa 500 DM.

Bei einer „normalen" Theateraufführung entsprach die teuerste Karte
(36 Grote) einem Kaufwert von etwa 50 DM und einem Tagelohn eines Zim¬
merers oder Maurers = etwa 125 DM. Es wird deutlich, daß nur recht vermö¬
gende und vor allem auch musikbegeisterte Besucher das Paganini-Konzert
besucht haben dürften, daß aber auch ein Theaterbesuch für große Teile des
Mittelstandes auf Dauer nicht erschwinglich war. Vergleicht man mit den
heutigen Eintrittspreisen, könnte man meinen, diese seien recht billig; doch
handelte sich 1820/30 um ein rein kommerzielles, heute aber um ein Sub¬
ventionstheater, in dem jeder Theaterplatz hohe Unkosten verursacht. Er ist
also, bedingt durch höhere Gagen und größeren Aufwand in Technik und
Verwaltung, heute eigentlich erheblich teurer als 1820. Der Unterschied wird
sogar noch dadurch abgemildert, daß das heutige Theater ein größeres Fas¬
sungsvermögen hat. Nicht subventionierte Konzerte von Rock-, Pop- und
Opernstars haben trotz der großen Besucherzahl auch in unserer Zeit hohe
Eintrittspreise.

über den „Andrang" im Theater schreibt Harrys 29 : „Es füllte sich indeß
dieses fragmentarische Theatergebäude von innen ganz passabel, obgleich
es nicht überfüllt war. Die spekulativen Bremenser sind den übertriebenen
Anforderungen der Künstler, und kämen sie direkt vom Himmel herab, eben
nicht sehr hold, und Herr Paganini hatte in der Tat seine Eintrittspreise etwas
zu hoch geschroben. Es war jedoch das Haus, wie gesagt, sehr gut besetzt,
wozu die von den Umgegenden herbeigeströmten Fremden kein geringes bei¬
getragen haben."

Die im Cotta-Verlag erscheinende Zeitschrift „Hesperus" 30 übertrieb
sicher, wenn sie schrieb: „Paganini, Paganini! war ja der einzige Gedanke,
welcher die ganze Stadt belebte, und so zog wenigstens die Hälfte derselben
getrost hinein [ins Theater], und selbst halb Oldenburg, halb Ostfriesland
folgte nach. Es war entsetzlich voll und ein Glück, daß auf der Bühne dem
Künstler ein Platz gesichert war, sonst hätte er keinen gefunden." Wie ver¬
schieden doch die Dinge gesehen wurden! Der Korrespondent des „Hespe¬
rus" war nicht am Ort, sondern schöpfte sein Wissen aus anderen Zeitungen,
übertrug sogar die Daten der am Tage nach den großen Ereignissen erschei¬
nenden Zeitungen auf die Konzerte selbst.

Die Zahl der Besucher des ersten Paganini-Konzerts läßt sich einigermaßen
errechnen: Der Reingewinn betrug 776 Taler 31 ; rechnet man die 160 Taler
Unkosten hinzu, so wurden 936 Taler eingenommen; bei einem durchschnitt¬
lichen Eintrittspreis von l 3/4 Talern käme man auf etwa 540 Besucher. Da
wir das Fassungsvermögen des Theaters — zumal in der Zeit des Umbaus —
nicht kennen, läßt sich auch nicht sagen, wie weit es beim ersten Konzert tat-

28 Hermann Jungk, Brem. Münzen, Bremen 1875, S. 115.
29 Damen-Zeitung, S. 872. Das erste Konzert am 25. Juni 1830.
30 16.7.1830, Nr. 169.
31 Harrys in der Damen-Zeitung vom 15.9.1830.
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sächlich gefüllt war. Vergleicht man den „Andrang" mit heutigen Verhältnis¬
sen, so ist zu bedenken, daß sich die Einwohnerzahl Bremens (und seiner Um¬
gebung) seit 1830 etwa verzwanzigfacht hat; eine verzwanzigfachte Besu¬
cherzahl ergäbe — auf das erste Paganini-Konzert bezogen — immerhin 9600
Personen, eine Zahl, die auch heute bei spektakulären Starauftritten, selbst
bei hohen Eintrittspreisen, durchaus erreicht wird, wobei es sich freilich um
andere „Stars" und ein anderes Publikum handelt.

Das gedruckte und ausgehängte Programm wurde, wenn wir Harrys glau¬
ben können, nicht genau eingehalten. Als Gesangsnummern wurden gebo¬
ten:

Ein Duett von Rossini, gesungen von Georg und Adelheid Grabau, und
eine Arie des Malcolm aus ,,La Donna del Lago" von Rossini, gesungen von

Meta Büscher.
Fräulein Büscher, die an sich eine Alt-Partie zu singen hatte, war ein

Sopran, und so mußte die Arie für ihre Stimmlage umgeschrieben werden.
Ein anderer Mangel war die kümmerliche Beleuchtung. Harrys schreibt,

sie sei „ein wahres Pasquill auf das Aufklärungssystem des Bremer Theaters"
gewesen. „Mein guter Chevalier [Paganini] stand da oben auf den geweihten
Brettern, wie der Geist Hamlets von schauriger Nacht umflort."

Paganini spielte die drei Sätze seines Violinkonzerts, die Sonate militare
nach Mozarts Figaro auf der G-Saite und Variationen über „Mich fliehen alle
Freuden" 32 .

Wie vollzog sich nun der Auftritt Paganinis im leidlich gefüllten und provi¬
sorisch hergerichteten Theater auf der mäßig erleuchteten Bretterbühne?
Wir erfahren keine Einzelheiten; man darf aber vermuten, daß sich alles in
der Art abspielte, wie Heinrich Heine es für Hamburg schilderte. Darüber
wurde bereits berichtet.

6. Nach dem ersten Auftritt: Bewunderung und Spott
Die Urteile über das Violinspiel Paganinis in Bremen waren nach dem ersten
Konzert von einem kaum zu überbietenden Lob geprägt. So hieß es etwa 33 :
„Sein Allegro maestoso führte die Zuhörer in ein von himmlischen Tönen
wiederhallendes Labyrinth, worauf die Zaubertöne eines tief in die Seele
dringenden Adagios folgten, und ein Rondo brillant schloß dies erste Kunst¬
gemälde."

Nach dem Konzert 34 „strömte die Menge dem Hotel de Francfort zu, und
die Table d'höte (hier wäre wohl der Plural richtiger, denn es waren deren
mehrere) hatte keinen Raum, um alle die schau- und eßlustigen Gäste zu fas¬
sen. Obgleich auch der Held des Tages sich nicht in die späte Nacht hinein¬
wagte und sich früh von der Tafel zurückzog, so wurde es doch heller Mor¬
gen, bevor die Gäste sich von den schäumenden Champagnerflaschen zu-

32 Bremisches Unterhaltungsblatt, 26.6.1830.
33 Ebd., 26.6.1830.
34 Das Folgende von Harrys in der Damen-Zeitung vom 13.9.1830.
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rückzogen. (So viel ich weiß, ist solchen Flaschen, einige neunzig an der
Zahl, in dieser Nacht das Garaus gemacht worden), ein sprechender Beweis,
wie die Kunst zur Begeisterung jeder Art gar viel beiträgt und ein Beleg für
die Wahrheit des Gemeinplatzes [ist]:

,Musika und Wein
Sind immer im Verein'."

So war denn das erste Konzert Paganinis ohne dessen Zutun Anlaß zu ei¬
nem gesellschaftlichen Ereignis von musikbegeisterten Honoratioren Bre¬
mens und wohl auch der Nachbarorte.

7. Das zweite Konzert

Offenbar war zunächst vorgesehen, nur ein Konzert am 25. Juni zu
geben 35 . Bei einem (finanziellen) Erfolg wurde aber ein zweites in Aussicht
genommen. Dieses fand dann am 28. Juni ebenfalls im Theater statt. Es war
nicht besonders gut besucht; der Reinertrag nach Abzug der Unkosten lag
mit 554 Talern mehr als 200 Taler unter dem Ergebnis vom 25. Juni. Man
muß aufgrund der Summe von 554 Talern Reinertrag + 160 Talern Unkosten
schließen, daß bei einem durchschnittlichen Eintrittsgeld von etwa 1 3A Ta¬
lern rund 400 Besucher erschienen waren. Harrys meinte, daß die Auswärti¬
gen den größten Teil der Besucher ausmachten 36 und daß der Ansturm auf
die Kassen durch das hohe Eintrittsgeld erheblich gebremst wurde.

Aus Oldenburg kamen der Großherzog und sein Hofstaat: Die im Cotta-
Verlag erscheinende Zeitschrift „Hesperus" 37 nennt einige prominente Per¬
sonen aus Oldenburg: den Großherzog Paul Friedrich August (1783—1853)
und einen Prinzen Peter, wobei freilich zu bedenken ist, daß es zu jener Zeit
nur einen dreijährigen und einen 18jährigen „Prinzen" gab, bei denen
an dritter Stelle der Vorname Peter auftauchte (Nikolaus Friedrich Peter,
1827—1900, und Konstantin Friedrich Peter, 1812—1881); besonders wird
auch der oldenburgische „Dichter" Theodor von Kobbe (1798—1845) ge¬
nannt, von dem eine Huldigung an Paganini in französischer Sprache abge¬
druckt wurde. Dieses Gedicht erschien zuerst im Bremischen Unterhaltungs¬
blatt vom 30. Juni, und dort wurde auch eine von Harrys verfaßte poetische
Antwort abgedruckt, die angeblich im Auftrag Paganinis verfaßt wurde. Sie
beginnt:

„Göttlicher Meister!
Geist der Geister!
Tes Couplets sont divins!"

Damit war Theodor von Kobbe gemeint. Ein göttlicher Meister grüßte den
anderen!

35 Bremer Zeitung, 25.6.1830.
36 Damen-Zeitung, S. 879.
37 16.7.1830, Nr. 167.
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Wie Harrys erzählt, kamen auch Honoratioren aus Verden, Hoya, Nien¬
burg usw. Der Verlauf des zweiten Konzerts unterschied sich wesentlich vom
ersten. Die Gesangsnummern entfielen; statt dessen trug der junge Schau¬
spieler Fricke ein Gedicht von Johann Gottfried Seume (1763—1810) vor: das
„Abschiedsschreiben". So war denn Paganini „fast allein beschäftigt".

Er spielte auf der G-Saite Variationen über das Gebet in der Oper „Moses
in Ägypten" von Rossini und Variationen über „O Mamma, Mamma cara" 38 .

Ein Besucher berichtete über seinen Eindruck 39 nach dem zweiten Kon¬
zert, der Blick des Künstlers sei „geheimnisvoll und düster [...], selten von
einem freundlichen Lichtstrahl erhellt und erwärmt. [. .. ] Wie unendlich viel
leistet dieser kranke Körper! Welche Allgewalt strömt aus den fast welken
Fingern! Nach jedem Concerte ist der große Mann so schwach, daß er matt
und entkräftet zusammensinkt."

8. Anhaltende Kritik am hohen Eintrittsgeld

Andererseits gab es auch gehässige Töne, die vor allem die Geldgier Pagani-
nis betrafen. So wurde in der Bremer Presse schon am 30. Juni 40 als Ge¬
danke des Künstlers formuliert:

„Mein kleiner Zauberbogen
hat mich noch nie betrogen:
Er findet in der ganzen Welt
Für seine Streiche Ruhm und — Geld."

Oder als Nachruf in der gleichen Zeitschrift:

„Paganini lebe glücklich! Lebe wohl!
Unsre Ohren sind von Deinen Tönen,
Deine Taschen sind von unserm Gelde voll."

Besonders witzig und gehässig waren Variationen auf die zwei Taler Ein¬
trittsgeld (nach Saphir 41 ), die im Bremischen Unterhaltungsblatt abgedruckt
wurden.

„Nein! 2 Thaler gebe ich für ein Concert nicht aus, und wenn der große
Christoph 42 vom Himmel herabstiege und nicht nur ein Concert auf einer
Saite, sondern, was noch mehr ist auf gar keiner Saite gäbe. Was kann man
nicht alles für 2 Thaler haben, lieber Leser! Für 2 Thaler kann ich ein sehr
gutes Mittagessen haben und eine Flasche sehr guten Wein dazu. — Für
2 Thaler kann ich eine goldene Repetiruhr verlieren und vom redlichen
Finder wiederbekommen. — Für 2 Thaler abonniere ich auf einen Viertel¬
jahrgang das Berliner Conversationsblatt — nicht , und habe den Doppelge¬
nuß: kein Blatt und 2 Thaler. — Für 2 Thaler bekomme ich 50 Pfannkuchen!

38 Fritz Peters in den Bremer Nachrichten vom 3.4.1927.
39 Bremisches Unterhaltungsblatt, 30.6.1830.
40 Ebd.
41 3.7.1830; K.F.M. (früher Moses) Saphir, 1794-1859, war ein bekannter Satiriker.
42 Gemeint ist der legendäre Christusträger Christophorus.
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50 Pfannkuchen! No more? — Für 2 Thaler bekomme ich ein Paar neue
Schuhe, die auf der Geh-Seite lange aushalten müssen. — Für 2 Thaler kann
ich, anstatt an einem Abend, mich zwei ganze Monate barbieren lassen. —
Du siehst also, mein lieber Leser, ich kann meine 2 Thaler besser anwenden,
aber auch Herr Paganini seine Freibillets. Wir beide haben Recht, er auf
einer Saite, ich auf vielen Seiten."

Beklagt wurde auch, daß die Kritiken über das Konzert mit keinem Wort
die anderen Solisten, nämlich Herrn und Frl. Grabau, Frl. Büscher und Herrn
Fricke, erwähnten. Paganini wurde Undankbarkeit vorgeworfen:

„Obgleich der Erste großer Männer,
Obgleich vom G der größte Kenner,
So buchstabiert er ,Geben' schlecht."

Das Gedicht schließt:

„So war es schon seit Ewigkeiten,
So ist's zu Paganinis Zeiten:
Undank bleibt ewig der Welt Lohn."

Es gab auch andere Spötter in Bremen, so einen „Freund und Kenner der
Musik", der äußerte, „das Spiel in der Nähe des Stegs sey ihm vorgekommen,
als wären wenigstens 6 musicalische Mäuse da harmonisch beschäftigt gewe¬
sen" 43 , und dieser Eindruck schlug sich auch in einem Gedicht nieder, in
dem es hieß:

„Nein! Solch ein Spiel auf einer Saite,
Solch Höh' und Tiefe, nimmermehr
Hat auf der lieben Erden Weite
Das Ohr erguickt; denn wie ein Heer
Von musicalischen kleinen Thieren
Standst Du daher, uns zu vexieren!"

9. Die Abreise

Wenn zunächst erwogen wurde, ein drittes Konzert zu geben, so war der
schwache Besuch der Hauptgrund, davon Abstand zu nehmen. Wie bereits
erwähnt, betrug der Reingewinn des zweiten Konzerts 554 Taler. Vergleicht
man dies mit den Konzerteinkünften im Pariser Opernhaus und im Londoner
Theatre Royal 44 , so erkennt man, wie kümmerlich die Erträge in Bremen
waren. In Paris betrugen sie je Konzert 14 000—21 000 Francs = etwa
2800—3500 Taler, in London 166-1400 Pfund Sterling = etwa 1000—8400
Taler.

43 Bremisches Unterhaltungsblatt, 3.7.1830.
44 Kapp, S. 92 f.
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Selbst in einer Stadt wie Rouen 1832 (680—1100 Reichstaler) waren die Er¬
träge erheblich höher als in Bremen, während sie in Evreux 1832 (280
Reichstaler) und Le Havre 1832 (380—500 Reichstaler) niedriger lagen 45 .

Es traf keineswegs zu, was die Zeitschrift „Hesperus" aus dem Cotta-Verlag
meinte 46 , daß nämlich „Bremens Publikum Kunstsinn genug besaß, Paganini
vollkommen zu würdigen, wovon das vollste Haus an beiden Abenden den
Beweis gab". Im Gegenteil: Wegen des schlechten Besuches beschloß Paga¬
nini noch am Abend des 28. Juni, schon am nächsten Morgen nach Braun¬
schweig weiterzureisen. Daß Harrys nicht nur die Konzerte, sondern auch die
Erlebnisse auf der Reise im Auge hatte, zeigt sich an der Beschreibung des
Weges über Brinkum: Hier „sahen wir die traurigen Reste der Verheerungen,
welche die große Überschwemmung im verflossenen Frühjahr dort angerich¬
tet hatte. Rechts und links standen nur noch die Fundamente der von der
Fluth weggeschwemmten Häuser." Harrys beklagt sich auch über die
schlechten Straßen im hannoverschen Gebiet. Die Reise ging dann weiter
über Hannover nach Braunschweig, wo das nächste Konzert stattfand.

Der weitere Verlauf der Konzertreise führte Paganini von Braunschweig wei¬
ter nach Hessen und besonders nach Frankfurt. In Bad Ems und Baden-Baden
erholte er sich von den Strapazen. Im Februar 1831 ging es nach Straßburg
und Paris, im Mai nach London. Von Juli 1831 bis März 1832 folgte eine Tour¬
nee durch England, dann kehrte Paganini nach Paris zurück; im Juli war er
wieder in London, dann in der englischen Provinz. Im September ging er
nach Paris, im Mai 1833 nach London, im Herbst wieder nach Paris. Von Fe¬
bruar bis März 1834 war er in Belgien, von April bis Juni in England, im Sep¬
tember wieder in Paris, dann hielt er sich von September 1834 bis Juni 1837
in Italien auf, im Juli 1837 wieder in Paris. Das unruhige Leben griff die Ge¬
sundheit des sensiblen Mannes an, so daß er häufig Bäder aufsuchen mußte,
so seit Dezember 1839 in Nizza, wo er dann am 27. Mai 1840 starb. Der ge¬
schäftstüchtige Künstler hinterließ angeblich ein Vermögen von 1 700 000
Francs = 340 000 Taler, eine enorme Summe (Kaufwert etwa 34 Mill. DM),
die sich aber längst verflüchtigt hat, während Paganinis Kompositionen den
Ruhm des Meisters bewahrt haben.

45 Ebd., S. 96.
46 16.7.1830, Nr. 169.
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Die Laternenumzüge bremischer Kinder
im 19. Jahrhundert

Von Hans Hermann Meyer

1. Gurkenlaternen

Zur Geschichte des spätsommerlichen Laternelaufens der Kinder erschien
1957 eine kleine Untersuchung von Ernst Grohne 1, die zweifellos zu den
wichtigsten Veröffentlichungen über diesen Gegenstand zählt 2 . Grohne be¬
schäftigt sich in ihr schwerpunktmäßig mit den Verhältnissen in Bremen. Für
den Ursprung des Brauchs überhaupt verweist er auf die Tatsache, daß ab
Mitte August Kürbisse und Gurken geerntet werden. Diese im gereiften Zu¬
stand leicht auszuhöhlenden Früchte hätten die kindliche Phantasie zur Her¬
stellung laternenartiger Leuchten angeregt: In die Schale der hohlen Frucht
hätten die Kinder Figuren, u. a. in den Formen von Sonne, Mond und Sternen,
eingeschnitten, durch die das Licht einer Kerze habe seitwärts nach außen
dringen können. Später seien die „Fruchtleuchten" durch Papierlaternen er¬
setzt worden, die an sich geeignet gewesen wären, das Laternelaufen von
dem spätsommerlichen Termin unabhängig zu machen; wegen des Behar¬
rungsvermögens solcher volkstümlichen Bräuche sei es indessen bei diesem
geblieben 3 .

Gegen diese Sicht der Dinge läßt sich der Einwand erheben, daß sie das
Aufkommen des Laternelaufens nicht wirklich erklärt, denn Gurken und
Kürbisse, ganz zu schweigen von Talg- oder Wachslichten, waren schon seit
vielen Generationen in Deutschland bekannt, ehe die spätsommerlichen La¬
ternenumzüge der Kinder ihre ersten Spuren in den Quellen hinterließen 4 .

Für Bremen konnte Grohne die Benutzung von Fruchtleuchten beim Later¬
nelaufen im übrigen nicht nachweisen. Diese Lücke wird im folgenden ge¬
schlossen werden. Das früheste hiesige Zeugnis für das Umhertragen von
Gurkenlaternen ist ein im Bremischen Unterhaltungsblatt vom 2. September
1846 abgedrucktes „Eingesandt" mit folgendem Wortlaut 5 :

1 Ernst Grohne, Laterne, Laterne . . ., in: Heimat und Volkstum, 1957, S. 40—48.
2 Wörterbuch der deutschen Volkskunde, begr. v. Oswald A. Erich u. Richard Beitl,

Stuttgart 3. Aufl. 1974, S. 495 (Art. „Laternenumzüge").
3 Grohne, S. 43-44.
4 Die Gurke bürgerte sich im 17., der gemeine Kürbis gar schon im 16. Jh. bei uns ein.

S. Ludwig Reinhardt, Kulturgeschichte der Nutzpflanzen ( = Die Erde und die Kultur,
4), 1. Hälfte, München 1911, S. 335 u. 346. Den Beginn des Laternelaufens hat man
— für Hamburg — frühestens mit dem Ende des 18. Jh. ansetzen zu können ge¬
glaubt. S. unten S. 113.

5 Bremisches Unterhaltungsblatt, Jg. 1846, Nr. 72 (Mittwoch, 2.9.), S. 287.
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„Unfug der Jugend.
Schon seit längerer Zeit treibt die Jugend ein lästiges sowohl als gefährliches
Spiel, jeden Abend versammelt sie sich zu 15—20 mit großen Gurken- und
Papier-Ballons, und zieht dann unter großem Geschrei die Straßen entlang,
besonders kann man sie auf dem Walle schaarenweise antreffen. Einsender
begegnete letzthin auf dem Walle einer Schaar von mindestens 20 solcher
kleinen Lichtfreunde, welche mit Wagen, Fahnen, Gesang und klingendem
Spiele herangerückt kam und somit die Passage sperrten, daß man sich genö-
thigt sah auf den Fahrwege [sie!] einzubiegen. — Auf einmal hörte ich ein Ge¬
schrei: die Schürze einer dieser Kleinen stand in hellen Flammen, zum Glück
war ich noch in der Nähe, um Genannter zu Hülfe zu eilen. Dies ist also ein
Beweis, wie gefährlich solches Spiel der Jugend ist."

Dem anonymen Einsender antwortete drei Tage später in der Zeitschrift
„Bremer Lesefrüchte" ein „A. Hn.", dessen Stellungnahme hier ebenfalls
wörtlich wiedergegeben sei 6 :

„Unfug der Jugend
ist ein Aufsatz in Nr. 72 des Unterhaltungsblattes betitelt, worin Jemand es
rügt und tadelt, daß den Kindern ein unschuldiges Vergnügen gegönnt werde,
nämlich Abends mit Gurkenlaternen umherzuziehen. Der Schreiber besag¬
ten Aufsatzes scheint durch diesen nur seine Kühnheit ans Tageslicht brin¬
gen zu wollen, da er nämlich, als die Schürze eines kleinen Mädchens Feuer
gefangen, schnell hinzugesprungen ist und das Feuer ausgemacht hat. — Das
ist einmal ein Fall, der sehr selten vorkommt und vorkommen kann; und dar¬
um ohne Weiteres ein so unschuldiges Vergnügen Unfug zu nennen, findet
Einsender nicht in der Ordnung, weßhalb auch er für seinen Theil nur wün¬
schen kann, daß man den Kindern eben so gut, wie den Erwachsenen, die an¬
ders Gelegenheit haben, sich zu amüsieren, ihr Vergnügen lassen möge."

Die Reihenfolge, in der das „Eingesandt" des Unterhaltungsblattes von
„Gurken- und Papier-Ballons" spricht, beruht zweifellos nicht auf Zufall, wie
der Umstand, daß in der Erwiderung nur „Gurkenlaternen" erwähnt werden,
mehr als deutlich macht: Offenkundig bestanden die meisten der von den
Bremer Kindern im August und September 1846 abends umhergetragenen
Laternen noch aus ausgehöhlten Früchten, hauptsächlich, wenn nicht aus¬
schließlich, Gurken.

2. Laternelaufen und Väuxhallspielen
Im übrigen zeigt sich, daß sich die Formen des Brauchs 1846 noch nicht zu
jenem beschaulichen „Spazierengehen" verfestigt hatten, das wir in unserer
Vorstellung mit dem Laternelaufen verbinden. Davon zeugen, was immer im

6 Bremer Lesefrüchte, 15. Jg. (1846), S. 567 (Sonnabend, 5.9.).
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vorliegenden Zusammenhang auch unter „klingendem Spiele" zu verstehen
sein mag, die von dem ersten Einsender erwähnten „Wagen" (sicherlich
Handwagen) und Fahnen. Sie werden zwar nur mit Bezug auf einen Einzelfall
genannt, aber es scheint nichts Ungewöhnliches darin gelegen zu haben, daß
diese Gegenstände mitgeführt wurden, denn der Gegner nimmt dazu ja keine
Stellung. Was seiner Lautstärke wegen lästig schien, wird einmal als „Ge¬
schrei", ein andermal als „Gesang" bezeichnet. Das Wort „Geschrei" mag
zwar in diffamierender Absicht gewählt worden sein, immerhin aber ist aus
so früher Zeit bisher auch kein einziges Kinderlied bekannt, das als Later¬
nenlied anzusprechen wäre.

Wie lange das Laternelaufen sich damals in Bremen bereits eingelebt hatte,
läßt sich aus den beiden Texten nicht erschließen. Die Worte „seit längerer
Zeit" im Beitrag des Unterhaltungsblattes dürften sich nicht auf die seit dem
Aufkommen des Brauchs verstrichenen Jahre, sondern auf die seit dem Be¬
ginn des Laternelaufens im August 1846 vorübergegangenen Wochen bezie¬
hen. Daß ihr Autor in diesem Zusammenhang auf ein „wieder" verzichtete,
erweist ihn als jemanden, dem die Laternenumzüge der Kinder etwas Neues
waren. Andererseits setzt der Satz seines Gegners, „Das ist einmal ein Fall,
der sehr selten vorkommt [...]", eine gewisse Vertrautheit mit dem Brauch
voraus, eine Vertrautheit, die aber auch außerhalb Bremens erworben wor¬
den sein mag.

Jedenfalls hat der Meinungsstreit von 1846 vorerst als frühestes Bremer
Zeugnis nicht nur für die Existenz von Gurkenlaternen, sondern für das La¬
ternelaufen überhaupt zu gelten. Grohne, der den ersten hiesigen Hinweis
auf den Brauch schon in der Verordnung vom 24. August 1809, welche der
Bremer Jugend u.a. verbot, „Gassen zur Abendzeit zu erleuchten" 7 , er¬
blicken möchte 8 , ist in diesem Punkt zu widersprechen. Das von ihm heran¬
gezogene Dokument berichtet lediglich, daß „die Jugend" zur Abendzeit auf
den Gassen Lichte, Schwärmer und Schießpulver abbrenne. Laternen werden
nicht erwähnt. Ein von Gesang begleitetes Umherziehen in Gruppen hat bei
dem in der Verordnung angeprangerten Treiben sogar mit Sicherheit gefehlt.
Das Verbot von 1809 erneuerte nämlich nur ein älteres 9 , das schon in einem
Wittheitsproklam vom 4. August 1800 10 und dann wieder in einer „War¬
nung" des Camerarius A. D. Tidemann vom 3. August 1807 11 ausgesprochen
worden war, und aus den beiden älteren Texten ergibt sich deutlich, was man
mit dem Erleuchten der Gassen meinte: 1800 wird der Frevel als „die hie und

7 Vom Verf. wurde der in der Staats- u. Universitätsbibl. Bremen unter Brem. a. 680
liegende Druck benutzt. — Es handelte sich um eine „Warnung", die „Von Polizey
wegen" erging. Grohne, S. 45—46, nennt sie etwas ungenau „Senatsproklam" u.
führt sie überwiegend mit dem Datum ihrer Publikation, dem 28.8.1809, an.

8 Grohne, S. 45.
9 Hierauf weisen schon die in der Verordnung von 1809 enthaltenen Worte „des so

oft erlassenen Verbots ungeachtet" hin, die Grohne, S. 45, innerhalb eines länge¬
ren Exzerpts wörtlich zitiert, aber ansonsten unbeachtet läßt.

10 Druck in der Staats- u. Universitätsbibl. Bremen unter Brem. a. 709.
11 Druck in der Staats- u. Universitätsbibl. Bremen unter Brem. a. 680.
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da durch die Jugend unternommene Beleuchtung von Brunnen, Bäumen u.
dgl." näher beschrieben, etwas, was sich kaum mit der Vorstellung von Umzü¬
gen in Einklang bringen läßt, und 1807 heißt es noch genauer, daß sich die
Jugend wieder herausnehme, „des Abends brennende Lichte auf Pfählen
und sonst in den Straßen aufzustellen" 12 . Es handelte sich also um eine
Form von stationärer Illumination.

Dies wird noch dadurch erhärtet, daß die Obrigkeit die untersagten Hand¬
lungen als Versuche wertete, „ein sogenanntes Vauxhall nachzuahmen"
(1807) bzw. „Vauxhall zu spielen" (1809). Vauxhall, heute ein Teil von Groß-
London, war um 1800 noch ein Dorf und berühmt wegen seiner öffentlichen
Gärten („New Spring Gardens"), die sich großen Zuspruchs aus allen Schich¬
ten der Bevölkerung erfreuten. Obwohl sie auch tagsüber geöffnet waren, be¬
gann das eigentliche Leben in ihnen doch erst abends zwischen 18 und
20 Uhr und verlagerte sich im Laufe der Jahre immer mehr in die Nacht hin¬
ein. Während der Saison waren die „New Spring Gardens" in der zweiten
Hälfte des 18. Jahrhunderts allabendlich durch Zehntausende gläserner Öl¬
lampen erleuchtet. Ab 1780 fanden dort auch Feuerwerke statt. Weitere Ver¬
gnügung waren Konzert und Tanz 13 .

In der „Warnung" von 1807 steht das Wort „Vauxhall" mit dem unbestimm¬
ten Artikel. Es wurde hier also offensichtlich nicht als geographischer Eigen¬
name, sondern als Gattungsbezeichnung gebraucht. Dies kann nun auch für
das Dokument von 1809 unterstellt werden. Ein Vauxhall hieß damals in An¬
spielung auf jene Vergnügungsstätte bei London „überhaupt ein zu nächtli¬
cher Belustigung schön illuminierter Garten" 14 , ja, das dort veranstaltete
Abendvergnügen selbst 15. Derartige Veranstaltungen waren in Bremen spä¬
testens seit den 1780er Jahren nichts Ungewöhnliches, als Abraham von

12 Hervorhebung vom Verf.
13 Zu den „New Spring Gardens" in Vauxhall vgl. Albert Lötz, Das Feuerwerk, seine

Geschichte und Bibliographie, Beiträge zur Kunst- und Kulturgeschichte der Feste
und des Theaterwesens in sieben Jahrhunderten, Leipzig o. J. (1940), S. 80; Walter
Sidney Scott, Green Retreats, The Story of Vauxhall Gardens 1661—1859, London
1955, passim; neuerdings auch Wolfgang Schivelbusch, Lichtblicke, Zur Ge¬
schichte der künstlichen Helligkeit im 19. Jahrhundert, Frankfurt a. M. 1986,
S. 135-136.

14 Johann Conrad Schweizer, Wörterbuch zur Erklärung fremder aus andern Spra¬
chen in die Deutsche aufgenommener Wörter und Redensarten [. . .], 2, Zürich 2.
Aufl. 1811, S. 873. - Dies hat Grohne, der S. 48, Anm. 11, das Wort „Vauxhall"
in dem Dokument von 1809 offensichtlich als extemporierte, direkte Anspielung
auf die Lustgärten im englischen Dorf dieses Namens mißversteht, nicht erkannt.
Schon deswegen ist ihm der Charakter des jugendlichen Treibens, das verboten
wurde, verborgen geblieben.

15 So bereits bei Schiller. S. Joseph Kehrein, Fremdwörterbuch mit etymologischen
Erklärungen und zahlreichen Belegen aus Deutschen Schriftstellern, o. O. 1876,
S. 749. — Für die folgende Erörterung bleibt es sich gleich, ob man unter der Gat¬
tungsbezeichnung „Vauxhall" den Garten oder die Veranstaltung in ihm verstehen
will.
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Duisburg, Besitzer einer Kaffee- und Weinschenke vor dem Doventor 16 , den
Garten seines Lokals an Sommerabenden mit Hilfe „einiger tausend Lam¬
pen", die er eigens zu diesem Zweck angekauft hatte, zu illuminieren
pflegte 17 . Mindestens bis 1794 hat von Duisburg diese Art sommerlicher
Festbeleuchtung beibehalten, wovon drei Schreiben von ihm aus den Jahren
1790, 1792 und 1794 zeugen, in denen er beim Rat um die Erneuerung der
Erlaubnis dazu bzw. um eine vorübergehende Verlängerung der Öffnungszei¬
ten für das Doventor nachsucht 18 . In keinem dieser Schreiben fällt das Wort
„Vauxhall", aber der jedesmal von anderer Hand geschriebene zeitgenössi¬
sche Betreff verwendet es in allen Fällen, davon für 1792 und 1794 eindeutig
als Gattungsbezeichnung (es heißt „um des Vauxhalls willen" bzw. „zur Fort¬
setzung seines Vauxhalls") 19.

Es dürfte unbestritten sein, daß der bloße Versuch, ein Vauxhall im kindli¬
chen oder jugendlichen Spiel nachzuempfinden, nichts auch nur entfernt
Prozessionshaftes an sich gehabt haben kann. Grohnes 1957 aufgestellte Be¬
hauptung „Der Kinderbrauch an sich des Umherziehens mit (aus Kürbissen?)
selbst angefertigten Leuchten an Spätsommerabenden scheint ja nach Maß¬
gabe der Senatsverordnung vom 28. August 1809 bereits vor 150 Jahren auch
in Bremen üblich gewesen zu sein" 20 entbehrt jedenfalls der Grundlage. Das
erwähnte dreimalige Verbot kann, ganz im Gegenteil, eher als Beweis dafür
gelten, daß Laternenumzüge von Kindern bis um 1810 in Bremen noch unbe¬
kannt waren, denn anderenfalls wäre der Brauch — entweder als gleichfalls
verboten oder als eben noch zulässig — in den Verordnungen sicherlich ge¬
nannt worden.

Dennoch lohnt es sich vielleicht, der Frage nachzugehen, ob das Vauxhall-
spielen am Beginn des 19. Jahrhunderts und das spätere Laternelaufen ir¬
gendwie miteinander zusammenhängen. Als beiden gemeinsam ist vorläufig
nur das im Freien vorgenommene Abbrennen von Kerzen durch Minderjäh¬
rige an Spätsommerabenden anzusehen. Es würde aber wundernehmen,
wenn die jungen Menschen ein Verlöschen des Lichts durch Windzug nicht
auch beim Vauxhallspielen hin und wieder durch eine laternenartige Umhül¬
lung zu vermeiden getrachtet hätten, zumal dies besser zu dem, was nachge¬
ahmt werden sollte, paßte.

Auszugehen ist davon, daß sich das Vauxhallspielen vom späteren Laterne¬
laufen äußerlich in folgendem unterschied:

16 Bremer Adreßbuch von 1794, S. 22.
17 Supplik des Abraham von Duisburg an den Rat vom 27.7.1790 (in: StAB

2-D.20.a.4.).
18 Außer der in Anm. 17 genannten Supplik ein Schreiben vom 10.7.1792 u. ein wei¬

teres vom 9.7.1794 (ebd.).
19 In Bremen hat das Wort „Vauxhall" sich nicht so lange halten können wie

anscheinend in vielen anderen deutschen Städten. Im „Bremer Bürgerfreund",
Nr. 69, vom 2.9.1866, S. 275, mokierte sich ein „J. H. M." darüber, daß man in der
Stadt an der Weser das, was anderenorts „Vauxhall" genannt werde, als „italieni¬
sche Nacht" bezeichne.

20 Grohne, S. 47; Hervorhebung vom Verf.; zum Datum der Verordnung vgl. Anm. 7.
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1. Die Lichte oder Leuchten wurden nicht umhergetragen, sondern an be¬
stimmten Stellen aufgestellt.

2. Das ästhetische Vergnügen bestand in der Betrachtung nicht nur der Licht¬
quellen selbst, sondern auch gewisser von ihnen beleuchteter Gegenstände
(Brunnen, Bäume) in der unmittelbaren Umgebung.

3. Davon, daß während der Zurschaustellung gesungen worden wäre, gar
noch unter Verwendung ganz bestimmter, nur für dieses Spiel erdachter
Lieder, ist nichts bekannt.

Zu diesen durch die untersuchten Verordnungen belegten Unterschieden
mögen weitere gekommen sein, die sich aus der Eigenart des im Spiel nach¬
empfundenen Phänomens, des Vauxhalls als solchen also, noch zusätzlich er¬
gaben. So zählten zu den illuminierten Gegenständen möglicherweise auch
eigens mitgebrachte opake Dekorationsstücke ähnlich denen, die bei Vaux¬
halls üblich waren 21 .

Gleich hier fühlen wir uns an die von den „Lichtfreunden" des Jahres 1846
auf dem Wall mitgeführten Fahnen erinnert. Auch der damals beim Laterne¬
laufen eine Rolle spielende Wagen könnte in diesem Zusammenhang eine
Funktion gehabt haben, nämlich die, opake Dekorationsstücke wirkungsvoll
zur Schau zu stellen. Das „klingende Spiel" schließlich, das den Laternenum¬
zug 1846 begleitete, mag durchaus ein später Widerhall von Instrumentalmu¬
sik gewesen sein, wie sie bei den Vauxhalls der Jahre um 1800 vermutlich er¬
klungen war. In jedem Falle bleibt aber der entscheidende Gegensatz beste¬
hen, daß anscheinend ein Umherziehen noch 1809 überhaupt nicht statt¬
fand, 1846 jedoch zum Wesen der Sache gehörte.

Bei dem Versuch, diesen Gegensatz zu überbrücken, scheint es einen ge¬
wissen Erfolg zu versprechen, sich mit den beim Laternelaufen gesungenen
Liedern zu beschäftigen. Grohne hat die Bremer Überlieferung auf diesem
Gebiet erstaunlicherweise ganz ignoriert. Ja, er meint ausdrücklich feststel¬
len zu müssen: „Von älteren bremischen Laternenliedern ist uns [. . .] leider
nichts überliefert." 22 Glücklicherweise trifft das keineswegs zu. Allerdings
enthalten die ältesten Bremer Volksreim- und Volksliedersammlungen von
Johann Heinrich Wilhelm Smidt (1836) 23 und Karl Iken (gest. 1841) 24 , ja, so¬
gar die erst 1894/1895 unter dem Titel „Mitteilungen aus dem Bremischen
Volkleben" erschienene von Albert Hermann Post (18 3 9—18 9 5) 25 keine La¬
ternenlieder. Aber daß ein Lied in Sammlungen dieser Art fehlt, heißt nicht,
daß es nicht existiert hätte.

21 Abraham von Duisburg nennt in seinen Suppliken vom 27.7.1790 u. vom 9.7.1794
(vgl. Anm. 17 u. 18) ausdrücklich außer den Tausenden von Lampen auch „Deco¬
rationen", die er gekauft habe.

22 Grohne, S. 45.
23 Kinder- und Ammenreime in plattdeutscher Mundart, hrsg. zum Besten des klei¬

nen Frauenvereins, Bremen 1836.
24 Hermann Tardel, Karl Ikens Sammlung bremischer Volksreime, in: Niederdeut¬

sche Zeitschrift für Volkskunde, 14 (1936), S. 96—103.
25 Albert Hermann Post, Mitteilungen aus dem Bremischen Volkleben, in: Am Ur¬

quell, 5 (1894), S. 37-41, 64-69, 104-109, 128—133, 149-153, 176-179,
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Es genügt, unsere Betrachtung auf solche Laternenlieder einzuengen, de¬
ren Gebrauch schon im 19. Jahrhundert für Bremen nachzuweisen ist. Dabei
wird es darauf ankommen, die Spur dieses Liedgutes mindestens bis etwa zum
Jahre 1846 zurückzuverfolgen.

3. Die hochdeutschen Bremer Laternenlieder am Ende des 19. Jahrhunderts

Der heute noch bekannteste aller Laternengesänge ist in Bremen für das
frühe 20. Jahrhundert in der folgenden Version bezeugt 26 :

„Laterne, Laterne,
Sonne, Mond und Sterne!
Meine Laterne ist so schön,
da kann man mit spazieren gehn.
In den grünen Wald,
wo die Büchse knallt;
in den grünen Busch,
husch, husch, husch, husch, husch!"

Es fällt bei diesem Lied auf, daß inhaltliche Beziehungen zwischen der zwei¬
ten Zeile und den folgenden fehlen. Hieraus leitet Grohne die Möglichkeit
ab, daß die beiden ersten Zeilen aus einem Gelegenheitsgedicht Theodor
Storms stammen, in dem sie gleichfalls vorkommen, und daß dessen Konzep¬
tion „später zu der niedrigen Ebene des Kinderliedes .abgesunken'" sein
könne 27 . Abgesehen davon, daß ein derartiger Vorgang ohnehin unwahr-

218—221, 245-248, 275-278; 6 (1895), S. 22-23, 62-64, 94—95, 116-118,
147-149, 168-172, 177-179, 205-207. Zu Post vgl. Alfred Kühtmann, Al¬
bert Hermann Post, geb. 8. Oktober 1839, gest. 25. August 1895, in: Brem. Jb. 25
(1914), S. 167—183. — Es ist zu fragen, ob Posts „Mitteilungen" überhaupt als abge¬
schlossenes Werk zu betrachten sind, da die oben mit kursiv gesetzten Seitenzah¬
len bezeichneten letzten beiden Teile erst nach dem 25.8.1895, seinem Todestag,
erschienen sind und recht unvermittelt enden. Daß er Laternenlieder noch behan¬
deln wollte, ist also nicht auszuschließen.

26 Heinz Hübener, Oole Bremer Kinnerstratenspille, in: Alfred Cammann (Hrsg.),
Die Welt der niederdeutschen Kinderspiele, Bleckede/Elbe 1970, S. 320. Hübener
(1892—1956) verbrachte seine Kindheit in der Bremer Neustadt, am Buntentor.
Sein Bericht bezieht sich auf das erste Jahrzehnt des 20. Jh.s; der Liedtext ist nach
Hübeners Zeugnis auch 1948 wieder beim Laternelaufen verwendet worden
(ebd., S. 297, 319 u. 321). — Daß es in der 3. Zeile später auch statt „Meine" „Die"
und in der 4. statt „man" „ich" heißen kann (Grohne, S. 41), will unerheblich schei¬
nen. Die beiden letzten Zeilen sind sonst in Bremen überhaupt nicht belegt. Sie
können daher für die vorliegende Erörterung unberücksichtigt bleiben. Die
1. Zeile kommt auch in der Form „La bummel, la bummel Laterne" vor, aber erst
später. In dieser Gestalt gilt sie Grohne als Kennzeichen der „bremisch-verdischen
Version des Laternenliedes" (ebd., S. 44) — man weiß nicht, warum.

27 Grohne, S. 41.
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scheinlich ist, gibt es jedoch einen viel einleuchtenderen Grund für jene Be¬
sonderheit des Liedanfangs, wie im folgenden zu zeigen sein wird.

Der in Bremen geborene und aufgewachsene Historiker Friedrich Rauers
notierte 1910 mit dem Zusatz „In meiner Kindheit noch gesungen" die ersten
sechs Zeilen des zitierten Liedes mit der Abänderung, daß die Zeilen 1 und
2 lauteten 28 :

„Sonne, Mond und Sterne
Erleuchten die Laterne."

Rauers war 1879 zur Welt gekommen 29 , hielt folglich Verse fest, die in den
1880er Jahren von Bremer Kindern gesungen worden waren. Damals hatten
jene ersten beiden Zeilen also noch einen Aussagesatz gebildet. Der Satz
wäre, wie leicht einzusehen, unverständlich, wenn man bei „Sonne, Mond
und Sterne" an die wirklichen Himmelskörper zu denken hätte. Dies gilt vor
allem im Hinblick auf die Sonne, die ja zur in Frage kommenden Tageszeit gar
nicht mehr schien, und die Sterne, von deren günstigstenfalls schwachem
Licht beim besten Willen nicht behauptet werden konnte, daß es zur Er- oder
Beleuchtung 30 der Laterne beitrug. Die Worte „Sonne, Mond und Sterne" je¬
ner ersten Zeile beziehen sich also mit Sicherheit auf in die Laternenwände
geschnittene Figuren. Das aber setzt voraus, daß die Laternen, als jene bei¬
den Zeilen zum erstenmal gesungen wurden, aus mehr oder minder undurch¬
sichtigem Material bestanden, vielleicht noch aus Gurken oder Kürbissen ge¬
fertigt waren 31 . Als sich dies mit der Einführung von Lampions änderte, traf
die Feststellung „erleuchten die Laterne" nicht mehr zu, und so wurde — ver¬
mutlich mit einer sich über viele Jahre erstreckenden Verzögerung — der
veraltete Aussagesatz, weil man auf den Reim „Laterne — Sterne" nicht ver¬
zichten mochte, durch zwei Zeilen ersetzt, die nicht nur keinen Satz bilden,
sondern mit der Aufzählung von Sonne, Mond und Sternen auch ein Element
enthalten, das in keinem erkennbaren inhaltlichen Zusammenhang mit den
übrigen Teilen des Liedes steht.

Die Rauerssche Version des bekannten Liedes, jedenfalls ihr erstes Zeilen¬
paar, dürfte auf einen älteren Bremer Laternengesang zurückgehen, der uns

28 Friedrich Rauers, Bremer Lieder, Reime und Sprüche, Bremen 1910 (Ms. im Bremer
Landesmuseum für Kunst- und Kulturgeschichte — Focke-Museum —, Focke-
Mappe [VIII], S. 9).

29 Friedrich Prüser, Art. „Rauers", in: Bremische Biographie 1912—1962, hrsg. v. d.
Historischen Gesellschaft zu Bremen u. d. StAB, Bremen 1969, S. 399.

30 Auch die Verwendung des Verbs „erleuchten" spricht für die hier vorgetragene
Interpretation. Doch muß der Unterschied zwischen „erleuchten" und „be¬
leuchten" (vgl. Grimms Deutsches Wörterbuch, 1 [1854], Sp. 1446, u. 3 [1862],
Sp. 903—904) in Anbetracht des Umstandes, daß man in Bremen „Gassen-
Erleuchtung" sagte (Realregister über die Verordnungen und Proclame des Senats
der freyen Hansestadt Bremen von 1600 bis 1830, Bremen 1832, S. 94; vgl. oben
S. 89), wohl hintangesetzt werden.

31 Vgl. oben S. 88.



durch Anton Kippenberg 32 und Heinrich Hoops 33 überliefert ist. Beider
Texte seien hier einander gegenübergestellt:

Kippenberg Hoops

„Sonne, Mond und Sterne
Erleuchten die Laterne.
Wer will diese Pracht erleben,

„Sonne, Mond und Sterne
Erleuchten die Laterne.
Wer die Freud' will mit er-

Muß'n Stummel Licht aus¬
geben

leben,
Der muß'nen Stummel Licht

hergeben,

Für die kleinen Schwalben.

Oder einen Groten
In die kleinen Poten
Oder einen halben

Oder einen Halben
Für die kleinen Schwalben,
Oder einen Groten
Für die kleinen Boten."

Laßt uns nicht zu lange stehn,
Denn wir müssen noch weiter-

gehn."

Für die Quellenkritik ist von Bedeutung, daß die beiden Niederschriften auf
ganz unterschiedliche Art zustande kamen. Der 1874 geborene 34 Anton
Kippenberg schrieb die Verse aus der Erinnerung an die eigene, rund sechzig
Jahre zurückliegende Jugendzeit auf und fügte hinzu, die Bremer Kinder
hätten das Lied an schönen Sommerabenden beim Umhergehen mit Papierla¬
ternen gesungen 35 . Heinrich Hoops dagegen hielt 1905 stehenden Fußes
fest, was er damals die Kinder der im Bremer Landgebiet gelegenen Gemein¬
den Grambke und Büren singen hörte, wenn sie im Herbst, ebenfalls mit Pa¬
pierlaternen, durchs Dorf zogen 36 . Beiläufig erkennen wir hier, daß sich das
Lied in der ländlichen Umgebung Bremens erheblich länger gehalten hat als
in der Stadt 37 .

32 Anton Kippenberg, Geschichten aus einer alten Hansestadt, Leipzig 1943, S. 54;
auch abgedruckt in: Werner Kloos, Bremer Kinder und ihr Spielzeug, Ein Alma-
nach, Bremen 1969, S. 118.

33 Heinrich Hoops, Geschichte der Gemeinden Grambke und Büren im Gebiet Bre¬
men, Bremen 1905, S. 225. — Otto Laufer, Land und Leute in Niederdeutschland,
Berlin/Leipzig 1934, S. 226, druckt den von Hoops gebrachten Liedtext erneut ab,
kommentiert ihn aber nicht.

34 Hanns Meyer, Art. „Kippenberg, Anton", in: Bremische Biographie 1912—1962,
hrsg. v. d. Historischen Gesellschaft zu Bremen u. d. StAB, Bremen 1969, S. 268.

35 Kippenberg, S. 54.
36 Hoops, S. 225.
37 Die beiden Anfangszeilen in der von Kippenberg und Hoops gebotenen Form wur¬

den um die Jahrhundertwende auch noch „in einigen in der Provinz Hannover
südlich von Bremen gelegenen Dörfern" — als Einleitung zu einem plattdeutschen
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Das Fehlen der beiden letzten von Kippenberg angeführten Zeilen bei
Hoops und die abweichende Wortwahl in der dritten und vierten Zeile wollen
zunächst nicht viel besagen. Mehr Beachtung verdient der Umstand, daß in
Grambke und Büren der Groten nicht „in die kleinen Poten" 38 , sondern „für
die kleinen Boten" gegeben werden sollte. Da den jungen Laternenträgern
jegliche Boteneigenschaft abging, muß in diesem Punkt der Kippenberg-
schen Überlieferung der Vorzug größerer Glaubwürdigkeit zuerkannt wer¬
den. Die „Boten" bei Hoops dürften auf einen Hörfehler zurückgehen, der
um so verständlicher ist, als das niederdeutsche „Poten" in dem hochdeut¬
schen Text einen Fremdkörper darstellt.

Ferner haben, wie zu sehen, in der Hoopsschen Version — im Vergleich zur
Kippenbergschen — die Zeilenpaare 5—6 und 7—8 miteinander die Plätze ge¬
tauscht, so daß bei dem „Halben" unter der Voraussetzung, daß es sich bei
der unmotiviert erscheinenden Schreibung mit großem H um einen Druck¬
fehler handelt, nicht an einen halben Groten, sondern an einen halben Stum¬
mel Licht zu denken wäre. Dann hätte, da ja ein Stummel Licht keine festge¬
legte Größe hat, auch hier Kippenberg zuverlässiger, weil stimmiger, berich¬
tet. Es ist daher zu fragen, ob Hoops „Halben" denn wirklich als Substantiv
aufgefaßt wissen wollte.

Nun ist ein maskulines Substantiv oder substantiviertes Adjektiv „Halbe"
oder „Halve" für Bremen mit Hilfe von Wörterbüchern nicht nachzuweisen.
Ein Zufall jedoch hat eine Bremer Redensart des 19. Jahrhunderts vor dem
Vergessenwerden bewahrt, die ein solches Wort enthält: „Jung, du sühst ut
as'n Talglicht för'n halben", sagte man damals im Scherz zu einem hochaufge¬
schossenen, schlecht aussehenden jungen Mann und spielte damit auf die
dünnste Sorte dieser Lichte an, die für einen halben Groten zu kaufen
war 39 . Dies beseitigt jeden Zweifel daran, daß „einen Halben" in Hoops'
fünfter Zeile „einen halben Groten" bedeutet und ursprünglich ohne weite¬
res auch so vom Hörer verstanden werden konnte, obwohl vorher von einem
Groten noch keine Rede ist.

Hieraus folgt weiter, daß die Hoopssche Reihenfolge der Zeilen 5—8 die ur¬
sprüngliche ist, weil eben vom Kerzenstummel zum „Halben" als Preis für ein
Talglicht der geringsten Güte ein kürzerer gedanklicher Schritt führt als zum

Laternenlied (s. unten S. 106) — gesungen. S. B. N., Laternenlieder, in: Niedersach¬
sen, 6 (1900/1901), S. 31.

38 „Pote", das plattdeutsche Wort für „Pfote", bedeutet uneigentlich auch die
menschliche Hand (Versuch eines bremisch-niedersächsischen Wörterbuchs, 3,
Bremen 1768, S. 353). Vgl., auch zu „Freud", unten S. 100.

39 Hermann Tardel, Altbremische Sprichwörter in plattdeutscher Mundart, in: Nie¬
dersächsisches Jb., hrsg. v. Verein für niedersächsisches Volkstum e.V. Bremen,
Jg. 1919, S. 31. Tardel entnahm die Redensart einer Liste von 20 „bremischen
Sprichwörtern", die auf vier Plakaten im Vorraum des Historischen Museums (spä¬
ter Focke-Museum) an der Großenstraße zu lesen waren. Der Gründer u. Leiter
des Museums, Johann Focke, hatte bei der Zusammenstellung der Liste im Jahre
1905 nicht aus Büchern, sondern aus seinen eigenen Jugenderinnerungen und
aus Mitteilungen von Freunden geschöpft (ebd., S. 30). Natürlich wäre „halben"
hier besser mit großem H geschrieben worden.
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Groten als einem ohne Äquivalent genannten Geldbetrag von dazu noch ver¬
hältnismäßig unbescheidener Höhe. Man wird den Verdacht nicht los, daß
Kippenberg die Reihenfolge der Zeilen, wie er sie in Erinnerung hatte, bei
der Niederschrift „korrigierte", weil ihm der „Halbe" als substantiviertes Ad¬
jektiv nichts mehr sagte. Hinzu kommt, daß, wie wir sehen werden, eine dritte
Quelle die Hoopssche Reihenfolge bestätigt.

Mit jener Redensart halten wir im übrigen vielleicht den Schlüssel zur Lö¬
sung des Rätsels in Händen, das die „Schwalben" aufgeben. Diese, so hat man
zunächst den Eindruck, wurden lediglich um des Reimes willen in den Text
aufgenommen. Sollte eine metaphorische Verwendung des Wortes vorliegen,
so könnten mit ihm im Prinzip entweder die Laternen oder deren Träger oder
die für einen halben Groten käuflichen Talglichte gemeint sein. Gegen die
beiden ersten Möglichkeiten spricht schon, daß sie die Frage nach dem terti-
um comparationis unbeantwortet lassen. Die dritte Möglichkeit hat dagegen
zwei Tatsachen für sich: Zum einen muß, wie die Redensart lehrt, der Preis
von einem halben Groten für die dünnste Sorte Talglichte lange Zeit hin¬
durch geradezu „sprichwörtlich" gewesen sein, zum anderen ist es gar nicht
so abwegig, solche Lichte mit Schwalben zu vergleichen. Der Satz „Jung, du
sühst ut as'n Talglicht för'n halben" stellt die angesprochene Person ja nicht
nur als so dünn, sondern auch als so schlecht aussehend wie eine Kerze von
der wohlfeilsten Sorte hin, und hierbei muß man an die Farbe (im Falle des
jungen Mannes an den Teint) gedacht haben. Die dünnsten Talglichte waren
nämlich die sog. Küchenlichte, die beim Kerzenziehen zu allerletzt gezogen
wurden, wenn das Unschlitt nicht mehr rein war. Sie pflegten wegen des in
ihnen enthaltenen Wassers beim Brennen zu spritzen und waren von schwar¬
zer Farbe 40 , weshalb sie in Bremen vor zweihundert Jahren „Pik-lecht"
( = Pechlicht) hießen 41 . Die schwarze, genauer: schwarz-weiße Färbung spielt
auch sonst in der volkstümlichen Schwalbenmetaphorik die größte Rolle 42 .
Im übrigen ist zu bedenken, daß für das zum Hin- und Hergehen im Hause ge¬
brauchte Küchenlicht auch der Ausdruck „Gaukellicht" bekannt war 43 , der
leicht mit dem Gaukeln als der unsteten, unberechenbaren Bewegung von
Vögeln wie den Schwalben 44 in Verbindung gebracht werden konnte. Es sei
aber zugestanden, daß bei der Wahl des Wortes „Schwalben" Reimnot den
Ausschlag gegeben haben mag.

Mit Ausnahme seiner beiden ersten Zeilen ist der alte Liedtext ganz der
Aufgabe des Forderns von Gaben gewidmet, wenn auch vielleicht nur mit
dem Ziel, die Kosten des Laternelaufens niedrig zu halten. Zur Zeit seiner

40 Zedlers Universal-Lexicon, 17, Leipzig/Halle 1738, Sp. 829.
41 Versuch eines bremisch-niedersächsischen Wörterbuchs, 3, Bremen 1768, S. 312.
42 Grimms Deutsches Wörterbuch, 9, Leipzig 1899, Sp. 2185—2186.
43 Ebd., 4,1, Leipzig 1878, Sp. 1552.
44 Ebd., Sp. 1556. Hinzu kommt, daß es offenbar üblich gewesen ist, Gaukellichte

beim Umhergehen im Hause vorübergehend an die Wand zu kleben (Erich Gül¬
zow, Släpkart, Slepkatt, in: Korrespondenzbl. des Verf. f. niederdeutsche Sprach¬
forschung, Jg. 1952, H. 59, S. 47). Dort mögen sie sich anklammernden Rauch¬
schwalben ähnlich gesehen haben.
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Entstehung übten also die Kinder mit ihren Laternenumzügen einen Heische¬
brauch aus 45 . Daß die Bitte um Gaben später ganz aus dem Lied verschwand
— zugunsten einer reichlich banalen Lobpreisung der Laterne —, wird damit
zusammenhängen, daß die Mädchen und Jugen aufhörten, ihre Laternen
selbst herzustellen, und sich nun von ihren Eltern oder anderen ihnen nahe¬
stehenden Erwachsenen Lampions aus gewerblicher Produktion schenken
ließen. Denn die Spende eines Kerzenstummels oder eines Geldstücks von
geringem Wert war gewiß auch als Belohnung für Mühe und Kunstfertigkeit
aufgefaßt worden, die das einzelne Kind beim Verzieren der hohlen Gurke,
des Kürbisses oder womöglich auch anderer Materialien aufgewandt hatte.
Eine solche Belohnung wird beim Gebrauch einer offenkundig käuflich
erworbenen, wenn auch noch so schönen Leuchte für unangemessen
erachtet worden sein.

4. Das Laternelaufen im Jahre 1872

Mit Wirkung vom 1. Juli 1872 wurden die alten bremischen Silber- und Kup¬
fermünzen als gesetzliche Zahlungsmittel durch die Münzen der Reichswäh¬
rung abgelöst. Die öffentlichen Kassen waren jedoch angewiesen, bremi¬
sches Geld während der Monate Juli, August und September 1872 noch in
Zahlung zu nehmen und umzuwechseln 46 . Das war überwiegend zur Zeit
des Laternelaufens. Die leise Hoffnung des Schreibers dieser Zeilen, das zu¬
fällige Zusammentreffen könnte die Redaktion eines zeitgenössischen Bre¬
mer Blattes im Hinblick auf jenen Groten des Laternenliedes wenigstens eine
Glosse wert gewesen sein, trog nicht: Im „Courier" vom 5. September 1872
findet sich unter „Bremer Sachen" geradezu so etwas wie ein kleiner Aufsatz
über das Laternelaufen, der mit den Worten endet: „Die Groten sind nun bald
alle dahin, daher wird irgend ein jugendlicher Poet rechtzeitig dafür zu sor¬
gen haben, daß im nächsten Jahre, wenn die herrlichen Abende zum Later¬
nentragen wiederkehren, ein Reim auf Mark und Pfennige vorhanden ist, der
allgemeinen Beifall findet." 47 Wie der Leser weiß, half man sich anders. Es
dürfte kein Zufall sein, daß über die durch Rauers überlieferte Version des

45 Grohnes Behauptung, dies sei „nirgendwo" der Fall (Grohne, S. 42), gilt folglich
nicht für eine weiter zurückliegende Vergangenheit, aber auch nicht für das
20. Jh. (s. unten, Anm. 111). Noch Hinrich Siuts schreibt in seiner Habilitations¬
schrift, Die Ansingelieder zu den Kalenderfesten, Ein Beitrag zur Geschichte, Bio¬
logie und Funktion des Volksliedes, Göttingen 1968, S. 76: „Das Laternensingen ist
nicht mit dem Fordern von Gaben verbunden," und läßt mit dieser Begründung
Laternenlieder außer acht (ebd., S. 1 u. 434).

46 Hermann Jungk, Die bremischen Münzen, Münzen und Medaillen des Erz¬
bisthums und der Stadt Bremen mit geschichtlicher Einleitung, Bremen 1875,
S. 103-104 u. 181-182.

47 Courier, Jg. 1872, Nr. 248 ponnerstag, 5. Sept.).
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jüngeren Laternenliedes nach einer freilich etwas dunklen Quelle behauptet
worden ist, sie sei „von 1872 ab" auf Bremens Straßen zu hören gewesen 48 .

Jener Beitrag zum „Courier" aus den ersten Septembertagen 1872 enthält
u. a. folgende Bemerkungen über den in der zurückliegenden Zeit vollzoge¬
nen Wandel in der Art der benutzten Laternen 49 :

„Früher höhlten sich die Knaben sogenannte Flaschenäpfel, Kürbisse oder
dicke Gurken zu Laternen aus, und schnitten mit großem Fleiß und besonde¬
rer Kunstfertigkeit Sonne, Mond und Sterne oder andere, oft seltsame Figu¬
ren hinein; jetzt sind buntfarbige Papierlaternen an deren Stelle getreten, die
allerdings hübscher aussehen und mehr Licht verbreiten, aber auch weit feu¬
ergefährlicher sind. Hin und wieder geht eine solche zur großen Überra¬
schung ihres Trägers plötzlich in Flammen auf und während der vom Un¬
glück Betroffene vielleicht Thränen vergießt, da das verbrannte Kleinod in
keiner Assekuranz versichert war, ergötzen sich die Uebrigen und stimmen
am Ende gar das bekannte Lied von der Feuerwehr an, welche kein Wasser
hat.

Die Papierlaternen sind unbedingt kostspieliger, als die weit primitivem La¬
ternen der früheren Zeit. Sie zeigen, daß die Welt im Luxus, wie im Reich¬
thum fortgeschritten ist. Wie würde vordem ein Junge abgeblitzt worden
sein, wenn er seinem, im Uebrigen vielleicht ganz zärtlichen Vater mit der
Zumuthung gekommen wäre, für ein solches Ding in die Tasche zu greifen
und einige G roten hervorzusuchen! Es wird gegenwärtig selbst für das Amü¬
sement der Kinder mehr gethan, wie früher und manche kleine und größere
Ausgabe gemacht, die vormals für eine unerhörte Verschwendung gegolten
hätte. Dazu ergötzte sich früher fast nur die Jugend der unteren Stände mit
dem Laternentragen, während jetzt auch Kinder aus vornehmeren Häusern
sich zu demselben Spiel auf die Straße wagen."

Daß sich am Laternelaufen ehedem nur Kinder der unteren Schichten be¬
teiligt hatten und daß noch 1872 Mädchen anscheinend kaum mehr als eine
passive Rolle spielten, sind Einzelheiten, die wieder einmal zeigen, welch
großem Wandel der Brauch unterworfen war. — Die Verwendung von Kürbis¬
sen und Gurken wird durch den Text für Bremen erneut, wenn auch diesmal
nur in der Rückschau, bezeugt. Der Zeitraum, während dessen in unserer
Stadt die Fruchtleuchten von Papierlaternen ganz verdrängt wurden, läßt
sich nunmehr auf die Spanne von 1846 bis 1872 einengen. Obwohl am Ende
dieser Zeit keine Fruchtleuchten mehr üblich waren, so wurde doch an den
nur auf sie passenden Eingangszeilen des Laternenliedes, „Sonne, Mond und
Sterne Erleuchten die Laterne" noch festgehalten. Gilt Entsprechendes für
das mit dem Gebrauch nicht selbst gefertigter Laternen im Grunde genauso
unvereinbare Fordern von Gaben, das zudem von den Eltern der sich neuer¬
dings ebenfalls beteiligenden „Kinder aus vornehmeren Häusern" gewiß

48 Ludwig Strackerjahn, Aberglaube und Sagen aus dem Herzogtum Oldenburg, 2,
Oldenburg 2. Aufl. 1909, S. 97—98. Strackerjahn beruft sich auf eine nicht näher
bezeichnete „Zeitungsnachricht".

49 S. Anm. 47. „Flaschenapfel" war ein im 19. Jh. gängiges Synonym für „Kürbis".
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nicht gern gesehen wurde? Der „Courier"-Beitrag beschreibt das Laternelau¬
fen des Spätsommers 1872 wie folgt 50 :

,,[. . .] in Schaaren zieht die Jugend mit den buntgeschmückten Laternen
durch die Straßen. Hier und da wird vor einem Hause Halt gemacht und der
eintönige Gesang aus frischer Kehle so lange wiederholt, bis entweder ein
Wegjagen stattfindet, oder irgend eine kleine Gabe die unermüdlichen Sän¬
ger erfreut und zum Weitergehen veranlaßt. Häufiger, als in der Altstadt,
kommt diese Belustigung außer den Thoren vor und am meisten in den am
besten angebauten Straßen."

Auch das Gabenheischen war mithin noch 1872 lebendige Wirklichkeit. Im
Zusammenhang unserer Fragestellung ist dabei folgende Einzelheit von be¬
sonderem Interesse: Was die beiden letzten Zeilen des alten Bremer Later-
nenliedtextes in der Kippenbergschen Fassung bereits vermuten lassen konn¬
ten, wird durch die Worte des „Courier" bestätigt: Das Lied wurde nicht im
Gehen, wie spätere Laternenlieder, sondern stehend gesungen. Sein Text ist
ein Bettelreim wie der des bekannten Bremer ,,Sunnerklaus"-Liedes, das ja
die zwei Zeilen in plattdeutschem Gewand ebenfalls enthält. Wie alt ist er?
Auch auf diese Frage gibt jener Zeitungsartikel eine, allerdings unvollständige
und recht ungenaue Auskunft 51 :

„Die Strophe, welche dabei abgesungen wird, ist [...] seit mehreren Jahren
erheblich verlängert worden. Anfangs wurde [nach den Worten „Sonne,
Mond und Sterne erleuchten die Laterne"] nur gesungen: Wer die Freude will
erleben, muß'n Stummel Licht ausgeben!' — Ließ man die kleine Schaar auf
die Erfüllung ihres Wunsches, nach ihrer Ansicht, zu lange warten, so wurde
sie ungestüm und sang in regellosem Chor mit classischer Unverschämtheit
die Mahnung: ,Laßt uns nicht zu lange stehn, denn wir müssen noch weiter
gehn!' — Dies artete nicht selten in eine Art Katzenmusik und einen so hölli¬
schen Spektakel aus, daß sogar äußerst friedsamen Personen die Galle über¬
lief und sie veranlaßte, einen Besenstiel hervorzulangen. Später erhielten die
beiden Verse des Hauptgesanges noch den Zusatz: .Oder einen halben für die
kleinen Schwalben,' und zuletzt: ,Oder einen Groten für die kleinen Pfoten!'"

5. Das ältere hochdeutsche Bremer Laternenlied in den
1850er und 1860er Jahren

Was bedeutet im ersten Satz des zuletzt gebrachten Zitats die Formulierung
„seit mehreren Jahren"? Dies zu ermitteln, helfen die Zeugnisse einer Art
Pressefeldzuges, der von 1856 bis 1865 in Bremen geführt wurde. In allen
Jahren dieses Zeitraums außer 1861 und 1863 enthielten die Spalten der Bre-

50 S. Anm. 47.
51 S. Anm. 47. Die im folgenden genannte Reihenfolge der Verszeilen ist die auch

von Hoops überlieferte (s. oben S. 95).
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mer Zeitschrift „Der Bürgerfreund" 52 jeweils während der August- und Sep¬
temberwochen von verschiedenen Autoren vorgetragene scharfe Angriffe
gegen das Laternelaufen. Anfangs beteiligte sich auch der „Courier an der
Weser", später der „Telegraph" an der Kampagne 53 . Teils nahmen die At¬
tacken die Form an die Eltern gerichteter Warnungen an, häufiger aber noch
mündeten sie in einen Aufruf an die Polizeibehörde, die Laternenumzüge zu
verbieten 54 . Das Ziel des Verbots wurde nicht erreicht, andererseits raffte
sich aber auch anscheinend niemand dazu auf, das Laternelaufen öffentlich
zu verteidigen. Dies ist um so bemerkenswerter, als der „Courier an der We¬
ser" dem mit ihm konkurrierenden „Bürgerfreund" nur gar zu gern etwas am
Zeuge zu flicken pflegte.

In fast jedem der Pressebeiträge wird das ältere hochdeutsche Laternenlied
auszugsweise zitiert, am häufigsten natürlich die erste Zeile „Sonne, Mond
und Sterne" 55 . Die zweite Zeile erscheint sechsmal in der Form „erleuchten
die Laterne" 56 ; einmal hat sie jedoch statt „erleuchten" den Imperativ „er¬
leuchtet" 57 . In der dritten Zeile steht unmittelbar vor dem Reimwort „erle-

52 Ab 1857 „Bremer Bürgerfreund", s. Wolfgang Hadamitzky, Verzeichnis bremi¬
scher Zeitschriften von den Anfängen bis 1960, Bremen 1965 (Typoskript), S. 2,
Nr. 10.

53 Es wurden für die Zwecke der vorliegenden Untersuchung die im August und Sep¬
tember eines jeden Jahres erschienenen Ausgaben aller im Zeitraum 1816—1872
in Bremen verlegten Zeitschriften allgemeinen Inhalts (bei Hadamitzky, S. 2—4 un¬
ter den Nummern 10.—31. verzeichnet) mit Ausnahme des nicht auffindbaren
„Frühlingsboten" (bei Hadamitzky, S. 4, Nr. 28; es erschienen nur 5 Nummern im
Jahre 1851 — wie der Titel andeutet, wohl nicht im Spätsommer) auf unser Thema
betreffende Materialien hin durchsucht. Zeitungen wurden nur dort herangezo¬
gen, wo die einschlägigen Zeitschriftenartikel unter Nennung des Titels auf sie
verwiesen. Außer den eingangs angeführten Beiträgen zu den Zeitschriften „Un¬
terhaltungsblatt" bzw. „Bremer Lesefrüchte" aus dem Jahre 1846 fanden sich
14 Pressestimmen, die in den folgenden Fußnoten in verkürzter Form so zitiert
werden:
B 1856 Sept. 4. C 1857 Sept. 13. B 1860 Sept. 13.
C 1856 Sept. 19. B 1858 Aug. 26. B 1862 Aug. 31.
B 1857 Aug. 20. C 1858 Aug. 27. B 1864 Sept. 28.
B 1857 Aug. 23. B 1859 Aug. 21. B 1865 Aug. 17.
B 1857 Sept. 10. T 1860 Sept. 8.
(B = „Der Bürgerfreund"/„Bremer Bürgerfreund", Zeitschrift; C = „Der Courier
an der Weser", Zeitschrift; T = „Telegraph", Zeitung).

54 Warnung an die Eltern: C 1856 Sept. 19., B 1857 Aug. 23., B 1857 Sept. 10., B 1858
Aug. 26., B 1859 Aug. 21., B 1864 Sept. 28.; Bitte um Verbot: B 1856 Sept. 4., B 1857
Sept. 10., C 1857 Sept. 13., B 1859 Aug. 21., T 1860 Sept. 8., B 1864 Sept. 28., B 1865
Aug. 17.

55 B 1856 Sept. 4., C 1856 Sept. 19., B 1857 Aug. 20., B 1857 Sept. 10., C 1857 Sept. 13.,
C 1858 Aug. 27., B 1859 Aug. 21., T 1860 Sept. 8., B 1860 Sept. 13., B 1862 Aug. 31.,
B 1865 Aug. 17.

56 B 1856 Sept. 4., C 1856 Sept. 19., C 1857 Sept. 13., C 1858 Aug. 27., B 1859 Aug. 21.,
B 1865 Aug. 17.

57 B 1862 Aug. 31.
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ben" fünfmal, wie noch bei Kippenberg, „Pracht" 58 , einmal, wie bei Hoops,
„Freud"' 59 . Sie beginnt in allen Fällen wie in der Kippenbergschen Lesart,
also mit „Wer will diese", so daß Wortstellung und Ersatz des Demonstrativ¬
pronomens durch den bestimmten Artikel im „Courier"-Artikel von 1872
und bei Hoops (in dessen Version erzwang bekanntlich der Rhythmus wegen
der eigentlich unnötigen Apokope bei „Freud"' die sehr unbeholfen wirkende
Einfügung eines „mit" vor dem Infinitiv) als weniger gebräuchlich angespro¬
chen werden müssen. Die vierte Zeile entspricht ebenfalls dem Wortlaut bei
Kippenberg, wobei der unbestimmte Artikel vor „Stummel" mit „ein" 60 ,
„ein"' 61 , „ein'n" 62 oder einfach ,,'n" 63 wiedergegeben ist. Für „Stummel"
steht einmal die alte niederdeutsche Form „Stumpel" 64 . Die zweizeilige
Schlußmahnung wird nur ein einziges Mal wörtlich gebracht, wobei es statt
„zu lange" „so lange" heißt und das „noch" zwischen „müssen" und „weiter-
gehn" weggelassen ist 65 .

über die nach der Quelle von 1872 erst nachträglich eingefügten Zeilen¬
paare berichten die Pressebeiträge bereits ab 1856, allerdings im allgemei¬
nen nur in der Form, daß von „Geldforderungen" der Laternenträger 66 die
Rede ist oder davon, daß „die Bezahlung" außer mit Lichtstücken auch in ba¬
rem Geld geleistet werden könne 67 . Das ältere dieser beiden Zeilenpaare,
„Oder einen Halben Für die kleinen Schwalben", wird nie als solches ange¬
führt, die Existenz des jüngeren meist nur mit dem Hinweis, daß die Kinder
um Groten bettelten 68 , angedeutet. Der „Bürgerfreund" zitiert die Zeile
„Oder einen Groten" freilich zweimal auch wörtlich, und zwar so, daß sie sich
unmittelbar an die Aufforderung zum Ausgeben des Lichtstummels
anschließt 69 . Dies braucht nicht zu bedeuten, daß von den „Halben" und
„Schwalben" die Kinder doch erst später gesungen haben. Vielmehr werden
die Kolumnisten, der hinter der Kampagne steckenden Grundabsicht
entsprechend 70 , die Zwischenstufe auf dem Wege von der reinen Sach- zur
überhöhten Geldforderung schlicht übersprungen haben.

Besonders aufschlußreich ist, daß es über die Zeile „Oder einen Groten"
1857 heißt, sie werde Jetzt schon hinzugesetzt" 71 . Die Verlängerung des

58 B 1856 Sept. 14., B 1858 Aug. 26., C 1858 Aug. 27., B 1860 Sept. 13., B 1865
Aug. 17.

59 C 1856 Sept. 19.
60 B 1856 Sept. 4.
61 C 1856 Sept. 19.
62 B 1857 Aug. 23.
63 C 1858 Aug. 27.
64 C 1857 Aug. 23.
65 B 1865 Aug. 17.
66 B 1856 Sept. 4.
67 T 1860 Sept. 8.
68 C 1856 Sept. 19., B 1858 Aug. 26.
69 B 1857 Aug. 23., B 1865 Aug. 17.
70 S. unten S. 108.
71 B 1857 Aug. 23.
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Liedtextes um das „Groten-Poten" — und erst recht um das „Halben-
Schwalben"-Zeilenpaar liegt also erheblich weiter zurück als die 1872 im
„Courier" gefallene Bemerkung vermuten läßt, gelangte aber erst um 1857
zum Abschluß. Daß die vier ersten Zeilen des älteren hochdeutschen Bremer
Laternenliedes auch schon in den 1840er Jahren Verwendung fanden, steht
damit immerhin nahezu außer allem Zweifel.

6. Die plattdeutschen Bremer Laternenlieder

Der Dichter August Freudenthal veröffentlichte 1896 den folgenden, ihm von
einem alten Freunde mitgeteilten Text eines plattdeutschen Bremer Later¬
nenliedes, von dem er behauptete, es sei „im Anfange unseres Jahrhunderts"
gesungen, später aber zu dem noch im Gebrauch befindlichen verhoch-
deutscht und dabei stark verändert worden 72 :

„Sunne, Mond und Steerne
Bringt wi in de Lateerne!
Wer will dusse Pracht belewen,
Mutt'en Stummel Licht utgewen,

5 Oder eenen Groten
For de littjen Poten.
Makt up de Dör, makt up de Dör,
Dar staht väl arme Kinner vor!
Gewt uns wat und lat't uns gahn,

10 Lat't uns nich to lange stahn,
Denn wie möt't noch wieder gahn:
Stummel Licht! Stummel Licht!
Stummel Licht! Licht! Licht!"

In den Zeilen 1—6 und 10—11 erkennt man unschwer Bestandteile des älte¬
ren hochdeutschen Bremer Laternenliedes wieder. Daß dieses auf den platt¬
deutschen Text zurückgeht, wie Freudenthal meint, folgt jedoch daraus
nicht. Denkbar wäre auch das umgekehrte Abhängigkeitsverhältnis.

Freudenthals Text weist einige sprachliche Merkmale auf, die gar nicht zu
Bremen passen wollen. Von diesen können zwei wohl als Druckfehler abge¬
tan werden: „Mond" in der ersten Zeile, das im 19. Jahrhundert unbedingt
noch „Mand" heißen mußte 73 , und das dreifache „uns" (richtig: „us") in den
Zeilen 9 und 10 74 . Bei den übrigen liegen die Dinge nicht ganz so einfach:

72 August Freudenthal, „Sonne, Mond und Sterne!", in: Niedersachsen, 1
(1895/1896), Nr. 24, 15.9.1896, S. 375.

73 Heinrich Bunning, Studien zur Geschichte der Bremischen Mundart (seit dem Un¬
tergang der mittelniederdeutschen Schriftsprache), in: Jb. des Ver. f. nieder¬
deutsche Sprachforschung, 60/61 (1934/1935), S. 96.

74 Die Schreibung „uus" kann leicht zu „uns" verfälscht werden (ebd., S. 138). Das
„uns" des Liedtextes dürfte schon deshalb nicht von Freudenthal stammen, weil
dieser, der in Fallingbostel geboren und in Fintel aufgewachsen war (Gustav Bor-
cherding, Der Heidedichter August Freudenthal, Eine litterarische Charakter-
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Der stimmhafte labiodentale Reibelaut, von Freudenthal mit einem „w" wie¬
dergegeben, hat sich im bremischen Plattdeutsch während des 19. Jahrhun¬
derts intervokalisch zum stimmhaften bilabialen Verschlußlaut („b")
verhärtet 75 . Dennoch heißt es in den Zeilen 3 und 4 des Liedtextes nicht
„beleben" und „utgeben", sondern „belewen" bzw. „utgewen". Bestätigt dies
die Freudenthalsche Datierung auf den Anfang des 19. Jahrhunderts? Sicher
nicht, denn die Schreibung mit ,,w" kann von Freudenthal, einem Nichtbre-
mer, der in seinen eigenen Werken zwischen „w" und „b" schwankt 76 , auch
nur deshalb gewählt worden sein, weil er sie, da den entsprechenden hoch¬
deutschen Wörtern fremd, für besseres Plattdeutsch hielt. Schwerer wiegt
das „vor" am Ende von Zeile 8. Für hochdeutsch „vor" wie auch „für" ist näm¬
lich nach 1800 in der bremischen Mundart bisher nur „vor" belegt 77 . Daß
der Zwang, auf „Dör" zu reimen, allein das „vor" hervorgebracht haben soll,
will nicht einleuchten. Es gibt daher nur zwei Möglichkeiten: Entweder die
Zeilen 7—8 gehen auf die Zeit vor 1800 zurück, oder sie sind von auswärts
eingeschleppt worden. Aus zeitlichen Gründen könnte überhaupt nur im
zweiten Fall ihre Konzeption im Zusammenhang mit dem Ursprung des Later¬
nenliedes stehen, aber auch das nur dann, wenn das ganze Laternenlied
außerhalb Bremens aufgekommen wäre, wofür nichts spricht, zumal die Zeilen
7—8 zu demjenigen Teil des Textes gehören, der das Laternelaufen nicht zum
Gegenstand hat, also auch aus Liedern, die bei anderen Heischebräuchen ge¬
sungen wurden, übernommen sein kann: Zeilen 7—11. Wichtiger ist es, die
These, daß die übrigen Zeilen dem hochdeutschen Lied zugrunde gelegen
haben, einer Prüfung zu unterziehen.

Gegen diese These läßt sich zweierlei geltend machen:
1. An das hochdeutsche Lied ist das Gegenstück des Zeilenpaares 5—6 erst

nachträglich angefügt worden, und zwar, wie es scheint, Mitte der 1850er
Jahre zur überbietung der vorangehenden Bitte „Oder einen Halben für
die kleinen Schwalben". Diese Bitte fehlt in dem plattdeutschen Text. Hier¬
aus gewinnt man den Eindruck, daß eine relativ junge Übersetzung vom
Hochdeutschen ins Plattdeutsche vorliegt, bei der das „Halben-
Schwalben"-Zeilenpaar entfallen mußte, weil dessen Übersetzung den
Reim zerstört hätte („Schwalbe" heißt im Bremer Platt „Swaalke" 78 ).

skizze, Bremen 1899, S. 5), selbst aus einem „us"-Gebiet stammte. S. die Karte bei
Richard Mehlem, Dialektgeographie im deutschen Sprachunterricht, Aufgrund
einer Lichtbildserie der Mundart um Bremen, in: Heimat und Volkstum, Jg.
1964/1965, S. 161.

75 Bunning, S. 103—104.
76 Ebd., S. 104.
77 Ebd., S. 145. Dem scheint die Redensart „Jung, du sühst ut as'n Talglicht för'n hal¬

ben" (s. oben S. 96) zu widersprechen. Hier mag aber Altertümelei des Sammlers
(Johann Focke) mit im Spiel gewesen sein, was beim plattdeutschen Laternenlied
wegen des Reims auf „Dör" ausgeschlossen ist.

78 Versuch eines bremisch-niedersächsischen Wörterbuchs, 4 (1770), S. 1110. Heute
hat sich in der Mundart das aus dem Hochdeutschen übernommene „Schwalbe"
durchgesetzt.
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2. Die zweite Zeile, „Bringt wi in de Lateerne!" unterscheidet sich von ihrem
hochdeutschen Gegenstück „Erleuchten die Laterne" sowohl durch den
Wechsel des Verbs und die Einfügung des Subjekts „wi" als auch dadurch,
daß die „Lateerne" nicht, wie die „Laterne", Objekt des Satzes (diese Funk¬
tion haben stillschweigend die Himmelskörperbezeichnungen der ersten
Zeile übernommen), sondern Bestandteil einer adverbialen Bestimmung
ist. Hätte man diese plattdeutsche Zeile ins Hochdeutsche übertragen wol¬
len, so wäre nichts einfacher gewesen, als „Bringen wir in der Laterne" zu
formulieren; die eine zusätzliche unbetonte Silbe wäre bei der Eintönig¬
keit des Gesangs sicher zu verkraften gewesen 79 . Umgekehrt ist das sehr
viel ausdrucksstärkere „Erleuchten die Laterne" im Bremer Platt über¬
haupt nicht wiederzugeben, weil es hier an einem dem hochdeutschen
„erleuchten" entsprechenden Verb fehlt. Schon dies macht es wahrschein¬
lich, daß wir in den Worten „Bringt wi in de Lateerne!" den nicht recht ge¬
lungenen Versuch vor uns haben, die zweite Zeile des hochdeutschen Lie¬
des zu verplattdeutschen. Hinzu kommt noch, daß die hochdeutsche Ver¬
sion zu der „Pracht" der dritten Zeile weitaus besser paßt.

Das niederdeutsche „Poten" inmitten der hochdeutschen Liedfassung ist
gegen diese Interpretation kein Einwand. Es beweist nur, daß das Lied unter
Mundartsprechern entstanden ist, die gar nicht auf den Gedanken kamen,
„Poten" könne womöglich nicht hochdeutsch sein. Einem „p" in plattdeut¬
schen Wörtern ist es bekanntlich nicht anzusehen, ob ihm im Hochdeut¬
schen ein ,,pf" entspricht.

Es folgt aus dem Dargelegten, daß wir in Freudenthals Text wohl nicht die
Ur-, sondern eher eine Nebenform des älteren hochdeutschen Bremer Later¬
nenliedes zu erblicken haben. Zumindest ist unwahrscheinlich, daß diese
Form als ganze schon in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts aufkam. Noch
am ehesten läßt sich dies für die Zeilen 12—13 vermuten, zumal sie in hoch¬
deutscher Fassung nicht anders lauten würden. Möglicherweise waren sie
auch im älteren hochdeutschen Laternenlied ursprünglich enthalten und
wurden beim Vordringen der Geldforderungen fallengelassen. —

Ein anderes von den Bremer Kindern bei ihren Laternenumzügen ge¬
brauchtes plattdeutsches Lied nimmt auf den Brauch überhaupt nicht bezug.
Am Buntentor wurde es kurz nach 1900 im Anschluß an die S. 93 wiedergege¬
benen Verse in folgender Form gesungen 80 :

79 Vgl. den Unterschied in der Silbenzahl der 4. Zeile des älteren hochdeutschen Lie¬
des bei Kippenberg und Hoops, oben S. 95.

80 Hübener, S. 320. Ohne die beiden letzten Zeilen zitiert auch Hoops, S. 225, diesen
Text als den eines Gesanges, der 1905 in Grambke und Büren auf das ältere hoch¬
deutsche Bremer Laternenlied zu folgen pflegte.

105



„Morgen is Freemark,
denn geint min' Mudder nah'n Mark,
dar kofft se'n suren Hering;
min Vadder en Stuck,
min Mudder en Stuck,
de Kinner kriegt den Reegen,
den könt se good verdreegen!
De Katt, de kriegt den Swanz,
dar geint se mit nah'n Danz!
De Hahn, de kriegt de Grah'n,
dar lett'e een up —"

Gleich die erste Zeile zeigt, daß dieses Lied ursprünglich nichts mit den La¬
ternenumzügen zu tun gehabt haben kann, denn Laternen- und Freimarkts¬
zeit lagen und liegen nun einmal, wenngleich nicht weit, auseinander. Den¬
noch ist behauptet worden, schon ab 1872 sei das Lied, wenigstens bis „ver¬
dreegen", beim Laternelaufen in Bremen gesungen worden, und zwar folgend
auf die von Rauers überlieferte Version des jüngeren Bremer Laternen¬
liedes 81 . Genau jene sieben Zeilen kennt auch Post. Anscheinend wurden
sie aber in seiner Kindheit, also bis etwa 1853, noch nicht beim Laternelau¬
fen verwandt, denn er erwähnt sie nur als eine Reimerei, mit der sich arme
Kinder über mangelhaftes Essen beklagen 82 . Gerade diese ihre ursprüng¬
liche Funktion wird sie frühzeitig den kleinen Laternenträgern — insbeson¬
dere denjenigen aus den anfangs ja allein beteiligten „unteren Stände(n)" —
als zur Unterstützung ihrer Bitte um Gaben geeignet empfohlen haben. Al¬
lerdings dürfte das erst geschehen sein, als sie nicht mehr nur um einen
Stummel Licht, sondern auch um Geld baten, das sich gegen Eßbares eintau¬
schen ließ. Posts Mitteilung steht also im Einklang mit unserem bisherigen Er-

81 S. Anm. 48. Die geringfügigen Abweichungen sind vernachlässigenswert. An die
plattdeutschen Verse habe sich noch angeschlossen:

„Brenne auf mein Licht,
Brenne auf mein Licht,
Nur meine liebe Laterne nicht."

Dieser Reim ist für Bremen nur aus dem 20. Jh. mit ausreichender Sicherheit über¬
liefert. Er kann natürlich erst entstanden sein, als sich die Papierlaternen weitge¬
hend durchgesetzt hatten. Da dies jedoch schon 1872 der Fall war, ist seine dama¬
lige Verwendung immerhin möglich.

82 Post, 5 (1894), S. 218. Post schreibt:
„Bald is Freemarkt,
Denn geit Moder na'n Markt.
Denn kofft se'n suren Hering,
Krigt Vader en Stuk,
Krigt Moder en Stuk,
Wi Kinner krigt den Rögen,
Den kön wi god verdrägen."

Ebd., S. 38, beruft sich Post für dasjenige, was er nicht aus der Smidtschen Samm¬
lung von 1836 (s. Anm. 23) übernommen hat, auf mündliche Tradition. Er wurde
1839 geboren.
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gebnis, daß der Schritt zur Bitte um Geld, zumindest um „einen Groten", erst
um 1855 getan wurde. —

Zusammenfassend ist festzustellen: Die plattdeutschen Laternenlieder Bre¬
mens gestatten leider keine sicheren Rückschlüsse auf Verhältnisse in der er¬
sten Hälfte des 19. Jahrhunderts.

7. Gründe für die Bekämpfung des Laternelaufens 1856 bis 1865
Das Material der Pressestimmen aus den Jahren 1856 bis 1865 sei nun noch
auf die Argumente hin untersucht, mit denen das Laternelaufen abgelehnt
wurde. Vielleicht erhellt ja ein Vergleich mit den im Meinungsstreit von 1846
vorgebrachten Gründen die Anfänge des Brauchs weiter.

1846 hatte das Argument der drohenden Feuersgefahr die Hauptrolle ge¬
spielt. Man führte es auch jetzt wieder häufig ins Feld, und möglicherweise
deshalb nannte man, wenn die Art der verwendeten Laternen zur Sprache
kam, stets Papierlaternen 83 , aus Gurken gefertigte Leuchten jedoch nur zu¬
sätzlich hier und dort 84 . Besonders wurde auf die Gefahr hingewiesen, daß
die aus dünnem Gewebe bestehenden Kleider der Mädchen über die Kerzen¬
flamme geraten und so Feuer fangen konnten 85 . Allerdings machte man kei¬
nen einzigen durch das Laternelaufen verursachten konkreten Brandscha¬
densfall namhaft, vermutlich weil keiner bekannt geworden war. Daß nicht
eigentlich die Feuersgefahr den Angriffen auf den Kinderbrauch zugrunde
lag, wird schon hierdurch wahrscheinlich und durch das auffällige Fehlen je¬
der Anspielung auf diese Gefahr vor September 1857, also gerade in den frü¬
hesten vier der 14 von uns gesammelten Zeugnisse der Kampagne, vollends
bewiesen.

Der Hinweis auf die Belästigung Erwachsener, insbesondere durch den als
häßlich empfundenen Gesang, war ebenfalls schon 1846 gefallen. Jetzt bildete
er eine gern angestimmte Begleitmusik zu den übrigen Vorwürfen 86 . Das
Bettellied wurde als „albern" 87 , „dumm" 88 , „widerwärtig" 89 , „widerlich" 90 ,

83 C 1856 Sept. 19., B 1858 Aug. 26., C 1858 Aug. 17., T 1860 Sept. 8., B 1860 Sept. 13.,
B 1862 Aug. 31., B 1865 Aug. 17.

84 C 1858 Aug. 27., B 1860 Sept. 13., B 1862 Aug. 31., B 1865 Aug. 17.
85 B 1857 Sept. 10., B 1858 Aug. 26., B 1862 Aug. 31., B 1865 Aug. 17. — In den beiden

zuletzt erwähnten Beiträgen wurde im Zusammenhang mit der Verbrennungs¬
gefahr darauf hingewiesen, daß die Mode der Krinolinen nun auch schon bei
Kindern herrsche.

86 B 1856 Sept. 4., B 1857 Aug. 20., B 1857 Aug. 23., B 1858 Aug. 26., T 1860 Sept. 8.,
B 1860 Sept. 13., B 1864 Sept. 28., B 1865 Aug. 17.

87 B 1856 Sept. 4.
88 B 1857 Aug. 20., T 1860 Sept. 8.
89 B 1857 Aug. 23.
90 B 1858 Aug. 26., B 1860 Sept. 13.
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„abscheulich" 91 , „ärgerlich" 92 , „ekelhaft" 93 , „elend" und „unsinnig" 94 be¬
zeichnet. Aber all dies diente offensichtlich nur der Untermalung, denn in
fünf der 14 Presse-Äußerungen ist keine Rede davon.

Ferner wurde zwar vorgebracht, die singenden Laternenträger weckten be¬
reits zu Bett gebrachte Kinder aus dem Schlaf 95 und gehörten zu so später
Stunde selbst ins Bett statt auf die Straße 96 , aber diese Argumente stehen
allzu vereinzelt da, als daß sie eine ins Gewicht fallende Rolle gespielt haben
könnten.

Der wahre Beweggrund der Angriffe steht demgegenüber im Zusammen¬
hang mit dem Charakter der Laternenumzüge als eines Heischebrauchs. Fast
alle Teilnehmer an der Pressekampagne beklagten nämlich, daß das Laterne¬
laufen die Kinder unverschämt und zudringlich sowie, bedingt durch die Ein¬
führung des Betteins auch um Geld, naschhaft und gierig werden lasse 97 .
„Sie legen sich bei Kleinem auf den Bettel," meinte der „Bürgerfreund" 1860
sogar 98 und fügte zwei Jahre später unter Anspielung auf das Laternenlied
empört hinzu: „Das Betteln ist verboten, hier darf es öffentlich betrieben
werden und in so widerlicher Weise, indem die Kinder nicht nur Vorschriften
machen, wie viel sie haben wollen, sondern auch noch befehlen, man solle
sie nicht zu lange stehen lassen." 99

Vor allem das Verhalten der Kinder in den Fällen, wo sie nichts bekamen,
gab zu lebhaften Klagen Anlaß 10°. So heißt es im „Bürgerfreund" 1857: „Vor
einigen Abenden sah Einsender dieser Zeilen zu zwei Malen, einmal in der
Vorstadt, einmal in der Stadt, wie solche Banden sich mit den schrecklichsten
Ungezogenheiten und scheußlichsten Schimpfreden, als Ji verfl... knipperi-
gen Hunne, Ji verd... giezigen Slungels u.s.w. entfernten. Sollte man da nicht
solche Spiele verbieten?" 101

Die Zeitschrift ging noch einen Schritt weiter und behauptete mehrfach,
das Laternelaufen verführe zum Diebstahl 102 . Dieser Vorwurf ist nur ver¬
ständlich, wenn man weiß, daß die mit den Laternen umherziehenden Kinder
damals nicht, wie für 1872 bezeugt, vor den Wohngebäuden ihr Lied absan¬
gen, sondern zu solchem Zweck in die Häuser eindrangen 103 . Hierüber ent-

91 T 1860 Sept. 8.
92 B 1864 Sept. 28.
93 Ebd.
94 B 1865 Aug. 17.
95 C 1856 Sept. 19.
96 B 1857 Aug. 20., B 1857 Aug. 23.
97 Ausnahmen sind nur B 1856 Sept. 4. u B 1857 Aug. 20.
98 B 186Q Sept. 13.
99 B 1862 Aug. 31.

100 B 1857 Sept. 10., B 1859 Aug. 21., B 1865 Aug. 17.
101 B 1857 Sept. 10.
102 B 1857 Sept. 10., B 1859 Aug. 21., B 1860 Sept. 13., B 1864 Sept. 28., B 1865

Aug. 17.
103 B 1856 Sept. 4., C 1856 Sept. 19., B 1857 Sept. 10., C 1857 Sept. 13., C 1858

Aug. 27., B 1859 Aug. 21., T 1860 Sept. 8., B 1864 Sept. 18., B 1865 Aug. 17.
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rüstete man sich mit einer einzigen Ausnahme 104 auch in denjenigen im
Rahmen der Kampagne erschienenen Presseartikeln, die ansonsten über die
Dreistigkeit der Kinder schwiegen. Zur Illustration sei wieder der „Bürger¬
freund" vom 10. September 1857 zitiert: ,,[. . .] wir können uns nicht verheh¬
len, daß das Eindringen in die Häuser zu Abendzeiten bei einer Classe unse¬
rer Jugend nicht ohne Nebenabsicht geschieht, wie mir z. B. am Sonntag zwi¬
schen 7—8 Uhr vom gedeckten Tische für 4 Grote Weißbrod gestohlen
ward" 105 . Auf der Suche nach einem Grund dafür, daß 1872 die Laterneläu¬
fer nicht mehr, wie noch sieben Jahre zuvor, in die Häuser zu gehen pflegten,
will es einem am wahrscheinlichsten vorkommen, daß die Einwohner Bre¬
mens es sich inzwischen in weitem Ausmaß angewöhnt hatten, ihre Haus¬
türen spätestens bei Einbruch der Dunkelheit zu verriegeln.

Sehr im Unterschied zu der einen protestierenden Stimme von 1846 richtete
sich der Pressefeldzug der Zeit um 1860 also vordringlich gegen Entartungs¬
erscheinungen. Denn darauf, daß es sich beim Geldbetteln und Eindringen in
die Wohnhäuser um Auswüchse eines ursprünglich harmlosen Vergnügens
handelte, wurde gelegentlich hingewiesen 106 . Dennoch forderte man nicht
die Beseitigung lediglich dieser Auswüchse, sondern einmütig und in aller
Selbstverständlichkeit die Abschaffung des Brauchs als solchen. Man hielt
folglich die Entartung für unvermeidlich. Daraus ergibt sich, daß das Laterne¬
laufen in Bremen von Anfang an ein Heischebrauch gewesen war und mit ho¬
her Wahrscheinlichkeit bei Beginn der Kampagne im Jahre 1856 erst eine
kurze Geschichte hinter sich hatte.

8. Die Bedeutung des Stummelsammelns
Die erörterten Beiträge von 1846 zum „Unterhaltungsblatt" und zu den „Bre¬
mer Lesefrüchten" lassen nicht erkennen, daß damals die Laternenumzüge
mit einem Heischen von Gaben verbunden gewesen wären. Dabei hätte es
wenigstens für die kritische Stimme im „Unterhaltungsblatt" nahegelegen,
die Störung des wohlverdienten Feierabends rechtschaffender Bürger durch
hartnäckiges Betteln als zusätzliches Argument gegen das Laternelaufen an¬
zuführen. Es ist aber zu bedenken, daß die Bettelei sich 1846 nicht nur kei¬
neswegs in, sondern womöglich auch nicht, wie 1872, vor den Häusern abge¬
spielt hat 107 . Die Anfangs- und ursprünglich einzigen Zeilen des eigentli¬
chen Bettelreims,

104 B 1857 Aug. 20.
105 B 1857 Sept. 10.
106 B 1857 Aug. 23., C 1857 Sept. 13.
107 Der Satz „Ließen es dieselben dabei bewenden, vor den Thüren ihre Albernheit

abzuleiern, ließe man sich das gefallen; allein es bleibt nicht dabei [. . .]" (B 1856
Sept. 4.) ist der einzige, vage Hinweis darauf, daß, bevor es Mode wurde, in die
Häuser einzudringen, das Absingen der Verse vielleicht, wie später wieder, an
den Hauseingängen stattgefunden hatte. Mit den Zeilen 7—8 in der plattdeut¬
schen Fassung des älteren Laternenliedes (s. oben S. 103) läßt sich wegen dessen
möglicherweise sehr später Einführung nicht argumentieren.
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„Wer will diese Pracht erleben,
Muß'n Stummel Licht ausgeben",

sprechen sogar dagegen, denn sie bringen die Bitte um Kerzenstummel ja nur
mittelbar zum Ausdruck, dadurch nämlich, daß sie die Bedingung nennen,
unter der das Zuschauen bei dem Vergnügen erlaubt sein sollte. Damit setzen
sie bei jedem, an den sie sich richteten, das Bestreben, sich den Genuß des
Anblicks der brennenden Laternen zu verschaffen, bereits voraus. Sie eigne¬
ten sich also im Grunde nicht dazu, das Interesse am Zuschauen überhaupt
erst zu wecken, wie das beim Singen vor den Haustüren zu geschehen hatte,
sondern waren als Bestandteil eines Laternenliedes nur sinnvoll, wenn sie
sich an Personen wandten, die sich im Freien aufhielten und der „Pracht"-
Entfaltung schon zusahen oder wenigstens sich dazu anzuschicken schienen.
So werden jene Worte denn ursprünglich zwar im Stehen, aber nicht vor
Haustüren gesungen worden sein, im Stehen nicht nur deswegen, weil die
Kinder beim Empfang der Gaben ohnehin stehen bleiben mußten, sondern
auch, weil sie sonst den zum Geben Willigen geradezu davongelaufen wären.
Es muß also bei der Entstehung der beiden Verszeilen zu Situationen gekom¬
men sein, die denen beim Vauxhallspiel des Jahrhundertbeginns recht genau
entsprachen. Zweifel an der Herkunft des Laternelaufens aus diesem Spiel
wird man kaum noch aufrechterhalten können, wenn sich nachweisen lassen
sollte, daß schon dessen Teilnehmer von Zuschauern oder Passanten Kerzen¬
stummel erbaten.

Von Zuschauern beim Vauxhallspiel ist in der Verordnung vom 24. Au¬
gust 1809 zweimal innerhalb des zweiten Absatzes die Rede, der zur Ver¬
deutlichung des Zusammenhangs hier vollständig zitiert sei 108 :

„Eltern, Vorgesezte und Lehrer werden daher aufgefordert, ihren Kin¬
dern und Zöglingen nicht nur gänzlich zu verbieten, an dergleichen so ge¬
fährlichen, und in den jetzigen Zeiten besonders, durchaus nicht zu dulden¬
den Spielen mit Licht und Feuer Theil zu nehmen, sondern auch sich da, wo
dergleichen Frevel vorgenommen werden mögte, nicht als Zuschauer einzu¬
finden oder zu verweilen: Indem die Patrouillen und Polizeydiener beordert
sind, jeden ohne Ansehen der Person, sofort zu verhaften, der auch nur bloß
als müßiger Zuschauer der gleichen Unordnungen zu befördern sucht.
Gleich denn auch derjenige, welcher überführet werden kann, der Jugend
Lichte oder sonstiges Brennmaterial zu dergleichen Gebrauch gegeben zu
haben, in einer den Umständen nach zu schärfenden Geldbuße von wenig¬
stens 5 Rthlr., oder wenn er eine solche nicht zu zahlen vermag, eine ange¬
messene Gefängnüßstrafe verfallen seyn soll."

Das Verbot, der Jugend für das Vauxhallspiel Lichte oder ähnliches zu ge¬
ben, wird hier nicht im Zusammenhang mit den Pflichten von Eltern, Vorge¬
setzten und Lehrern ausgesprochen, sondern im Anschluß an das der Allge¬
meinheit auferlegte Verbot, beim Vauxhallspiel zuzuschauen. Dies läßt sich
als Fingerzeig dafür auffassen, daß die Zuschauer den Spielenden Kerzen-

108 S. Anm. 7.
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stücke zuzustecken pflegten, um die Dauer des Spektakels zu verlängern.
Von da bis zu einer durch zur Formel erstarrten Zuruf an die Zuschauer ge¬
äußerten Aufforderung, dergleichen Brennstoff zu spenden, bedurfte es nur
eines winzigen Schrittes.

War aber dieser Schritt erst einmal getan, so lag es nahe, den Schauplatz
des Geschehens mehrmals am Abend zu wechseln, denn zufällige Passanten
aus den entfernteren Teilen der Stadt werden für gewöhnlich keine Kerzen¬
stücke bei sich getragen haben, und der Vorrat, den in der Nachbarschaft
wohnende Zuschauer aus ihren Häusern holen konnten, ging sicher rasch
zur Neige. Dieser, vorerst hypothetischen Phase in der Geschichte des
Brauchs würden die Nachrichten aus dem Jahre 1846 genau entsprechen.

Wie knapp Kerzen in vorindustrieller Zeit waren, kommt u. a. darin zum
Ausdruck, daß im Bremen des 18. Jahrhunderts ein kleines Gerät namens
„Stumpelknecht" verbreitet war, „ein Hölzchen mit dreyen Stetten, auf wel¬
chen haushälterische [also keineswegs bloß arme] Leute die Stümpfchen der
Lichte rein ausbrennen lassen" 109 . Hieraus folgt mit hoher Wahrscheinlich¬
keit, daß schon für das Vauxhallspiel überwiegend Kerzenresie, also
Stummel, benutzt wurden. Solche waren aber in nennenswerter Menge nur
aus einer nicht zu kleinen Anzahl einigermaßen großzügig wirtschaftender
Privathaushalte zu beschaffen. Die Ausgestaltung des Vauxhallspiels zu ei¬
nem Heische-Umzug lag also gewissermaßen in der Luft. Umgekehrt kann
das Umherziehen beim Laternelaufen allein aus der Notwendigkeit, an
den zum Betrieb der Laternen benötigten Brennstoff zu gelangen, erklärt
werden.

9. Die Ursprünge des Laternelaufens

Zwischen dem Vauxhallspiel der Jahre 1800 — 1809 und den späteren Later¬
nenumzügen der Kinder eine gerade Verbindungslinie zu ziehen, ist nicht
gelungen. Dagegen, daß hier ein unmittelbarer Zusammenhang bestanden
hat, spricht immerhin die vermutliche Kürze der Zeitspanne bis 1856, in der
es den später so verbreiteten Brauch bereits gab 110. Dennoch darf folgende
These gewagt werden: Wahrscheinlich ist das Laternelaufen in Bremen, viel-

109 Versuch eines bremisch-niedersächsischen Wörterbuchs, 2 (1767), S. 821.
110 Die auf das Vauxhallspiel bezügliche Verordnung von 1809 ist in der „Sammlung

von Verordnungen und Proclamen des Senats der freyen Hansestadt Bremen von
1751 bis 1810", die 1820 in Bremen erschien, nicht wieder abgedruckt wor¬
den. Dies bedeutet entweder, daß die Obrigkeit sich 1820 mit der Existenz dieses
Spieles abgefunden hatte, oder aber, daß es eingegangen war. Im ersten Fall
wäre ein nahtloser Übergang vom Vauxhallspiel zum Laternelaufen, im zweiten
ein zeitlicher Abstand zwischen dem Untergang jener und dem Aufkommen die¬
ser Form jugendlichen Abendvergnügens wahrscheinlicher. Aber auch der et¬
waige Nachweis eines solchen Abstandes würde wegen dessen allfälliger Kürze
das Folgende nicht entkräften.
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leicht sogar das Laternelaufen überhaupt m , in der Tat aus einem mit kind¬
gemäßen Mitteln unternommenen Versuch hervorgegangen, die im Bürger¬
tum populär gewordenen Gartenilluminationen nachzuahmen. Dies auszu¬
sprechen, ist erlaubt,
1. weil, wie das Vauxhallspiel belegt, unter Bremer Kindern zu Anfang des

19. Jahrhunderts eine Neigung zum spielerischen Nachvollzug von Gar¬
tenilluminationen verbreitet war;

2. weil die Lichterpracht sowohl beim "vauxhallspiel als auch noch bis weit
in die zweite Jahrhunderthälfte hinein beim Laternelaufen auf nicht aktiv
beteiligte Zuschauer wirken sollte, von denen erwartet wurde, daß sie
Brennmaterial beisteuerten;

3. weil nach Ausweis des älteren hochdeutschen Bremer Laternenliedes die
Zuschauer beim Laternelaufen ursprünglich wie diejenigen des Vauxhall-
spiels sich aus eigenem Antrieb einfanden, von den Laternenträgern also
nicht aufgesucht zu werden brauchten;

4. weil als wahrscheinlicher Beweggrund für das Umherziehen die bloße
Kerzenknappheit angesehen werden kann;

5. weil gewisse, wenn auch nur für einen Einzelfall belegte, Begleitumstände
des Laternelaufens im Jahre 1846 Anklänge an abendliche Gartenfeste
erkennen lassen.

Die Herleitung hat ein weiteres für sich: Nur sie erklärt zwanglos die ein¬
gangs erwähnte auffällige Tatsache, daß die Laternenumzüge erst überaus
spät nachzuweisen sind. Es überzeugt nicht, wenn Grohne schreibt, der Um¬
stand, daß Kürbisse und Gurken im Spätsommer reif würden, sei für die zeit¬
liche Einordnung des Brauchs in den Jahreslauf maßgeblich gewesen 112 .
Vielmehr scheint der Termin dadurch bestimmt worden zu sein, daß die Gar¬
tenilluminationen, die man nachahmen wollte, zweckmäßigerweise im Spät¬
sommer stattzufinden pflegten, wenn die Abende noch lau waren, die Dun¬
kelheit aber schon wieder etwas früher eintrat. Daß jene großen, rundlichen
Früchte etwa um die gleiche Zeit reiften, war nichts als ein glückliches Zu¬
sammentreffen, das allerdings dem Vorurteil, volkstümliche Bräuche müß¬
ten 1. wenig wandelbar, 2. uralt und 3. ländlichen Ursprungs sein, in der For¬
schung neue Nahrung gegeben hat. Etwas von diesem Vorurteil geistert
denn auch immer wieder durch Grohnes Laternenaufsatz. Weil ihm z. B. der
Gebrauch von Fruchtleuchten nur aus ländlichen Gebieten bekannt ist,
schließt Grohne voreilig, das Laternelaufen könne in einer Stadt wie Ham¬
burg, wo schon sehr früh Papierlaternen verbreitet waren, nicht zuerst auf¬
gekommen sein 113 , und die Verwendung „von älterem und aus anderweiti-

111 Noch im 20. Jh. bitten die Kinder in Rödemis bei Husum beim Laternelaufen um
eine Kerze oder ihren Gegenwert in Geld. S. Gustav Friedrich Meyer, Brauchtum
der Jungmannschaften in Schleswig-Holstein, Beiträge zur Geschichte des ger¬
manischen Gemeinschaftslebens (= Schriften zur Volksforschung Schleswig-
Holsteins, 6), Flensburg 1941, S. 101. Auf Nordstrand wird sogar um Geld für
eine neue Laterne gebeten (ebd., S. 100).

112 Grohne, S. 44.
113 Ebd., S. 43.
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gern Brauchtum herrührendem, plattdeutschem Versgut bei den Laternen¬
liedern in Mecklenburg und Holstein, die dann vom Lande aus auch in Ham¬
burg und Lübeck Eingang gefunden haben", gilt ihm als Beleg dafür, „daß
der Kinderbrauch der spätsommerlichen Laternenumzüge in Mecklenburg
und Holstein ältere brauchtümliche Wurzeln habe und überhaupt weiter zu¬
rückreiche als bei uns" 114 . Als wenn Plattdeutsch nur auf dem Lande ge¬
sprochen worden wäre! Als wenn nicht auch die Bremer Kinder älteres platt¬
deutsches Versgut („Morgen is Freemark [. ..]") ans hochdeutsche Laternen¬
lied angefügt hätten! Gerade das überwiegen hochdeutscher Texte bei den
eigentlichen, d. h. das Laternelaufen nicht nur begleitenden, sondern auch
thematisierenden Laternenliedern 115 deutet doch darauf hin, daß der auf
niederdeutsche Gebiete beschränkte 116 Brauch erst spät und vermutlich in
städtischem Umfeld entstanden ist.

Man mag einwenden, daß die hier vorgetragene Auffassung den Blick all¬
zu sehr auf Bremen verenge und sowohl die von Ernst Finder schon 1930
für Hamburg aufgestellte und von Grohne 117 etwas halbherzig verworfene
These vom Ursprung des Laternelaufens als auch außerhalb Bremens lebendige
oder lebendig gewesene ähnliche Bräuche unberücksichtigt lasse. Die Mög¬
lichkeit von Einflüssen aus anderen Gegenden Nordwestdeutschlands soll
jedoch gar nicht geleugnet werden, wenn auch der Text des älteren hoch¬
deutschen Bremer Laternenliedes für eine recht eigenständige hiesige Ent¬
wicklung spricht.

Was Finder betrifft, so behauptet er unter Berufung auf ein hamburgisches
Ratsmandat vom 12. September 1792, daß in der Elbestadt das „unter Ge¬
sang erfolgende abendliche Herumtragen der papierenen Stocklaternen"
schon am Ende des 18. Jahrhunderts aufgekommen sei 118 , und zwar nach
dem Vorbild der hier ab 1714 gewerbsmäßig unter Mitnahme angezündeter
Stocklaternen betriebenen Begleitung von Personen auf Gängen in der
Dunkelheit 119 . In jenem Mandat ist jedoch von einem „Herumtragen" von
Laternen keineswegs die Rede, und schon gar nicht davon, daß dabei irgend¬
ein Gesang erschollen wäre. In einem Atemzug mit dem „unbefugten Schies¬
sen aus allerley Feuergewehr und aus Schlüsselbüchsen, wie auch [...] Auf¬
werfen der Raketen, dem Legen der sogenannten Canonenschläger, dem
Anzünden von umhergestreuten Schießpulver" verbietet es aber „das
Umherwer/efl der papiernen mit brennenden Lichtern versehenen Later¬
nen" und weist insbesondere „Eltern, Lehrer und Handwerker" an, „ihren

114 Ebd., S. 47.
115 In der Laternenliedersammlung bei Fritz Jöde, Ringel, Rangel, Rosen, 150 Sing¬

spiele und 100 Abzählreime, nach mündlicher Überlieferung gesammelt, Leip¬
zig/Berlin 1922, S. 128—134, welche 14 Nummern umfaßt, zählt man 7 derartige
Lieder. Von diesen sind 5 ganz, die übrigen 2 zur Hälfte hochdeutsch.

116 ADV, 3. Lfg. (1938), 42b.
117 Grohne, S. 43.
118 Ernst Finder, Hamburgisches Bürgertum in der Vergangenheit, Hamburg 1930,

S. 31 u. 432.
119 Ebd., S. 432.
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hatten lediglich die Idee geliefert. Zu ihrer Nachahmung im Spiel fehlte es
den Kindern sowohl an Laternen als auch an dem zu deren Betrieb notwendi¬
gen Brennstoff. Dem einen Mangel halfen sie durch die Erfindung (warum
sich scheuen, dieses Wort zu verwenden?) der Gurkenlaterne ab 123 , dem
anderen durch die Übernahme von Elementen bereits bestehender Heische¬
bräuche.

In diesem Zusammenhang muß besonders auf das in der vorliegenden Ar¬
beit als „Schlußmahnung" bezeichnete Zeilenpaar

„Laßt uns nicht zu lange stehn,
Denn wir müssen noch weitergehn."

hingewiesen werden, das im deutschen Sprachraum überaus weit verbreitet
und — auch in mannigfacher Weise abgewandelt — in einer Vielzahl von zu
den Kalenderfesten gesungenen Heischeliedern aller Jahreszeiten zu hören
ist 124 .

Ob das Laternelaufen an einen ganz bestimmten Heischebrauch anknüpfte,
muß offenbleiben. Für Bremen hat jedenfalls als eher unwahrscheinlich zu
gelten, daß dieser Brauch, einer These von Siuts entsprechend 125 , das Mar¬
tinssingen war, denn aus unserer Stadt, wo Martinsumzüge bisher nicht
nachgewiesen sind, ist nur ein einziges, 1836 von Smidt aufgezeichnetes
Martinslied überliefert 126 . Und dieses Lied hat keinen Heischebezug, er¬
weist sich vielmehr als Parodie 127 und ist wegen des in ihm erwähnten
„Amtmann(s)" mit Sicherheit außerbremischer Herkunft. Ferner zeigen
zwar die Zeilen 7—11 des von Freudenthal 1896 veröffentlichten plattdeut-

123 Der von Gewährsleuten gegebene Bericht von der Herstellung der Fruchtleuch¬
ten läßt im allgemeinen nicht erkennen, ob beim Einschneiden der Figuren nur
die dünne Schale teilweise weggenommen oder ob mit ihr zugleich die Wand
aus stehengebliebenem Fruchtfleisch, an der sie haftete, durchstochen wurde
(s. die Zitate bei Grohne, S. 43 u. 48, Anm. 7). Auch Grohnes Schilderung (ebd.,
S. 43—44) ist in dieser Hinsicht nicht eindeutig. R. Ahrens, Laternenlieder in
Mecklenburg, in: Niedersachsen, 4 (1898/1899), S. 29, schreibt dagegen über den
dort verwendeten Kürbis ganz klar: „Ein [. . .] Exemplar dieser Rankenfrucht
wurde ausgehöhlt und auf seiner Oberfläche mit allerlei ausgeschnittenen Figu¬
ren verziert, die beim Brennen des Lichtes transparent wirkten" (Hervorhebung
vom Verf.). Mit der bloßen Entfernung von Teilen der dünnen Außenhaut lassen
sich in der Tat die feineren und eindrucksvolleren Wirkungen erzielen, wie Ver¬
suche ergeben haben, die der Verf. im Herbst 1990 mit Gurken anstellte (für
hierbei geleistete tatkräftige Hilfe möchte er an dieser Stelle seiner 12jährigen
Tochter Friederike herzlich danken). Da auch die dunkelgrüne Schale der Gurke
noch bis zu einem gewissen Grade transparent ist, bringt dieses Verfahren
Leuchten hervor, die durchaus an bunte Glas- oder Papierlaternen erinnern.

124 Siuts, S. 548, Nr. 1882.
125 Ebd., S. 76.
126 Wilhelm Jürgensen, Martinslieder, Untersuchung und Texte (= Wort und

Brauch, Volkskundliche Arbeiten namens der Schlesischen Gesellschaft für
Volkskunde, 6), Breslau 1910, S. 120, Nr. 84, der den Text von Post (s. Anm. 127)
übernimmt.

127 Post, 5 (1894), S. 131-132.
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sehen Bremer Laternenliedes 128 starke Anklänge an vier zusammenhän¬
gende Zeilen eines Martinsliedes aus dem nahen Elsfleth 129 , aber gerade
Freudenthals Text haben wir ja als eine für die frühe Geschichte des Laterne¬
laufens in Bremen sehr unsichere Quelle erkannt 130 .

Mit der Übernahme von Heischebrauch-Elementen lösten sich die Kinder
bei ihren Versuchen, die Vauxhalls der Erwachsenen nachzuahmen, so sehr
von deren Vorbild, daß etwas bisher Unbekanntes entstand, ein neuer Hei¬
schebrauch, dessen Aufgabe anfänglich die Beschaffung lediglich von Mit¬
teln für seine eigene Ausübung war. Man könnte das, was die Vauxhalls aus¬
gelöst hatten, einen Fall von Stimulus-Diffusion 131 zwischen der Erwachse¬
nenwelt und der Welt der Kinder nennen, einen Fall von gleichsam vertika¬
ler Stimulus-Diffusion.

128 S. oben S. 103.
129 Jürgensen, S. 109, Nr. 67, u. S. 160, Nr. 67 b.
130 Zu widersprechen ist insbesondere der Siutsschen Vermutung, die Entstehung

des Laternelaufens überhaupt erkläre sich daraus, daß in dessen — protestanti¬
schem — Verbreitungsgebiet „bewußt ein von ,papistischen' Einflüssen freier
Brauch mit entsprechenden Liedern geschaffen werden sollte, um das Martins-
singen zu verdrängen" (Siuts, S. 76, Anm. 651). Dem steht schon die Verschie¬
denheit der Termine entgegen. Zumindest in lutherischer Umgebung lag es im
Sinne antikatholischer Bestrebungen näher, die Umzüge am 9., 10. oder 11. Nov.
beizubehalten und lediglich die bei ihnen gebräuchlichen Lieder durch Martin-
Luther-Lieder zu ersetzen, wie es ja auch vielerorts im 19. Jh. geschah (ebd.,
S. 91 u. 114).

131 Vgl. A. L. Kroeber, Stimulus-Diffusion, in: Carl August Schmitz (Hrsg.), Histori¬
sche Völkerkunde, Frankfurt a. M. 1967, S. 270-292, passim.
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Die Schleppschiffahrt von Hermann Westphal —
die Vorläuferin der heutigen URAG

Von Christian Ostersehlte

1. Vorgeschichte

In Bremen wurde Schleppschiffahrt mit Raddampfern seit 1846 betrieben;
frühere Anläufe (1816, 1828, 1841 und 1845) scheiterten im Vorfeld. Andere
Unterweserhäfen folgten mit Schleppereiunternehmen, so Brake (1853) und
Geestemünde (1863). Seit 1850 verstärkten sich in der bremischen Kauf¬
mannschaft Bestrebungen, von Bremerhaven aus einen Bugsierdienst zu be¬
treiben. Drei Jahre später führte dies zur Gründung einer Reederei, die
schließlich 1857 mit drei Radschleppdampfern in den neugegründeten Nord¬
deutschen Lloyd (NDL) eingebracht wurde. So wurde die Schleppschiffahrt
neben dem England- und Amerikaverkehr zum dritten wesentlichen Stand¬
bein dieser späteren Weltreederei 1. Es wird häufig übersehen, daß neben
seiner weithin bekannten Passagier- und Überseeschiffahrt der NDL den
Bugsierdienst auf der Weser nicht nur beibehielt, sondern zielstrebig weiter¬
entwickelte und auch in diesem Geschäftszweig eine führende Stellung ein¬
nahm. Von den Dampf- und später Motorschleppern des NDL führt eine
direkte Entwicklungslinie zu den heutigen modernen Schleppern von Hapag-
Lloyd Transport & Service (seit 1974), die in ihrem farbenfrohen orange¬
grauen Anstrich noch heute das Hafenbild in Bremen und Bremerhaven
mitprägen 2 .

Jedoch hat der NDL (bzw. Hapag-Lloyd) bei aller Bedeutung nie allein die
Schleppschiffahrt auf der Unterweser bestimmt, denn der Markt ließ stets
auch einen etwa gleich großen Konkurrenten bzw. Partner zu. Eine wichtige
Stellung im Schleppgeschäft auf der Unter- und Außenweser bekleidete in
den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts die 1873 von bremischen
Segelschiffsreedern gegründete Bugsirgesellschaft „Union", die später infol¬
ge einer kurzsichtigen Geschäftspolitik zugrunde ging und 1914 aufgelöst

1 Aktuell ist immer noch das wichtige Standardwerk von Hans Szymanski, Die An¬
fänge der Dampfschiffahrt in Niedersachsen und in den angrenzenden Gebieten
von 1817 bis 1867, Hannover 1958. über die Schleppschiffahrt auf der Unterweser
s. dort, S. 79-88.

2 Abgesehen von Szymanski (wie Anm. 1), der das erste Jahrzehnt des NDL-Schlepp-
dienstes darstellt, ist eine entsprechende Monographie wohl auch aus den angege¬
benen Gründen bisher noch nicht geschrieben worden. Einen Überblick bietet Jan
Mordhorst, Schlepper. Ein Buch über die Schleppschiffahrt in der Bundesrepublik
Deutschland, Hamburg 1988, S. 251-271.
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werden mußte 3 . Neben diesem Dualismus haben bis heute auch noch klei¬
nere Schlepperfirmen in Bremen ihr Auskommen gefunden. Das Erbe der
„Union" übernahm die 1890 gegründete Schleppschiffahrtsgesellschaft „Un¬
terweser" (SGUW, ab 1923 Unterweser Reederei AG/URAG und seit 1960
Unterweser Reederei GmbH, wobei das zugkräftige Kürzel URAG aus nahe¬
liegenden Gründen beibehalten wurde). Die moderne Schlepperflotte unter
der blau-roten Kontorflagge der URAG nimmt heute noch auf der Unterwe¬
ser und Jade eine herausragende Stellung ein. Im Sommer des Jahres 1990
konnte die URAG ihr hundertjähriges Jubiläum begehen.

Die Geschichte der URAG ist bereits mehrfach vollständig und in hoher
Qualität recherchiert und dokumentiert worden 4 . Ein unerforschtes Kapitel
war bisher jedoch der Schleppdienst von Hermann Westphal, der zwar nicht
in seiner Bedeutung, jedoch juristisch als Vorläufer der heutigen URAG an¬
zusehen ist, weil aus diesem bescheidenen Unternehmen 1890 die SGUW
hervorging.

2. Hermann Westphal — vom Kranpächter zum Schlepperreeder

Hermann Westphal wurde am 5. August 1843 in Bremen als Sohn eines Kahn¬
schiffers geboren 5 . Seit 1875 6 , möglicherweise aber bereits seit 1870 7 , ist er
in Bremen wohnhaft nachweisbar.

Die Hafenverhältnisse in Bremen vor der Weserkorrektion waren, rück¬
schauend betrachtet, eher als beschaulich anzusehen. Die Weser war damals
noch ein ungezähmtes, verwildertes Gewässer und versperrte Schiffen von
über zwei Metern Tiefgang den Weg nach Bremen. Abgesehen von dem
Weserbahnhof (1860 eröffnet) spielte sich der Umschlag nach wie vor an der
Schlachte ab, Bremens ältestem, noch aus dem Hochmittelalter stammendem

3 Verf. recherchiert über die Bugsirgesellschaft „Union" und hofft, trotz einer proble¬
matischen Quellenlage, eines Tages einen Aufsatz über diese Reederei vorlegen zu
können.

4 Eine sehr inhaltsreiche und als Firmenfestschrift zum 75jährigen Jubiläum auch kri¬
tische Arbeit über die SGUW (heute URAG) stammt von Botho Koschwitz und
Eckart Oestmann, Fünfundsiebzig Jahre Unterweser Reederei, Bremen 1965,
S. 15—22. Ergänzend dazu seit Neuestem die Festschrift zum 100jährigen Jubiläum
von Friedrich Jerchow, 100 Jahre Unterweser Reederei 1890—1990, Bremen 1990.
Die Daten und Lebensläufe der Schlepper der SGUW/URAG finden sich bei Rein¬
hard H. Schnake, Geschichte der Schleppschiffahrt. 100 Jahre Unterweser Reede¬
rei, Herford 1990.

5 StAB 4,82/1.
6 Hermann Westphal, Dampfkranpächter und Schleppereigner, wohnhaft 1875 Fich-

tenstr. 2, 1876-1882 Contrescarpe 213, 1882—1893 Großenstr. 1, 1894-1896 Con-
trescarpe 210 B, S. Brem. Adreßbuch 1875—1896.

7 Von 1870—1873 ist ein Detaillist Hermann Westphal (Schlachte 10) und 1874 ein
Krämer gleichen Namens, der nebenbei eine Bierhalle betrieb (Großenstr. 1), nach¬
weisbar, s. Brem. Adreßbuch 1870—1874. Die Identität dieser Person(en) mit dem
späteren Kranpächter und Schiffseigner Westphal ist zwar möglich, konnte aber
nicht gesichert werden.
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Hafen 8 . Hier standen an der Schlachte über Jahrhunderte ein großer Kran
und fünf kleinere Wuppenkräne, die Namen trugen und von der Stadt ver¬
pachtet wurden. Diese Einrichtungen wichen von 1837 bis 1856 sechs eiser¬
nen Handkränen (drei auf der oberen, drei auf der mittleren Schlachte), die
man, im Gegensatz zu ihren Vorgängern, nur noch mit Nummern
bezeichnete 9 . 1873 wurde auf dem benachbarten Stephanitorsbollwerk ein
Dampfkran englischer Konstruktion (Brown, Wilson & Co.) aufgestellt 10 ,
während die zur gleichen Zeit geplante Beschaffung eines zweiten Dampf-
krans desselben Typs für die Schlachte unterblieb 11. Die Verwaltung und
Verpachtung der Krananlagen oblag in den siebziger Jahren des 19. Jahrhun¬
derts zunächst der Baudeputation, ehe im März 1878 diese Aufgabe der
Deputation für Häfen und Eisenbahnen übertragen wurde 12 .

Bei den Schiffen, die von diesen Kränen be- und entladen wurden, handelte
es sich zum größten Teil um Leichter, die getreidelt, später zunehmend von
Schleppdampfern auf den Haken genommen wurden. Auch Segelkähne lie¬
fen diesen Lösch- und Ladeplatz an. Dieser archaische Hafenbetrieb währte
bis 1899, als die Schlachte in eine Grünanlage umgewandelt wurde 13 , wobei
sich bauliche Überreste des Hafenbetriebs, wie z. B. ein Kranfundament, bis
heute erhalten haben 14 .

Die Verpachtung der einzelnen Kräne erfolgte durch Verträge mit lediglich
einem Jahr Laufzeit. Die Gebühren wurden bei jedem Abschluß neu fest¬
gesetzt und waren halbjährlich an die Stadtkasse abzuführen. Der Pächter
war ferner verpflichtet, das umliegende Trottoir und den dazugehörigen
Uferstreifen in Ordnung zu halten sowie für seinen Kranbetrieb keine
Wucherpreise zu nehmen 15 .

Hermann Westphal trat 1876 als Kranpächter erstmals in Erscheinung, als
er den Dampfkran am Stephanitorsbollwerk mietete 16 . Im folgenden Jahr
wechselte er über zum Neustadtsdeich und betrieb den dortigen
Handkran 17 . 1878 gelang es ihm schließlich, fünf der sechs Handkräne auf
der Schlachte zu pachten und bis einschließlich 1884 die Verträge alljährlich
erneuern zu lassen. Die Gebühren, die Westphal an die Stadt abführen

8 Eine plastische Schilderung dieser Verhältnisse findet sich bei Karl Löbe, Seehafen
Bremen. 100 entscheidende Jahre, Bremen 1977, S. 36—39.

9 Friedrich Prüser, Die Schlachte. Bremens alter Uferhafen, Bremen 1957, S. 33—35.
Abbildungen dieser Krananlagen finden sich bei Herbert Schwarzwälder, Bremen
im Wandel der Zeiten. Die Altstadt, Bremen 1970, S. 222—227 (Abb. 439, 440,
455).

10 StAB 2-P.2.m.6.b.5.m.
11 Ebd. und Prüser (wie Anm. 9), S. 33.
12 Verhandlungen zwischen dem Senate und der Bürgerschaft vom Jahre 1878, Bre¬

men 1879, S. 167.
13 Prüser (wie Anm. 9), S. 43—54.
14 Schwarzwälder (wie Anm. 9), S. 223 (Abb. 441).
15 StAB 2-P.2.m.6.b.5.a.
16 StAB 4,28-IV.b.374.
17 StAB 4,28-IV.b.377.
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mußte, betrugen zunächst 3525 Mark im halben Jahr, ermäßigten sich aber
schließlich 1883 auf 1750 Mark 18.

Ende der siebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts vollzog sich in Bremen
der Hafenbetrieb in den althergebrachten, mittlerweile sehr hinderlichen
Verhältnissen. Eine neue Zeit warf ihre Schatten voraus. 1877 nahm die Bre¬
mer Lagerhaus-Gesellschaft im Sicherheitshafen (dem heutigen Hohentors-
hafen) ihren Betrieb auf, und über die später erfolgte Vertiefung des Weser¬
fahrwassers wurde diskutiert, ebenso über einen möglichen Zollanschluß
Bremens. Dieser zunächst eher tastende Aufbruch in eine neue Zeit wurde
begleitet von der — wenn auch gelegentlich labilen — Konjunktur der Grün¬
derjahre, die in den siebziger Jahren in Deutschland für erhebliches Wirt¬
schaftswachstum sorgte 19 . Diese ermutigenden Zeichen der Zeit, auch wohl
Kontakte, die er zu den Kahnschiffern durch die Kranpächterei geknüpft
haben dürfte, werden Hermann Westphal bewogen haben, schon recht bald
in den Schleppbetrieb auf der Unterweser einzusteigen. Eine Rolle kann da¬
bei auch die Kranpacht mit ihren Jahresverträgen gespielt haben, die einer
längerfristigen Existenzplanung nicht gerade förderlich war.

Der Beginn der Schleppschiffahrt Westphals fällt auf den 27. Februar 1877,
als der Schleppdampfer „Vegesack" von ihm erworben wurde 20 . Dieser
eiserne Schraubenschlepper war bereits 1867 unter diesem Namen bei
Carsten Waltjen in Bremen (Bau-Nr. 9), dem Vorläufer der späteren AG
„Weser", für drei Vegesacker Schiffseigner (H. Bischoff, J. Stürje, H. Weh¬
mann) erbaut worden 21 . Die „Vegesack" (Länge 22,89 m, Breite 4,60 m, Tief¬
gang 1,75 m, 52,07 BRT, 26,34 NRT, 2 Schrauben) blieb nicht lange der ein¬
zige Schlepper Westphals. Bei der in der Neustadt ansässigen Maschinen¬
fabrik und Eisengießerei Engelhardt & Förster ließ er 1880 zwei kleinere
Schleppdampfer erbauen: „Weser" (Länge 16,56 m, Breite 4,05 m, Tiefgang
I, 80 m, 36,04 BRT, 19,70 NRT, 1 Schraube, 85 PSi) und „Meteor" (Länge
II, 64 m, Breite 2,78 m, Tiefgang 1,20 m, 10,24 BRT, 3,15 NRT, 1 Schraube,
50 PSi). Beide Dampfer besaßen jeweils eine Compoundmaschine mit Flamm¬
rohrkessel, die ebenfalls bei Engelhardt & Förster hergestellt worden
waren 22 . Wenige Jahre später, 1882 23 , oder spätestens 18 8 4 24 erwarb West-

18 StAB 4,28-IV.b.377-400.
19 Lobe (wie Anm. 8), S. 62—63; Hermann-Joseph Pölking-Eiken u. a., Die Häfen in

Bremen — Kurs Zukunft, Bremen 1988, S. 14 ff.
20 StAB 2-R.ll.p.3.b.2.Bd. 12.
21 Actien-Gesellschaft „Weser", Bremen, Bremen 1913 (nicht paginiert).
22 Wie auch bei anderen Schleppdampfern, stammen die technischen Daten aus dem

Übergabeprotokoll vom Juli 1890 in StAB 4,75/5 U 69 II. Die Angaben zur Maschi¬
nenleistung wurden aus Schnake (wie Anm. 4), S. 42—43, entnommen. Die Daten
zu den Lebensläufen der vier Schlepper bei Schnake (Baujahre und -werften, Fahrt¬
zeiten bei Westphal) stimmen z. T. nicht mit den Ergebnissen der Recherchen des
Verf. überein.

23 Schnake (wie Anm. 4), S. 43, danach fand der Kauf am 30.12.1882 statt.
24 In das Seeschiffsregister wurde das Schiff am 25.6.1884 eingetragen, s. StAB

4,75/6-57.
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Abb. 1: Schleppdampfer „Unterweser 4" (ex „Vegesack")

phal einen weiteren Dampfer und vervollständigte damit seine Flotte. Das
vierte Schiff, die „Blumenthal" (Länge 27,56 m, Breite 4,91m, Tiefgang
1,75 m, 83,13 BRT, 49,14 NRT, 2 Schrauben) 25 , war 1872 in Brake als „Archi-
medes" vom Stapel gelaufen 26 .

Obwohl im Schleppgeschäft auf der Unterweser größere Firmen wie der
NDL und die „Union" dominierten, hatte Hermann Westphal offenbar mit sei¬
nen zwei größeren und zwei kleineren Schleppdampfern eine Marktnische
gefunden. Er war der Prototyp des Kleinreeders. Zu einem größeren Unter¬
nehmen konnte sich sein Schleppbetrieb aus eigener Kraft nicht entwickeln
und war wohl deshalb auch nie im Handelsregister eingetragen. Bei einem so
kleinen und deshalb überschaubaren Betrieb, bei dem zweifellos die Person
des Schiffseigners deutlich im Vordergrund stand, ist eine Überlieferung
über das wirtschaftliche Auf und Ab, über Bilanzen und andere kaufmänni¬
sche Daten nicht zu erwarten. In den achtziger Jahren mußten die beiden
älteren und größeren Schleppdampfer mit neuen Maschinenanlagen ausge¬
rüstet werden. Die „Blumenthal" erhielt von Engelhardt & Förster 1884 eine

25 S. Anm. 22.
26 Schnake (wie Anm. 4), S. 43.
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Compoundmaschine, nachdem bereits 1880, ebenfalls von dieser Firma, ein
neuer Flammrohrkessel installiert worden war 27 . Die Leistung betrug nun¬
mehr 150 28 , nach anderen Angaben 250 PSi 29 . Bei der „Vegesack" bauten
Engelhardt & Förster 1885 einen neuen Flammrohrkessel ein. Eine neue
Compoundmaschine folgte von derselben Firma vier Jahre später 30 (Lei¬
stung nach dem Umbau 160 PSi) 31 . Diese Umbauten sollen Westphal sehr
teuer geworden sein 32 : „Eine weitere, den Anforderungen der Zeit entspre¬
chende Modernisierung seiner Schlepperflotte aus eigenen Mitteln zu finan¬
zieren, war ihm nicht möglich." 33

über den Schleppdienst finden sich in den Quellen nur äußerst spärliche
Angaben. Aus den bereits erörterten Gründen muß mit Bestimmtheit davon
ausgegangen werden, daß das Leichtergeschäft im Vordergrund stand, wenn¬
gleich Westphal nie eigene Fahrzeuge dieser Art besessen hat. Seine Bezie¬
hungen zu den Leichterschiffern dürften ihm einen ausreichenden Kunden¬
kreis gesichert haben. Die vier Schlepper entsprachen mit ihren Tiefgängen
zwischen 1,20 und 1,80 m den schwierigen Fahrwasserverhältnissen der Un¬
terweser vor der Korrektion. Die „Blumenthal" und die „Vegesack" waren im
Seeschiffs- 34 , die „Weser" war im Binnenschiffsregister 35 eingetragen, wäh¬
rend bei der „Meteor" eine Registrierung ganz unterblieb. Daraus könnte
man schließen, daß die beiden größeren Schleppdampfer auf dem gesamten
Flußlauf der Unterweser und vielleicht auch in der Wesermündung einge¬
setzt wurden, die beiden kleineren Fahrzeuge wohl eher im Bereich der
stadtbremischen Häfen verkehrten. Belege für diese Vermutung gibt es hin¬
gegen nicht. Zwei Vorkommnisse aus dem sicherlich oft rauhen Schlepp¬
alltag sind jedoch festzuhalten: Am 6. August 1884 fiel in Rönnebeck der
Schiffskoch der „Vegesack" über Bord und ertrank. Wenige Wochen später,
am 30. August, mußte der Heizer desselben Schleppers wegen Unreinlichkeit
vom Schiffsführer entlassen werden 36 . Ein feierlicher Anlaß war für die
Schlepperbesatzungen sicherlich eine willkommene Abwechslung vom grau¬
en Alltag: Am 21. Oktober 1888 erfolgte die offizielle Eröffnung des Frei¬
hafens (des heutigen Europahafens). Zahlreiche Schiffe hatten sich versam¬
melt. Neben Fahrzeugen der Unterweserkorrektion, des Norddeutschen
Lloyd und anderer Privatreeder bildeten (nach einem Zeitungsbericht) auch
sämtliche Westphal-Dampfer einen Teil der festlichen Kulisse 37 .

27 StAB 4,75/5 U 69 II.
28 Schnake (wie Anm. 4), S. 43.
29 Jerchow (wie Anm. 4), S. 83. Jerchow und Schnake stimmen sonst mit den Lei¬

stungsdaten der übrigen Westphal-Schlepper überein.
30 StAB 4,75/5 U 69 II.
31 Schnake (wie Anm. 4), S. 83.
32 Jerchow (wie Anm. 4), S. 8—9.
33 Ebd., S. 9.
34 StAB 4,75/6-57.
35 StAB 4,75/6-1098.
36 StAB 4,24 F XVIII 17.
37 Weser-Ztg., 22.10.1888.
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Abb. 2: Schleppdampfer „Unterweser 1" (ex „Meteor")

Die vier Schlepper betätigten sich nicht nur im Bugsierdienst. Damals war
die Weser noch fast jeden Winter vereist. Zuständig für den Eisaufbruch war
seit 1875 die Wasserbauinspektion des bremischen Staates, die zunächst nur
über den Schleppdampfer „Bremen" (erbaut 1875, 60 PS) verfügte. Dieses
Schiff, das im Sommer Baggerschuten schleppte, stand im Winter für den Eis¬
dienst zur Verfügung. 1885 folgte mit der „Lesum" ein modifizierter Nach¬
bau, aber erst 1889—1892 erhielt die Wasserbauinspektion drei spezielle Eis¬
brechdampfer. Vor deren Indienststellung war der bremische Staat im größe¬
ren Maße auf die Unterstützung ihrer Dampfer durch zusätzlich gecharterte
Schiffe für den Eisaufbruch angewiesen. Sowohl der NDL als auch die
„Union" engagierten sich in diesem Geschäft, aber auch Westphal erhielt
eine Chance.

Der Eiswinter 1880/81 war besonders streng. Mitte Februar 1881 brachen
durch Eisstopfungen in Vegesack und im Bremer Umland mehrere Deiche
und verursachten Überschwemmungen 38 . Seit dem 16. Februar war der

38 Christian Ostersehlte, Das bremische Eisbrechwesen, in: Brem. Jb., Bd. 67, 1989,
S. 67 ff.
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staatliche Schleppdampfer „Bremen" auf der Unterweser im Einsatz und ar¬
beitete sich stromaufwärts vor. Tags darauf wurden zwei Schlepper des NDL
(„Vorwärts" und „Simson") gechartert 39 , die sich von Bremerhaven aus auf
den Weg machten. Dieses Aufgebot wurde schließlich durch Soldaten der
Pioniertruppe 40 sowie einen weiteren Dampfer „Ajax" und am 20. Februar
durch den Westphal-Schlepper „Vegesack" vervollständigt 41 . Tags darauf ge¬
lang es mit vereinten Kräften, eine Eissperre bei Vegesack zu durchbrechen.
Ein weiterer Eiseinsatz der „Vegesack", zusammen mit „Simson", „Vorwärts"
und „Bremen", bei Fähr schloß sich an 42 . Insgesamt war Westphals „Vege¬
sack" in jenem Winter achteinhalb Tage für die Wasserbauinspektion im Ein¬
satz. Die Reparaturkosten für das Ausbessern der Eisschäden an dem
Schleppdampfer betrugen etwa 2200 Mark. Am 14. März 1881 stimmte die
Bauinspektion deshalb der Forderung Westphals nach einer Chartergebühr
von 3000 Mark zu 43 .

Aufgrund seiner Herkunft, aber wohl auch durch seine Mentalität bedingt,
dürfte Westphal eher ein handfester Praktiker, weniger ein kalkulierender
Kaufmann gewesen sein. Erst 1884 zog er sich aus der bis dahin neben der
Schleppschiffahrt immer noch betriebenen Kranpächterei zurück 44 . Außer¬
dem übernahm er gelegentlich das Kommando über einen Schlepper, so über
die „Vegesack" (1883) 45 und über die „Blumenthal" (1884—1890) 46 . Diesen
praktischen Aufgaben konnte sich Westphal deshalb zuwenden, weil ihm in
Gestalt von Otto Friedrich Vahland (1856—1926) ein tüchtiger Schiffahrts¬
kaufmann zur Seite stand, der sich vor allem um administrative Dinge küm¬
merte. Vahland hatte seine Ausbildung im Ausland erhalten und war nach
neun Jahren in den USA nach Deutschland zurückgekehrt. Er heiratete eine
Tochter Westphals 47 und übernahm 1883/84 den Bürobetrieb bei seinem
Schwiegervater 48 .

39 Weser-Ztg., 17.2.1881, Morgen-Ausgabe.
40 Weser-Ztg., 18.2.1881, Mittags-Ausgabe.
41 Weser-Ztg., 20.2.1881, Morgen-Ausgabe.
42 Weser-Ztg., 21.2.1881, Mittags-Ausgabe.
43 StAB 2-P.2.e.O,2.h.
44 StAB 4,28-IV b. 400, 404.
45 StAB 4,24 F. XVIII 17.
46 StAB 4,24 F. 636.
47 StAB 9, S 3 Vahland, Otto Friedrich.
48 Vahland wohnte in Bremen ab 1883 im Haus seines Schwiegervaters (Großenstr. 1,

vgl. Anm. 6), s. Brem. Adreßbuch 1883, S. 272. In einer Musterrolle des Seemanns¬
amtes taucht er 1884 als Angestellter Westphals auf, s. StAB 4,24 F. 636. Die Anga¬
ben bei Koschwitz und Oestmann (wie Anm. 4), S. 17, und Jerchow (wie Anm. 4),
S. 9, über eine zehn- bzw. zwölfjährige Beschäftigung Vahlands bei Westphal sind
offenbar zu hoch gegriffen.
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Abb. 3: Schleppdampfer „Unterweser 2" (ex „Weser")

3. Die Übernahme durch die SGUW

Durch die 1887 bis 1895 unter der Leitung von Ludwig Franzius durchge¬
führte Unterweserkorrektion wurde der Strom auf fünf Meter vertieft, und
die Stadt Bremen erhielt wieder den Anschluß an den Weltseeverkehr. Auch
im Schleppgeschäft änderten sich dadurch die Verhältnisse, denn der Leich¬
terverkehr ging zwar allmählich zurück, dafür eröffnete sich das neue und
weite Feld der Seeschiffsassistenz. Obwohl der NDL und die „Union" bereits
zwei Schlepperflotten besaßen, wuchs in der bremischen Kaufmannschaft
das Verlangen nach einem weiteren Schleppunternehmen. Im Juni 1890 wur¬
de dieser Wunsch in einem Prospekt formuliert, in dem es hieß:

„Die fortschreitende Wesercorrection und der damit zu erwartende leb¬
hafte Schiffahrtsverkehr werden an den Schleppdienst so erhebliche An¬
sprüche stellen, daß zu dessen Bewältigung die vorhandenen Mittel, die
schon für den gegenwärtigen Verkehr kaum ausreichen, keineswegs mehr
genügen können.

Es scheint demnach geboten, an eine rechtzeitige Vermehrung der
Schleppdampfer zu denken und namentlich dürfte es im Interesse der betei¬
ligten Rheder und Waarenempfänger liegen, einer Zersplitterung der
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Schleppschiffahrt vorzubeugen, wie sie die Beschaffung einzelner Schlepp¬
dampfer seitens dem Geschäft sonst fremdstehender Privatpersonen mit sich
bringt. Deshalb ist es erforderlich, daß der Schleppschiffahrtsdienst mög¬
lichst concentriert wird, in bewährten Händen liegt und so organisiert wird,
daß nicht allein die hinreichendsten Vorkehrungen für eine regelmäßige und
zuverlässige Schlepperei getroffen werden, sondern auch rechtzeitig den
Anforderungen des Verkehrs entsprechend, für Beschaffung einer ausrei¬
chenden Anzahl guter Schleppdampfer gesorgt wird." 49

Den Aufruf hatten vier bremische Kaufleute unterzeichnet, darunter der
eigentliche Initiator dieses Projektes, Johann Friedrich Wessels (1836 bis
1919) 50 . Dieser vielseitige und ideenreiche Mann ist zu Unrecht in Bremen
fast vergessen. Von Beruf ursprünglich Küper, wurde er später Schiffahrts¬
kaufmann und Mitinhaber der Bremer Schiffsbaugesellschaft (vorm. H. F. Ul¬
richs) in Vegesack sowie Abgeordneter der Bremischen Bürgerschaft und
Senator von 1891—1918 51 .

Wie nun der Gedanke entstand, den Westphalschen Schleppdienst aufzu¬
kaufen, muß im dunkeln bleiben. In der Literatur kursiert die naheliegende
Vermutung, daß Westphal, durch die Modernisierung seiner beiden größten
Schlepper finanziell erschöpft (s. o.), Wessels für die Übernahme seines Be¬
triebs interessiert hat 52 . Wie auch immer — am 28. Juli 1890 wurden die
vier Schleppdampfer von zwei Sachverständigen (darunter der in Bremen be¬
kannte Dampf kesselprüf er und Fabrikinspektor Hans F. H. Wegener) besich¬
tigt, um ihren Zustand zu überprüfen und ihren Wert zu schätzen. Bei der
„Blumenthal" waren die Kajüten in gutem Zustand, aber für den Eisdienst
wurde ein zusätzlicher Plattengang am Heck empfohlen. Dagegen waren bei
der „Vegesack", wie auch bei den beiden kleinen Dampfern, die Unterkünfte
stark heruntergekommen. „Weser" und „Meteor" waren im Rumpf gut erhal¬
ten, bei letztgenannter wurde der Einbau einer neuen Maschinenanlage
vorgeschlagen 53 .

Am 19. August 1890 fand in den Räumen des maßgeblich beteiligten Bre¬
mer Privatbankhauses E. C. Weyhausen die Gründung der Schleppschiff¬
fahrtsgesellschaft Unterweser (SGUW) in Form einer Aktiengesellschaft
statt. Neben den Unterzeichnern des Aufrufs vom Juni war auch Westphal
anwesend 54 . Noch am selben Tag wurde dessen finanzielle Abfindung gere¬
gelt. Die Schätzung am 28. Juli hatte für die vier Schiffe folgenden Wert
ergeben: „Blumenthal" 31 700 Mark, „Vegesack" 33 860 Mark, „Weser"
18 800 Mark und „Meteor" 5050 Mark. Hinzu kam noch ein Anleger an der
Schlachte (590 Mark). Zusammen ergab dies einen Wert von 90 000 Mark für
den Westphalschen Besitz. Eine zusätzliche Zahlung von 10 000 Mark hielt

49 Zit. bei Koschwitz und Oestmann (wie Anm. 4), S. 15—17, Jerchow (wie Anm. 4),
S. 7—8, Schnake (wie Anm. 4), S. 9.

50 Koschwitz und Oestmann (wie Anm. 4), S. 15.
51 Wilhelm Lührs, BFemische Biographie 1912—1962, Bremen 1969, S. 554.
52 Jerchow (wie Anm. 4), S. 9.
53 StAB 4,75/5 U 69 II.
54 Jerchow (wie Anm. 4), S. 7.
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Abb. 4: Schleppdampfer „Unterweser 3" (ex „Blumenthal") in Vegesack

man außerdem für gerechtfertigt, weil unmittelbar danach mit dem Schlepp¬
betrieb begonnen werden konnte 55 , „[. . .] und diese Dampfer seit längeren
Jahren in der Schleppschiffahrt auf der Unterweser bekannt und beliebt
[. . .]" 56 waren. Westphal erhielt insgesamt 100 000 Mark Abfindung, davon
70 000 Mark in 70 Aktien der SGUW und den Rest von 30 000 Mark in
bar 57 .

Mit einem Grundkapital von 500 000 Mark ausgestattet, konnte die aus der
Taufe gehobene SGUW sofort nach dem 19. August 1890 in das Schleppge¬
schäft einsteigen. Auf der dritten Aufsichtsratssitzung beschloß man, die vier
Dampfer in „Unterweser" (1—4) umzubenennen. Erst in späteren Jahren ging
die Reederei von diesem Schematismus in der Namensgebung ab und wandte
sich dem noch heute praktizierten Brauch zu, die Schlepper nach Orten an
der Unterweser und in der näheren Umgebung zu benennen. Auch die seit¬
dem zum Markenzeichen gewordene rot-blaue Kontorflagge mit den Initialen
des Unternehmens wurde in jener Sitzung beschlossen, wobei die in der Lite¬
ratur geäußerte Vermutung unwahrscheinlich ist, daß damit einer angebli¬
chen Abstammung Westphals aus dem Oldenburger Land die Ehre erwiesen

55 StAB 4,75/5 U 69 II
56 Ebd.
57 Ebd.
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wurde. Die übernommenen Schlepper wurden in den ersten Monaten vor
allem im bremischen Hafengebiet und zwischen Brake und Bremen einge¬
setzt. Der strenge Eiswinter 1890/91 zwang zu einer viermonatigen Pause,
die zu Überholungsarbeiten an den Schiffen genutzt wurde 58 . Die SGUW
begnügte sich aber nicht lange mit den vier ehemaligen Westphal-
Schleppern, sondern leitete unverzüglich einen Ausbau der Flotte in die We¬
ge. So erwarb die Firma noch im selben Jahr von der AG „Weser" einen
Schleppdampfer („Unterweser 5" ex „Puck"), ein weiteres Schiff aus zweiter
Hand folgte 1891 („Unterweser 6" ex „Heinrich"), und die ersten Dampfer¬
neubauten wurden von Werften in Papenburg und Bremerhaven 1891/92 an
die SGUW abgeliefert. Daneben wurde noch im Gründungsjahr durch den
Erwerb von vier Einheiten der Grundstock zu einer rasch expandierenden
Leichterflotte gelegt 59 .

Anfang 1893 besaß die SGUW acht Schleppdampfer und zehn Schlepp¬
kähne. Neben der immer wichtiger werdenden Seeschiffsassistenz betätigt
sich die Reederei, die die schwierige Konjunktur der neunziger Jahre über¬
stand, auch im Bergungsgeschäft; schließlich, um die Jahrhundertwende, be¬
gann man mit der Binnenfahrt auf dem Dortmund-Ems-Kanal und richtete
einen Leichterdienst in die Ostsee ein 60 .

In dem sich schnell entwickelnden Schlepperdienst der SGUW fanden
auch die vier Schleppdampfer aus dem ehemaligen Westphalschen Besitz Be¬
schäftigung, auch wenn sie recht bald durch modernere Einheiten in den
Schatten gestellt wurden. Bezeichnend ist, daß die beiden größeren Schiffe,
„Unterweser 3" (ex „Blumenthal") 1892 und „Unterweser 4" (ex „Vegesack")
1907 im bremischen Seeschiffsregister ihren Status als Seeschiff verloren
hatten bzw. ins Binnenschiffsregister umgetragen wurden 61 . Als erster
Dampfer des Quartetts wurde die „Unterweser 1" (ex „Meteor") 1899 abge¬
stoßen, „Unterweser 3" und „Unterweser 4" (ex ,,Blumenthal"/„Vegesack")
folgten 1915. Am 2. Januar 1926 trennte sich die mittlerweile als URAG fir¬
mierende Reederei von dem letzten Schlepper aus der Flotte Westphals, der
„Unterweser 2" (ex „Weser"), die zu diesem Zeitpunkt viereinhalb Jahrzehn¬
te im Dienst auf der Unterweser stand 62 .

58 Koschwitz und Oestmann (wie Anm. 4), S. 18—20. Die Schlepper der SGUW trugen
die Nummern ihrer Namen teils in römischen, teils in arabischen Ziffern an Bug
und Heck aufgemalt. Aus Gründen der Einheitlichkeit und gleichzeitiger Überein¬
stimmung mit der Literatur wurde hier der arabischen Schreibweise der Vorzug
gegeben.

59 Jerchow (wie Anm. 4), S. 83, 89.
60 Koschwitz und Oestmann (wie Anm. 4), S. 21—26.
61 StAB 4,75/6-57.
62 Schnake (wie Anm. 4), S. 42—43. Allerdings wurde die „Unterweser 2" (ex „Weser")

bereits am 8.8.1914 aus dem bremischen Binnenschiffsregister gelöscht, s. StAB
4,75/6-1098. Die Daten der Verkäufe stimmen in den Jahresangaben mit denen
Jerchows (s. Anm. 4), S. 83, überein.
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Die SGUW hatte 1890 von Westphal nicht nur totes Inventar übernommen.
Auch von den Besatzungen der vier Dampfer wurden mindestens einige
Schiffsführer und Maschinisten von der neugegründeten Reederei
weiterbeschäftigt 63 . Als wichtigste Verkörperung der Kontinuität im Wan¬
del erwies sich Westphals Schwiegersohn Otto Friedrich Vahland. Er wurde
von der SGUW als Vorstand übernommen, fand sich offenbar unter den völlig
veränderten Rahmenbedingungen schnell und gut zurecht und führte das
Unternehmen erfolgreich bis zum 1. Juli 1922, als er in den Aufsichtsrat
überwechselte 64 . Diesem Gremium gehörte er bis 1925, ein Jahr vor seinem
Tod, an 65 .

Im Gegensatz dazu spielte Hermann Westphal, nachdem er seine Abfin¬
dung erhalten hatte, bei der SGUW keine Rolle mehr. In die Verhältnisse der
neuen Reederei hätte er auch, wegen der sich rapide ändernden Verhältnisse
im Schleppbetrieb, nicht mehr gepaßt. Westphal behielt noch bis 1896 in Bre¬
men seinen Wohnsitz 66 und starb am 24. Juni 1914 im Vorort Burg 67 .

Abbildungsnachweis
Abb. 1—3: Archiv URAG, Abb. 4: Staatsarchiv Bremen.

63 StAB 4,24 F. 636.
64 StAB 9, S 3 Vahland, Otto Friedrich.
65 Jerchow (wie Anm. 4), S. 80.
66 Brem. Adreßbuch 1896, S. 357, vgl. Anm. 6.
67 StAB 4,82/1.

Der Verf. dankt dem Staatsarchiv Bremen, der Unterweser Reederei GmbH (URAG),
Bremen, der Familienkundlichen Gesellschaft „Die Maus", Bremen, und Herrn Eckart
Oestmann (früher URAG), Lilienthal, für freundliche Unterstützung.
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Die Technischen Staatslehranstalten Bremen
1919 bis 1930

Wandel und Kontinuität *

Von Hartmut Pophanken

1. Die Situation am Ende des Ersten Weltkrieges und die Berufung von
Johannes Jahn zum Direktor

Ein Jahrzehnt nach seiner Einstellung in den bremischen Schuldienst schrieb
Oberschulrat Dr. Johannes Jahn, ,,[...] im Jahre 24 kam ich auf ausdrück¬
lichen Wunsch der Bremer Regierung nach Bremen, um die damals sehr dar¬
niederliegenden technischen Staatslehranstalten zu reorganisieren und wie¬
der leistungsfähig zu machen". Und weiter heißt es: „Als besonders rückstän¬
dig galten dabei die Schulen im Weserbezirk, hier sollte daher der Hebel zu¬
erst angesetzt werden." 1

Inwieweit diese Darstellung Jahns der Realität entsprach, wird im folgen¬
den untersucht werden. Unstrittig ist in jedem Fall, daß das bremische Tech¬
nikum, seit 1914 als „Technische Staatslehranstalten" bezeichnet, wie auch
viele andere gleichartige Ausbildungseinrichtungen im Reichsgebiet in den
Jahren nach 1919 einen außerordentlich großen Modernisierungsbedarf
hatte. Mit den durch den verlorenen Krieg und dem Versailler Vertrag ent¬
scheidend veränderten außenwirtschaftlichen Bedingungen stand die deut¬
sche Exportwirtschaft vor vollständig neuen Fragestellungen. Die Produk¬
tionsanlagen der deutschen Industrie waren durch den Weltkrieg weitge¬
hend verbraucht; außerdem wirkten sich der permanente Kapitalmangel und
die physische Erschöpfung der Arbeiterschaft lähmend auf die deutsche
Volkswirtschaft aus. Weiterhin waren durch die Gebietsabtretungen im
Osten des Reiches wesentliche Absatzmärkte, aber auch wichtige Rohstoff¬
quellen verlorengegangen. Revolution und Konterrevolution, der Bürger¬
krieg im Ruhrgebiet, die Kämpfe der Freikorps im Osten und schließlich die
damals zum „Ruhrkampf" hochstilisierten Formen zivilen Ungehorsams ge¬
genüber der französischen Besatzungsarmee im Westen erschwerten weiter¬
hin eine Erholung der wirtschaftlichen Gesamtlage. Die immer schneller

* Der hier vorliegende Aufsatz schließt chronologisch an den Beitrag von Renate
Meyer-Braun, Gründung und Anfänge des Bremer Technikums, in: Brem. Jb.,
Bd. 69, 1990,S. 133—157, an und stellt ein weiteres Arbeitsergebnis des Forschungs¬
projektes der Hochschule Bremen „100 Jahre technisches Ausbildungswesen in
Bremen", Leitung Frau Prof. Dr. Meyer-Braun, dar.

1 Brief Jahns vom 12.1.34 an den Senator für Bildung, Personalakte Jahn, StAB
3-B.4.J. Nr. 33.
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fortschreitende Inflation lähmte schließlich alle Investitionsplanungen voll¬
ständig. 2

Vor diesem düsteren Szenario erschien manchem der Wiederaufbau der
teils im Kriege verlorenen, teils an die Siegermächte abgelieferten deutschen
Handelsflotte als ein Problem geringerer Größenordnung, das im wesentli¬
chen die Küstenstädte tangierte. Tatsächlich aber kam der Neuschaffung der
deutschen Handelsflotte ökonomisch allerhöchste Priorität zu, auch aus ge¬
samtwirtschaftlicher Perspektive. Zum einen nämlich konnten bei der Ver¬
schiffung deutscher Exportwaren auf deutschen Schiffen kostbare Devisen
gespart und beim Transport amerikanischer und englischer Güter sogar
wertvolle Dollar und Pfund verdient werden, zum anderen bedeutete der
Wiederaufbau der deutschen Flotte nicht nur Lohn und Brot für Zehntau¬
sende von Seeleuten und Schiffsoffizieren, sondern auch wertvolle Beschäf¬
tigung für die daniederliegende deutsche Werftindustrie. Hier ergab sich ein
klassischer Multiplikatoreffekt, weil die Beschäftigung von Tausenden von
Werftarbeitern und die Wiederinbetriebnahme der großen Seeschiffswerften
unmittelbar den Bedarf an Erzeugnissen der eisenschaffenden Industrie an¬
fachten. Stahlbleche und andere Walzerzeugnisse wurden in großen Mengen
benötigt, was nicht nur einen erheblichen Beschäftigungseffekt für die west¬
deutsche Stahlindustrie mit sich brachte, sondern wiederum die Produktion
von Roheisen und damit auch von Eisenerz, Hüttenkohle, Grubenholz usw.
ankurbelte. Auch die Zulieferindustrie wurde in erheblichem Maße beschäf¬
tigt, so die Hersteller von Dampfmaschinen und Dieselmotoren, Stromaggre¬
gaten und nautischen Geräten, Kranen und Winschen, von elektrischen An¬
lagen und anderen Hilfsausrüstungen jeder Art. 3

Neben der schwierigen, zunächst fast unlösbaren Finanzierung dieses Flot-
tenneubauprogramms erwies sich als weiterer Engpaß das Fehlen qualifizier¬
ter Arbeitskräfte auf allen Ebenen, seien es Schiffbau- und Maschinenbauin¬
genieure, sei es das nautische und maschinentechnische Personal auf den
Schiffen selbst. Hier waren die höheren Fachschulen gefordert, die klassi¬
schen Ausbildungsorte dieser Berufsgruppen.

Die Technischen Staatslehranstalten in Bremen waren in den Jahren
1918/19 genausowenig wie die anderen norddeutschen Technika auf die
schnelle Ausbildung einer größeren Zahl von Ingenieuren vorbereitet. Mit
großer Mühe nur hatten sie, nachdem das Unterrichtsangebot in der zweiten
Kriegshälfte stark reduziert worden war, in den revolutionären Wirren der
ersten Nachkriegsmonate ihren Ausbildungsbetrieb langsam wieder in Gang
gebracht. An den Technischen Staatslehranstalten Bremen, damals meist
kurz als „Testa" bezeichnet, wurden im Wintersemester 1918/19 im wesentli¬
chen Sonderkurse für Schüler abgehalten, die infolge der Kriegsereignisse

2 Vgl. Fischer, Wolfram: Deutsche Wirtschaftspolitik 1918—1945, Opladen 1988,
S. 10—55, dort auch weitere Literatur.

3 Vgl. Rahn, Werner: Reichsmarine und Landesverteidigung 1919—1928, München
1976, S. 19—34, sowie Witthöfft, Hans Jürgen, Norddeutscher Lloyd, Herford 1973,
passim, und Schroeder, Paul und Schroeder, Gustav (Hrsg.), 100 Jahre Schiffahrt,
Schiffbau, Häfen. Sonderheft „Hansa" 1864-1964, Hamburg 1964, S. 13-66.
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die „Reifeprüfung", d. h. die Abschlußprüfung der Testa, nicht hatten able¬
gen können. Im Sommersemester 1919 wurde außerdem der reguläre Unter¬
richt mit 19 Klassenverbänden wieder aufgenommen. 4 Dies war möglich ge¬
worden, weil man Ostern 1919 das Ausweichquartier, die Schule Kornstraße,
verlassen konnte und das Schulgebäude in der Langemarckstraße wieder be¬
zog, das während des Ersten Weltkrieges als Reservelazarett gedient hatte.

Lehrpläne, Lerninhalte und Lehrerschaft des Technikums aber waren noch
dieselben wie in der Kaiserzeit. So sind die 1919 neugefaßten Ordnungen für
die Reifeprüfung der verschiedenen Abteilungen der Testa nahezu identisch
mit der Reifeprüfungsordnung von 1909—1911. 5 Der rasche technische Fort¬
schritt, das Erscheinen von Dieselmotor und Dampfturbine, von Automobil
und Flugzeug, die zunehmende Verbreitung von Radio und Fernsprecher —
um nur einige Stichworte zu nennen —, die schnelle Entwicklung aller wis¬
senschaftlichen Disziplinen und die umfangreichen technischen Erfahrun¬
gen der Kriegszeit spiegelten sich weder auf der Ebene der Ausbildungsin¬
halte noch auf der der Organisation des Lehrbetriebs wider. Der allgemeinen
Mechanisierung, Elektrifizierung und Chemisierung, kurz, der Modernisie¬
rung des gesamten technischen Lebens, stand am Technikum eine eher sta¬
gnierende Entwicklung gegenüber; „[...] die Kaiserzeit dauerte fort" 6 .

Auf einem Gebiet, das die Technik nicht direkt zum Inhalt hatte, sie aber
sehr stark tangierte, vollzog sich zudem überregional eine Entwicklung, die
den Innovationsdruck auf die technischen Mittelschulen weiter erhöhte: Un¬
ter den deutschen Industriellen und Ingenieuren hatte schon seit der Jahr¬
hundertwende eine Diskussion der Forschungsergebnisse Frederick Winslow
Taylors und seiner Mitarbeiter eingesetzt. Auch eigene deutsche Ansätze
zur Rationalisierung und Verwissenschaftlichung der Betriebsorganisation
waren entstanden, so vor allem bei der AEG, bei Siemens, Borsig und bei der
Werkzeugmaschinenfabrik Ludwig Loewe. Der ehemalige Betriebsleiter der
Firma Ludwig Loewe & Co., Georg Schlesinger, hatte seit 1904 den Lehrstuhl
für „Betriebswissenschaft" an der TH Charlottenburg inne. 7 Vor allen Din¬
gen der Verein Deutscher Ingenieure mit seinem Organ „VDI-Zeitschrift"
wurde zum Sprachrohr des Taylorismus. Im „amerikanischen Werkstattsy¬
stem", der Einführung der Fließfertigung, machte man zutreffenderweise
gewaltige Rationalisierungsmöglichkeiten aus. In der konsequenten Realisie¬
rung solcher Rationalisierungsgewinne wurde die Möglichkeit gesehen,
auch unter den Bedingungen des Versailler Vertrages die deutsche Export¬
wirtschaft auf den Weltmärkten konkurrenzfähig zu erhalten. Die zukünfti-

4 Zahlen Testa 1919, StAB 3-T.6. Nr. 62.
5 Ordnung der Reifeprüfung 1919, Ordnung der Reifeprüfung 1909—1911, StAB

3-T.6. Nr. 46.
6 Brief Jahns vom 12.1.34, vgl. Anm. 1.
7 Vgl. Gundler, Bettina: Technische Bildung, Hochschule, Staat und Wirtschaft. Ent¬

wicklungstendenzen und Entwicklungsprobleme des technischen Hochschulwe¬
sens im frühen 20. Jahrhundert am Beispiel der TH Braunschweig. Phil. Diss. 1989,
S. 16—46, dort auch weitere Literatur.
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gen Ingenieure müßten „Priester des Wirkungsgrads" sein 8 und betriebswis¬
senschaftliches Denken zentrale Kategorie einer jeden Ingenieurausbildung
werden, hieß es.

Ab 1919 entstanden zahlreiche Ausschüsse und Arbeitsgruppen, die sich
mit Normung, Rationalisierung und der wissenschaftlichen Durchdringung
des Produktionsprozesses beschäftigten, so der Deutsche Industrienormen¬
ausschuß (DIN), das Rationalisierungskuratorium der deutschen Wirtschaft,
der Reichsausschuß für Arbeitszeitstudien (REFA) und viele andere 9 , die
eine kaum übersehbare Fülle von Veröffentlichungen zum Thema „Rationali¬
sierung" produzierten. Die Ergebnisse dieser Arbeit mußten rezipiert, bewer¬
tet und in die Ausbildung der Testa integriert werden; eine umfangreiche
Neustrukturierung und Erweiterung der Unterrichtsinhalte auch an den bre¬
mischen Technischen Staatslehranstalten stand damit an.

Im Herbst 1923 wurde die Stelle des Direktors der Schule neu ausgeschrie¬
ben. Der bisherige Direktor, Richard Krüger, hatte die Altersgrenze erreicht
und sollte zum 31. März 1924 pensioniert werden. Unter den Bewerbern er¬
schien der Oberregierungsrat im Reichswirtschaftsministerium Dr.-Ing. Jo¬
hannes Jahn am geeignetsten. Jahn war 1882 in Bremerhaven geboren, hatte
an der TH Charlottenburg studiert und war dort von 1907—1908 wissen¬
schaftlicher Assistent bei Prof. Romberg in der Abteilung für Schiffbau gewe¬
sen und begann dann seine berufliche Laufbahn als Konstrukteur im Kriegs¬
schiffsmaschinenbau bei der Tecklenborg-Werft in Bremerhaven. In gleicher
Funktion hatte er bis 1910 bei der AG „Weser" in Bremen gearbeitet und wur¬
de dann im selben Jahr als Lehrer an die Hamburgischen Technischen Staats¬
lehranstalten berufen. Zu seinem Aufgabengebiet dort zählte auch die Ab¬
haltung von Veranstaltungen im Rahmen des „Hamburger Technischen Vor¬
lesungswesens", einer Weiterbildungseinrichtung für Ingenieure. 1912 wech¬
selte Jahn zum Reichsamt des Innern, wurde, wie er in späteren Jahren im¬
mer mit Stolz bemerkte, kaiserlicher Regierungsrat und Referent für die
Ausbildung von Seemaschinisten und Schiffsingenieuren. Während des Er¬
sten Weltkrieges war Jahn als Marinebaurat bei verschiedenen Kriegsmari¬
newerften dienstverpflichtet. 1922 wurde er zum Oberregierungsrat beför¬
dert, dem Reichswirtschaftsministerium zugeordnet und zum Reichsinspek¬
tor für das Schiffsingenieur- und Maschinistenprüfungswesen ernannt. 10 In
dieser Eigenschaft betraute man ihn mit der reichsweiten Reform der Schiffs¬
ingenieurausbildung. Im Gefolge seiner Tätigkeit als Reichsinspektor hatte
er alle einschlägigen technischen Lehranstalten des Reiches besucht und war
auch mit den Bremer Verhältnissen gut vertraut.

über die Situation, die er bei Übernahme seiner Tätigkeit in Bremen vor¬
fand, schrieb er 1934 im Rückblick: „Es gibt nur zwei Wirtschaftsbereiche in

8 So v. Moellendorff, Unterstaatssekretär im Reichswirtschaftsministerium 1919, vgl.
Gundler a.a.O., S. 127 f.

9 Vgl. Gundler a.a.O, S. 117 ff.
10 Vgl. Lebenslauf Jahns in Personalakte Jahn, vgl. Anm. 1, sowie Zentrales Staats¬

archiv Potsdam (ZSP), Rep. 76-Vb Sekt. 4 Tit. III Unterrichts-Abteilung Vol. XVIII.
Nr. 261, 262, sowie Mitteilung des ZSP an Verf. vom 29.12.89.
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Deutschland, in denen das Berufs- und Fachschulwesen ein Höchstmaß an
Vielgestaltigkeit erreicht, das sind: Unterelbe-Hamburg und Unterweser-
Bremen. Hier überschneiden sich Wirtschaftsaufgaben des Handels, der
Schiffahrt, der Industrie, des Handwerks und der Landwirtschaft, die zusam¬
men ein Höchstmaß an Vielgestaltigkeit und Leistung des zugehörigen
Berufs- und Fachschulwesens erfordern. An der Wichtigkeit der Aufgabe ge¬
messen, hätte sich in diesen Bereichen frühzeitig ein besonders leistungsfä¬
higes Schulwesen entwickeln müssen. Das Umgekehrte ist der Fall gewesen.
[... ] Von Seiten des Staates hat es aber bisher an einer planmäßigen Führung
gefehlt." 11

2. Die Zusammenlegung der Schiffsingenieurschulen
Bevor jedoch mit der Planung der Ausbildungsreform begonnen werden
konnte, mußte sich Jahn zunächst mit der Lösung eines drängenden organi¬
satorischen Problems befassen. Es existierten nämlich im bremischen Staats¬
gebiet zwei Fachschulen für die Schiffsingenieurausbildung, die eine in Bre¬
men und eine weitere in Bremerhaven. Der Betrieb zweier derartig ähnlichen
Schulen überforderte die finanziellen Kräfte Bremens in den ersten Jahren
nach der Inflation ganz erheblich. Die geringen zur Verfügung stehenden
staatlichen Mittel reichten nicht, um beide Schulen gleichmäßig zu fördern.
Die daraus resultierenden Mängel wurden besonders deutlich, als 1926 der
Bremerhavener Schule die Aufnahme in die „Reichsliste" der Ingenieurschu¬
len verweigert wurde. Diese Reichsliste existierte als Verzeichnis all der
Schulen, deren Abschlußzeugnisse zum Eintritt in die mittlere technische
Beamtenlaufbahn der diversen Reichsbehörden berechtigte. Der für die An¬
erkennung zuständige Reichsausschuß beim Reichswirtschaftsministerium
argumentierte, die Schule sei zu klein, die apparative Ausstattung unzurei¬
chend und der Lehrkörper nicht hinreichend qualifiziert. Mit der gleichen
Begründung hatten schon drei Jahrzehnte zuvor Strombaudirektor Franzius
und der Kieler Schiffbaulehrer Busley die Errichtung eines staatlichen Tech¬
nikums in Bremen gefordert. 12

Im Senatsprotokoll vom 10. September 1926 wurde festgehalten, „[...] daß
die Bremerhavener Anstalt als selbständige Anstalt nicht zu halten sei" 13.
Senator Spitta als Mitglied der Senatskommission für das Unterrichtswesen
regte dann an, die Bremerhavener Schule entweder als Zweigstelle der Bre¬
mer Schule weiterzuführen oder sie ganz zu schließen. Im ersten Fall ließe
sich eventuell der durch das Pendeln verursachte Mehraufwand der Dozen¬
ten durch Sondervergütungen abgelten. 14

Um den formalen Rahmen zu klären, reiste Senator Rodewald zusammen
mit Jahn im September des Jahres nach Berlin und erreichte in Verhandlun-

11 Brief Jahns vom 12.1.34, vgl. Anm. 1.
12 Vgl. Meyer-Braun, Renate: Gründung und Anfänge des Bremer Technikums, in:

Brem. Jb., Bd. 69, 1990, S. 134 f.
13 StAB, Senatsprotokoll 10.9.26.
14 Ebd.
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gen mit dem Reichsverkehrsministerium den Kompromiß, daß die alte Bre¬
merhavener Schiffsingenieurschule zum Frühjahr 1927 geschlossen werden
sollte; vom gleichen Zeitpunkt an sollte jedoch die Bremerhavener Schule als
Abteilung der Bremer Technischen Staatslehranstalten unter Leitung Jahns
fortgeführt werden. 15

Durch dieses Verfahren, das die durch den Reichsausschuß formulierten
Bedingungen umging, erzielte der bremische Staat ganz erhebliche finan¬
zielle Einsparungen. So konnte die Anzahl der Bremerhavener Dozentenstel¬
len weiter vermindert werden; der alte Schulleiter ging in den Ruhestand,
weil er unter Jahn nicht weiterarbeiten wollte. Die in Bremen vorgenomme¬
nen Investitionen, u. a. in ein neues Schiffsmaschinenlabor, in dem das Ver¬
halten von Dieselmotoren untersucht wurde, und auch der neue Versuchs¬
tank der Abteilung Schiffbau wurden so für eine größere Anzahl von Schü¬
lern nutzbar.

1927 erfolgte denn auch die Aufnahme der nun vereinigten bremischen
Schiffsingenieurschule in die Reichsliste. Diese Anerkennung durch das
Reichswirtschaftsministerium dokumentierte den einstweiligen Abschluß
der Bemühungen um die Reform der Schiffsingenieurschule; diese war damit
den anderen Abteilungen der Technischen Staatslehranstalten, die schon
1920 Aufnahme in die Reichsliste gefunden hatten, gleichrangig geworden.
Im Senatsprotokoll wurde zu diesem Vorgang später bemerkt, daß nament¬
lich in finanzieller Hinsicht die Neuordnung der Technischen Staatslehran¬
stalten für Bremen in äußerst günstiger Weise erfolgt sei. „Zu diesem Erfolg
habe insbesondere der Direktor der Technischen Staatslehranstalten Dr.
Jahn beigetragen." 16

3. Die Reform des Ausbildungsbetriebes
Außer der Schiffsingenieurschule gestaltete man auch alle anderen Fachrich¬
tungen der Technischen Staatslehranstalten in den Jahren ab 1925 grundle¬
gend um. Dies mußte durchgeführt werden trotz großer Behinderungen
durch das Sparprogramm des Bremer Senats, das sich zunächst sogar in
einem Abbau von Lehrer-Planstellen niederschlug. Nachdem 1921—1923
alle über 65jährigen Lehrer pensioniert worden waren, wurden in den fol¬
genden drei Jahren weitere vier Lehrer, und zwar vorzeitig, in den Ruhestand
versetzt. Durch Vermehrung der Pflichtstunden und fachübergreifenden Ein¬
satz der Lehrer konnte das Unterrichtsangebot trotzdem aufrecht erhalten
werden.

Bei der früheren Baugewerbeschule nahm Jahn eine ähnliche Umorganisa-
tion vor, wie sie schon in den Abteilungen Maschinenbau und Schiffbau un¬
mittelbar vor dem Ersten Weltkrieg vollzogen worden war. Dem Vorbild der
„Vereinigten Maschinenbauschulen" Preußens folgend 17 , wurde vom 3. Se-
15 StAB, Senatsprotokoll 11.11.27.
16 StAB, Senatsprotokoll 16.5.30.
17 Vgl. Grüner, Gustav: Entwicklung der Technischen Fachschulen, in: Böhm, Laetitia

und Schönbeck, Charlotte (Hrsg.): Technik und Bildung, Düsseldorf 1989,
S. 197 ff., dort auch weitere Literatur.
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mester an der Ausbildungsgang in Hoch- und Tiefbau getrennt und ihm eine
Vorklasse für Schüler mit Volksschulbildung zugeordnet. Damit entstand aus
der Baugewerkschule die „Höhere Bauschule". Gleichzeitig wurden ihre Aus¬
bildungsinhalte den „Zeitforderungen" angepaßt, d. h. die Fortentwicklung
der Technik vor allem in den Bereichen Tief- und Ingenieurbau im Unterricht
stärker berücksichtigt. Der Stahlkonstruktionslehre wurde breiterer Raum
zugemessen; den Experimental- und Laborunterricht weitete man erheblich
aus. Mit der Veränderung inhaltlicher Schwerpunkte ging auch eine Ver¬
schiebung der didaktischen Akzente einher: Der klassische Lehrervortrag
trat zurück hinter eine mehr praktisch-experimentelle Methode, bei der das
abstrakte Wort nur noch unterstützende Funktion hatte. In den Worten
Jahns: „Als Bilden im primitivsten Sinne wird häufig schon die reine Übertra¬
gung von Lehrstoff [per Lehrervortrag] auf den Lernenden angesprochen.
Dieser Bildungsweg ist als ein Vorgang anzusprechen, der nicht geeignet ist,
Bildungswerte hervorzubringen. [. . . ] Der Ingenieur, für dessen Erfolg im
Leben die Fähigkeit des Denkens in der Anschauung erste und letzte Voraus¬
setzung ist, wird nur dann richtig ausgebildet werden, wenn ihm durch An¬
schauung ein lebendiger Bildungsbesitz zugeführt wird. [...]" 18 Schon vor
1914 hatte es am Technikum allererste Überlegungen zur Einrichtung von
Demonstrations-Laboratorien gegeben. 19

Die Hinwendung zum praktischen Experiment, zur direkten Anschauung
und authentischen Erfahrung korrespondierte mit ähnlichen Vorstellungen
der Reformpädagogik der 20er Jahre. Im von Paul Kerschensteiner und sei¬
nen Schülern entwickelten Konzept eines Einheitsschulsystems für alle Ju¬
gendlichen sollten theoretische Bildung und berufsqualifizierender Handfer¬
tigkeitsunterricht miteinander verschmolzen werden. In einem Vortrag, den
Jahn bei der Eröffnung des neuen Labor- und Unterrichtsgebäudes im Sep¬
tember 1929 hielt, finden sich Bezüge zu derartigen Vorstellungen einer
mehr ganzheitlich polytechnischen Bildung. „Aber aller Bildungsbesitz muß
bei ihm [dem Schüler] in einer lebendigen Anschauung wurzeln. Daher muß
der Unterricht über das Wissen und über die begriffliche Schulung hinaus
zur Bildung einer lebendigen Anschauung vordringen. Es ist der Zweck der
Laboratorien, einen solchen Bildungsbesitz durch die ständige Berührung
und Auseinandersetzung mit den lebendigen Vorgängen zu vermitteln." 20

Es ist sicher kein Zufall, daß in den Jahren 1928—1930 mehrere Veröffent¬
lichungen des Kerschensteiner-Schülers Paul Oestreich in der Bibliothek der
Testa angeschafft wurden. Oestreich schrieb, es trete „nun immer unüber-
hörbarer die Forderung heraus, die berufliche Leistung zu qualifizieren, d. h.
die produktive berufliche Arbeit zu durchgeistigen und also auf ihr höchstes
Niveau innerhalb der Wohlfahrt der Gesamtheit zu heben. Die Schule müßte

18 Vortrag Jahns zur Einweihung der neuen Laboratorien 15.10.1929, StAB 3-B.4.J.
Nr. 62 [20].

19 Das erste Labor für Experimentalunterricht wurde in der Maschinenbauschule des
Bremer Technikums bereits um die Jahrhundertwende in Betrieb genommen.

20 Vgl. Festschrift der Technischen Staatslehranstalten 1929, Bremen 1929, S. 1-10.
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die praktische Berufsarbeit in einer ihrer Analyse entsprechenden Stufung
methodisch betreiben. So [. .. kommen] Schulen und Handarbeit zusammen
und vertiefen sich gegenseitig." 21 Den Prinzipien einer pazifistischen und
antikapitalistischen Bildung, wie sie Paul Oestreichs „Bund Entschiedener
Schulreformer" propagierte, standen jedoch, wie man vermuten darf, Jahn
wie die Mehrheit seiner Kollegen völlig fern. Jahns Ideal war ein anderes:
„Größte Leistung bei geringsten Kosten." 22

1925 berichtete die Schulleitung der Behörde für die Technischen Staats¬
lehranstalten, daß seit den Inflationsjahren 1922/23 die Anzahl der Schüler
um etwa 30 % zugenommen, die der Lehrkräfte jedoch in mehreren Stufen
von 42 bis auf 34 Vollzeitstellen abgenommen habe. Jahn betrachtete dies zu¬
mindest als Teilerfolg: diese „Steigerung der Schülerzahl auf ein Maximum
bei gleichzeitiger Verminderung der Lehrkräfte auf ein Minimum durch Än¬
derung der Organisation [.. . ergebe ... ] höchste Einnahmen [direkte und
indirekte] bei geringsten Ausgaben, d. h. höchste erreichbare äußere Wirt¬
schaftlichkeit der Schulen" 23 . Absolut hatte sich die Anzahl der Schüler von
524 im Wintersemester 1920, die in 24 Klassenverbänden organisiert waren,
auf 634 im Wintersemester 1925/26 in 28 Klassenverbänden erhöht.

Die innere Organisation, so führten die Jahresberichte der Testa aus, hatte
mit der stetigen Entwicklung der Technik und der ständigen Vermehrung der
Fachrichtungen und Lehrfächer nicht Schritt halten können. Eine straffe in¬
nere Organisation aber, „d. h. Unterordnung der einzelnen Lehrkräfte unter
gemeinsame Lehrziele", sei „die unerläßliche Voraussetzung für einen hohen
Wirkungsgrad einer solchen Schule". Schaffung und Erhaltung dieser inne¬
ren Organisation „müsse ständiges Bemühen sein". Diese vorsichtige Formu¬
lierung legt den Gedanken nahe, daß hier eher Desiderate formuliert als Er¬
gebnisse mitgeteilt wurden. Immerhin wurde eingestanden, „der enge Zu¬
sammenschluß der Lehrkräfte erfordere eine gewisse Zeit" 24 . Man kann an¬
nehmen, daß eine transparente und effektivere innere Organisation der
Schule zwar als Aufgabe erkannt war, die praktische Durchführung jedoch
zunächst nicht gelingen konnte. Zur Durchführung der gesamten Organisa¬
tionsarbeit standen dem Direktor nur ein Kanzlist, d. h. Verwaltungsbeamter,
und ein Schreiber zur Verfügung. Die einzige funktionierende Planungsin¬
stanz war der Direktor selbst. Rationalisierung und Modernisierung aber, die
Verbesserung des „Wirkungsgrades" der Schulen, waren auch vielen der be¬
teiligten Lehrer dieser Jahre ein echtes Anliegen. Jahn und seinen Kollegen
war dabei bewußt, daß nur mittels umfassender inhaltlicher Reformen das

21 Vgl. Oestreich, Paul: Der Einbruch der Technik in die Pädagogik, Stuttgart 1930,
S. 54, sowie Röhrs, Hermann: Die Reformpädagogik als internationale Bewegung,
Hannover 1980, S. 13-19 und 181-209.

22 Brief Jahns vom 12.1.34, vgl. Anm. 1.
23 Vgl. Jahresbericht der Technischen Staatslehranstalten 1925, Teil A, StAB

3-T.6. Nr. 77.
24 Ebd.
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Ziel einer Optimierung des Ausbildungsprozesses erreicht werden konnte.
„Der schulische Bestzustand ist zugleich auch der billigste." 25

Neben der Umorganisation der Schilfsmaschinistenausbildung, der Ratio¬
nalisierung des gesamten Ausbildungsbetriebes und dem Beginn der
methodisch-didaktischen Umstrukturierung erfolgte aus diesen Gründen
1925—1930 eine weitere grundsätzliche Relorm der technischen Ausbil¬
dung, nämlich die Anpassung des Unterrichtsprogramms an die überaus ra¬
schen Veränderungen der industriellen Produktionsbedingungen.

4. Fließbandfertigung und Betriebstechnik

1923 wurde bei Opel in Rüsselsheim das erste Fließband auf deutschem Bo¬
den in Betrieb genommen, ein Jahr später bei der AEG in Berlin die Fließfer¬
tigung in der Elektrotechnik eingelührt. Eine Fülle von Buchveröffentlichun¬
gen und Zeitschriftenbeiträgen befaßte sich mit der Fließbandproduktion
und der Organisation des sogenannten „Schnellbetriebs" 26 . Die sich ab¬
zeichnenden radikalen Veränderungen der Berufstätigkeit der Ingenieure
machten zunächst die Aufnahme des Fachs Betriebstechnik, und zwar schon
im Wintersemester 1925/26, erforderlich. Die Betriebstechnik wurde als
Oberklasse der Höheren Maschinenbauschule eingeführt. „Diese neue Glie¬
derung ist als ein Versuch zu betrachten, die konstruktive und betriebswirt¬
schaftliche Seite auf der Höheren Maschinenbauschule miteinander zu ver¬
einen und erst in der Oberklasse eine Trennung und eine stärkere Betonung
der einzelnen Gebiete eintreffen zu lassen." 27

In Berlin war in jenem Jahre an der Beuth-Schule die Betriebstechnik als
Sonderfachbereich entwickelt worden. Jahn hielt jedoch eine frühzeitige
Spezialisierung auf die Gebiete Betriebstechnik und Betriebswissenschaften
nicht für sinnvoll, sondern zog eine breite technische Allgemeinbildung als
Fundament einer späteren Spezialisierung vor. Die „endgiltige" (sie) Speziali¬
sierung des Technikers „könne erst im Berufe erlolgen" 28 . Nach einjähri¬
gem Probebetrieb konnte eine Prüfungsordnung dieser Oberklasse vorge¬
legt werden, die neben den üblichen technischen Fächern nun auch
Wirtschaftskunde, Veranschlagen (d. i. Vorkalkulation), Fabrikorganisation
und Vorrichtungsbau enthielt.

5. Die Einrichtung der HTL für Elektrotechnik

Im gleichen Jahr 1926 wurde eine neue Konzeption von noch weit größerer
Tragweite entworfen: die Umwandlung der Oberklasse für Elektrotechnik an

25 Brief Jahns vom 12.1.34, vgl. Anm. 1.
26 Vgl. König, Wolfgang: Konstruieren und Fertigen im deutschen Maschinenbau un¬

ter dem Einfluß der Rationalisierungsbewegung. Ergebnisse und Thesen für eine
Neuinterpretation des „Taylorismus", in: Technikgeschichte 3/1989, S. 183—204.

27 Schreiben Jahns vom 21.1.26 an die Behörde für die Technischen Staatslehranstal¬
ten, StAB 3-B.4.J. Nr. 33 [69].

28 Ebd.

139



der Abteilung Maschinenbau in eine eigenständige Abteilung, damals be¬
zeichnet als „Höhere Technische Lehranstalt für Elektrotechnik". Der Testa
Bremen kam hier eine absolute Vorreiterfunktion zu. Nach Bremer Vorbild
richtete das preußische Handelsministerium an den technischen Schulen in
Hagen und Dortmund gleichartige Abteilungen ein — ein erheblicher Presti-
gegewinn für die Bremer Anstalt. Auf Wunsch des Ministeriums wurden
dann für ganz Preußen verbindliche Lehrpläne für eine Höhere Schule für
Elektrotechnik aufgrund der in Bremen, Hagen und Dortmund gemachten
Erfahrungen erarbeitet. Durch diese Arbeitsgemeinschaft ergaben sich für
die Lehrer der Bremer Technischen Staatslehranstalten der Vorteil des Erfah¬
rungsaustausche sowie die Möglichkeit einer gegenseitigen fachdidakti¬
schen Anregung.

Für die Differenzierung und Ausweitung des elektrotechnischen Unter¬
richts waren nun in großem Umfang neue Laboratorien und Unterrichts¬
räume notwendig, in denen die naturwissenschaftlichen Grundlagen der
technischen Prozesse beobachtet werden konnten. Hierdurch war es mög¬
lich, ,,[...] das Schwergewicht des Unterrichts mehr in den Bereich des
Grundlegenden zurückzuführen" 29 .

Zu diesem Zweck begann 1928 die Erstellung eines größeren Erweiterungs¬
baus — des heutigen Wärmekraftlabors; anschließend wurde der alte Teil des
Gebäudes, der jetzige M-Trakt, grundlegend modernisiert. Hier befanden
sich nun im Erdgeschoß alle Verwaltungsräume, Hörsäle und Laboratorien
für Physik und Elektrotechnik sowie alle Unterrichtsräume der Höheren
Schule für Elektrotechnik. Im ersten Obergeschoß waren die Höhere Maschi¬
nenbauschule und die Schiffsingenieurschule und im zweiten Geschoß die
Höhere Bauschule mit ihren Lehreinrichtungen und Laboratorien unterge¬
bracht. Im Kellergeschoß lagen Aula, Graphische Werkstätten und die Haus¬
meisterwohnung.

Im September 1929 wurde der Neubau mit einem Festakt eingeweiht, aus
welchem Anlaß auch eine kleine Festschrift entstand, die den damaligen
Ausbaustand deutlich macht. 30 Da ein Teil dieser Laboratorien zum ersten
Mal im technischen Fachschulwesen eingeführt wurde — bis dahin waren sie
vornehmlich an technischen Hochschulen üblich gewesen —, mußten einge¬
hende Vorüberlegungen und Planungsarbeiten erledigt werden, die z. T. die
Lehrer der Anstalt selbst durchführten. Auch bei der praktischen Einrich¬
tung dieser Labors, den Installationen für Wasser, Gas, Licht- und Kraftstrom
wurde auf die Arbeitskraft der Lehrerschaft zurückgegriffen. „Der Plan für
den Aufbau des gesamten Anstaltsgebäudes nach erfolgtem Umbau war so
entworfen worden, daß ein organischer räumlicher Zusammenhang zwi¬
schen den Unterrichtsräumen, Hörsälen, Sammlungen und Laboratorien er¬
reicht wurde. [... ] Diese Raumverteilung wird für die Durchführung des Un¬
terrichts den zweckmäßigsten Zustand darstellen." 31 Deutlich sichtbar wird

29 Vortrag Jahns 15.10.29, vgl. Anm. 18.
30 Vgl. Festschrift 1929, vgl. Anm. 20.
31 Vortrag Jahns 15.10.29, vgl. Anm. 18.
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hier wiederum der Versuch, den Ausbildungsprozeß durchzurationalisieren,
Leerlauf zu vermeiden und die Effektivität des Schulbetriebs zu steigern.

6. Weiterer beruflicher Aufstieg Jahns

Die erfolgreiche Neustrukturierung der Testa führte ab 1929 dazu, daß das
Reichserziehungsministerium Jahn als Schöpfer und Motor dieser Reform
verstärkt mit Sonderaufgaben betraute; mehrfach wurde er mit Gutachten
über andere Schulen beauftragt, insbesondere beschäftigte er sich auch mit
dem heiklen Problem der Begutachtung privater Technika, die Aufnahme in
die Reichsliste begehrten. Monatelang war er beispielsweise mit dem Gutach¬
ten über das private Technikum Mittweida befaßt. 32

Er selbst war sich über seine beruflichen Qualitäten durchaus im klaren.
Von Beginn seiner Tätigkeit in Bremen an verfolgte er das Ziel, eine sei¬
ner außergewöhnlichen Leistungen entsprechende finanzielle Vergütung zu
erlangen. Bei seinen Antrittsverhandlungen war es ihm gelungen, ein gro¬
ßes Haus an der Bismarckstraße als Dienstwohnung angewiesen zu bekom¬
men, die eigentlich den Rahmen des in seiner Besoldungsgruppe üblichen
sprengte. In späteren Jahren versuchte die Behörde, ihm für diese außer¬
gewöhnlich luxuriöse Behausung eine gewisse Summe vom Gehalt abzu¬
ziehen — Jahn wehrte sich mit Erfolg. Seit Übernahme der Bremerhavener
Ausbildungseinrichtung verstand Jahn es zudem, eine erhebliche Höher¬
bewertung seiner Tätigkeit durchzusetzen. Da der Rahmen der bremischen
Besoldungsordnung bereits ausgeschöpft war, bewilligte der Senat einen
nicht ruhegehaltsfähigen Zuschlag. Die bremische Industrie, vertreten durch
die „Bremische Industriegesellschaft", beantragte — sicherlich nicht ohne
Wissen von Jahn — schon im Juni 1927, dem Schulleiter eine weitere Ge¬
haltserhöhung zu gewähren, die „nicht so engherzig nach beamtenrechtli¬
chen Gesichtspunkten, sondern unter den für die bremische Wirtschaft ge¬
botenen Notwendigkeiten zu betrachten" sei. 33

Die bremische Sozialdemokratie war jedoch kein Förderer des früheren
kaiserlichen Oberregierungsrates; die SPD-Fraktion lehnte eine Extrabesol¬
dung ab; damit war die für derartige Beschlüsse notwendige Einstimmigkeit
in der Bürgerschaft nicht gegeben. Nun war es an der „Bremischen Industrie¬
gesellschaft" selbst, in die Bresche zu springen, und mit Genehmigung des
Senats zahlte sie Jahn für seine besonderen Verdienste um die bremische
Wirtschaft eine jährliche Entschädigung von zunächst (1926) 2500 Mark; ab
1930 4000 Mark, um ihn Bremen zu erhalten. 34 Der 1930 erfolgte Vor-

32 Vgl. StAB 3-B.4.J. Nr. 33; vgl. Grüner a.a.O., S. 102 ff. Das 1867 gegründete Techni¬
kum Mittweida galt als eine der renommiertesten Anstalten dieser Art. Als Ein-
gangsqualifikation war seit den 80er Jahren das Einjährige erforderlich, der Aus¬
bildungsgang umfaßte ein zwölfmonatiges Praktikum und fünf Studiensemester. In
der Industrie wurde das Abschlußzeugnis höher bewertet als dasjenige staatlicher
Höherer Technischer Lehranstalten.

33 StAB, Senatsprotokoll 24.6.27.
34 StAB, Senatsprotokoll 16.5.30.
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schlag des Senats, Jahn ein Geldgeschenk in Höhe von 10 000 Mark zu ma¬
chen, wurde ebenfalls von der sozialdemokratischen Fraktion abgelehnt. 35

Die Nebenvergütung, die Jahn von der „Bremischen Industriegesellschaft"
bezog — immerhin ca. ein Drittel seines regulären Beamtengehaltes —, band
zweifellos seine Loyalitäten. Er selbst schrieb 1934 rückblickend: „[Ich] fand
[... ] bei den führenden Herren der Wirtschaft Verständnis und Stütze [. . . ]
Der Wille dieser Herren war, die begonnene Aufbauarbeit für das Berufs- und
Fachschulwesen fortzuführen, um die Rückständigkeit Bremens auf diesem
Gebiet zu beseitigen [. .. ]." Ihm war bekannt, daß diese Allianz von der SPD
außerordentlich kritisch beurteilt wurde, er „[...] wußte, daß die sozialde¬
mokratische Fraktion in der Bürgerschaft geschlossen gegen [ihn] stand" 36 .

Im November 1929 ernannte die Behörde für die Technischen Staatslehran¬
stalten den Sozialdemokraten Dr. Roßmann, Mitglied der Bürgerschaft und
nach der Revolution kurzzeitig Schulsenator, zum Oberschulrat für das
Fortbildungs- und Fachschulwesen und damit zu Jahns direktem Dienstvorge¬
setzten. Diese Ernennung wurden in der bürgerlichen Presse als reine Kon¬
zession an die stärkste Fraktion der Bürgerschaft, die SPD-Fraktion, bezeich¬
net und Roßmann die Qualifikation für die Tätigkeit als Oberschulrat abge¬
sprochen. Als öffentlich bekannt wurde, daß dieser schon ein volles Jahr
lang die fragliche Stelle kommissarisch verwaltet hatte, seine Wahl einstim¬
mig erfolgt war, und die „Bremer Nachrichten" eine Gegendarstellung hatten
veröffentlichen müssen, machte die „Bremer Volkszeitung" den Ursprung
der Kampagne gegen Roßmann aus:,,[...] der Giftpfeil [stammt... ] aus dem
[Köcher] des Technikums [...]" 37 Offenbar galt zumindest in der sozial¬
demokratischen Presse das Lehrerkollegium der Testa als Sammelbecken
konservativer Kräfte.

Es ist davon auszugehen, daß sich Jahn und mit ihm große Teile der Lehrer¬
schaft des Technikums als Teil jener Koalition von Kaufmannschaft und bür¬
gerlichen Intellektuellen verstand, die im Senat, in der Bürgerschaft, in De¬
putationen und Behörden viele Jahrzehnte lang die Geschicke Bremens be¬
stimmte, und die endgültig erst mit der Niederlage von 1945 zerfiel. Die Wert¬
schätzung der „Herren der Industrie" galt den Mitgliedern dieser Gruppe als
ebenso erstrebenswert wie Doktorgrad und Professorentitel. Im Rahmen die¬
ser Koalition gab es durchaus politische Nuancierungen von „stockkonserva¬
tiven" bis hin zu liberal-demokratischen Einstellungen; in den Krisenjahren
der Weimarer Republik schienen sogar „gemäßigte" Sozialdemokraten ein¬
bindungsfähig. Nachdem in der Bürgerschaftswahl vom Oktober 1927 der
SPD-Stimmenanteil auf 40 % gestiegen war, traten nach schwierigen Koali¬
tionsverhandlungen fünf SPD-Politiker, darunter Wilhelm Kaisen, in den Se¬
nat ein. 38 Aber im Prinzip war diese bremische Elite doch konservativ struk¬
turiert, die Bewahrung der bestehenden Ordnung bedeutete das Ziel, das es

35 StAB, Senatsprotokoll 7.3.30.
36 Brief Jahns vom 12.1.34, vgl. Anm. 1.
37 Vgl. BVZ 4.11.29, 5.11.29, 6.11.29.
38 Vgl. Schwarzwälder, Herbert: Geschichte der Freien Hansestadt Bremen, Bd. 3,

Hamburg 1983, S. 462-467.
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gegen die Strömungen der neuen Zeit, und damit auch gegen die Partizipa¬
tionsansprüche der Sozialdemokratie, zu verteidigen galt.

Unzweifelhaft war eine der neuen Religionen, die das Sinndefizit der nach¬
wilhelminischen Zeit aufzufüllen geeignet erschien, der Glaube an den Se¬
gen des technischen Fortschritts, an die Verbesserung des Schicksals der
Menschheit durch die rasche Fortentwicklung der Technik.

7. Das Theorem vom „konservativen Modernismus"
Schon vor der Jahrhundertwende hatten die Künstler des Modernismus den
Weg zu einer Ästhetisierung der Technik gewiesen. Max Eyth schrieb 1904
von der „schönen Lokomotive" oder dem elektrischen Motor, in dem mehr
„Geist" sei als in den elegantesten Versen von Cicero oder Vergil. Filippo
Tommaso Marinetti, der Begründer des italienischen Futurismus, sprach
1907 vom Brüllen des Rennwagens, das eindrucksvoller sei als die Nike von
Samothrake. Diese naiv anmutende Begeisterung für die ästhetischen Quali¬
täten moderner Technik, die Verwendungszusammenhänge und soziale Kon¬
sequenzen ausblendet, ist eine Geisteshaltung, die Generationen von Inge¬
nieuren und technikbegeisterten Laien zu eigen war; sie wurde 1946 in litera¬
rischer Form in Carl Zuckmayers Stück „Des Teufels General" dargestellt, in
dem Zuckmayer seinen Protagonisten, einen Fliegergeneral, sagen ließ: „Ein
Panzerkreuzer ist schön. Und ein schwerer Bomber. Und eine Jagdmaschine
— so schön wie ein Pferd im Sprung." 39

Bei vielen deutschen Technikern der ersten Jahrzehnte des 20. Jahrhun¬
derts korrespondierte mit dieser Tendenz der Ästhetisierung der Technik
auch eine solche der Idealisierung ihrer Anwendungsumstände. Diese von
Jeffrey Herf zutreffend als „kulturelles Paradoxon" 40 bezeichnete Geistes¬
haltung kombinierte die engagierte Bejahung moderner Technik und ihrer
Anwendungsmöglichkeiten mit einer erzkonservativen, zuweilen geradezu
vor-modernen und vor-aufklärerischen politischen Grundposition. 41

So bemühte sich der vor und nach dem Ersten Weltkrieg viel gelesene und
zitierte Publizist Edward Meyer 42 , das Wirken des Ingenieurs aus aktuellen
gesellschaftlichen Bezügen vollständig herauszulösen und es in ein
vorkapitalistisch-idealistisches Beziehungsgefüge zu verpflanzen. Meyer be¬
trachtete die Technik als Manifestation der Persönlichkeit des Ingenieurs
und Erfinders, nicht aber als Ergebnis kommerzieller Interessen, die den In¬
genieur „[...] im Namen des Profits mißbrauchten" 43 : eine vollständig
idealistische Begründung technischen Schaffens.

39 Vgl. Zuckmayer, Carl, Des Teufels General, 1946, 1. Akt.
40 Vgl. Herf, Jeffrey: Reactionary Modernism: Technology, Culture and Politics in

Weimar and the Third Reich, Cambridge 1984, S. 12 und S. 47 f., dort auch weitere
Literatur.

41 Ebd., S. 16 f.
42 Vgl. Meyer, Edward: Technik und Kultur, Berlin 1906, S. 11—48.
43 Vgl. Herf a.a.O., S. 16 f.
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Julius Schenk, Technikphilosoph an der Technischen Hochschule Mün¬
chen, sah die profitorientierte „kommerzielle Wirtschaft" geschieden von
der „Produktionswirtschaft" der Ingenieure und Handwerker. Das „Erbauen"
von technischen Produkten besäße bildende Kraft an sich, es gehöre in die
Welt der „gesunden Realität", der „schöpferischen Arbeit" 44 .

Eine größere Anzahl von Theoretikern und Ideologen der modernen tech¬
nischen Welt aber sah Ingenieursarbeit durchaus mit konkreten sozialen
Strukturen verwoben, wenn auch diese nicht als von Klassenauseinanderset¬
zungen bestimmt interpretiert wurden, sondern das idealisierte Modell eines
harmonisch und ohne innere Widersprüche existierenden Korporations¬
oder Ständestaats zugrunde gelegt wurde. Betont wurde der Stolz deutscher
Ingenieure auf die Leistungen der Kriegszeit, wo die Kooperation von Staat,
Wirtschaft, Arbeiterschaft und technischer Intelligenz ein Modell geschaf¬
fen habe, das Vorbildcharakter für die ideale Nachkriegsgesellschaft besit¬
zen müsse. In diesem Kontext ist der Satz von Direktor Jahn zu sehen: „Der
Weltkrieg hat gezeigt, daß deutsche Techniker und deutsche Arbeiter, von
einer gemeinsamen Idee des Kampfes beseelt, Vortreffliches zu leisten im¬
stande sind." 45 Diese verschworene Gemeinschaft der Kämpfer, die nach
einem Wort von Carl Dulsberg den „Krieg mit anderen Mitteln" hätten fort¬
führen können und sollen, habe sich jedoch nicht verwirklichen lassen, wie
viele konservative Technik-Philosophen beklagten. Eugen Diesel, Sohn des
Motorenerfinders und in den zwanziger Jahren viel zitierter — und rezen¬
sierter — Technikphilosoph, aber auch andere Autoren, machten die Sozial¬
demokratie dafür verantwortlich, daß ein sozial-harmonischer ständischer
Gesellschaftsverband nicht hatte geschaffen werden können. Die Sozialde¬
mokratie sei, obwohl theoretisch fortschrittsbejahend, in praxi bestenfalls
technologieneutral, was dazu führe, daß sie objektiv die Entfaltung der Tech¬
nik behindere. 46

Tatsächlich verstand sich die SPD der Weimarer Zeit durchaus als dem Fort¬
schritt zugewandt, sah jedoch die Forderung nach technischer Modernisie¬
rung und eine Demokratisierung der Produktions- und Besitzverhältnisse als
untrennbares Ganzes an. Trotzdem wurden „reaktionär-modernistische"
(Herf) Theoretiker wie Eugen Diesel nicht müde, der SPD „linke Maschinen-
stürmerei" vorzuwerfen. Irgendwo zwischen „Luddismus der Marxisten" und
„seelenlosem, entgeistigtem Amerikanismus", der im „Sumpf des Mammons"
stecke, müsse der Weg der deutschen Technik zu suchen sein. 47

8. „Streit um die Technik" und Nationalsozialismus
Ein wichtiges Forum dieses „Streits um die Technik" waren seit dem Ersten
Weltkrieg der VDI mit seinen Publikationen und stärker noch der VDDI

44 Ebd., S. 159.
45 Vgl. Schreiben Jahns vom 1.7.33 an den Senator für Bildung, StAB 3-B.4.J. Nr. 33.
46 Vgl. Diesel, Eugen: Der Weg durch das Wirrsal, Stuttgart 1926, passim.
47 Vgl. Weihe, Carl: Kultur und Technik, Frankfurt/M. 1935, S. 80 f. und S. 174.
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(Verband Deutscher Diplom-Ingenieure) mit seiner Zeitschrift „Technik und
Kultur" (vor 1922 „Zeitschrift des VDDI"). Unter seinem Herausgeber Carl
Weihe wurde „Technik und Kultur" geradezu zum Sprachrohr dieses „reak¬
tionären Modernismus". Eine Lösung der allgemeinen Krise von Technik und
Kultur böten weder Marxismus noch Liberalismus, schrieb Weihe, sondern
nur der deutsche Nationalismus, der „dritte Weg" 48 . Deutschland, in der
Mitte zwischen marxistischem Osten und materialistischem Westen, die Kul¬
turnation par excellence, böte den einzigen Ort, an dem Technik und Kultur
zu einem sinnvollen Ganzen verschmolzen werden könnten. Die national¬
sozialistische Machtübernahme im Jahre 1933 stellte dann — nach Weihe —
die Erfüllung dieses Wunsches nach Verschmelzung dar; sie sei „das Symbol
der Wiedererfüllung des Seins mit Sinn" 49 .

Es kann nicht wunder nehmen, daß sich vor dem Hintergrund solcher Dis¬
kussionen, denen, wie oben angesprochen, auch in Standesorganen der Inge¬
nieure breiter Raum gewährt wurde, die geistig-politische Disposition der
Lehrerschaft der Technischen Staatslehranstalten in Bremen nicht wesent¬
lich von jener des konservativen Bürgertums der Hansestadt insgesamt un¬
terschied: Die Machtergreifung der Nationalsozialisten löste keine große Be¬
geisterung aus, führte jedoch auch nicht zu Protestreaktionen. 50

Die Bildungsbehörde wurde — mit Ausnahme der Spitze — personell zu¬
nächst kaum verändert, Lehrpläne und Erlaßlage blieben einstweilen unver¬
ändert. Der neue Senator v. Hoff war wenig bekannt, erstickte aber alle Zwei¬
fel im Kollegium der Testa, soweit solche überhaupt bestanden hatten, als
Ende März 1933 bekannt wurde, wen er zum Schulrat für das Fachschulwe¬
sen zu berufen beabsichtigte: Direktor Johannes Jahn selbst. 51 Mit diesem
Sachwalter der Interessen der Testa in der Spitze des Bildungsressorts, so
glaubte mancher, kündigten sich für die Technischen Staatslehranstalten in
Bremen verheißungsvolle Jahre an. Diese Hoffnungen auf Erfolge national¬
sozialistischer Politik erwiesen sich jedoch als ebenso trügerisch wie alle an¬
deren; statt dessen führten die Konsequenzen dieser Politik zur völligen Zer¬
störung der Schule und zur Einstellung des Lehrbetriebes im Jahre 1944.

48 Ebd., S. 20 f.
49 Ebd., vgl. hierzu Hortleder, Gert: Das Gesellschaftsbild des Ingenieurs, Frank¬

furt/M. 1970, S. 18—71, und Ludwig, Karl-Heinz: Technik und Ingenieure im Drit¬
ten Reich, Düsseldorf 1979, S. 28—43.

50 Vgl. Schwarzwälder a.a.O., S. 587 ff., S. 622 ff., S.631—638.
51 StAB, Senatsprotokoll 1.4.33.
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Verkauf der Krupp-Beteiligungen an der Deschimag
und der Norddeutschen Hütte an die Stadt Bremen?

„Für ein Ei und ein Butterbrot"

Von Peter Kuckuk

„Der Kapitalism us liegt in seinen letz¬
ten Zügen."
(Gewerkschaftsführer Hans Böckler
im März 1946 in Hannover) 1

1. Einleitung: Fakten und Fragen

Bremen hatte sich im Dritten Reich zu einer bedeutenden deutschen „Rü¬
stungsschmiede" entwickelt 2 . Schwerpunkte der Rüstungsindustrie waren
Werke des Schiff-, Flugzeug- sowie des Kraftfahrzeugbaus. Ihren Mittelpunkt
bildete der Deschimag-Konzern mit der Gröpelinger Werft A.G. „Weser", die
während des Krieges bis zu 16 000 Menschen beschäftigt und Zerstörer so¬
wie vor allem U-Boote produziert hatte. Ihre hundertprozentige Tochter
Weser-Flugzeugbau GmbH (Weserflug) hatte Kampfflugzeuge hergestellt.
Mit einer Mehrheitsbeteiligung von zuletzt 56,3 % kontrollierte die Firma
Fried. Krupp, Essen, seit Ende 1941 die Deschimag. Außerdem besaß sie 99 %
des Kapitals der Norddeutschen Hütte. Außerhalb des Krupp-Konzerns stan¬
den als weitere wichtige bremische Rüstungsbetriebe die Firmen Focke-Wulf,
die im Flugzeugbau, und C. F. W. Borgward, die im Kraftfahrzeugbau enga¬
giert waren.

Nachdem die siegreichen Alliierten im August 1945 auf der Potsdamer
Konferenz ihren Willen dokumentiert hatten, sicherzustellen, daß von deut¬
schem Boden nie wieder ein Krieg ausgehen und deswegen vor allem die Rü¬
stungsindustrie für Reparationen demontiert werden sollte, stellte sich für
die betroffenen Bremer Betriebe 3 die Frage nach ihrer weiteren Existenz-

1 Zit. nach Eberhard Schmidt: Die verhinderte Neuordnung 1945—1952. Frank¬
furt/M. 1970, S. 68.

2 Vgl. dazu: Dieter Pfliegensdörfer: Vom Handelszentrum zur Rüstungsschmiede.
Wirtschaft, Staat und Arbeiterklasse in Bremen 1929 bis 1945 (Forschungsreihe des
Forschungsschwerpunkts „Arbeit und Bildung", Bd. 5). Bremen 1986.

3 Von der Demontage waren die folgenden bremischen Betriebe betroffen: Focke-
Wulf Flugzeugbau GmbH, Weser-Flugzeugbau GmbH (Werk Farge), Theodor Klatte,
Carl F. W. Borgward (Teilfabrik für Torpedos), Norddeutsche Hütte AG, Kraftwerk
Hastedt, Deschimag (Werk A.G. „Weser"). (Fritz Peters: Zwölf Jahre Bremen 1945—
1956. Eine Chronik. Bremen 1976, S. 98 f.) Vgl. dazu auch: Hans G. Jansen/Renate
Meyer-Braun unter Mitarbeit von Beate Hoecker und Frauke Rubart: Bremen in der
Nachkriegszeit 1945—1949. (Hrsg. P. Kuckuk/K.-L. Sommer). Bremen 1990,
S. 106 ff. (Im folgenden zit.: Jansen/Meyer-Braun).
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möglichkeit. Die politischen Kräfte und Institutionen der Stadt hatten sich
mit dieser „Erblast" des Dritten Reiches mit allen negativen Auswirkungen,
vor allem auf den Arbeitsmarkt und die Finanzkraft Bremens, auseinander¬
zusetzen und neue Perspektiven zur Schaffung von Arbeitsplätzen durch In-
dustrieansiedlung zu entwickeln.

Angesichts der in den ersten Nachkriegsjahren starken Bestrebungen zu
einer grundsätzlichen Neuordnung nicht nur des politischen Systems, son¬
dern auch der wirtschaftlichen Strukturen, stellte sich die Frage, ob und wie
eine Sozialisierung wichtiger Industrieunternehmen — z. B. der A.G. „Weser"
— durchgeführt werden könne. Wenn dabei in der unmittelbaren Nach¬
kriegszeit durchaus die reale Chance bestand, daß Bremen die in der Hanse¬
stadt gelegenen Teile der Rüstungs- bzw. Schwerindustrie aus dem Besitz der
Firma Krupp hätte übernehmen können, so ist diese Perspektive nicht nur
unter dem historischen Aspekt einer generellen Neuordnung Deutschlands
in Richtung auf eine Sozialisierung hin interessant, sondern sie gewinnt vor
allem durch die heutigen strukturellen wirtschaftlichen Schwierigkeiten des
Stadtstaates Aktualität und Bedeutung.

Auf parlamentarischer Ebene wurde die Frage der Sozialisierung vor allem
im Zusammenhang mit der Beratung der Bremer Landesverfassung von 1947
nicht nur diskutiert, sondern die Vergesellschaftung jener Großbetriebe kon¬
kret vorgesehen, deren Macht „die Gefahr eines politischen, wirtschaftli¬
chen und sozialen Mißbrauchs in sich schließt". Außerdem sah Artikel 42 der
Bremer Landesverfassung die Möglichkeit der Sozialisierung der „mit öffent¬
lichen Mitteln für Rüstungszwecke geschaffenen Betriebe" vor 4 .

Im folgenden Aufsatz werden von den Organisationen der Arbeiterbewe¬
gung nur die Zielvorstellungen von SPD und KPD zu einer möglichen Verge¬
sellschaftung der Deschimag skizziert, soweit sie parlamentarisch relevant
werden; die des DGB, der IG Metall und der Betriebsräte bleiben unberück¬
sichtigt. Im Mittelpunkt des Aufsatzes steht indessen die Auseinanderset¬
zung zwischen dem Krupp-Konzern und dem Bremer Senat über einen Ver¬
kauf der Krupp-Anteile an der Deschimag (d. h. vor allem der A.G. „Weser"
mit der Bremerhavener Seebeck-Werft sowie der Weserflug) und der Nord¬
deutschen Hütte an die Stadt Bremen.

Daß die Möglichkeit einer Überführung von Privat- in Allgemeineigentum
nie realisiert wurde, beklagt die linke Historiographie u. a. unter dem Begriff
der „verhinderten Neuordnung" 5 . Daß aber tatsächlich während der sog.
Sozialisierungs-Diskussion die Chance bestand, den Bremer Besitz des
Krupp-Konzerns — systemkonform durch einen Kauf der Aktienmajorität
und ohne den negativen Geruch einer etwa gar entschädigungslosen Enteig¬
nung — quasi „für ein Ei und ein Butterbrot" zu erwerben, wird in der rele¬
vanten Literatur nicht erwähnt. Die sozialdemokratische Neuordnungspoli-

4 Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen. (Schriftenreihe der Landeszentra¬
le für politische Bildung Bremen, Bd. 1). Bremen 1989, S. 24.

5 So der Titel der Publikation von Eberhard Schmidt.

148



tik wird weder von Paulmann 6 noch von Kaisen 7 thematisiert. Pfliegens-
dörfer 8 und die Arbeitsgruppe Abrüstung klammern jedoch diese Frage
nicht aus 9 . Tatsächlich lassen sich diese Vorgänge mit Akten des Staatsar¬
chivs Bremen, vor allem aber mit Unterlagen aus dem Werksarchiv Krupp
weitgehend rekonstruieren 10.

Es sollte inzwischen unumstritten sein, daß es die sog. „Stunde Null" —
trotz erheblicher Kriegsverluste und Reparationsleistungen — zumindest in
den westlichen Besatzungszonen nicht gegeben hat. Umstritten bleibt dage¬
gen m. E. noch heute die Frage, welche Handlungsoptionen und Chancen zur
Neuordnung in Westdeutschland unter dem Besatzungsregime in der unmit¬
telbaren Nachkriegszeit der Jahre 1945 bis 1948 tatsächlich bestanden ha¬
ben. Diese Frage wird aber zu häufig verengt auf die Alternative „Wie-
der(!)aufbau" im Rahmen der vorgegebenen, d. h. also der kapitalistischen
Besitzverhältnisse oder „verhinderte Neuordnung", wobei weitere Optionen
ausgespart werden. Die Ursachen für das Scheitern der Neuordnungspolitik
nach 1945 werden dabei in der Literatur überwiegend auf exogene Faktoren,
d. h. vor allem auf die Dominanz alliierter Entscheidungen bzw. auf bürger¬
liche Parlamentsmehrheiten auf Bundesebene, reduziert. Im vorliegenden
Aufsatz soll der Frage nach den Handlungsspielräumen deutscher Politik in
der Nachkriegszeit anhand des genannten Beispieles nachgegangen werden.
Konkret wird die Frage gestellt, ob und in welchem Maße von einer gestalt¬
baren politischen Situation gesprochen werden kann oder aber ob die Hand¬
lungsspielräume deutscher Politik sich nur im Rahmen einer durch die West-
Alliierten vorgegebenen Restaurationspolitik bewegen konnten. Untersucht
werden soll, welche Rolle beim Scheitern sozialistischer Neuordnungsvor¬
stellungen, genauer, bei dem Versuch einer Neustrukturierung von wichti¬
gen Teilbereichen der bremischen Wirtschaft exogene Faktoren, welche
endogene Faktoren spielten. Als exogene Faktoren werden dabei die außer¬
halb des bremischen Einflusses stehenden Kräfte verstanden, vor allem also
die amerikanische Militärregierung und, seit ihrer Gründung, die politischen
Institutionen der Bundesrepublik. Endogene Faktoren im engeren Sinne stel¬
len die tatsächlichen oder potentiellen Träger der Neuordnungsvorstellun¬
gen, vor allem also SPD, KPD, Gewerkschaften und Betriebsräte, dar, im wei-

6 Christian Paulmann: Die Sozialdemokratie in Bremen 1864—1964. Bremen 1964.
7 Wilhelm Kaisen: Meine Arbeit, mein Leben. München 1967.
8 Dieter Pfliegensdörfer: Die ökonomische Neuordnungskonzeptionder deutschen

Sozialdemokratie in der unmittelbaren Nachkriegszeit. Inhalte, Realisierungsver¬
suche und Determinanten der Niederlage in Bremen 1945—1951. Diplomarbeit
Universität Bremen (Studiengang Wirtschaftswissenschaften) 1979, S. 6. (Im fol¬
genden zit.: Pfliegensdörfer).

9 Arbeitsgruppe Abrüstung: Der Kaiser ging, der Führer ging — die Waffenschmie¬
den blieben. Rüstungsproduktion in Bremen vom Kaiserreich bis heute. Bremen 1984.

10 Die Akten der amerikanischen Besatzungsmacht (OMGUS) wurden herangezogen,
doch blieben die alliierten Akten oberhalb der Militärregierung, d. h. vor allem auf
Kontrollratsebene, unberücksichtigt.
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teren Sinne die politischen Institutionen des Bremer Stadtstaates, sowie die
politischen Parteien des Bürgertums in der Hansestadt.

Zielvorstellungen und Initiativen der relevanten Handlungsträger und der
Verlauf der Verhandlungen zwischen der Firma Fried. Krupp und dem Bre¬
mer Senat sollen untersucht und die Gründe ihres Scheiterns analysiert wer¬
den.

2. Politische Rahmenbedingungen: Sozialistische Neuordnungsversuche
der Wirtschaft in Bremen (Oktober 1945 — September 1947)

Die Sozialdemokratie in Bremen forderte schon einen Tag nach ihrer Wieder¬
zulassung in einer programmatischen Aussage am 20. Oktober 1945 die Ver¬
staatlichung der Schlüsselindustrien als Ziel einer sozialistischen Wirt¬
schaftspolitik 11. Doch existierten innerhalb der bremischen Sozialdemokra¬
tie zwei Flügel, die sich vor allem durch ihre gegensätzliche Einstellung zur
Neuordnung von Wirtschaft und Gesellschaft unterschieden: zum einen der
„partiell-antikapitalistische Gewerkschaftsflügel" mit dem Bremer DGB-Vor¬
sitzenden Oskar Schulze 12 , dem Fraktionsvorsitzenden Stockhinger 13 , Sena¬
tor Ewert 14 sowie — bedingt — auch mit den beiden am 17. Mai 1946 von
der KPD zur SPD übergetretenen Senatoren Ehlers 15 und Wolters 16 . Auf der
anderen Seite stand die „reformistische Kaisen-Fraktion", dominiert von dem
von der amerikanischen Militärregierung eingesetzten Präsidenten des
Senats 17 , der eine von pragmatischen Gesichtspunkten bestimmte („ein¬
geengte"), eher Wiederaufbau- als Neubaupolitik betrieb 18.

Dem Einsetzen der eigentlichen Sozialisierungsdebatte im Zusammenhang
mit der Ausarbeitung der bremischen Landesverfassung im Jahre 1947 ging
ein von Teilen der SPD und der KPD initiierter erster Versuch zur Überfüh¬
rung von Betrieben in Gemeineigentum voraus. Die KPD beantragte am

11 Weser-Kurier (WK) vom 20.10.1945; vgl. Pfliegensdörfer, S. 26 und Jansen/Meyer-
Braun, S. 68 ff.

12 Oskar Schulze (1890-1968). SPD.
13 Carl Stockhinger (1894 — 1951). SPD. Seit Ende 1946 Mitglied der Bürgerschaft und

Vorsitzender der SPD-Fraktion.
14 Willi Ewert (1894—1970). SPD. Syndikus der Angestelltenkammer in Bremen. Mit¬

glied der ernannten Bürgerschaft. Seit dem 28.11.1946 Senator für das Wohnungs¬
wesen. Im Frühjahr 1948 Rücktritt aus gesundheitlichen Gründen. Juni 1949 Aus¬
schluß aus der SPD, seitdem fraktionsloses Mitglied der Bürgerschaft.

15 Adolf Ehlers (1898-1978). Am 17.8.1945 von der Militärregierung als Mitglied der
KPD zum Senator ernannt. Bis 1948 Senator für das Wohlfahrtsressort, dann Sena¬
tor für Inneres.

16 Hermann Wolters (1910—1974). Am 6.6.1945 von der Militärregierung als Mitglied
der KPD zum Senator für Ernährung und Arbeitseinsatz ernannt. Ab November
1946 Wirtschaftssenator.

17 Wilhelm Kaisen (1887—1979) war am 1.8.1945 von der Militärregierung zum Bür¬
germeister und Präsidenten des Senats ernannt worden.

18 Pfliegensdörfer, S. 27.
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20. Juni 1946 in der Bürgerschaft die Einsetzung einer Kommission, die die
Eignung der Kokerei der Norddeutschen Hütte für die Gasversorgung der
Bremer Bevölkerung und die Entflechtung der Norddeutschen Hütte aus der
Kruppschen Konzernbindung untersuchen sowie „die Eingliederung dersel¬
ben in die Selbstverwaltung des Bremer Staates" vorbereiten sollte 19. Der
Sozialdemokrat Oskar Schulze unterstützte diese Zielsetzung 20 . Die Kom¬
mission empfahl Ende August 1946 dem Senat, Verhandlungen mit der Mili¬
tärregierung aufzunehmen, um die gesamten Hüttenanlagen „in die Selbst¬
verwaltung des Bremer Staates" zu übernehmen 21 . Und Anfang März 1947
fragte die SPD danach, ob der Senat Schritte zur Vergesellschaftung der
Weserflug unternommen habe 22 . Diese Initiativen blieben ergebnislos 23 .

Der Sozialdemokrat — und spätere Senator — Ewert startete Ende August
1946 eine Initiative in der Bremischen Bürgerschaft, wonach das beschlag¬
nahmte Vermögen von Naziaktivisten und das treuhänderisch verwaltete so¬
wie das von Rüstungs- und Konzernbetrieben in das Eigentum der öffentli¬
chen Hand überführt werden sollte 24 . Und Oskar Schulze verlangte am
1. September 1947 die Übernahme der zum Krupp-Konzern gehörenden Be¬
triebe in der Hansestadt in den Besitz des bremischen Staates 25 .

Sanktionierte auch die Mehrheit der Bürgerschaft Ewerts Vorstoß, so
scheint der Bremer Senat unter Bürgermeister Kaisen keine entsprechende
Initiative eingeleitet zu haben. Denn offenbar erschien dem Senat eine Erör¬
terung dieser Problematik mit der Militärregierung von vornherein als nicht
sinnvoll 26 . So wird im Zusammenhang mit diesen Initiativen die Tendenz
sichtbar,

„daß zwar neuordnungsorientierte Kräfte innerhalb der Bremer Sozial¬
demokratie Initiativen mit dem Ziel einer partiellen Überwindung der kapitali¬
stischen Produktionsweise im parlamentarischen Raum vorantrieben, deren
Realisierung jedoch aufgrund der restaurativen Orientierung des Kaisen-
schen Senats mit seinen ständigen Hinweisen auf alliierte Entscheidungs-

19 Sten.Aufz. 1946, 1. Wahlperiode, S. 67.
20 Ebd., S. 68.
21 Ebd., S. 178.
22 Sten.Aufz. 1947, 1. Wahlperiode, S. 106.
23 Nach Pfliegensdörfer war ihre Realisierung „schon deshalb [ . . . ] schwierig", da

das Vermögen aller Rüstungsbetriebe aufgrund des alliierten Gesetzes Nr. 52 der
Kontrolle der Besatzungsmächte unterlag und von diesen für ihre Verwaltung
Treuhänder ernannt worden waren. (Pfliegensdörfer, S. 45 [nach Schmidt,
S. 53 ff.]).

24 Antrag, Sten.Aufz. 1946, 1. Wahlperiode, S. 178.
25 Schreiben Oskar Schulzes an die IG Metall vom 1.9.1947 und Gutachten von Kurt

Reiter für die Gewerkschaften vom 3.12.1946 (nach Jörg Wollenberg: Zusammen¬
bruch — Demontage — Wiederaufbau. In: Hans Ziegenfuß u. a. [Hrsg.]: „Wer
kämpft, kann verlieren! Wer nicht kämpft, hat schon verloren!" Hamburg 1984,
S. 118).

26 Pfliegensdörfer, S. 45 f.
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kompetenzen bei der Organisation des ökonomischen Systems nicht weiter
verfolgt wurden" 27 .

Auch Hans Jansen weist darauf hin, daß zwar in den Jahren 1946/47 in der
Sozialdemokratie und den Gewerkschaften in Bremen „die gesellschaftliche
Aneignung der monopolisierten Schlüsselindustrien" diskutiert wurde, wäh¬
rend jedoch zunehmend deutlich wurde, daß es „an Kraft und Mitteln fehlen
würde, derlei weitgehende Alternativen in einem konservativ gewandelten
Umfeld auch politisch durchzusetzen" 28 .

3. Betriebliche Rahmenbedingungen: Demontage und Perspektiven von
Deschimag und Norddeutscher Hütte

Der Krupp-Konzern hatte durch die Erwerbung der Aktienmajorität der De¬
schimag Ende 1941 nicht nur seine Schiffbauinteressen über die Germania-
Werft in Kiel hinaus auszuweiten beabsichtigt, sondern auch einen weiteren
Abnehmer für die Rüstungsgüter und industriellen Vorfabrikate seiner ande¬
ren Konzernunternehmen gewonnen.

Nach der Besetzung Deutschlands und seiner Aufteilung in alliierte Besat¬
zungszonen befanden sich fast alle Fabriken, Bergwerke und Erzlager der
Firma Krupp in der britischen Zone 29 . Am 16. November 1945 hatte die All¬
gemeine Verfügung Nr. 3 der britischen Besatzungsmacht die Firma Krupp
unter alliierte Kontrolle gestellt. Das amtierende Management wurde zu
Treuhändern ernannt und angewiesen, die normale Geschäftstätigkeit
fortzusetzen 30 . Krupp hatte bereits im Kaiserreich seinen Ruf als „Kanonen¬
könig" erworben, wurde aber auch nach dem Zweiten Weltkrieg für die
alliierten Siegermächte zum Symbol des deutschen Militarismus und der
aggressiven Tendenzen des faschistischen Deutschland. Deswegen brachten
die Alliierten Alfried Krupp von Bohlen und Halbach 31 auf die Anklage¬
bank des Nürnberger Kriegsverbrecher-Tribunals. Die Verbindung mit dem
Namen Krupp war zu einer Belastung geworden. Als weitere unternehmeri¬
sche Hypothek ist der Tatbestand zu werten, daß die Konzernzentrale, da ih¬
re Betriebe unter alliierter Treuhandschaft gestellt und ihre Informations¬
und Weisungsmöglichkeiten durch die Zonengrenzen beschränkt waren, kei¬
nen Einfluß mehr auf die Geschäftsführung der Deschimag besaß 32 .

Für die A.G. „Weser" der Deschimag hatte sich also die deutsche Niederla¬
ge in mehrfacher Hinsicht negativ ausgewirkt: Ihre Verbindung zum Hause
Krupp diskreditierte das Unternehmen, als Produzent von Schiffen fiel sie

27 Ebd., S. 46 f.
28 Jansen/Meyer-Braun, S. 74.
29 William Manchester: Krupp. Chronik einer Familie. München 1978. S. 629. (Im fol¬

genden zit.: Manchester).
30 E. Schmidt, S. 54; vgl. auch Manchester, S. 588.
31 Alfried Krupp von Bohlen und Halbach (1907-1967) hatte Ende 1943 die Leitung

des Konzerns von seinem Vater übernommen.
32 Krupp Werksarchiv (WA) 66 V 104, Aktenvermerk Schröders (vgl. Anm. 51) vom

9.12.1946.
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unter das alliierte Schiffbauverbot, und als vormaliger Rüstungsbetrieb wur¬
de sie zu Reparationszwecken fast vollständig demontiert. Welche Zukunfts¬
perspektiven waren einem solchen Unternehmen in den ersten Jahren nach
1945 noch zuzubilligen? Keine! Das jedenfalls war das Ergebnis der Überle¬
gungen im Hause Krupp, weswegen dieses bereit war, sich von dieser Beteili¬
gung zu trennen. Ebenso sahen es die politisch Verantwortlichen in Bremen.
Der Bremer Senat mußte sich fragen, was aus diesem Schiffbauunternehmen
werden sollte, das der größte industrielle Arbeitgeber der Hansestadt
gewesen war.

Das Gelände der A.G. „Weser" war bei der Befreiung Bremens von briti¬
schen Truppen besetzt worden, die später durch eine amerikanische Werft-
Besatzung abgelöst wurden. Letztere verwehrte Unternehmensleitung und
Firmenangehörigen den Zutritt zum Werftareal; erst im August 1945 durften
einige Betriebsangehörige dieses zur Inventuraufnahme betreten 33 . Die
Großwerft erhielt keine Genehmigung für die Wiederaufnahme ihres Betrie¬
bes auf dem Gröpelinger Gelände. Vielmehr erklärten die amerikanischen
Instanzen in der Hansestadt, es seien noch besondere Nachprüfungen erfor¬
derlich, da die A.G. „Weser" „als die leistungsfähigste Werft auf dem Gebiet
des U-Bootbaues" gelte 34 . Trotzdem beschäftigte das Unternehmen am
20. August 1945 außerhalb der Werftanlage in verschiedenen Dependancen
wieder rund 1000 Arbeiter und 300 Angestellte 35 . Im Oktober 1945 erfolgte
die offizielle Beschlagnahme zu Reparationszwecken, gleichzeitig wurde die
vermögensrechtliche Kontrolle des Unternehmens einem Treuhänder durch
Property Control übertragen 36 .

Nachdem die grundsätzliche Entscheidung zur Demontage der Werft gefal¬
len war und von der Unternehmensleitung als unabänderlich hingenommen
werden mußte, stand eine völlige Neuorientierung der Unternehmenspolitik
an. So beschloß die Hauptversammlung der Deschimag am 31. Oktober 1945
— am selben Tag, als die Demontage der Werft begann 37 — „im Zuge der
einschneidenden Umgestaltung des Unternehmens" die Änderung ihrer Fir¬
menbezeichnung in den alten Namen A.G. „Weser". Eine Liquidation wurde
zunächst zwar erwogen, dann aber doch verworfen, vermutlich aus der Über¬
legung heraus, die Geschäfte „im Rahmen selbständiger Gesellschaften"
fortführen zu können 38 . Als weiteres Indiz für die unternehmerische Neu-

33 Staatsarchiv Bremen (StAB) 4,35—853, Bericht über die bisherige und Vorschau
über die zukünftige Entwicklung der Bremer Maschinenbau und Dockbetrieb
GmbH unter besonderer Bezugnahme auf ihr Verhältnis zur A.G. „Weser" vom
25.6.1947.

34 StAB 4,35—837, Schreiben vom 14.8.1945 an Generaldirektor Hermann.
35 StAB 4,35-837, Schreiben vom 20.8.1945.
36 StAB 4,35-853, Bericht vom 25.6.1947.
37 Peters, Chronik, S. 36.
38 Die Hauptversammlung beauftragte die Verwaltung, „ein Programm auszuarbei¬

ten, um durch sachgemäße Trennung und Zuteilung an neuzuerrichtende Firmen
die Restsubstanz tunlichst zu erhalten und ausschließlich friedensmäßigen Auf¬
gaben zuzuführen".
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Orientierung ist zu werten, daß die Aktionäre den gesamten bisherigen Auf¬
sichtsrat abberiefen und einen neuen wählten, in dem die vier Bremer Mit¬
glieder über die zwei Vertreter der Firma Krupp dominierten 39 .

Auch mit dem Einsetzen des Lizenzierungsverfahrens für eine Wiederauf¬
nahme der Produktion im Frühjahr 1946 lehnte die Industry Control der Mili¬
tärregierung die Erteilung einer solchen Lizenz für die A.G. „Weser" schließ¬
lich ab, wahrscheinlich wegen der „Krupp-Bindungen", ihrer ,,starke[n] Expo¬
nierung während des Krieges auf dem Kriegsschiffbau-Sektor" und wegen
der Beschlagnahme zur Reparation 40 .

Von der Werftleitung verfolgten Schoelzgen 41 und Reiter 42 im Mai 1946
das Ziel, eine Neugründung vorzunehmen, „um aus der alten A.G. ,Weser'
wieder ein rein bremisches Unternehmen zu machen, und um diese neue
Firma völlig aus dem Reparationsbereich der A.G. ,Weser' herauszubekom¬
men". Dadurch sollte vor allem das „Kapital an Können, Wissen und Erfah¬
rung" der Stammbelegschaft in eine neue Firma hinübergerettet werden 43 .
Als Sondierungen bei der Militärregierung die Tragfähigkeit einer solchen
Konzeption bestätigt hatten 44 , gründeten bremische Kaufleute mit Ein¬
schluß der Norddeutschen Kreditbank im Juni 1946 die „Bremer Maschinen¬
bau und Dockbetrieb GmbH" (kurz: Bremer Dock) 45 . Krupp als der politisch
belastete Mehrheitsaktionär der Deschimag war offensichtlich bewußt nicht
beteiligt worden. Diese Gründung ist als ein Lösungsversuch zur Umgehung
des Produktionsverbotes für die A.G. „Weser" und zur Ausnutzung der übrig¬
bleibenden Ressourcen an Arbeitskräften und Produktionsmöglichkeiten zu
sehen. Durch einen Vertrag mit der A.G. „Weser" (24. Juli 1946) 46 über¬
nahm die Bremer Dock das bisher von der A.G. „Weser" betriebene Geschäft,
soweit dieses nicht durch Reparationsleistungen betroffen war 47 . Nach Ab¬
schluß der Demontage war von einer weitgehenden tabula rasa auszugehen,
und der eigentliche Wert des Unternehmens hätte — abgesehen von den
fachlichen Qualifikationen der Belegschaft — vor allem im Grundbesitz gele¬
gen. Dieser war bis 1942 im Besitz der Stadt Bremen gewesen, die zuvor das
Werftareal lediglich an die A.G. „Weser" verpachtet hatte. Der Kaufvertrag
war aber in juristischer Hinsicht nicht „wasserdicht", weswegen ein Interesse
Bremens vorlag, diesen Verkauf rückgängig zu machen bzw. nicht wirksam

39 StAB 3-J.6. Nr. 20, WK, 3.11.1945.
40 StAB 4,35-853, Bericht vom 25.6.1947.
41 Hermann Schoelzgen, Direktor und Treuhänder der A.G. „Weser".
42 Dr.-Ing. Kurt Reiter, leitender Angestellter der A.G. „Weser" und Geschäftsführer

der Bremer Dock.
43 StAB 3-J.6. Nr. 20, A.G. „Weser" an Bürgermeister Kaisen vom 14.5.1946.
44 StAB 4,35-837, Bericht vom 25.6.1947.
45 StAB 4,35—853, Bremer Dock an Finanzsenator vom 16.1.1948. Die Bremer Dock

nahm am 1.8.1946 ihre Geschäfte auf.
46 StAB 4,35-857, Bericht vom 25.6.1947.
47 StAB 4,35—853, Vertrag zwischen der A.G. „Weser" und Bremer Dock vom

24.6.1946. Der Vertrag galt zunächst bis Ende 1948 und verlängerte sich automa¬
tisch um ein Jahr, wenn er nicht gekündigt wurde.
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werden zu lassen, um über das Gelände nach eigenem Ermessen verfügen zu
können, vor allem im Hinblick auf die Schaffung neuer Arbeitsplätze.

4. Bestandsaufnahme und unternehmerische Perspektiven der Krupp-
Zentrale sowie Gründe zum Verkauf der Kruppschen Industrie¬
beteiligungen in Bremen (Juli 1945)

Krupp besaß nach Kriegsende Aktien im Nennwert von 11 265 800,— RM des
insgesamt 20 Mio. RM betragenden Aktienkapitals der Deschimag, d. h. er
war mit 56,3 % Mehrheitsaktionär. Jeweils 10 % befanden sich in den Hän¬
den von Otto Wolff und der Nordkredit, letztere damit im Zugriff des bremi¬
schen Staates, der Rest in bremischem Privatbesitz 48 . Außer der Werft in
Gröpelingen besaß das Unternehmen noch die Seebeck-Werft in Bremerha¬
ven; die Weserflug mit einem nominellen Kapital von 12 Mio. RM war ihre
hundertprozentige Tochtergesellschaft, die zwar ebenfalls demontiert
wurde, aber über erheblichen Grundbesitz und große Fabrikationshallen —
auch außerhalb Bremens in ihren Zweigwerken im niedersächsischen Um¬
land — verfügte. Zudem gehörten der Deschimag noch Firmenbeteiligungen
im Wert von ca. 3 Mio. RM. Außerdem war das Unternehmen nach Kriegsen¬
de ausnahmsweise ausgesprochen liquide, denn sein Bankguthaben wies
30 Mio. RM auf, von denen allerdings 20 Mio. gesperrt waren 49 .

Johannes Schröder, „der führende Kopf" 50 unter den Direktoren der
Fried. Krupp AG und der „schärfste Finanzverstand von ganz Essen" 51 ,
reiste im Juli 1945 erstmals nach Kriegsende nach Bremen, um die finan¬
zielle Situation der dortigen beiden Kruppschen Hauptgesellschaften, der
Deschimag und der Norddeutschen Hütte, zu untersuchen und „Verwer¬
tungsvorschläge" für ihr Vermögen zu entwickeln. Wie er in einem anschlie¬
ßenden Aktenvermerk am 25. Juli 1945 feststellte, hatte der Essener Kon¬
zern in der Hansestadt 26,9 Mio. RM für die Deschimag (als Kaufpreis für die
Aktienmajorität), 7,9 Mio. RM für die Norddeutsche Hütte sowie für letztere
noch einen Kredit von rund 3 Mio. RM — insgesamt also 37,8 Mio. RM —
investiert 52 .

Die 1908 gegründete Norddeutsche Hütte 53 war ein Roheisenwerk, das im
Dritten Reich auch Nickel-Stahl und Nickel-Vanadium-Stahl zur Produktion

48 StAB 4,35—837, undatierte vertrauliche Aufstellung des Krupp-Konzerns.
49 Den etwa 30 Mio. RM Schulden an Unterlieferanten im Rahmen des U-Boot-Baus

während des Krieges standen entsprechende Forderungen an das Reich gegenüber
(StAB 4,35—837, undatiert, Unterschrift: Joh. Schröder).

50 Manchester, S. 589.
51 Manchester, S. 712. Johannes Schröder (1905-1982). Eintritt bei Krupp 1938 als

Prokurist, später Abteilungsdirektor. Seit 1941 Direktor und seit 20.9.1945 Leiter
der Finanzverwaltung.

52 Krupp WA 66 V 104, Aktenvermerk vom 25.7.1945.
53 Diese „Hütte am Meer" gehörte zu den sog. Wiegand-Industrien, die durch die In¬

itiative des Direktors des Norddeutschen Lloyd im ersten Jahrzehnt dieses Jahr¬
hunderts zur Verbreiterung der industriellen Basis der Hansestadt gegründet wor¬
den waren.
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von Panzerplatten und Geschützrohren hergestellt hatte. Insofern konnte
der Betrieb als Rüstungsbetrieb eingestuft werden, der für die Demontage
vorgesehen war. Für die Nachkriegssituation waren besonders die bei der Ei¬
senproduktion anfallenden Nebenprodukte wichtig, vor allem der Hütten¬
zement und das Kokereigas; letzteres versorgte einen Teil der Bremer Haus¬
halte. Die Anlagen der Norddeutschen Hütte waren durch den Krieg „nicht
wesentlich" beschädigt worden; im Sommer 1945 konnte die Produktion von
Zement wieder aufgenommen werden 54 .

Als möglicher Interessent für die Übernahme der Norddeutschen Hütte
kam nach Schröders Einschätzung „eventuell" die Stadt Bremen in Frage, die
an mehreren Teilanlagen Interesse habe und die Existenz der Hütte „aus all¬
gemein arbeitsmarktpolitischen Gründen" sichern wolle. Voraussetzung
hierfür sei die Streichung dieses Betriebes von der Reparationsliste, was
Schröder nur für realisierbar hielt, „wenn Krupp als Eigentümer ausschei¬
det". Für die Aktien der Deschimag gäbe es im Augenblick keine Interessen¬
ten, da die Zukunftschance des Schiffbauunternehmens trotz des verbleiben¬
den Sachvermögens an Grundbesitz und Hallen der Werft sowie ihrer Toch¬
tergesellschaft Weserflug „völlig ungewiß" sei und die Firma wahrscheinlich
liquidiert werden müsse. Schröder fürchtete, daß das gesperrte Bankgut¬
haben der Deschimag in Gefahr sei, „bei einer evtl. Währungssanierung
Deutschlands verlorenzugehen" 55 .

Von der Geschäftsführung der Deschimag hatte er erfahren, daß die Stadt
Bremen den im Jahre 1942 abgeschlossenen Kaufvertrag über das Werft¬
grundstück von 850 000 qm rückgängig machen wolle, da die Umschreibung
noch nicht erfolgt sei. Dies habe die Deschimag jedoch abgelehnt. Schröder
schlußfolgerte daraus, daß die Stadt Bremen daran interessiert sei, „gegen
heutige Mark ( = RM — P.K.) Grundbesitz im Hafen zu erwerben".

Nach der Überlegung des Krupp-Direktors gäben diese Intention der Stadt
und das große Bankguthaben der Deschimag Krupp „die Möglichkeit zu
einer interessanten Kombination". Schröder entwickelte einen mehrphasi¬
gen Plan, der mehrere Zielsetzungen verfolgte: das Abstoßen der Krupp¬
schen Beteiligungen an Bremer Industrieunternehmen an die Stadt Bremen,
die Umwandlung des Bankvermögens der Deschimag in Sachwerte sowie die
Realisierung der Kruppschen Beteiligungen in Reichsmark, um Schulden des
Konzerns in alter Währung bezahlen zu können.

Sein Konzept sah die folgenden Schritte vor:
1. Die Deschimag sollte von Krupp die 99 % der Aktien der Norddeutschen

Hütte zum Preis von 12 Mio. RM erwerben und zudem der Hütte einen Kredit
über 3 Mio. RM einräumen, mit dem diese wiederum ihre Schulden bei Krupp
begleichen sollte. Durch diese Transaktion sei „die Gefahr einer Entwertung
des Bankguthabens beseitigt". Die Deschimag sei fortan „im wesentlichen

54 Vgl. dazu Jürgen Sieker/Michael Weisfeld: Die Klöcknerhütte. Bremen 1987. Die
Norddeutsche Hütte ging im Januar 1954 in den Besitz des Klöckner-Konzerns
über. (Ebd., S. 41).

55 Krupp WA 66 V 104, Aktenvermerk vom 25.7.1945.
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eine große Grundstücksgesellschaft", die über ihren eigenen sowie den
Grundbesitz der Norddeutschen Hütte und der Weserflug verfüge.

2. Der zweite Schritt sah den Verkauf des Kruppschen Aktienpaketes der
Deschimag an die Stadt Bremen zum Preis von 15 Mio. RM, d. h. einem Kurs
von 177 %, vor 56 . Schröders Überlegung dabei war:

„Da die Stadt für den Grundbesitz der Deschimag RM 8 Mio. [muß heißen
8,5 Mio. RM — P.K.] aufwenden wollte, kann sie nunmehr zum Preise von RM
15 Mio. die Majorität eines Terrains erwerben, was ein mehrfaches dessen
der Deschimag beträgt. Ist das Interesse der Stadt für den Grundbesitz echt,
so müßte sie auf das Angebot eingehen. Sie würde dadurch erreichen, daß
die Verbindung zwischen diesen Firmen und Krupp gelöst ist, so daß die poli¬
tische Gefahr für die Firmen beseitigt ist."

Außerdem würde sie „praktisch umsonst" das Zementwerk, die Kraftzen¬
trale und das Gaswerk der Norddeutschen Hütte erhalten 57 . Der Firma
Fried. Krupp würde durch diese Transaktionen insgesamt eine Summe von
30 Mio. RM zufließen, womit der Konzern sämtliche Schulden 58 bezahlen
könne. In einem Postskriptum merkte Schröder noch einen Aspekt an, der
sich als eine Konstante der Kruppschen Unternehmenspolitik für die näch¬
sten Jahre erweisen sollte:

„In dem Kaufvertrag müssen wir uns das Recht vorbehalten, von dem Ver¬
trag zurückzutreten, falls innerhalb einer angemessenen Frist eine allgemei¬
ne Kontensperre in Deutschland eintreten sollte. [. . . ] Wir müssen nach Ein¬
gang des Geldes so viel Zeit haben, daß wir unsere Gläubiger befriedigen
können." 59

In diesem Aktenvermerk „Bremer Vermögen" sind die Interessenlage der
Fried. Krupp AG sowie ihr weiteres Verhalten und Agieren ihren Bremer Be¬
teiligungen und der Stadt Bremen gegenüber für den Zeitraum bis zur Wäh¬
rungsreform recht deutlich skizziert. Ein weiterer Grund für Krupps Verkaufs¬
absicht war, daß die Hansestadt in einer anderen Besatzungszone als die Kon¬
zernzentrale lag und die amerikanische Militärregierung der Geschäftslei¬
tung der Deschimag verboten hatte, der Essener Konzernzentrale in der briti¬
schen Zone Rechenschaftsberichte und dgl. zuzusenden, so daß Krupp —
nach Schröder — „gar nicht mehr im Bilde [war], was bei der Deschimag vor
sich geht" 60 .

Nach dem Scheitern der Verhandlungen — also ex post — und deswegen
nur mit Vorbehalten zu bewerten, führte der Krupp-Manager die folgenden

56 Diesen Kurs nannte Schröder, StAB 4,35—837, undatiertes Schreiben.
57 Krupp WA 66 V 104, Aktenvermerk: „Bremer Vermögen" vom 25.7.1945.
58 Zur Liquiditätspolitik der Firma Krupp in der Endphase des Zweiten Weltkrieges

vgl. Bernt Engelmann: Krupp. Die Geschichte eines Hauses — Legenden und Wirk¬
lichkeit. 4. Aufl., München 1986, S. 452 f.

59 Krupp WA 66 V 104, Aktenvermerk „Bremer Vermögen" vom 25.7.1945.
60 Einem Unbeteiligten gegenüber betonte Schröder am 10.11.1947: „Dies war auch

der Grund, weshalb wir uns zu dem an sich ungünstigen Verkauf leichten Herzens
entschlossen haben." (Krupp WA 66 V 104, Schreiben an Marinebaudirektor a. D.
Otto Fenselau vom 10.11.1947).
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Gründe für seine Verkaufsabsichten an. Man habe sich zum Verkauf ent¬
schlossen, um der Bremer Wirtschaft die Möglichkeit zu erhalten, aus den
nach der Demontage verbleibenden Resten („Trümmern") der Deschimag
und Norddeutschen Hütte „wenigstens etwas für die deutsche Wirtschaft zu
retten", nachdem Krupp selbst alle Wiederaufbaupläne verboten waren 61 .

Der Bremer Senat aber würde mit der Übernahme der Aktienmajorität der
Deschimag den entscheidenden Einfluß auf diese gewinnen: Statt des Rück¬
kaufs des Werftgeländes hätte er die Mehrheit der Deschimag, der Norddeut¬
schen Hütte und der Weserflug erwerben können 62 . Ein in der Tat interes¬
santes Geschäft für die Hansestadt!

5. Der Substanzwert der Deschimag und Norddeutschen Hütte und das Ver¬
kaufsangebot des Hauses Krupp an Bremen (Sommer 1946)

Je nach Zeitpunkt und Adressat werden unterschiedliche Zerstörungsgrade
der Werft genannt. Vor dem Einsetzen der Demontage sprach die Unterneh¬
mensleitung von im Durchschnitt 40 °/o Gebäude- und 25 % Maschinen¬
schäden 63 . Am 1. April 1947 setzte sie — ein Jahr vor deren offiziellem Ab¬
schluß — die Kriegsschäden mit ca. 60 % bei Gebäuden und ca. 15 % bei
Maschinen an 64 . Und nach der weitgehenden Beendigung der Demontage
sollte Mitte November 1947 der Gutachter Georg Ludwig im Rahmen einer
Bestandsaufnahme für die Wiederaufnahme der Produktion zu dem Ergebnis
kommen, daß von der ehemals bebauten Fläche von 220 000 qm noch etwa
20 % zur Verfügung stünden. Demnach bestand zu diesem Zeitpunkt ein Zer¬
störungsgrad von ca. 80 % 65 .

Den Wert der Norddeutschen Hütte veranschlagte Schröder bei seinem er¬
sten Besuch auf 12 Mio. RM. Bezogen auf das Aktienkapital von 4,5 Mio. RM
bedeutete dies einen Kurs von 265 °/o, der Schröder selbst als „unmöglich"
hoch erschien, aber als Ergebnis der starken Unterkapitalisierung des Unter¬
nehmens anzusehen war 66 .

Genau ein Jahr nach der Abfassung seiner Aktennotiz über das Bremer
Vermögen der Fried. Krupp AG skizzierte Johannes Schröder in einem „Si¬
tuationsbericht Deschimag" die derzeitige Lage und Einflußmöglichkeiten
des Krupp-Konzerns auf seine Bremer Beteiligungen und registrierte dabei
das Interesse der Stadt am Werftgrundstück 67 .

Anfang August 1946 fixierte er seine Überlegungen über die Auflösung
des Krupp-Konzerns und speziell die Herauslösung der Norddeutschen
Hütte, der A.G. „Weser" und der inzwischen als Finanz- und Verwaltungs¬
gesellschaft „Weser" firmierenden Weserflug:

61 Krupp WA 66 V 104, Schreiben vom 3.3.1948 an Senator Nolting-Hauff.
62 StAB 4,35—837, undatiertes Schreiben, unterzeichnet von Joh. Schröder.
63 StAB 4,35-837, 1.10.1945.
64 StAB 4,94-23.
65 StAB 3-J.6. Nr. 20, Bericht über die Deschimag vom 17.11.1947.
66 Krupp WA 66 V 104, Aktenvermerk „Bremer Vermögen" vom 25.7.1945.
67 Krupp WA 66 V 104, Aktenvermerk vom 25.7.1946.
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„Im Zuge der Auflösung des Krupp-Konzerns sollen die oben stehenden
Bremer Gesellschaften verselbständigt werden. Diese Herauslösung liegt
auch im Interesse der Bremer Wirtschaft, da es voraussichtlich nur nach Ab¬
trennung vom Krupp-Konzern möglich sein wird, wenigstens einen Teil der
Werke am Leben zu erhalten. Krupp weiß, daß die Herauslösung einen erheb¬
lichen Verlust für ihn mit sich bringt. Das ist, bedingt durch die Zeitumstände
[sie!], nicht zu vermeiden. Andererseits muß aber der Erlös, den Krupp er¬
zielt, wenigstens in etwa den noch vorhandenen Werten entsprechen." 68

Zudem müsse eine solche Transaktion auch die finanziellen Möglichkeiten
des potentiellen Käufers berücksichtigen. Hieraus entwickelte Schröder sei¬
nen Vorschlag, der sich im wesentlichen mit seinen Überlegungen aus dem
Vorjahr deckte.

Etwa zu diesem Zeitpunkt, d.h. Anfang August 194 6 69 , muß Direktor
Schröder eine Kopie seiner Aktennotiz vom 25. Juli 1945 quasi als Versuchs¬
ballon an Senator Harmssen 70 geschickt haben 71 . Als flankierende Maß¬
nahme schrieb er zudem an Schoelzgen, Direktor und Treuhänder der A.G.
„Weser", und bat ihn um Unterstützung seiner Pläne 72 .

Damit hatte Krupp dem Senat den Ball zugespielt. Es lag an der Bremer Re¬
gierung, ob sie ihn auffangen wollte.

6. Die Auseinandersetzung um die finanzielle Bewertung der Krupp-Anteile
(September 1946 — Dezember 1946)

In einer Besprechung mit Thomas F. Dunn 73 , dem Direktor der amerikani¬
schen Militärregierung, am 14. August 1946 in Gegenwart der Senatoren
Nolting-Hauff 74 , Harmssen und Wolters erklärte Bürgermeister Kaisen zur
„Hinterlassenschaft" der A.G. „Weser", daß „die Übernahme der Aktienma¬
jorität durch Bremen" und die Bestellung eines neuen Treuhänders erforder¬
lich seien. Nach Nolting-Hauffs Auffassung war „der Erwerb des Grund¬
stückseigentums mittels Ankaufs der Aktienmajorität" das „wichtigste Pro-

68 Krupp WA 66 V 104, Aktenvermerk vom 5.8.1946.
69 In seinem Schreiben an Franz Stapelfeldt vom 8.8.1946 (vgl. Anm. 72) spricht

Schröder von „der Notiz, die ich soeben [ ! ] Herrn Senator Harmssen übersandt
habe".

70 Gustav Wilhelm Harmssen (1890—1970), Vorstandsmitglied der Atlas-Werke AG
und schwedischer Generalkonsul, war von der Militärregierung am 13.6.1945 zum
Senator ernannt worden.

71 Das geht aus seinem Schreiben an Schoelzgen vom 8.8.1946 hervor. (Krupp WA 66
V 104).

72 Krupp WA 66 V 104, Brief vom 8.8.1946. Auch den durch sein (noch anhängiges)
Entnazifizierungsverfahren kaltgestellten vormaligen Generaldirektor Franz Sta¬
pelfeldt informierte er über seine Verkaufsabsichten und bat ihn um Einflußnahme
auf Direktor Schoelzgen, der ihm als nicht recht standfest erschien. (Krupp WA 66
V 104, Schreiben vom 8.8.1946).

73 Dunn war der Nachfolger von Colonel Bion C. Welker und Colonel Gordon Brow¬
ning in diesem Amt.

74 Dr. jur. Wilhelm Nolting-Hauff (1902—1986) war am 6.6.1945 von der Militärregie¬
rung zum Senator ernannt worden.

159



blem". Bremen habe dem Krupp-Controller 8 Mio. RM geboten, doch sei der
Antrag entweder bei der North-German-Iron-and-Steel-Control oder bei der
Kontrollkommission in Berlin „steckengeblieben". Dunn bat um die Überlas¬
sung einer Kopie „des seinerzeit gemachten formellen Angebots" und erklär¬
te sich bereit, ggf. selbst nach Essen zu fahren, um die Angelegenheit zu prü¬
fen. In der Besprechung bestand Übereinstimmung, daß die A.G. „Weser", so¬
lange sie noch zum Krupp-Konzern gehöre, ihre Tätigkeit nicht ohne Zustim¬
mung des Krupp-Controllers aufnehmen könne. Auch aus diesem Grunde
müsse der Ankauf der Aktienmajorität von Bremen betrieben werden 75 .

Der Bremer Senat zeigte also Interesse an dem Kruppschen Angebot. Sena¬
tor Nolting-Hauff beauftragte am 11. September 1946 Wirtschaftsprüfer mit
einer Bewertung des Umlaufvermögens und der Passiva der Deschimag sowie
der Norddeutschen Hütte 76 . Zusammenfassend konstatierten die Wirt¬
schaftsprüfer, daß die „ungünstigste erste Bewertung" der Deschimag mit
einem Substanzwert von 15 Mio. RM abschlösse 77 .

Am 1. November 1946 erklärte Senator Harmssen Direktor Schröder, „daß
wir von Seiten des Staates aus ernsthaft reflektieren auf den Erwerb . . ," 78
Die Vorarbeiten des Bremer Senats seien so weit abgeschlossen, daß man in
weitere Verhandlungen eintreten könne. Er bat Schröder um einen Besuch
Mitte November 1946 in Bremen, um die Einzelheiten zu besprechen 79 .

Die Vorstellungen der Fried. Krupp AG über den Verkauf ihrer Bremer Be¬
teiligungen beliefen sich auf insgesamt 20 Mio. RM 80 .

Vom 18. bis 20. November 1946 hielt sich Schröder in Bremen auf, um mit
Senator Harmssen, Finanzsenator Dr. Nolting-Hauff sowie Senator a. D.
Wenhold 81 die geplante Transaktion zu besprechen. Für Schröder wurde da-

75 StAB 3-J.6. Nr. 20, Besprechungsnotiz vom 14.8.1946.
76 Krupp WA 66 V 104, Einleitung zum Prüfungsbericht. Den Prüfern standen die Ab¬

schlußbilanzen der A.G. „Weser", der Seebeck-Werft und der Norddeutschen Hütte
vom 31.12.1944 zur Verfügung. Als Aktiva der Deschimag stellten die Wirtschafts¬
prüfer 23 Mio. RM an Geldwerten sowie 3,5 Mio. RM an Rohstoffen, Wertpapieren
und Hypotheken, zusammen also 26,5 Mio. RM, fest. Dagegen stünden Verbind¬
lichkeiten über insgesamt 21,1 Mio. RM. Diese setzten sich zusammen aus 9,5 Mio.
RM Rückstellungen, 2 Mio. RM Hypotheken und 9,6 Mio. RM Verbindlichkeiten
„interner Natur".

77 Krupp WA 66 V 104, Prüfungsber. Auf Einzelheiten über die Norddeutsche Hütte
muß hier verzichtet werden.

78 Krupp WA 66 V 104, Sehr, vom 1.11.1946.
79 Ebd.
80 Das Gesamtvermögen der Finanz- und Verwaltungsgesellschaft „Weser", die ohne

Zutun und Wissen der Essener Konzernzentrale 1945 als Rechtsnachfolgerin der
Weser-Flugzeugbau GmbH gegründet worden war, belief sich einschließlich der
von ihr inzwischen gegründeten Tochtergesellschaften auf etwa 5 Mio. RM (Krupp
WA 66 V 104, Aktenvermerk vom 10.5.1947), und den Wert der Norddeutschen
Hütte hatte der Krupp-Direktor auf etwa 12 Mio. RM veranschlagt. (Krupp WA 66
V 104, Aktenvermerk vom 25.7.1945).

81 Hermann Wenhold (1891—1976) war Gründungsmitglied und zeitweiliger Vor¬
sitzender der Bremer Demokratischen Volkspartei (BDV). Senator im ersten Nach¬
kriegssenat. 1949—1953 Fraktionsvorsitzender der BDV.
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bei deutlich, daß der Senat „grundsätzlich" gewillt sei, die von Krupp vorge¬
schlagene Transaktion durchzuführen. Dem Senat erscheine der Vorschlag,
daß die Norddeutsche Hütte zunächst von der Deschimag erworben werden
solle, als plausibel „und im Interesse sowohl des Senats als der Deschimag, die
dadurch ihr Sperrguthaben freibekommen würde" 82 .

Die vom Bremer Senat beauftragten Gutachter hatten jedes nur mögliche
Risiko für einen potentiellen Käufer berücksichtigt und waren dadurch zu ei¬
ner entsprechend niedrigen Bewertung gekommen. Deswegen wird Direktor
Schröder mit seiner kritischen Einschätzung einer gewissen Befangenheit
bzw. Parteilichkeit der beiden Taxatoren nicht Unrecht gehabt haben. Es läßt
sich demnach davon ausgehen, daß diese tatsächlich „außerordentlich nie¬
drige Werte" geschätzt haben. So veranschlagten sie den Wert der Deschi¬
mag, Werk A.G. „Weser", auf 8,63 Mio. RM, die Seebeck-Werft auf 4 Mio. RM,
Weserflug auf 16,36 Mio. RM, womit sie auf eine Gesamtsumme von 28,99
Mio. RM kamen, die selbst den Senatoren als zu niedrig erschien. Schröder
konnte im Gespräch eine höhere Bewertung der Seebeck-Werft, die bereits
wieder ein umfangreiches Auftragspolster aufwies, durchsetzen.

Das Kaufangebot des Bremer Senats für die Kruppsche Deschimag-
Beteiligung lag mit 8 bis 10 Mio. RM weit unter Schröders Forderung. Obwohl
sich dieser intensiv darum bemühte, war der Senat noch nicht einmal bereit,
ihm das Gutachten zur Überprüfung auszuhändigen. Nach dem Gespräch
stellte Schröder fest:

„Wir sind bereit, wie wir auch mehrfach betont haben, an der Lösung des
Problems Deschimag vernünftig mitzuarbeiten und den ganzen Komplex in
die Hände des Senats zu übergeben, damit dieser die Liquidation so durchfüh¬
ren kann, wie es für den Wiederaufbau der Stadt und des Hafens von Bremen
wirtschaftlich am besten sei. Wir müssen aber auch an unsere Gläubiger den¬
ken und dürfen die Werte nicht verschleudern [. . . ]." 83

Die Verhandlungspartner waren übereingekommen, daß die Bremer das
von ihnen eingeholte Gutachten noch einmal überprüfen würden, um die
Verhandlungen im Dezember wieder aufzunehmen 84 .

Am 8. Dezember 1946 führte Direktor Schröder erneut ein Gespräch mit
Finanzsenator Nolting-Hauff und dem Wirtschaftsprüfer Dr. Schmidt, der das
Gutachten erstattet hatte. Der Senat hatte dieses inzwischen nochmals
durchrechnen lassen, um der Fried. Krupp AG ein endgültiges Angebot un¬
terbreiten zu können. Senator Nolting-Hauff bot 7,5 Mio. RM für die Nord¬
deutsche Hütte unter der Voraussetzung, daß diese von der Deschimag er¬
worben würde. Zudem sollte ein Besserungsschein für Kriegsschäden ge¬
währt werden, d. h. Krupp im Falle von staatlichen Entschädigungen an die¬
sen beteiligt werden. Für das Majoritätspaket der Deschimag könne Bremen
aber nur einen Kaufpreis von 8 Mio. RM zuzüglich Besserungsschein für

82 Krupp WA 66 V 104, Aktennotiz vom 21.11.1946. Der folgende Text ebenfalls nach
dieser Quelle.

83 Ebd.
84 Ebd.
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Kriegsschäden geben. Schröder versuchte vergeblich, auch einen solchen
für Reparationsschäden zu erhalten. Der Krupp-Manager hielt den für die
Norddeutsche Hütte gebotenen Preis für akzeptabel, nicht aber den für die
Deschimag-Aktien; denn solange das Reparationsschädenrecht nicht formu¬
liert sei, könne Krupp „unmöglich einen derartigen Anspruch für ein Butter¬
brot weggeben". Lieber wollte Schröder die Aktien bis zur Währungsumstel¬
lung liegen lassen und dann die Werft liquidieren 85 . Der Bremer Senat
wollte sich an die von ihm unterbreitete Offerte — vorbehaltlich der Zustim¬
mung der Bürgerschaft — bis zum Ende des Jahres 1946 gebunden fühlen 86 .
Erfolge bis zu diesem Zeitpunkt von Krupp keine Zustimmung, so müsse von
neuem verhandelt werden 87 . Dieser Fall sollte eintreten.

Der Bremer Senat hatte bereits zu diesem Zeitpunkt eine Alternative ins
Auge gefaßt, die Nolting-Hauff Direktor Schröder am 8. Dezember 1946 mit¬
geteilt hatte. Der Senat überlege, ob er die Rückgabe des Grundstückes ver¬
langen solle, wenn der Verkauf der Deschimag-Aktien nicht zustande kom¬
me. Bremen besitze das Vorkaufsrecht, falls das Gelände ganz oder geteilt
verkauft werde, d. h. der Bremer Senat „könne also auch ohne Ankauf der
Aktien in den erwünschten Besitz des Terrains kommen" 88 . Eine Rückgabe
des Werftgrundstücks an die Stadt Bremen aber bedeutete nach Direktor
Schröders Einschätzung „eine sehr erhebliche Verwässerung des Wertes der
DescMmag-Aktien", denn an die Stelle des Substanzwertes von 8 Mio. RM
trete ein Papiermark-Guthaben, das voraussichtlich auch gesperrt würde 89 .

Dieser doch recht offene „Erpressungsversuch" Senator Nolting-Hauffs
deutet bereits eine Änderung des bisherigen kooperativen Verhandlungstils
in Richtung auf eine einseitig pressionsorientierte Verhandlungsführung an,
wie sie der Finanzsenator ein Jahr später ganz offen praktizieren sollte.

7. Der Abschluß der Verhandlungen und der Vertrag zwischen Krupp und
Bremen (Sommer 1947)

Mitte Mai 1947 müssen die Verhandlungen zwischen Krupp und dem Bremer
Senat schon recht weit fortgeschritten gewesen sein 90 . Letzterer ging von
„einem greifbaren Vermögen" von etwa 15 Mio. RM aus 91 , worauf das Bre-

85 Krupp WA 66 V 104, Aktenvermerk vom 9.12.1946. Nach Max Mandellaub war
Krupp „eine der ersten deutschen Industriefirmen, die ihre Ansprüche wegen De¬
montage durch die Besatzungsmächte nach 1945 gegen die Bundesrepublik gel¬
tend machten." (Zit. nach Manchester, S. 694).

86 Diese Terminsetzung war vielleicht durch den Termin der bevorstehenden Bürger¬
schaftswahlen und der dann anstehenden neuen Senatsbildung bestimmt.

87 Krupp WA 66 V 104, Aktenvermerk vom 9.12.1946.
88 Ebd.
89 Krupp WA 66 V 104, Schreiben an Dubbers vom 9.12.1946.
90 Das geht aus einem Aktenvermerk von Joh. Schröder vom 14.5.1947 hervor.

(Krupp WA 66 V 104).
91 Ebd. Dabei waren etwaige Ansprüche gegen das Deutsche Reich (bzw. dessen

Rechtsnachfolger) aus Reparationsentschädigungen nicht berücksichtigt.
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mer Kaufangebot von 8 Mio. RM für den 56 %igen Krupp-Anteil an der
Deschimag basierte. Schröder aber verlangte im Namen des Essener Kon¬
zerns außer dem Kaufpreis für das greifbare Vermögen noch einen Besse¬
rungsschein für die bei einem Verkauf nicht bewerteten Aktiva, d. h. er woll¬
te 50 % derjenigen Beträge vom Senat nachträglich vergütet erhalten, die die
Deschimag „eines Tages" als Entschädigung für Reparationslieferungen er¬
halten würde. Diese Forderung akzeptierte der Senat schließlich 92 . Zum
Fortschritt der Verkaufsverhandlungen konnte Schröder am 25. Juni 1947
feststellen, daß Krupp mit dem Bremer Senat über den Verkauf der Deschi¬
mag und Norddeutschen Hütte einig geworden sei 93 . Auch hatte der Krupp-
Controller bereits den Antrag, den Vertrag abschließen zu dürfen, nach Ber¬
lin weitergegeben 94 .

Am 27. Juni 1947 beschäftigte sich der Senat mit der A.G. „Weser". Senator
Wolters appellierte an seine Kollegen, nicht für eine Lizenzerteilung an die
A.G. „Weser" einzutreten. Senator Harmssen unterstützte ihn und wies dar¬
auf hin, „daß über die Eigentumsverhältnisse der Kruppschen Aktien eine
Entscheidung ausstehe". Diese werde durch den Kontrollrat getroffen. Es sei
fraglich, „ob das Eigentum auf den Bremer Staat übergehe" 95 . Und Bürger¬
meister Kaisen äußerte am 29. Juli 1947, der Finanzsenator beabsichtige, „er¬
neut [! ] die Besprechungen mit dem Krupp-Konzern wieder aufzuneh¬
men" 96 .

In einer Besprechung mit Dunn am 9. August 1947 stellte Senator Nolting-
Hauff fest, Bremen habe ein Angebot gemacht, „unverbindliche Zusagen"
seien erfolgt, eine Entscheidung des von der Militärregierung eingesetzten
Treuhänders der Kruppwerke sowie der militärischen Stellen selbst aber sei
„bisher nicht eingegangen". Das Angebot Bremens scheine bei irgendeiner
Instanz liegengeblieben zu sein. Es müsse jetzt von der Militärregierung in
Bremen versucht werden, „sich direkt einzuschalten, um eine Entscheidung
herbeizuführen [...]". Dunn erklärte sich dazu bereit 97 . Festzuhalten
bleibt, daß auf der Ebene der amerikanischen Militärregierung in Bremen
der Versuch der Hansestadt, den industriellen Krupp-Komplex in Bremen zu
erwerben, eine vorbehaltlose Unterstützung erfuhr.

Die Bremer Dock ging Mitte September 1947 bereits davon aus, daß der Se¬
nat als zukünftiger „Majoritätsbesitzer" der A.G. „Weser"-Aktien anzusehen
sei 98 .

Nachdem der Senat der Firma Krupp einen Vertragsentwurf zugesandt,
diese noch eine nachträgliche Ergänzung 99 vorgenommen hatte, schickte

92 Ebd.
93 Krupp WA 66 V 104, Brief an Stapelfeldt vom 25.7.1947.
94 Krupp WA 66 V 104, Schreiben vom 25.7.1947.
95 StAB 3-J.6. Nr. 20, Auszug aus Senats-Prot. vom 27.6.1947.
96 StAB 4,35-853, Schreiben Bürgermeister Kaisens an Bremer Dock vom 29.7.1947.
97 StAB 3-J.6. Nr. 20, Aktennotiz vom 11.8.1947.
98 StAB 4,35-853, Schreiben Bremer Dock an Senator Wolters vom 17.9.1947.
99 Krupp hatte in den Vertrag noch die Zusage eines Besserungsscheines für Kriegs¬

schäden für beide Unternehmen eingefügt, auf die man sich in den Verhandlungen
schließlich geeinigt hatte.
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das Essener Unternehmen am 15. Oktober 1947 zwei bereits unterzeichnete
Exemplare 100 des Abkommens an den Senat und bat um dessen
Unterzeichnung 101 , was dann offenbar auch geschah. Gleichzeitig fragte
Krupp an, bei welcher Bank man die Aktien deponieren solle 102 .

Der Vertrag sah vor:
1. Kauf der 11 265 000 RM (nom.) Deschimag-Aktien durch Bremen für

8 Mio. RM (mit einem Besserungsschein für Reparationsleistungen);
2. Bremen garantierte Krupp die Abrede, daß die Deschimag bis zum 30. No¬

vember 1947 der Firma Krupp 4 438 200 RM Aktien (nom.) der Norddeut¬
schen Hütte für 7,5 Mio. RM abkaufen würde;

3. der gesamte Vertrag sollte bis zum 31. Oktober 1947 durchgeführt
sein 103 .

8. Der niedersächsisch-britische Einspruch, das Scheitern des
Vertragsabschlusses und der Eklat vom Heiligen Abend (1947)

Durch den Einspruch Niedersachsens gegen den DescMmag-Verkauf waren
eine weitere Schwierigkeit aufgetaucht und ein Nebenkriegsschauplatz ent¬
standen. Am 10. November 1947 — d. h. rund ein Jahr nach Beginn der Ver¬
kaufsverhandlungen — mußte Direktor Schröder feststellen, daß zwar eine
Einigung mit dem Bremer Senat inzwischen erzielt, der Abschluß aber wegen
der fehlenden Zustimmung der englischen und der amerikanischen Militär¬
regierung noch nicht zustande gekommen sei. Diese sollte allerdings inzwi¬
schen mündlich erteilt worden sein, so daß Krupp den Vertrag unterschrie¬
ben und ihn über seinen Controller der Militärregierung zur Gegenzeich¬
nung vorgelegt hatte 104 .

Und am 15. November 1947 — zwei Tage, bevor er das entscheidende Ab¬
sageschreiben aus Bremen erhalten sollte — ergaben die neuesten Informa¬
tionen, daß das Land Niedersachsen bei der britischen Militärregierung
„einen gewissen [! ] Einspruch" erhoben und verlangt habe, daß die Ver¬
mögensobjekte der Weserflug, die im Land Niedersachsen lagen 105 , nach
dem Aktienkauf durch Bremen „an das Land Niedersachsen oder an von die¬
sem benannte Interessenten verkauft werden" 106 . Deswegen hatte die briti-

100 Text: Krupp WA 66 V 104, „Abkommen zwischen der Freien Hansestadt Bremen
(Stadtgemeinde Bremen) und der Firma Fried. Krupp AG".

101 Krupp WA 66 V 104, Schreiben vom 15.10.1947.
102 Ebd.
103 Krupp WA 66 V 104, „Abkommen . . .", undatiert.
104 Krupp WA 66 V 104, Schreiben an Otto Fenselau vom 10.11.1947.
105 Die Weserflug besaß in Lemwerder ein Montagewerk [Werk 5), in Einswarden

(Werk 4) Fabrikationshallen auf dem Gelände der ehemaligen Frerichswerft, das
Werk Hoykenkamp bei Delmenhorst, in Nordenham das Werk 6, die alle kaum
beschädigt waren. (Fritz Feilcke: Weserflug 1934—1945, in: Beiträge zur Ge¬
schichte von VFW-Fokker, S. 107 f.).

106 Krupp WA 66 V 104, Brief an Otto Fenselau vom 15.11.1947.
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sehe Militärregierung eine entsprechende Klausel für den in Niedersachsen
gelegenen Besitz gewünscht 107 .

M. E. können die Einwände der britischen Militärregierung, die sie auf Vor¬
stellung des Landes Niedersachsen erhob und die ja offenbar nicht die Trans¬
aktion als Ganzes, sondern lediglich relativ periphere Interessen betrafen,
nicht als Grund angesehen werden, der zum Scheitern des Verkaufes führen
mußte. Schlimmstenfalls hätte Bürgermeister Kaisen sein Gewicht bei den
Amerikanern in die Waagschale werfen können, um diese zu veranlassen,
den entsprechenden Druck auf die britische Militärregierung auszuüben.
Daß Kaisen dazu in der Lage war, hat er mit seinen ständigen Bemühungen
zur Freigabe des deutschen Schiffbaus allgemein und des der A.G. „Weser"
im besonderen später unter Beweis gestellt 108 . Zudem wurde — was ent¬
scheidender ist — die Deutschlandpolitik der Bizone seit Mitte 1947 ohnehin
„in erster Linie in Washington bzw. im Hauptquartier General Clays 109 ge¬
macht" u0 .

Am 13. November 1947 teilte Senator Nolting-Hauff der Firma Krupp mit,
daß Bremen sein Angebot zur Übernahme der Kruppschen Aktienpakete der
Deschimag und der Norddeutschen Hütte nicht über den 20. November 1947
hinaus verlängern könne ln . Es wird nicht deutlich, warum eigentlich nicht.
(Allerdings hatte der Vertrag die Frist vom 31. Oktober 1947, bis zu dem der
gesamte Vertrag hatte durchgeführt werden wollen, vorgesehen.) Direktor
Schröder antwortete umgehend auf diese bremische Fristsetzung per Eilbo¬
ten und Einschreiben:

„Da die Genehmigung der Militärregierung zum Abschluß des Vertrages
bis zu diesem von Ihnen genannten äußersten Termin nicht eingegangen ist,
müssen wir zu unserem Bedauern feststellen, daß unsere bisherigen Ver¬
handlungen gescheitert sind. Wir sind nach wie vor bereit, dem Senat die uns
gehörigen Aktien zu verkaufen, jedoch halten wir es nunmehr für erforder¬
lich, daß wir in neue Verhandlungen hierüber eintreten." 112

Damit war diese hoffnungsvolle Verhandlungsrunde gescheitert, aber noch
nicht die Verhandlungen als solche. Schröder zeigte für den Fall eines even¬
tuellen Desinteresses der Hansestadt die folgende Perspektive auf:

„Sollten Sie nicht gewillt sein, neue Verhandlungen mit uns aufzunehmen,
so bitten wir Sie um entsprechenden Bescheid. Wir würden dann überlegen,

107 StAB 3-J.6.Nr. 20, Niederschrift über die Besprechung am 9.2.1948.
108 Vgl. Hans G. Jansen: Bürgermeister Kaisens Reise in die Vereinigten Staaten im

Frühjahr 1950 — Ursache der Aufhebung der Schiffbaurestriktionen ?, in:
P. Kuckuk/H. Roder (Hrsg.): Von der Dampfbarkasse zum Containerschiff. Werf¬
ten und Schiffbau in Bremen und der Unterweserregion. Bremen 1988, S. 176 bis
194.

109 Lucius D. Clay (1897-1949). General. 1947—1949 Militärgouverneur der ameri¬
kanischen Besatzungszone.

110 Hans-Peter Schwarz: Vom Reich zur Bundesrepublik. Deutschland im Widerstreit
der außenpolitischen Konzeptionen in den Jahren der Besatzungsherrschaft
1945-1949. Neuwied u. Berlin 1966, Bd. 1, S. 90.

111 Krupp WA 66 V 104, Schröder an Nolting-Hauff vom 17.12.1947.
112 Ebd.
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die Gesellschaften in Liquidation treten zu lassen. Sie könnten dann die Sie
interessierenden Grundstücke evtl. auch direkt erwerben." 113

Das Scheitern der Verhandlungen mußte m. E. nicht endgültig sein; denn
es war lediglich durch die zu enge Fristsetzung vom Bremer Senat verursacht
und ließ sich durch eine Terminverlängerung oder eine Wiederaufnahme der
Verhandlungen wieder reparieren. Doch mit einem Paukenschlag sollte Se¬
nator Nolting-Hauff — und das noch am Heiligen Abend! — die Tür zu sinn¬
vollen Kaufverhandlungen mit Krupp endgültig zuschlagen. Denn am 24. De¬
zember 1947 entgegnete der Bremer Finanzsenator auf das Schreiben Schrö¬
ders, daß Bremen „trotz der Ergebnislosigkeit der bisherigen Verhandlungen
grundsätzlich bereit ist", weitere Verhandlungen über den Erwerb der
Deschimag-Aktien zu führen. Doch sähe sich die Stadt Bremen „allerdings
jetzt zunächst einmal in die Notwendigkeit versetzt, ihre vertraglichen
Rechte gegenüber der Deschimag zu sichern" 114 . Und Nolting-Hauff berich¬
tete, daß er der Deschimag mitgeteilt habe, daß Bremen den am 29. Oktober
1942 der Werft verkauften Grundbesitz gegen die Rückzahlung des Kaufprei¬
ses zurücknähme. Nolting-Hauff fuhr — naiv, scheinheilig oder bösartig? —
in seinem Schreiben an Schröder fort:

„Diese nunmehr erforderlich gewordene Maßnahme braucht die von
Ihnen angeregten weiteren Verhandlungen nicht zu präjudizieren. Es wird
Ihnen anheimgegeben, telefonisch mitzuteilen, wann Sie nach Bremen kom¬
men können." 115

Um den gesamten Komplex alsbaldig zu klären, schlug Nolting-Hauff ein
Treffen möglichst kurz nach den Weihnachtsfeiertagen vor 116 .

Die A.G. „Weser" erhielt das erwähnte Schreiben vom Heiligen Abend erst
am 29. Dezember. Nolting-Hauff hatte das Rückkaufsrecht der Stadt damit
begründet, daß die Deschimag das Gelände „nur zum Betrieb einer Werft"
verwenden dürfe. Da das Unternehmen jedoch „auf Grund der Anordnungen
der Besatzungsmacht" nicht mehr dazu in der Lage sei, trete Bremen vom
Vertrag zurück und erstatte den Kaufpreis von 8,5 Mio. RM 117 . Am letzten
Tag des Jahres wiesen die Anwälte der Werft die Ansprüche des Bremer Se¬
nats als unberechtigt zurück 118 .

Die Firma Krupp reagierte auf diesen Coup Senator Nolting-Hauffs am
12. Januar 1948, indem sie betonte, sie werde ihren Einfluß als Hauptaktionä-
rin der A.G. „Weser" „ganz energisch" dahingehend geltend machen, daß
deren Vorstand und Aufsichtsrat nichts unterließen, um dem „Vertrags- und
gesetzwidrigen Verhalten" des Senats entgegenzutreten 119. Weiter erklärten
die Krupp-Vertreter:

113 Ebd.
114 Krupp WA 66 V 104, Schreiben vom 24.12.1947.
115 Ebd.
116 Krupp WA 66 V 104, Schreiben an Schröder vom 24.12.1947.
117 Ebd.
118 Krupp WA 66 V 104, Schreiben vom 31.12.1947.
119 Krupp WA 66 V 104, Schreiben vom 12.1.1948.
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„Unabhängig von der Rechtslage halten wir ihr Vorgehen auch schon mit
Rücksicht auf die schwebenden Verkaufsverhandlungen unserer Aktienma¬
jorität an Sie für nicht vertretbar." 120

Sie waren nur dann bereit, die Verhandlungen wieder neu aufzunehmen,
wenn Nolting-Hauff sein Vorgehen vom Heiligabend zurücknähme 121 .

9. Nachspiele zu den Verhandlungen: Die vergebliche Hoffnung der
Bremer Senatoren auf eine Wiederaufnahme der Verhandlungen
(Frühjahr 1948)

Der Bremer Senat hatte nach dem von Nolting-Hauff angerichteten Eklat
noch zwei nicht sonderlich freundlich gehaltene Schreiben an Krupp
gesandt 122 . Schröder dagegen warf am 3. März 1948 Nolting-Hauff vor, „ein¬
seitig" gehandelt zu haben, indem er die Rückgabe des Grundbesitzes von
der A.G. „Weser" verlangte. Man habe hiergegen protestiert, da die Verkaufs¬
verhandlungen schwebten und Nolting-Hauff durch diese Maßnahme „offen¬
sichtlich einen Druck auf uns ausüben wollte". Dieser habe aber keinen Er¬
folg haben können, da die Entscheidung nicht mehr in der Kruppschen Zu¬
ständigkeit lag. Krupp habe jetzt seinem Controller mitgeteilt, daß durch
Nolting-Hauffs Handeln die bisherige Basis der Verhandlungen verlassen sei
und Krupp seine Unterschrift zurückziehen müsse. Versöhnlich teilte Schrö¬
der abschließend mit, daß der Essener Konzern „dennoch nach wie vor" be¬
reit sei, sich von seinen Deschimag- und Nordhütte-Aktien zu trennen. Da
aber eine Währungsreform näher gerückt sei und die Firma Krupp bereits
aus anderen Zwangsverkäufen über sehr erhebliche Barmittel in RM-
Währung verfüge, könne sie es nicht mehr verantworten, „freiwillig weiter
Substanz in alter Währung zu verkaufen". Krupp könne daher die Verhand¬
lungen erst zum Abschluß bringen, wenn er in der Währungssituation klar¬
sähe 123 .

Ein Kauf der Mehrheitsbeteiligung bei der Deschimag durch den Bremer
Staat war nicht zustandegekommen, vor allem, weil Senator Nolting-Hauff
sich entweder in der Verhandlungstaktik total vergriffen oder aber zwischen¬
zeitlich einfach die Nerven verloren und eine Politik verfolgt hatte, nach der

120 Ebd.
121 Ebd.
122 Diese Schreiben vom 30.1. und 12.2.1948 sind nicht überliefert. Direktor Schrö¬

der beklagte sich am 3. März 1948 beim Bremer Finanzsenator „über den Ton, der
in Ihren Schreiben enthalten ist".

123 Krupp WA 66 V 104, Schreiben vom 3.3.1948. Daß Direktor Schröder die Hoff¬
nung, mit den Bremern noch handelseinig zu werden und zu einem „Deal" auch
in der neuen Währung zu kommen, nicht aufgegeben hatte, könnte dadurch be¬
legt werden, daß Schröder am selben Tag (3.3.1948) Senator Harmssen bat, auf
seinen Kollegen Dr. Nolting-Hauff „beruhigend" einzuwirken, „da wir nur dann
noch zu einem Abschluß kommen können, wenn sich unsere Verhandlungen und
Korrespondenz auf sachlichem Boden bewegen und jeder Versuch, Druck auf den
anderen auszuüben oder ihn zu verdächtigen, unterlassen wird." (Ebd.)

167



ihm der Spatz in der Hand wichtiger als die Taube auf dem Dach, d. h. das
Grundstück der A.G. „Weser" wichtiger als der gesamte Deschimag-Komplex
gewesen war. Zudem verlor Krupp zunehmend das Interesse an einer solchen
Transaktion, zumal sich die Lage und insbesondere die Liguidität des Krupp-
Konzerns verbessert hatte und sich auch die Chancen für eine Wiederauf¬
nahme des Schiffsneubaus in Deutschland verbesserten.

Auf bremischer Seite aber war offenbar nicht so recht reflektiert worden,
was Senator Nolting-Hauff mit der von ihm ausgesprochenen Annullierung
des Kaufvertrages für das Werftgrundstück angerichtet hatte und welcher
Vertrauensverlust dadurch bei Krupp entstanden war. Jedenfalls teilte
Nolting-Hauff in der Senatssitzung vom 6. Februar 1948 ganz unbefangen
mit, die Firma Krupp habe vor sechs Wochen — d. h. ca. Ende Dezember 1947
— angekündigt, einen Bevollmächtigten nach Bremen zu entsenden; dieser
sei aber noch nicht erschienen. Demnach bestünde offenbar bei Krupp nicht
die Absicht zur Wiederaufnahme der Verhandlungen 124 .

Immerhin fand am 9. Februar 1948 eine Besprechung der beiden Senatoren
Nolting-Hauff und Harmssen mit Vertretern der Economic Division statt.
Deren Mitglied Goehring erklärte, da Bremen „weiterhin an dem Erwerb der
Deschimag-Aktien interessiert sei", solle es von sich aus wieder Verhandlun¬
gen mit dem Krupp-Controller aufnehmen. Denn die Klausel, „die s. Zt. den
Verkaufsabschluß im letzten [!] Augenblick vereitelt hatte" (gemeint war der
niedersächsisch-britische Einspruch), sei wesentlich weniger scharf formu¬
liert, als angenommen. Goehring vertrat die Auffassung, Bremen könne eine
derartige Klausel durchaus akzeptieren und dann immer noch tun, „was ihm
passe". Man war sich einig, Krupp aufzufordern, die von ihm verlangten Be¬
dingungen schriftlich zu fixieren, „schon um dann die strittige Klausel genau
prüfen zu können" 125 . Ob dies geschehen ist, ist nicht bekannt.

Der Senat mußte in seiner Sitzung am 13. Februar 1948 davon ausgehen,
daß der Abschluß der Demontage der A.G. „Weser" unmittelbar bevorstand
und deswegen die Frage nach der weiteren Zukunft dieses Unternehmens
entschieden werden mußte. Nach einer Erwerbung der Aktienmehrheit
hatte der Senat geplant, die Deschimag und die Bremer Dock zu verschmel¬
zen, um sie „zu einem funktionsfähigen Unternehmen unter staatlichem Ein¬
fluß zu machen" 126 . Daraus sei jedoch nichts geworden. Auch sei es unmög¬
lich, „mit der Deschimag ein neues Unternehmen aufzuziehen"; diese sei nur
noch ein „Liquidations-Objekt". Bremen besitze allerdings noch eine Einfluß¬
möglichkeit durch das Amt für Vermögenskontrolle über die Treuhänder 127 .

Am 24. Februar 1948 erklärte Nolting-Hauff im Senat, daß „immer noch"
Verhandlungen mit Krupp „schwebten" 128 . Erst am 12. März 1948 räumte er

124 StAB 3-J.6. Nr. 20, Auszug aus Senats-Prot. vom 6.2.1948.
125 StAB 3-J.6. Nr. 20, Niederschrift über die Besprechung am 9.2.1948.
126 StAB 3-J.6. Nr. 20, Auszug aus Senats-Prot. vom 13.2.1948.
127 Ebd.
128 StAB 4,35—837, Senats-Prot. vom 24.2.1948; vgl. auch: Senats-Prot. vom

12.3.1948 ebd.
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dort ein, daß die Verhandlungen „als gescheitert" angesehen werden müß¬
ten; die Engländer hätten ihre Genehmigung versagt. In dieser Wichtung war
Nolting-Hauffs Aussage eher eine Lüge als die Wahrheit. Krupp habe zwar
schriftlich seine grundsätzliche Bereitschaft erklärt, „sich von den Aktien zu
trennen", sei aber nicht in der Lage, „Barmittel in alter Währung anzuneh¬
men". Deswegen käme ein Abschluß erst in Betracht, „wenn man in der Wäh¬
rungsfrage klar sehen könne" ,29 . Damit referierte er den Brief von Schröder
vom 3. März. Nolting-Hauff hatte bereits am Vortage bei der A.G. „Weser" an¬
gefragt, wohin er den Kaufpreis für den Rückkauf des Geländes überweisen
könne 130 .

Seit dem Frühjahr 1948 scheint die Kruppsche Konzernleitung auch wie¬
der in verstärktem Maße auf die Geschäfte der A.G. „Weser" eingewirkt und
ihren Kontakt mit deren Geschäftsleitung intensiviert zu haben 131 .

Schröder stellte am 8. April 1948 gegenüber dem ehemaligen Werftdirek¬
tor Stapelfeldt zu den Verkaufsverhandlungen fest:

„Inzwischen ist nun die Währungsreform näher gerückt. Infolgedessen
sehen wir uns nicht mehr in der Lage, so kurz vor der Währungsumstellung
uns noch von unserem Aktienbesitz zu trennen.

Neuerdings kommt noch hinzu, daß wir in Nürnberg von der Anklage,
Kriegsvorbereitungen getroffen zu haben, freigesprochen sind. Damit stellt
der Name Krupp u. E. heute politisch keine Belastung mehr dar.

Eine Trennung der Deschimag von der Firma Krupp kann jetzt nur noch
unter dem Gesichtspunkt der Konzernentflechtung stattfinden." 132

Ein Verkauf der Krupp-Anteile an Bremen oder andere Interessenten
komme nur nach der Währungsumstellung in Frage 133 . Damit war dieses
Thema erst einmal bis zu der am 20. Juni 1948 erfolgenden Währungsreform
(und schließlich dadurch bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag) vom Tisch. Auch
deutete Schröder bereits eine neue Zukunftsperspektive an, indem Krupp er¬
wog, für den Wiederaufbau der Deschimag Ausländer zu interessieren:

„Wenn die Deschimag eine ausländische, am besten amerikanische Beteili¬
gung hätte, so glaube ich, wird es eher möglich sein, sie als Werft wieder er¬
richten zu können, als wenn es sich um ein rein deutsches Unternehmen han¬
delt." 134

Dieses Konzept sollte bei der Finanz- und Verwaltungs-Gesellschaft „We¬
ser" GmbH realisiert werden, die Anfang 1957 wieder ihren alten Namen an-

129 StAB 4,35-837, Auszug aus Senats-Prot. vom 12.3.1948.
130 Krupp WA 66 V 104, Schreiben vom 12.3.1948.
131 Die bevorstehende Währungsreform übte zwangsläufig gewisse ökonomische Ge¬

setzmäßigkeiten auf das unternehmerische Handeln aus. So hatte Direktor
Dr. Burkard von der A.G. „Weser" alle Verkäufe von Grundstücken und dgl. bis
zur Währungsumstellung gestoppt, und Schröder hatte ihm „dringend" geraten,
seine Steuerschulden und die Verpflichtungen aus Warenlieferungen vorher zu
bezahlen. (Krupp WA 66 V 104, Aktenvermerk vom 14.5.1948).

132 Krupp WA 66 V 104, Schreiben an Stapelfeldt vom 8.4.1948.
133 Ebd.
134 Ebd.
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nahm, von der Krupp im Jahre 1958 43 % der Anteile an die United Aircraft
Corp. verkaulen und damit gegen „Flankenangriffe" schützen sollte; aller¬
dings hatte dieses Unternehmen bereits vorher wieder mit der Montage von
Düsenjägern begonnen 135 .

Für die Firma Krupp hatten sich also inzwischen die politischen Rahmenbe¬
dingungen ganz erheblich zu ihren Gunsten verändert. Der Name Krupp war
seit dem Nürnberger (Teil-)Freispruch vom 31. Juli 1948, der als weitgehende
Exkulpierung angesehen wurde, keine große Belastung mehr. Jetzt bemühte
sich Krupp, sich der alliierten Entflechtungspolitik zu stellen 136 .

Im April 1948 erhielt der Senator für Wirtschaftsforschung und Außenhan¬
del das Schlußprotokoll der Demontage der A.G. „Weser" 137 . Damit war eine
weitere auf diesem Bremer Unternehmen Krupps lastende Hypothek abge¬
löst, was neue unternehmerische Aktivitäten auslöste.

Bereits als sich für die Werft der Abschluß der Demontage abzeichnete und
das Unternehmen Pläne zur Wiederaufnahme ihres Betriebes entwickelte,
waren zunehmend Reibungen mit der Bremer Dock entstanden. Deswegen
bemühte sich Anfang März 1948 die Norddeutsche Kreditbank, für die A.G.
„Weser" die Kapitalanteile an der Bremer Dock GmbH zu erwerben, um diese
zu einer Betriebsgesellschaft der A.G. „Weser" zu machen 138 . Tatsächlich
erwarb die A.G. „Weser" nach Abschluß der Demontage die Gesellschafts¬
anteile der Bremer Dock und erhielt am 22. November 1948 vom Senator für
Wirtschaft eine Produktionsgenehmigung.

10. Liquidation oder Wiederaufbau des Schiffbauunternehmens?
(Frühjahr 1949)

Nachdem die A.G. „Weser" mit der amerikanischen Erlaubnis zur Wiederauf¬
nahme des Schiffsreparaturgeschäftes vom 28. November 1948 wieder offi¬
ziell eine auf den Schiffbau orientierte Tätigkeit aufnehmen durfte und da¬
mit eine weitere der nachkriegsbedingten Hypotheken ihrer unternehmeri¬
schen Tätigkeit entfallen war, stellten die Treuhänder Überlegungen über die
weiteren kurz- und mittelfristigen Perspektiven der Unternehmensentwick¬
lung an. Dabei erwogen sie als erste Möglichkeit dessen Liquidation 139 , die

135 Manchester, S. 701; Fritz Feilcke: Weserflug 1934—45, in: Beiträge zur Geschich¬
te von VFW-Fokker, S. 119 f.

136 Dabei kann diese — obwohl bereits in den Potsdamer Beschlüssen konzeptionell
vorgesehen — durchaus auch als ein Mittel angesehen werden, um der weiterge¬
henden Maßnahme einer eventuellen Sozialisierung den Wind aus den Segeln zu
nehmen. So vertrat Mitte 1947 z. B. General Clay die Auffassung, „eine wirksame
Entflechtung könnte dazu beitragen, die Sozialisierung zu verhindern".
(E. Schmidt, S. 59).

137 Peters, Chronik, S. 113.
138 StAB 4,35—837, Auszug aus Senats-Prot. vom 12.3.1948.
139 Die Frage einer Liguidation des Unternehmens war bereits Ende Oktober 1945 er¬

wogen worden und hatte auf der Tagesordnung der ersten Generalversammlung
der Deschimag nach Kriegsende am 31. Oktober 1945 gestanden, war aber dann
vor Eintritt in die Tagesordnung wieder abgesetzt worden.

170



bei einem Vermögen von 40 Mio. DM leicht durchzuführen war. Ein Wieder¬
aufbau der Werft „im bescheidenen Umfange" erforderte dagegen eine Inve¬
stition von zunächst 5 bis 8 Mio. DM, die angesichts des durch die Währungs¬
reform entstandenen Kapitalmangels nicht privat zu beschaffen waren. Die
Treuhänder hatten bereits der Senats-Kommission einen konkreten Antrag
auf Gewährung eines Staatskredits von 5 Mio. DM unterbreitet 14°. Der Senat
hatte nämlich Anfang 1949 eine dreiköpfige Kommission mit den Senatoren
Nolting-Hauff, Harmssen und Wolters eingesetzt, die die Ressorts Finanzen,
Außenhandel und Wirtschaftsforschung sowie Wirtschaft vertraten; diese
sollte sich mit dem Wiederaufbau der A.G. „Weser" befassen.

Nolting-Hauff vertrat die Auffassung, eine Beteiligung des Bremer Staates
an der A.G. „Weser" von 5 oder 8 Mio. DM sei als Minoritätsbeteiligung für
Bremen „nicht tragbar". Er faßte wieder den Grundstücksrückkauf ins Auge,
wobei er den Teil des Werftareals ausklammern wollte, der für den Wieder¬
aufbau in Frage kam. Der Senator plädierte für den Wiederaufbau der Werft
wegen ihrer Bedeutung für die bremische Wirtschaft, „so sehr der Staat auch
belastet wird".

Der liberale Senator Spitta suchte einen Weg, bei dem die „privatwirt¬
schaftliche Verantwortung" bei den Aktionären und der Gesellschaft bleibe.
Der Staat solle über den Rückkauf des Grundstückes Finanzen bereitstellen.

Bürgermeister Kaisen dagegen sah die ganze Angelegenheit in seiner prag¬
matischen Art:

„Er sehe die hier behandelte Frage über die A.G. Weser' gar nicht [als] so
schwierig an. Die Schwierigkeit läge darin, daß die Angelegenheit des Krupp-
Konzerns noch nicht klar sei. Es müsse eine Entscheidung gefällt werden,
denn auf der Werft läge alles still. Bremen sei ohne die A.G. Weser' gar nicht
zu denken. [. . .] Als Reparaturbetrieb allein sei die Werft nicht existenzfähig.
Man würde wieder zum Schiffbau kommen. [. . .] Deshalb bliebe kein anderer
Weg, als sich für den Wiederaufbau der Werft zu entscheiden. Zu überlegen
wäre vielleicht, wie hoch die Beteiligung sein könne." 141

Der Senat faßte den grundsätzlichen Beschluß zur Hilfe beim Wiederauf¬
bau der A.G. „Weser" und überließ die Details der Finanzdeputation 142 .
Diese beschloß am 24. Februar 1949 die Einzelheiten der finanziellen
Maßnahmen 143 .

Ein Vertrag zwischen Bremen und der A.G. „Weser" regelte die Modalitä¬
ten und hob den im Jahre 1942 abgeschlossenen Kaufvertrag gegen die Zah-

140 StAB 4,35—837, Prot, über die Sitzung der Wirtschafts-Deputation am 18.2.1949.
141 StAB 4,35—837, Auszug aus dem Senats-Prot. vom 14.2.1949.
142 Ebd.
143 Als erste Rate sollten sofort die bis zu diesem Zeitpunkt aufgelaufenen Investi¬

tionskosten für den bisherigen Wiederaufbau des Werkes von rund 2 Mio. DM,
die weiteren Raten dem Fortgang des Wiederaufbaus entsprechend, gezahlt wer¬
den. (StAB 4,35—837, Vorlage des Finanzsenators vom 24.2.1949 für die Sitzung
der Finanzdeputation vom 28.2.1949).
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hing von 8,5 Mio. DM durch den Bremer Staat auf 144 . So konnte der Bremer
Senat nicht nur einigermaßen sein Gesicht wahren, sondern zudem auf eine
relativ elegante Art und Weise der A.G. „Weser" aus Staatsmitteln Gelder für
ihre Investitionen zur Verfügung stellen, ohne daß die Politiker ein „direktes"
Engagement bei der Bremer Großwerft eingegangen wären und ihre liberale
Unschuld an einen Staatsinterventionismus verloren hätten.

Dabei war für das Schiffbauunternehmen besonders lukrativ, daß seine
Zahlung an die Stadtgemeinde Bremen im Jahre 1942 in Reichsmark erfolgt
war, die Rückzahlung durch die Hansestadt aber in der neuen wertvollen
Deutschen Mark erfolgen würde. Im nachhinein noch erwies sich der Grund¬
stückskauf für die Deschimag und Krupp als ein glänzendes Geschäft. Krupp
aber konnte sich ins Fäustchen lachen, die anstehenden Investitionskosten
quasi sozialisiert zu haben.

Aus der Optik des bremischen Steuerzahlers dagegen kann nur ein Versa¬
gen des Staates konstatiert werden. Hier zeigt sich m. E. exemplarisch, daß
„die vom Schütting" doch nicht unbedingt besser mit Staats- und Steuergel¬
dern umgehen können als „die Sozis"! Eine außerordentliche Hauptversamm¬
lung der A.G. „Weser" wählte „im Zuge der Rekonstituierung des Unterneh¬
mens" Ende März 1949 einen neuen Aufsichtsrat, der Dr. Peter Burkard und
Josef Wolfenstetter 145 zu Vorstandsmitgliedern bestellte 146 .

11. Parlamentarisches Schattenboxen und Illusionen
des Bremer Senats (März 1948 — Juli 1949)

Es mutet wie eine Farce an und erscheint als ein gespenstisches Schauspiel
parlamentarischer Macht- und Belanglosigkeit sowie einer formaldemokrati¬
schen Beschäftigungstherapie, wenn noch nach der vertanen Chance, auf
privatrechtlichem Wege und durchaus im Rahmen der kapitalistischen Be¬
sitzverhältnisse die Bremer Großwerft A.G. „Weser" und andere Krupp-
Beteiligungen mehrheitlich in den Besitz der Stadtgemeinde Bremen bringen
zu können, sich die Bürgerschaft und die zuständige Deputation mit diesem
Thema unter dem Aspekt der Sozialisierung beschäftigten.

Die KPD hatte im März 1948 unter Bezug auf die A.G. „Weser" die entschä¬
digungslose Enteignung „notorischer Kriegsverbrecher und Kriegshetzer"

144 Zwei Drittel des Geländes sollten gegen eine jährliche Zahlung von 150 000 DM
wieder an die A.G. „Weser" verpachtet werden. Für das restliche Gelände wollte
der Staat ein Wettbewerbsverbot einräumen, so daß dort kein Konkurrenzbetrieb
errichtet werden konnte. (StAB 4,35—837, Vertrag zwischen Bremen und der
A.G. „Weser", undatiert). Für den Fall, daß ein Gerichtsbeschluß den Kaufvertrag
als rechtsgültig ansehen würde, sollten die Zahlungen Bremens als Darlehen an¬
gesehen werden. (Ebd.).

145 Josef Wolfenstetter (1879-1958). Dipl.-Ing. Seit Mai 1918 Leitung der Motoren-
und Dampfturbinenbau-Büros der A.G. „Weser". Seit 1924 Direktor. 1948 Ernen¬
nung zum technischen Vorstandsmitglied. Ende 1950 Ruhestand.

146 Peters, Chronik, S. 142.
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verlangt 147 und im März 1949 diese Forderung in einem Antrag zur entschä¬
digungslosen Enteignung der inzwischen weitgehend zugunsten der UdSSR
demontierten Werft und der Überführung des Restbetriebes in das Eigentum
des Landes Bremen konkretisiert 148 , was sie u. a. mit Hinweis auf die Artikel
42 und insbesondere 44 der Bremer Verfassung begründete 149 . Oskar
Schulze befürwortete zwar grundsätzlich Sozialisierungsmaßnahmen, ver¬
wies aber angesichts der alliierten Suspendierungspolitik auf die Unsinnig¬
keit, „einen Schlag in den luftleeren Raum zu tun, wenn [. . . ] die Dinge nicht
realisierbar sind" 150 . Der kommunistische Antrag wurde — gegen den Wil¬
len der KPD — der Wirtschaftsdeputation zur weiteren Bearbeitung überwie¬
sen und nicht wieder aufgegriffen 151 .

Das von Pfliegensdörfer angeführte Argument, daß eine Sozialisierung der
A.G. „Weser" durch das Gesetz Nr. 75 der alliierten Militärregierung vom
10. November 1948, das die Entflechtung der Montankonzerne betraf und
auch die Neuordnung der Fried. Krupp AG vorsah, blockiert worden sei 152 ,
trifft nicht für den Zeitraum davor zu! Die Präambel dieses Gesetzes be¬
stimmte, daß „die endgültige Entscheidung über die Eigentumsverhältnisse"
in den betroffenen Branchen und Unternehmen „einer aus freien Wahlen
hervorgegangenen [. . .] deutschen Regierung zu überlassen" sei. 153

Wenn das kommunistische Deputationsmitglied Meyer-Buer 154 in der Sit¬
zung der Wirtschaftsdeputation am 18. Februar 1949 „im Hinblick auf die
verfassungsrechtlichen Bestimmungen des Landes Bremen" die Enteignung
der Werft verlangte, so war diese Forderung allerdings bereits anachroni¬
stisch, da sie zu diesem Zeitpunkt längst an den Realitäten, d. h. vor allem den
alliierten Vorgaben, vorbeiging. Senator Wolters als Vorsitzender der Deputa¬
tion erklärte hierzu, der Senat habe sich auch mit dieser Frage beschäftigt.
Die entschädigungslose Enteignung sei aber im Augenblick nicht durchzu¬
führen, „da das gesamte Vermögen der Firma Krupp durch die englische Mili¬
tärregierung geblockt" sei 155 .

Angesichts der „restaurativ orientierten Verfügung" des Gesetzes Nr.
75 156 stellten die Mitglieder der Wirtschaftsdeputation Mitte Juli 1949 fest,
daß keine rechtliche Möglichkeit zur Überführung der A.G. „Weser" in Ge-

147 Sten.Aufz. 1948 2. Wahlperiode, S. 139.
148 Bürgers.drucksache Nr. 27 vom 14.3.1949.
149 Sten.Aufz. 1949 2. Wahlperiode, S. 136.
150 Ebd., S. 138.
151 Ebd.
152 Pfliegensdörfer, S. 77, nach Rolf Badstübner/Siegfried Thomas: Restauration und

Spaltung — Entstehung und Entwicklung der BRD 1945 — 1955. Köln 1975, S. 325.
153 Zit. nach Schmidt, S. 158 f.
154 Wilhelm Meyer-Buer, KPD. Bereits Mitglied der von der Militärregierung ernann¬

ten Bürgerschaft. Fraktionsvorsitzender der KPD.
155 StAB 4,35—837, Prot. Deputation für Wirtschaft vom 18.2.1949. Die Frage von Se¬

nator Harmssen, warum die A.G. „Weser" „noch nicht aus dem Krupp-Konzern
herausgelöst und verselbständigt sei", konnte nicht beantwortet werden. (Ebd.).

156 Nach Schwarz gab das Gesetz Nr. 75 „der britischen Niederlage [. . . ] in der Sozia-
lisierungsfrage rechtsverbindlichen Ausdruck". (Schwarz, Bd. 1, S. 174).
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meineigentum bestehe 157 . Unter dem Tagesordnungspunkt „Enteignung der
Act. G. ,Weser'" gab Senator Wolters auf der Sitzung der Deputation für Wirt¬
schaft am 14. Juli 1949 ein Gutachten des Finanzsenators vom Vortage be¬
kannt:

„Die Freie Hansestadt Bremen hat zur Zeit rechtlich keine Möglichkeit, die
laut Beschluß der Bürgerschaft im April 1949 beantragte Enteignung der Act.
G. Weser' durchzuführen." 158

Nach der negativen Beantwortung der grundsätzlichen Frage der Inbesitz¬
nahme der Deschimag und anderer Teile der bremischen Industrie — mit al¬
len daraus resultierenden Rechten und Pflichten — stand schließlich nur
noch die Frage nach dem Grad der Einflußnahme auf die im Mehrheitsbesitz
von Krupp verbleibende Großwerft zur Debatte: eine wie auch immer ge¬
artete Kontrolle durch den Bremer Staat oder die konventionelle Einflußnah¬
me über den Aufsichtsrat.

In der Senatssitzung am 3. März 1949 erklärte Senator Nolting-Hauff zur
Frage der zukünftigen Zusammensetzung des Aufsichtsrates der Bremer
Großwerft: Bremen würde sich nicht an der A.G. „Weser" beteiligen, allein
schon deshalb, weil es „in der Minorität" sei. Er hielt es auch für falsch, wenn
die Bremer Regierung Senatoren in den Aufsichtsrat entsende, da diese dort
überstimmt werden könnten. Die für die A.G. „Weser" eingesetzte Senats¬
kommission habe „andere Machtmittel" in der Hand 159 . D. h. Nolting-Hauff
wollte für den Bremer Staat als Minderheitsaktionär keinen Sitz im Aufsichts¬
rat beanspruchen, dafür aber die zuständige Senatskommission als Kontroll¬
organ etablieren.

Senator Wolters vertrat die Auffassung, man könne über die Treuhänder,
die der Finanzsenator bestelle, „einen viel stärkeren Einfluß" auf den Betrieb
ausüben 160 .

Wenn das SPD-Jahrbuch 1950/51 resümierte: „Das Fortbestehen der De¬
kartellisierungsbestimmungen verhinderte aber die Klärung der Eigentums¬
frage an unseren Werften und Hüttenbetrieben" 161 , so schönte es nachträg¬
lich die tatsächliche Entwicklung und schob die Verantwortung ausschließ¬
lich auf die von den Alliierten gesetzten Rahmenbedingungen, wodurch die¬
se auch eine Alibifunktion erhielten.

12. Verstärktes Engagement der Firma Krupp — ein Ausblick
Die Demontage der A.G. „Weser" war vor der Währungsreform beendet. Statt
für eine Liquidation der Werft hatten sich Unternehmensleitung und Aktio¬
näre entschieden, „das Risiko eines Wiederaufbaus auf sich zu nehmen", wie

157 Pfliegensdörfer, S. 78.
158 StAB 4,35-837, Prot, der Deputation für Wirtschaft vom 14.7.1949.
159 StAB 4,35—837, Auszug aus Senats-Prot. vom 3.3.1949.
160 StAB 4,35—837, Prot, der Deputation für Wirtschaft vom 10.3.1949.
161 SPD-Jahrbuch 1950/51, S. 123, zit. nach Pfliegensdörfer, S. 78.
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es im Geschäftsbericht für 1948/49 hieß. In ihrer DM-Eröffnungsbilanz
konnte die A.G. „Weser" ein Reinvermögen von 22 Mio. DM ausweisen 162 .

Durch Vermittlung des Senats hatte die A.G. „Weser" einen rund 7 Mio. DM
umfassenden Zwischenkredit durch die Bremer Landesbank erhalten, der
nach dem Rückkauf eines Teiles des Werftgeländes durch Bremen, den die
Werft anschließend wieder in Pacht übernahm, Anfang 1950 getilgt werden
konnte 163 . Vermutlich hat auch Krupp als Großaktionär, der aus der Ent¬
flechtung seines Unternehmens Finanzmittel freibekommen hatte, die er in¬
folge der alliierten Vorschriften im Montanbereich nicht wieder hatte anle¬
gen dürfen, der Werft Investitionskredite größeren Umfanges zur Verfügung
gestellt, die durch Hypotheken und Grundbucheintragungen abgesichert
wurden 164 .

Die alliierte Sicherheitsbehörde erteilte im August 1950 der Werft die end¬
gültige Erlaubnis, ihren Betrieb im derzeitigen Umfang aufrechtzuerhalten,
allerdings unter der Auflage, „daß keine Vergrößerung des Werftbetriebes
bzw. eine Vervollständigung der Ausrüstung, d. h. also ein Wiederaufbau der
Helgen, vorgenommen werden darf" 165 .

Als im April 1951 die Freigabe des Neubaus von Handelsschiffen auch für
die A.G. „Weser" erfolgte, zeitigte dies wegen fehlender Voraussetzungen bei
den Produktionsanlagen zunächst noch keine positiven Auswirkungen auf
die Beschäftigungs- und Ertragslage. Doch konnten jetzt Instandsetzungen
und Investitionen geplant und in Angriff genommen werden, so daß die
Werft bereits 1951 umfangreiche Neubaukontrakte abzuschließen in der
Lage war 166 . Im Herbst 1951 wurde die Wiederaufbaugenehmigung für die
Werft erteilt. Es entstanden rasch neue Helgen, Werkstätten wurden instand¬
gesetzt, die Maschinenfabrik wurde ausgebaut und schließlich eine moderne
Schweißhalle in Verbindung mit dem neu errichteten Helgen V gebaut 167 .
Mit der 1953 erfolgten Fertigstellung dieses Helgen war der Werft wieder der
Neubau von Schiffen „jeder Größe" möglich. Im Juli 1952 hatte die A.G. „We¬
ser" (ein gutes Jahr nach Erteilung der Schiffsneubaugenehmigung) ihren er¬
sten Nachkriegsneubau abliefern können 168 . Mitte 1953 waren wieder rund
4500 Arbeiter und Angestellte auf der Werft beschäftigt 169 . Bei einem Ge¬
winn von knapp 1,5 Mio. DM konnte für dieses Jahr erstmals wieder eine Di¬
vidende von 6 % ausgeschüttet werden 170 . Die Hauptversammlung wählte
am 3. November 1953 Alfried Krupp von Bohlen und Halbach wieder in den
Auf sichtsrat 171 .

162 Bericht des Vorstandes der A.G. „Weser" vom Mai 1951.
163 Geschäftsbericht der A.G. „Weser" für 1950.
164 Bremer Nachrichten (BN), 4.11.1953.
165 Peters, Chronik, S. 197.
166 Geschäftsbericht der A.G. „Weser" für 1951.
167 BN, 25.10.1954.
168 Geschäftsbericht der A.G. „Weser" für 1952.
169 BN, 16.7.1953.
170 Geschäftsbericht der A.G. „Weser" für 1953.
171 Krupp WA 69 V 2.
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Der Wiederaufbau der A.G. „Weser" sollte sich im wesentlichen auf die
kurze Zeitspanne von 1951 bis 1954 erstrecken; bis zu diesem Zeitpunkt wur¬
den (unter Einschluß der Seebeck-Werft in Bremerhaven) 59 Mio. DM
investiert 172 . Die Bremer Großwerft erreichte trotz vielfältiger Handikaps
bereits Ende 1953 im Auftragsbestand für Schiffsneubauten die Spitzen¬
gruppe der gesamten westdeutschen Werftindustrie! Und im Jahre 1956
sollte die A.G. „Weser" den Hauptanteil der rund 280 Mio. DM ausmachen¬
den Exportumsätze der Fried. Krupp AG, Essen, mit gut 30 % (rund 95 Mio.
DM) erwirtschaften m .

Seit Ende 1953 hatte die Firma Krupp weitere Zukäufe von Aktien getätigt,
Anfang Februar 1955 erwarb sie im Rahmen einer Aktientransaktion von Ot¬
to Wolff, Köln, ein Paket von 10 % des Aktienkapitals der A.G. „Weser" (im
Nominalbetrag von 1,81 Mio. DM) 174 . Nach weiteren Zukäufen verfügte der
Krupp-Konzern schließlich über 82 % des Gesamtkapitals 175 .

War der Bremer Senat in den unmittelbaren Nachkriegsjahren vielleicht zu
zögerlich und unentschlossen gewesen, so wußte Krupp offenbar ganz ge¬
nau, warum er schließlich doch seine Mehrheitsbeteiligung an der A.G.
„Weser" behalten und ausgebaut hatte!

13. Ergebnis: Die Übernahme der Krupp-Majorität der Deschimag und
der Norddeutschen Hütte als Chance zur Verstaatlichung
vormaliger Rüstungsindustrien

Die Realisierung der seinerzeit von Krupp vorgeschlagenen großen „Deals"
hätte für Bremen die folgenden Chancen mit sich gebracht:

1. Der Kauf der bremischen Krupp-Beteiligungen hätte Bremen wichtige
Grundstücksflächen gesichert, die für eine stadtbremische Industrieansied-
lungspolitik eine wichtige Voraussetzung darstellten 176 .

2. Die Übernahme der drei Firmen bzw. Firmenmäntel A.G. „Weser" (mit
der Bremerhavener Seebeck-Werft), Weserflug und Norddeutsche Hütte hät¬
te das Know-how von Ingenieuren, Kaufleuten und Facharbeitern traditionel¬
ler Bremer Großunternehmen für die öffentliche Hand „eingekauft". Mit die¬
sem innovativen Potential hätte eine grundlegende Neugestaltung der Bre¬
mer Wirtschaftsstruktur in Angriff genommen werden können mit einer An-
siedlung „neuer" Industrien anstelle der Rekonstruktion der alten.

3. Zudem hätte der Reiz der ganzen Transaktion in finanzieller Hinsicht
aus der Optik der Hansestadt Bremen darin gelegen, in alter Währung wert¬
volles Sachvermögen bzw. Grundstücke zu erwerben.

172 BN, 2.7.1955.
173 BN, 24.3.1956.
174 Krupp WA 69 V 2.
175 11 % besaß der Bremer Staat durch die Norddeutsche Kreditbank in Bremen, und

nur 7 % befanden sich noch im freien Besitz.
176 Zur Problematik einer bremischen Industrieansiedlungspolitikvgl. Jansen/

Meyer-Braun, S. 165 f.
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Angesichts des heute evident werdenden wirtschaftlichen, politischen und
moralischen Desasters in den Ländern des sog. „real existierenden Sozialis¬
mus" und der weitgehenden Bankrotterklärung der Kommunistischen Par¬
teien mag es anachronistisch wirken, eine „Sozialisierung" als generelle
Lösung wirtschaftlicher Probleme anzusehen. Doch hat die Bremer Senats¬
politik in der unmittelbaren Nachkriegszeit nicht einmal die staatskapitali¬
stische Variante zur Sozialisierung als Alternative zur Restauration der kapi¬
talistischen Produktionsverhältnisse längerfristig und ernsthaft in Erwägung
gezogen. Ohnehin wäre es bei einem Kauf der Aktienmajorität der Deschi-
mag durch die Stadtgemeinde Bremen lediglich um einen Besitzerwechsel ge¬
gangen, wobei die Stadtgemeinde zum Mehrheitsaktionär des Unternehmens
geworden wäre, der sich mit einer Minderheit privater Anteilseigner hätte
auseinandersetzen müssen. Insofern wäre das Ergebnis einer solchen Trans¬
aktion eine partielle Verstaatlichung — oder besser, Kommunalisierung —
gewesen 177 .

Bedenkenswert erscheint, daß die späteren staatlichen Interventionen im
deutschen Schiffbau durch nationale Werfthilfeprogramme und bei der A.G.
„Weser" im besonderen durch das direkte finanzielle Engagement des Bre¬
mer Staates — insbesondere in den letzten Jahren ihrer Existenz — schließ¬
lich doch zu einem massiven Eingreifen der öffentlichen Hand führen soll¬
ten, was im Endeffekt einer Sozialisierung der Verluste gleichkam. Sicherlich
hätte ein früheres Engagement der Stadtgemeinde Bremen keinen Einfluß
auf die konjunkturellen und strukturellen Veränderungen im deutschen und
internationalen Schiffbau gehabt. Doch wären von vornherein die Verant¬
wortung für unternehmerisches Handeln von der privaten Wirtschaft auf die
öffentliche Hand übergegangen und damit der Antagonismus zwischen Wirt¬
schaft und Politik — in diesem Fall — zugunsten von letzterer aufgelöst wor¬
den. In welchem Maße dies vom Bremer Senat als eine Chance für eine zu¬
kunftsorientierte Um- bzw. Neustrukturierung der bremischen Industrie
dann tatsächlich begriffen worden wäre, muß natürlich dahingestellt bleiben.

Thesenhaft lassen sich folgende Punkte zum Scheitern des Kaufes der Bre¬
mer Krupp-Beteiligungen festhalten:

1. Die durch die Alliierten gesetzten Vorgaben steckten den Rahmen ab, in
dem sich deutsche bzw. bremische Politik zu bewegen hatte; dabei kam aber
dem Gesetz Nr. 75 vom 10. November 1948 für die hier behandelte Transak¬
tion keinerlei Bedeutung zu, da zu diesem Zeitpunkt das Interesse des Hauses
Krupp an einem Verkauf bereits spätestens seit der Währungsumstellung er¬
loschen war und der Bremer Staat kaum die entsprechenden Mittel in neuer
Währung hätte aufbringen können.

Es ist aber festzuhalten, daß zumindestens auf der Ebene des Landes Bre¬
men die Kaufabsichten der Bremer Regierung durch die amerikanischen In¬
stanzen gebilligt, ja sogar unterstützt wurden.

2. Der Faktor Zeit spielte hinsichtlich der Verkaufsabsichten des Hauses
Krupp und damit der unmittelbaren Voraussetzung des behandelten „Deals"

177 Der innerbetriebliche Aspekt von Mit- oder gar Selbstbestimmung der Beleg¬
schaft bleibt hier ohnehin unberücksichtigt.
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eine bedeutsame Rolle. Denn zunehmend wurden die politischen Hypothe¬
ken des Unternehmens mit dem Fortschreiten der Zeit, d. h. u. a. der Entste¬
hung des Kalten Krieges, dem fortschreitenden Abbau der Schiffbaurestrik¬
tionen bzw. der wachsenden Aussicht darauf, dem Nürnberger Teilfreispruch
von Alfried Krupp von Bohlen und Halbach usw., abgebaut. Mit der zeit¬
lichen Verzögerung der Verkaufsverhandlungen konnte Krupp zudem sei¬
nen Mangel an Bargeld aus anderen Quellen beheben. Entscheidend aber
blieb für den Ruhrkonzern die Zäsur der Währungsreform. Bereits mit der
konkreten Aussicht auf eine baldige Währungsumstellung war das Interesse
der Firma Krupp an einem Verkauf ihrer Bremer Beteiligungen in der alten
Währung erloschen.

In welchem Maße der Faktor Zeit auch gegen die auf Sozialisierung drän¬
genden Kräfte arbeitete, spiegelt sich in den Regierungserklärungen von
Bürgermeister Kaisen vom Oktober 1946 und Februar 1948 wider: Hatte Kai¬
sen 1946 noch konstatiert, daß Betriebe zu sozialisieren seien, wenn „der
Wirtschaftszweck in einem Betriebszweig besser ohne die kapitalistische
Eigentumsform erreicht werden [kann]" 178 , so forderte er 1948 lediglich
noch pauschal die Überführung von Kohle-, Eisen- und Stahlerzeugung in
Staatsbesitz 179 .

3. In endogener Hinsicht zeigt sich, daß die Position der linken Kräfte — zu¬
mal des linken SPD-Flügels — zunehmend schwächer wurde. Bürgermeister
Kaisen engte seine Handlungsspielräume im Hinblick auf Vergesellschaf¬
tungsmaßnahmen selbst ein, als er sich auf das Bündnis von Arbeiter- und
Kaufmannschaft — und damit gegen eine Arbeiterregierung aus SPD und
KPD, die rechnerisch zunächst durchaus möglich war — festlegte. Mit der Re¬
gierungsbildung nach der Bürgerschaftswahl vom Oktober 1947, die sich
nicht ohne Grund bis in das Jahr 1948 hinzog, wurde die KPD auf Verlangen
der bürgerlichen Parteien aus der Bremer Regierung gedrängt, und Kaisen
legte sich auf das Bündnis zwischen Arbeiter- und Kaufmannschaft fest. Da¬
bei hielten gerade die Vertreter der Bremer Demokratischen Volkspartei
(BDV) besonders intensiv an wirtschaftsliberalistischen Vorstellungen fest.
M. E. hatte seit der Bildung des neuen Senats aus SPD und BDV am 22. Januar
1948 das Projekt einer Übernahme der bremischen Industriebeteiligungen
Krupps bereits auf Regierungsebene keine Chance mehr.

4. Die involvierten bürgerlichen Senatoren Nolting-Hauff (Finanzen) und
Harmssen (Außenhandel und Wirtschaftsforschung) waren beide „dem
Schütting", d. h. der Interessenvertretung der Bremer Kaufmannschaft, zuzu¬
ordnen. Ihr Handeln war doch recht kurzsichtig und kleinlich. Doch ist ihnen
zugute zu halten, daß sie wegen ihrer politischen Grundauffassung kaum ein
Interesse an einem staatlichen Engagement in der Wirtschaft haben konnten
— was Bürgermeister Kaisen hätte berücksichtigen müssen, wenn er tatsäch¬
lich vital an der geplanten Erwerbung interessiert gewesen wäre. Der sozial¬
demokratische Senator Wolters (erst seit dem 28. November 1946 Wirt-

178 Sten.Aufz. 1946 1. Wahlperiode, S. 36.
179 Sten.Aufz. 1948 2. Wahlperiode, S. 29.
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Schaftssenator) ist in dieser Angelegenheit nicht recht zum Zuge gekommen.
Hiermit soll als Erklärung keine Verschwörer-Theorie aufgetischt werden.
Doch fallen diese Tatbestände immerhin so ins Auge, daß darauf hingewiesen
werden soll.

5. Bürgermeister Kaisen schließlich waren letzthin die Besitzverhältnisse
ziemlich gleichgültig. Ihm kam es darauf an, daß der Schornstein wieder
rauchte — wobei ihm offenbar ziemlich egal war, auf welche Weise und für
wen. Von einer vorausschauenden Industrie- und Strukturpolitik bremischer-
seits kann also kaum die Rede sein, im Endeffekt war die Perspektive darauf
ausgerichtet, Arbeit zu schaffen — einerlei wie, ggfs., wie in diesem Falle,
unter Rekonstruktion alter Besitz- und Branchen-Strukturen.

Scheiterte auch die Übernahme der Kruppschen Industriebeteiligungen
durch die Stadtgemeinde Bremen, so demonstriert der Vorgang doch insge¬
samt eine gewisse Offenheit und Plastizität der Gestaltungsmöglichkeiten in
der unmittelbaren Nachkriegszeit. Blieb diese Entwicklung auch in ihren An¬
sätzen stecken und ist sie also eigentlich eine Mißerfolgs-Geschichte, so wird
mit ihr doch immerhin eine mögliche Alternative zum tatsächlichen Verlauf
der Geschichte angedeutet. Doch sei abschließend mit Borchardt/Buchheim
festgestellt, daß der Verlauf einer Geschichte, die nicht stattgefunden hat,
„allenfalls plausibel gemacht, nicht aber wissenschaftlich begründet werden
[kann]" 180 .

180 Knut Borchardt/Christoph Buchheim: Die Wirkung der Marshallplan-Hilfe in
Schlüsselbranchender deutschen Wirtschaft, in: Vierteljahrshefte für Zeitge¬
schichte, 35. Jg. (1987), Heft 3, S. 346.

179





Die Auswanderung über Bremen und Bremerhaven
nach dem Zweiten Weltkrieg

Ein wenig bekanntes Kapitel bremischer Nachkriegsgeschichte*

Von Engelbert Klugkist

Zunächst muß man sich die Situation von 1945 vor Augen halten: In Deutsch¬
land ballten sich Millionen heimatloser Menschen zusammen — neben deut¬
schen und anderen Flüchtlingen die Zwangsarbeiter und Verschleppten. Dies
allein sollen in den drei westlichen Besatzungszonen rd. 6,5 Millionen gewe¬
sen sein. Es war das Ziel der Alliierten, diese „Displaced Persons" — „DPs",
wie sie überall genannt wurden — so schnell wie möglich in ihre Heimat zu¬
rückzuführen. Diese Repatriierung vollzog sich bis etwa September 1945. Sie
gelang aber nicht vollständig. Schätzungsweise 1,2 Millionen blieben hier.
Das waren vor allem Menschen aus Polen und anderen osteuropäischen Län¬
dern, die entweder den Anschluß verpaßt hatten, sei es aus Krankheits- oder
anderen Gründen, oder die — und das war die Mehrzahl — gar nicht in ihre
Heimat zurückkehren wollten. Sie sollten nun in überseeischen Ländern an¬
gesiedelt werden.

Das war die Wurzel der Auswanderung über Bremen und Bremerhaven
nach dem Zweiten Weltkrieg. Man kann diesen Menschenstrom, der fast
30 Jahre anhielt, ganz grob in drei Abschnitte einteilen:
1. Die Auswanderung von DPs in den Jahren 1945 bis 1951 unter der Betreu¬

ung durch internationale Organisationen, zunächst der UNRRA (United
Nations Relief and Rehabilitation Administration), ab 1947 der IRO (Inter¬
national Refugee Organisation). An diesen Organisationen waren Deut¬
sche nicht beteiligt.

2. Die Jahre von 1952 bis etwa 1960. Das war die Hauptperiode der Auswan¬
derung aus Deutschland nach dem Kriege. Die Auswanderer, Deutsche wie

* Kurzvortrag, gehalten auf der Mitgliederversammlung der Historischen Gesell¬
schaft Bremen am 19. März 1990. Das Referat war nicht das Ergebnis einer wissen¬
schaftlichen Bearbeitung des reichhaltigen Quellenmaterials, sondern wollte nur
einen kurzen Überblick geben über das, was sich damals in Bremen und Bremer¬
haven abgespielt hat. Die Form des Kurzvortrags wurde unter geringfügigen redak¬
tionellen Änderungen beibehalten.
Als Quellen wurden hauptsächlich die Akten des Senators für Häfen, Schiffahrt und
Verkehr herangezogen, die der Verfasser mit freundlicher Genehmigung der Behörde
einsehen durfte, sowie der Beitrag von Wolfgang Jacobmeyer, Die „Displaced Per¬
sons" in Deutschland 1945—1952, in: Bremisches Jahrbuch, Bd. 59, 1981, S. 85—108,
ferner mündliche Auskünfte von Mitarbeitern des Senators für Häfen, Schiffahrt
und Verkehr und persönliche Erinnerungen des Verfassers, der von 1954 bis 1986
Referent und später Leiter der Abteilung „Häfen" bei dieser Behörde gewesen ist.

181



Ausländer, wurden gelenkt von dem Zwischenstaatlichen Komitee für
Europäische Auswanderung — ICEM (Intergovernmental Committee for
European Migration), in welchem die Bundesrepublik Deutschland vollbe¬
rechtigtes Mitglied war, und in Bremen wurden sie betreut von der Bremer
Überseeheim GmbH. Dabei galt Bremen ganz offiziell als der zentrale Ver¬
schiffungshafen.

3. Schließlich die Jahre 1960 bis 1974, in denen der Auswandererstrom über
die bremischen Häfen zurückging und endgültig versiegte,

über die erste Zeit von 1945 bis 1951 gibt es kaum zuverlässige Quellen.
Selbst amtliche Statistiken, soweit überhaupt vorhanden, sprechen meist von
Schätzungen. Ein ähnlicher Vorbehalt ist allerdings auch für die spätere Zeit
zu machen. Die statistischen Angaben sind oft ungenau und kaum miteinan¬
der vergleichbar, zum Teil sogar widersprüchlich. Aus diesem Grunde sollten
statistische Zahlen bei allem folgenden nur als Größenordnungen verstan¬
den werden. 1

In diesem Zeitraum sollen mehr als 1 Million ausländische Flüchtlinge und
DPs über Bremerhaven ausgereist sein. Jedenfalls hat man den millionsten
am 2. November 1951 in Anwesenheit des damaligen Bundesvertriebenenmi-
nisters gebührend gefeiert. Rd. 700 000 davon kamen aus Deutschland,
140 000 aus Österreich und 66 000 aus Italien. Etwa die Hälfte von ihnen wa¬
ren Polen und Ukrainer.

Den Deutschen war die Auswanderung damals noch weitgehend verschlos¬
sen. Der Alliierte Kontrollrat hatte ein allgemeines Auswanderungsverbot er¬
lassen, von dem Ausnahmen nur in beschränktem Umfang zugelassen wur¬
den. Die Zahl der deutschen Auswanderer soll bis Ende 1949 insgesamt etwa
47 000 betragen haben, im Jahre 1950 — nach Aufhebung des Auswande¬
rungsverbots — schon 35 000, im nächsten Jahre fast das Doppelte. Schon da¬
mals gingen die meisten, nämlich etwa 75 %, nach Nordamerika, nach den
USA und Kanada.

Alle wurden in Bremen in sog. Verschiffungslagern gesammelt. Davon gab
es drei: in der Grohner Kaserne (5000 Betten), im Lager „Tirpitz" in Gröpelin¬
gen (1100 Betten) und auf dem Gelände des Flughafens (500 Betten). Die La¬
ger Grohn und „Tirpitz" wurden von der UNRRA, später von der IRO geführt.
Diese Organisationen betreuten aber nur ausländische Auswanderer, keine
deutschen. Die ersten Deutschen wurden von der Bremer Überseeheim
GmbH betreut, zuerst auch im Lager „Tirpitz", ab 1948 im Lager Flughafen.

Wir wissen wenig über den Betrieb in diesen frühen Verschiffungslagern.
Etwas mehr wissen wir über die Schiffe, welche diese Menschen damals nach
Übersee beförderten. Anfänglich waren es vielfach Truppentransporter und
Nachschubschiffe der US Army. Die IRO ging dann dazu über, ganze Schiffe

1 Die Ursachen für diese Diskrepanzen sind wohl in unterschiedlichen Erfassungs¬
methoden und -kriterien zu suchen, z. B. in unterschiedlicher Abgrenzung der Be¬
griffe „Auswanderung" und „Auswanderer", die sich im Laufe der Jahre auch verän¬
dert haben. Eine kritische Bearbeitung dieser Probleme ist im Rahmen eines Kurz¬
vortrages nicht möglich gewesen.

182



oder eine bestimmte Anzahl von Plätzen zu chartern. Zeitweise soll sie bis zu
36 Schiffe in Charter gehabt haben, mit 18 Abfahrten pro Monat von Bremer¬
haven. Deutsche Schiffe waren natürlich nicht dabei, denn Fahrgastschiffe
unter deutscher Flagge gab es damals noch nicht wieder.

Man muß sich aber fragen, wie es dazu kam, daß Bremen und Bremerhaven
so kurz nach Kriegsende eine solch wichtige Rolle spielen konnten. Das hatte
wohl im wesentlichen zwei Ursachen:

Da war einmal die Tatsache, daß Bremen mit Bremerhaven der amerikani¬
schen Besatzungszone zugeschlagen wurde und der einzige deutsche „Port
of Embarkation" der Amerikaner war. über Bremerhaven reisten die ,,GIs",
ihre Familien und ihre Pkws, ebenso die militärischen und zivilen Versor¬
gungsgüter.

Eine weitere, m. E. ebenso wichtige Ursache waren die Aktivitäten, welche
der Senat, die Handelskammer und einzelne Persönlichkeiten in Bremen ent¬
wickelten. Man erinnerte sich daran, daß Bremerhaven einmal der führende
deutsche Passagierhafen gewesen war, und man erkannte die Chance, diese
Position zurückzugewinnen. Es war erkennbar, daß die Ausreisen der DPs
bald zu Ende gehen würden und daß danach eine neue Ausreisewelle zu er¬
warten war. Nun kam es darauf an, diese Entwicklung in die richtige Rich¬
tung, d. h. nach Bremen, zu lenken. Daß dies gelang, ist der Verdienst vieler
Persönlichkeiten, im besonderen jedoch des späteren Senatsdirektors
Dr. Heinrich Maas. Unermüdlich war er bei den Amerikanern wie bei den zu¬
ständigen Ministerien der anderen deutschen Länder und später des Bundes
aktiv und konnte sie davon überzeugen, daß Bremen mit seinen leistungsfä¬
higen Hafenanlagen in Bremerhaven der einzig richtige Platz war, um die
Auswanderung zu konzentrieren. Und es muß ausdrücklich hinzugefügt wer¬
den, daß diese Bemühungen in allen politischen Gremien — Bürgerschaft, Se¬
nat, Deputationen — immer volle Unterstützung fanden.

So kam es, daß schon 1947 das „Ständige Sekretariat für das Auswande¬
rungswesen" — ein gemeinsames Büro der norddeutschen Länder — seinen
Sitz in Bremen erhielt. Ebenfalls 1947 beschloß der Senat die Errichtung ei¬
ner öffentlichen gemeinnützigen Auswandererberatungsstelle, die von
kirchlichen und freien Wohlfahrtsverbänden und Bremen gemeinsam getra¬
gen wurde. Im Jahre 1948 setzte der Senat in Fortsetzung der alten Tradition
wieder einen „Senatskommissar für das Auswanderungswesen" ein. Senats¬
kommissar wurde der Senator für Häfen, Schiffahrt und Verkehr, sein Vertre¬
ter und damit faktisch Leiter dieser Behörde wurde Dr. Maas. Bremen baute
auch den Columbusbahnhof in Bremerhaven wieder auf, den „Bahnhof am
Meer". Am 3. April 1950 wurde der Neubau eingeweiht. Er stand an der Stelle,
wo heute ein Stückgut-Terminal der Bremer Lagerhaus-Gesellschaft ist. Und
last not least zeigte auch der Norddeutsche Lloyd großes Interesse an einer
Wiederbelebung des Fahrgastverkehrs, obwohl er noch gar kein geeignetes
Schiff dafür besaß.

Schon 1947 hatte die Militärregierung den Senat ersucht, die Betreuung
der deutschen Auswanderer zu übernehmen, weil die IRO das nach ihrer Sat¬
zung nicht konnte. Dafür gründeten Bremen und der Lloyd gemeinsam im Ja¬
nuar 1948 die „Bremer Überseeheim GmbH". Diese Gesellschaft übernahm
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zunächst das Lager Flughafen und am 1. Februar 1952 alle Verschiffungsla¬
ger in Bremen von der IRO. Diese Organisation gab damit ihre Tätigkeit hier
gänzlich auf.

Damit beginnt der wichtigste Abschnitt, die Periode von 1952 bis etwa
1960.

Zunächst ein kurzer Blick auf die Menschenströme, die in diesen Jahren
über Bremen liefen. Der Kürze halber soll nur das Jahr 1953 herausgegriffen
werden, das erste Jahr, in welchem die Bremer Überseeheim-Gesellschaft al¬
lein alles in der Hand hatte. In diesem Jahr sollen rd. 60 800 Personen aus der
Bundesrepublik ausgewandert sein, davon 56 600 Deutsche. Von den 60 800
gingen 59 700 nach Übersee, davon mehr als die Hälfte nach Kanada, etwa
ein Viertel nach den USA und etwa ein Achtel nach Australien, der Rest nach
Südamerika, Asien und Afrika. Rd. 52 800 reisten mit dem Schiff, davon
44 800 über die bremischen Häfen. Das waren rd. 85 %. Der Rest nahm schon
damals das Flugzeug, 153 Personen auch vom Flughafen Bremen aus. Alles
in allem wurde der Anteil Bremens an der Auswanderung aus der Bundesre¬
publik auf dem Land-, See- und Luftwege in diesem Jahr mit ca. 74 % angege¬
ben. Das sollte genügen, um die dominierende Position Bremens zu zeigen.
Die Verhältnisse haben sich in den folgenden Jahren auch nicht grundlegend
geändert.

Was sich allerdings manchmal änderte, das waren die Anteile der verschie¬
denen Einwanderungsländer, und das hing mit der Einwanderungspolitik die¬
ser Länder zusammen.

Die USA rückten bald deutlich an die Spitze der Einwanderungsländer. Sie
ließen in den 50er Jahren generell jährlich eine bestimmte Zahl von deut¬
schen Einwanderern ins Land, in der Regel 25 000. Darüber hinaus gab es
manchmal zusätzliche Sonderprogramme für bestimmte Jahre. Diese Quoten
sind häufig gar nicht ausgeschöpft worden.

Kanada zeigte von Anfang an starkes Interesse an deutschen Einwanderern
und übernahm für bestimmte Berufsgruppen, z. B. Handwerker und Fachar¬
beiter, u. U. sogar die Passagekosten. Generell aber gab es Einreisevisa nur
auf Grund von Bürgschaften kanadischer Bürger. Das war in den USA übri¬
gens ähnlich. Es gab ein Einwanderungsabkommen zwischen der Bundesre¬
publik und Kanada, und in Bremen wurde eine kirchliche Einwanderungs¬
kommission etabliert, das CCCRR (Canadian Christian Council for the Re-
settlement of Refugees). Gegen Ende der 50er Jahre gab es in Kanada offen¬
bar Probleme mit der Integration der Einwanderer, so daß die Einwanderung
vorübergehend eingeschränkt wurde.

Auch Australien zeigte wachsendes Interesse. Es schloß 1952 ein Abkom¬
men mit der Bundesrepublik und richtete in Bremen ein eigenes Einwande¬
rungsbüro ein. Australien zahlte auch einen Teil der Passagekosten als Darle¬
hen, das nach zweijährigem Aufenthalt in Zuschüsse umgewandelt wurde.
Auch dort gab es offenbar soziale Probleme, die zu zeitweiligen Einschrän¬
kungen führten.

In diesem Rahmen, der nur die wichtigsten Einwanderungsländer erwäh¬
nen konnte, ist nun zu betrachten, was sich hier in Bremen abgespielt hat.
Eingangs wurde schon gesagt, daß die Auswanderung in diesen Jahren durch
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das Zwischenstaatliche Komitee für Europäische Auswanderung (ICEM) ge¬
lenkt wurde. ICEM organisierte aber nur den Seetransport. Die Organisation
im Verschiffungshafen war Sache der Bundesrepublik, die diese Aufgabe auf
Bremen übertragen hatte. Dafür trug der Bund 85 % der Kosten.

Wir haben schon erfahren, daß die Bremer Dberseeheim-Gesellschaft seit
1952 alle Lager in Bremen betrieb. In den folgenden Jahren mußten die Ka¬
sernen wie auch das Gebäude am Flughafen geräumt werden, und der gesamte
Betrieb wurde in Lesum zusammengefaßt. Daneben soll es in Deutschland
nur noch ein einziges, kleineres Verschiffungslager in Hamburg gegeben
haben.

Dieses Lager Lesum wollen wir uns nun näher ansehen. Es war 1950 auf
dem Gelände einer früheren Kaserne zwischen der Rotdornallee und dem
Holthorster Weg gebaut worden, und zwar eigens zu diesem Zweck. Dort
kann man es heute noch finden. Wie es damals aussah, schildert eine junge
Ärztin, die vorübergehend dort tätig war: 2

„Fahren wir aus Bremen heraus in Richtung Vegesack, so kommen wir
nach Lesum, einem ziemlich großen Dorf, dessen Umgebung der Bremer
stolz ,Bremer Schweiz' nennt. Sie ist im Sommer aber auch wirklich sehr
schön. Auf einer Anhöhe, mitten im Dorf, liegt die kleine, alte Dorfkirche, im
Innern nordischer Barock. Wenige Minuten vom Bahnhof Lesum entfernt be¬
findet sich das größte, und ehrlich gesagt, auch das schönste der 3 Übersee¬
heime. [...] Auf einem großen Gelände stehen viele Häuserblocks, unterteilt
in je 3 Häuser. Die 2—6 Bettzimmer sind hell und luftig, im Winter gut durch¬
geheizt. Aber die Zimmer würden unendlich gewinnen, würde man die Wän¬
de mit ein paar Bildern, sei es Postkarten oder Fotografien, schmücken und
die Fenster mit einfachen Scheibengardinen versehen. Man braucht nicht
einmal die Nase an der Fensterscheibe plattzudrücken, man kann auch so
von der Lagerstraße aus bis in die Zimmer sehen. Schließlich handelt es sich
hier um ein Überseeheim und nicht um eine Kaserne. Mitten durch das Lager
zieht sich eine ziemlich breite Lagerstraße. Auf der einen Seite liegt die Kan¬
tine, die auf mich jedes Mal einen wartesaalmäßigen Eindruck machte. Davor
erstreckt sich die riesige Gepäckhalle, in der sämtliches Gepäck der Auswan¬
derer gleich zollamtlich abgefertigt wird. Das Gepäck ist nach Ländern und
darunter wieder nach Buchstaben geordnet. Ein kleines Teil der Gepäckhalle
ist abgegrenzt und ausgebaut als Gepäck- und Zollbüro, leider aber so unge¬
schickt, dass weder der Gepäckmeister noch der Zollbeamte die Halle mit
ihrem Gepäck übersehen können. [. ..] Zu erwähnen wäre noch ein kleines
Geschäft, in dem der Auswanderer die restlichen DM für alle möglichen
Dinge loswerden kann. Die Preise sind die gleichen wie in der Stadt, und ver¬
kauft werden nur Gebrauchsgegenstände und kein Tineff. Da Lesum das
größte der 3 Überseeheime ist, ist auch das Hospital mustergültig eingerich¬
tet, mit einer Station für Erwachsene, eine für Kinder, eine Babyküche, Am¬
bulanz, Labor und Röntgeneinrichtung. Lesum ist das einzige Lager, in dem

2 Dr. med. Irmgard Soffner: „Bericht über die Bremer Überseeheime", Februar 1954
(Abschrift bei den Akten des Senators für Häfen, Schiffahrt und Verkehr).
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es 2 getrennte Küchen gibt, eine für die Angestellten, und eine für die Emi¬
granten. Die Verpflegung in beiden Küchen ist sehr gut, nahrhaft und reich¬
lich. Gerade von den Auswanderern hörte ich immer wieder ein Lob über das
Essen, gemeckert wurde relativ selten."

Dieser Schilderung ist nicht viel hinzuzufügen. In den durchweg zwei¬
stöckigen Häusern mit jeweils zwei bis drei Wohnungen war Platz für rd. 2100
Menschen. Einige Häuser dienten noch als ständige Wohnungen von DPs, die
aus irgendwelchen Gründen in Lesum hängengeblieben waren. Sie führten
ein Eigenleben und hatten mit dem Lagerbetrieb nichts zu tun.

In den Verwaltungsgebäuden war alles vorhanden, was für die Betreuung
und Abfertigung notwendig war, z. B. Zoll-, Paß- und Wechselbüros, die Ein¬
wanderungsbehörden der wichtigsten Zielländer, Agenturen von Reisebüros,
eine Außenstelle des Senatskommissars für das Auswanderungswesen und
das Büro des Staatsbeauftragten, der den Betrieb zu überwachen hatte, bis
hin zur täglichen Essenkontrolle.

Dieser Staatsbeauftragte verfaßte regelmäßige Berichte, die sich manchmal
wie Kurzromane lesen: Da gibt es Klagen über zu harte Betten und über frei
herumlaufende Hunde; Auswanderer aus Südtirol wünschen mehr Mehlspei¬
sen, süßeren Kaffee und stärker gewürztes Essen. Gelegentlich gab es fröhli¬
che Feiern in der Kantine, oder es wird von einem 18jährigen Griechen be¬
richtet, der zurückbleiben mußte, weil sein letzter Arbeitgeber seinen Paß
zurückbehalten hatte als Pfand für ein nicht eingehaltenes Eheversprechen
gegenüber seiner Tochter. Manchmal waren auch Streitigkeiten zu schlich¬
ten, allerdings selten. Da die Auswanderer in der Regel nur zwei bis drei Tage
im Lager waren, gab es nicht sehr viel Zeit und Gelegenheit zum Streiten.

In diesen Tagen hatten sie nämlich sehr viel zu tun und zu laufen: Viele For¬
malitäten mußten erledigt und noch mehr Papiere ausgefüllt werden. Auch
ärztliche Untersuchungen und Impfungen nahmen viel Zeit in Anspruch.

Für Reisende nach Australien gab es noch eine Extraprozedur: Aus Furcht
vor Einschleppung der Maul- und Klauenseuche mußten alle sog. „Landwirt¬
schaftlichen Auswanderer" samt ihrem großen und kleinen Gepäck vor der
Ausreise desinfiziert werden. Dabei gab es genaue Definitionen, wer „Land¬
wirtschaftlicher Auswanderer" war: Nicht etwa nur, wer aus ländlichen Ge¬
bieten kam, sondern praktisch jeder, der auch nur in der Nähe einer Molke¬
rei oder eines Schlachterladens gewohnt oder gearbeitet hatte. Das lief natür¬
lich darauf hinaus, daß so ziemlich jeder Australienauswanderer desinfiziert
wurde. Und das mußte in Bremen geschehen, denn die Desinfektionsanstalt
der hiesigen Städtischen Krankenanstalten war die einzige Einrichtung, de¬
ren Bescheinigung die australischen Behörden anerkannten.

An sich waren die Auswanderer nicht gezwungen, im Lager zu wohnen. Sie
durften sich auch auf eigene Kosten in der Stadt einquartieren, mußten nur
zu den geschilderten Formalitäten im Lager sein. Deshalb blieben die meisten
schon aus Bequemlichkeit im Lager. Außerdem war es dort preiswerter als in
einem Hotel.

Es gab auch sog. „Freie Auswanderer", deren Zahl ständig zunahm. Diese
reisten völlig auf eigene Kosten — oder denen von Verwandten o. a. Viele von
ihnen wohnten im Lager Flughafen, wo die Ausreiseformalitäten ebenso erle-
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digt werden konnten wie in Lesum. Dieses Lager war etwas teurer, offenbar
auch besser eingerichtet als das in Lesum, und die Verpflegung soll besser
gewesen sein.

Schon Anfang der 50er Jahre machte man sich in Bremen Gedanken über
ein neues Überseeheim, weil die Lager den Ansprüchen nicht mehr zu genü¬
gen schienen. Das bezog sich besonders auf die Selbstzahler, an denen man
sehr interessiert war. Jahrelang wurde über einen neuen Standort verhan¬
delt: Bremerhaven meldete Ansprüche an; mehrere Plätze rund um den Bre¬
mer Hauptbahnhof wurden diskutiert; ein Architektenwettbewerb wurde
ausgeschrieben. Da wurde 1955 plötzlich bekannt, daß das Lager Flughafen
im nächsten Jahr geräumt werden müsse und daß Hamburg den Bau eines
großen Auswandererhotels mit angeblich 1000 Betten plane. Nun tat Eile not!
Man ließ alle Pläne für einen zeitaufwendigen Neubau fallen und kaufte statt
dessen ein gerade im Wiederaufbau befindliches Haus an der Wachtstraße,
das nun nachträglich vier Hoteletagen aufgesetzt bekam. Die Läden und Bü¬
ros in den unteren Stockwerken mußten bleiben. So kam es, daß das „Über¬
seehotel" bis heute erst im 3. Obergeschoß anfängt. Am 26. April 1956 wurde
es eingeweiht.

Nun aber wieder zurück nach Lesum! Hier lief der Betrieb die ganzen Jahre
hindurch reibungslos. Typisch dabei war der Stoßbetrieb: Manchmal stand
das Lager tagelang praktisch leer; am nächsten Tag kamen dann 1000 Men¬
schen innerhalb weniger Stunden an.

Die Abfertigung und die Abreise zum Schiff soll wieder der schon einmal
zitierte Bericht aus dem Jahre 1954 schildern:

„Einen Tag vor der Abreise wird für alle Konfessionen ein entsprechender
Abschiedsgottesdienst abgehalten. Die bürokratische Abfertigung der Emi¬
granten, sei es bei der Ankunft oder Abreise, klappt meistens wie am Schnür¬
chen. Natürlich kommen einmal Irrtümer vor, aber erstens sind diese leicht
zu beseitigen und zweitens, errare humanum est. Der Ton zwischen den An¬
gestellten und den Auswanderern ist ein herzlicher, und schon bei der Regi¬
strierung ist schnell ein persönlicher Kontakt von Mensch zu Mensch herge¬
stellt. Immer wieder sind die Auswanderer erstaunt, wie gut alles organisiert
ist. [...] Hochbetrieb herrscht ebenfalls bei der Abreise. Jeder trägt ein gro¬
ßes Nummernschild am Mantel oder sonstwo, damit der Betreffende nicht
verloren geht. Nach Nummern stellt sich nun der Transport auf, nach Num¬
mern werden die Auswanderer in die Busse verfrachtet, nummernweise geht
es dann aufs Schiff und nummernweise bekommen die Emigranten auch ihre
Kabinen zugewiesen. [...] Die Kanada-Transporte sind nie sehr groß, mei¬
stens 200—400, die durch Lesum geschleust werden. Sie werden von Lesum
aus direkt mit Bussen nach Bremerhaven oder Bremen-Überseehafen ge¬
bracht. Die Australien-Transporte umfassen im Durchschnitt 600—1000 Emi¬
granten. Für sie steht in Vegesack ein Sonderzug bereit, der sie nach Bremer¬
haven bringt. Während im Bus immer dezente Radiomusik spielt, wird im Zug
meist gepennt oder Skat gespielt. Immer wieder habe ich festgestellt, dass die
letzten Minuten vor der Abfahrt die schlimmsten sind. Heimlich habe ich
mich immer darüber amüsiert. Die Reisebegleiter sind kribbelig, dass alles
klappt, die Kinder werden zum dutzendsten Male zusammengesucht, weil sie
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immer wieder weglaufen, und bei mir streikt mal wieder das Blitzlicht. In Bre¬
merhaven angekommen, werden die Auswanderer mit Blechmusik begrüßt.
Die Kapelle spielt zackig, dafür laut wie bei den alten Preussen. [. . .] Der end¬
gültige Abschied am Pier, die Musik, die Schiffssirenen, all dies schafft eine
besondere Atmosphäre, eine gewisse wehmütige Stimmung, deren man nur
schlecht Herr werden kann."

In diesem Bericht ist alles enthalten, vom Abschiedsgottesdienst bis zur
Blasmusik auf der Columbus-Pier. Das traditionelle Abschiedslied aller Passa¬
gierdampfer „Muß i denn, muß i denn zum Städtele hinaus ..." wurde sicher
immer gespielt oder gesungen.

Bei Abfahrten nach Australien gab es noch eine Besonderheit, wieder we¬
gen der Maul- und Klauenseuche: Auf allen Gangways mußten Fußmatten
ausgelegt werden, die mit einem Desinfektionsmittel getränkt waren. Darauf
mußten sich alle Passagiere die Schuhe reinigen. Solange diese Matten nicht
an ihrem Platz lagen, konnte die Einschiffung nicht beginnen.

Die Schiffe waren meist reine Passagierschiffe, auch jetzt fast nur unter
ausländischer Flagge. Teils fuhren sie ganz in Charter von ICEM, insbesondere
nach Australien, teils im allgemeinen Linienverkehr. Die meisten gehörten
italienischen und griechischen Reedern, aber auch Norweger, Amerikaner
und Schweden waren darunter und sogar eine schweizerische Reederei, die
Arosa-Line, mit vier großen Fahrgastschiffen. Auch die schnellen Nord-
atlantik-Liner, wie die „America" und die „United States", beförderten Aus¬
wanderer. Die ersten deutschen Schiffe waren die „Berlin" des Norddeut¬
schen Lloyd und die „Seven Seas" der bremischen Europa-Kanada-Linie.
Auch Frachtschiffe mit Passagiereinrichtungen nahmen Auswanderer mit.
Diese fuhren meist vom Überseehafen in Bremen ab. Einzelne Schiffe fuhren
auch regelmäßig vom Steubenhöft in Cuxhaven, ihre Passagiere aber kamen
meist aus Bremen.

Einige dieser Schiffe waren schon recht betagt und eigens dazu eingesetzt,
um mit den Auswanderern ein gutes Geschäft zu machen. Einzelne sollen in
punkto Hygiene und Sicherheit durchaus fragwürdig gewesen sein. Um dem
abzuhelfen, besannen sich die deutschen Behörden auf das alte Reichsgesetz
über das Auswanderungswesen von 1897, das formell noch in Kraft war. Da¬
nach mußten jeder Reeder, der Auswanderer befördern wollte, und seine
Agenten eine Erlaubnis dazu haben. Im Jahre 1956 erließ die Bundesregie¬
rung eine Verordnung über die Einrichtung von Auswandererschiffen, die
genaue Vorschriften in hygienischer und sicherheitstechnischer Hinsicht
enthielt. Sie galt auch für ausländische Schiffe, und man kann sich gut vor¬
stellen, wie es einige Schwierigkeiten und Ressentiments gab, als man be¬
gann, diese Vorschriften gegenüber ausländischen Reedern und Agenten
durchzusetzen. Jedes Schiff, das für die Beförderung von Auswanderern an¬
gemeldet wurde, wurde fortan von Beamten der Wasser- und Schiffahrtsver¬
waltung des Bundes besichtigt und dann erst zugelassen.

Wer waren nun die Menschen, die in diesem Jahrzehnt über Bremen aus¬
gewandert sind, woher kamen sie und welches waren ihre Motive?

Etwa 40 % sollen Flüchtlinge gewesen sein, sowohl deutsche als auch nicht¬
deutsche. Zunehmend traten auch sog. Transitauswanderer auf, d. h. Auslän-
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der aus allen Teilen Europas, die über die Bundesrepublik auswanderten.
Nach Berufsgruppen überwogen Industriearbeiter und Handwerker alle an¬
deren um ein Vielfaches.

Und ihre Auswanderungsgründe? „Die Motive zur Auswanderung sind so
vielfältig wie das Leben selbst" hat einmal jemand gesagt. Heimat- und Ar¬
beitslosigkeit, schlechte Berufsaussichten, Angst vor einem neuen Krieg
wurden zumeist als Begründung angegeben, aber auch die Hoffnung auf bes¬
sere Lebenschancen allgemein oder konkrete Stellenangebote im Ausland.
Bemerkenswert ist, daß immer mehr gut situierte Menschen darunter waren,
für die wirtschaftliche Gründe nicht unbedingt ausschlaggebend sein konn¬
ten. Sicher spielte auch die bloße Anziehungskraft der Welt außerhalb Euro¬
pas eine Rolle, wie es ja im 19. Jahrhundert auch der Fall gewesen war.

Nun folgten die 60er Jahre. Der Auswandererstrom über See nahm merk¬
lich ab. Waren 1957 noch rd. 35 000 Deutsche aus der Bundesrepublik über
Bremen ausgereist, so waren es 1960 nur halb so viele, 1961 noch ca. 10 000,
1964 noch 7500 usf. Das sollen jeweils immer noch 75 % aller per Schiff Aus¬
gereisten gewesen sein. Aber die Entwicklung war nicht aufzuhalten: Das
Flugzeug lief der Passagierschiffahrt den Rang ab, bei den Auswanderern
ebenso wie in der Linienfahrt.

Die Zielländer waren in den 60er Jahren im wesentlichen die gleichen wie
vorher, mit den USA an der Spitze. Nach Kanada und Australien kam jetzt
verstärkt Südafrika vor, das sich um deutsche Einwanderer bemühte mit Pas¬
sagezuschüssen und Arbeitsplatzgarantien.

Bei den Schiffen dominierten nach wie vor Griechen und Italiener. Der
Norddeutsche Lloyd war jetzt auch mit seinen neu erworbenen Schiffen
„Bremen" und „Europa" beteiligt.

Die Motive der Auswanderer änderten sich im Laufe der Jahre. Statt Ar¬
beitslosigkeit und wirtschaftliche Not wurden jetzt zunehmend andere Gründe
angegeben, z. B. Furcht vor Streß oder Arbeitsplatzverlust durch Automa¬
tion, Interesse an Arbeit im Ausland, Firmenaufträge, Entwicklungshilfe u. ä.
Dabei bestand häufig die Absicht, nach einer gewissen Zeit zurückzukehren.

Das Lager Lesum war jetzt längst nicht mehr ausgelastet und wurde unwirt¬
schaftlich. Zunächst wurden Teile davon vermietet oder an den Eigentümer,
die Bundesrepublik, zurückgegeben. Die Abfertigung wurde immer mehr
nach Bremerhaven verlegt; ICEM leitete seine restlichen Transporte durch
das Überseehotel. Kurz: Das Lager Lesum wurde nicht mehr gebraucht und
Ende 1962 geschlossen. Bremen mußte aber weiter gegenüber dem Bund seine
Verpflichtung zur Betreuung der Auswanderer erfüllen. Dazu erhielt das
Überseehotel die Auflage, an den Tagen vor Schiffsabfahrten eine angemes¬
sene Zahl von Betten für Auswanderer freizuhalten.

Am 17. Mai 1974 fuhr der griechische Dampfer „Britannis" mit den letzten
Auswanderern von Bremerhaven nach Australien ab. Danach kam nichts
mehr.

Das war natürlich nicht das Ende der Auswanderung überhaupt. Noch im
Jahre 1989 sollen aus der Bundesrepublik rd. 12 000 Menschen „ausgewan¬
dert" sein. Diese Zahl darf man allerdings nicht ohne weiteres mit denen frü¬
herer Jahre vergleichen, denn die Auswanderer von heute sind andere als
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vor 30 Jahren. Die Zahl der echten Auswanderer, die eine neue Heimat
suchen, geht, soweit ersichtlich, aus keiner Statistik hervor. Aber eines war
und ist jetzt allen gleich: Sie reisen nicht mehr per Schiff, sondern sie fliegen
von allen großen Flughäfen aus. Einen zentralen „Verschiffungshafen"
braucht man nicht mehr.

Von den zahlreichen Behörden und anderen Einrichtungen, die sich in Bre¬
men um die Auswanderer gekümmert hatten, sind nur zwei übrig geblieben:
mehrere Auswandererberatungsstellen, die von kirchlichen und anderen ge¬
meinnützigen Organisationen getragen werden, und die Auswandererkartei
beim Senator für Häfen, Schiffahrt und Verkehr. Dort lagern schätzungsweise
1,5 Millionen namentliche Karteiblätter, vor allem von ehemaligen DPs.
Noch heute gehen pro Jahr ca. 1000 Suchanfragen ein — früher war es ein
Vielfaches. Durchschnittlich kann etwa jede sechste Anfrage positiv beant¬
wortet werden, d. h. man kann angeben, wann und mit welchem Schiff der
oder die Gesuchte zu welchem Hafen ausgereist ist. Das hat sicher in vielen
Fällen ein Auffinden erleichtert und damit dazu beigetragen, durch Kriegs¬
und Nachkriegsschicksal auseinandergerissene Familien wieder zusammen¬
zuführen.

Zum Schluß noch einige Sätze über ein Thema, das bisher ausgelassen wurde,
nämlich über die wirtschaftliche Bedeutung, welche die Auswanderung
nach 1945 für Bremen gehabt hat. Sie war sicher nicht so groß wie die im
vorigen Jahrhundert, als viele bremische Gastwirte, Makler, Agenten sowie
einige bremische Reedereien von den Auswanderern gut gelebt hatten. Ge¬
wiß — die Reeder verdienten auch jetzt gut daran, aber das waren ja fast alles
Ausländer. Doch es gab auch erhebliche Einnahmen für die Stadt und die
Hafenwirtschaft; man denke an Hafengebühren, Umschlagsentgelte, Schlep¬
per, an Reparaturen, Ausrüstung, Verproviantierung und Bebunkerung der
Schiffe. Im Jahre 1961 z. B. soll ein einziges Schiff bei fünf Abfahrten Auf¬
träge für fast 2 Millionen DM an bremische Unternehmen vergeben haben.
Dazu kamen die Ausgaben der Besatzungen und der Auswanderer selbst.
Viele kauften hier nämlich noch kräftig ein, vom Handwerkszeug bis zum
Tafelsilber.

Etwas anderes fällt aber noch mehr ins Gewicht: Die Aktivitäten Bremens
in allen Auswanderungsangelegenheiten sowie die Tatsache, daß Bremen mit
Bremerhaven fast drei Jahrzehnte lang der zentrale Verschiffungshafen ge¬
wesen ist, haben nicht unwesentlich dazu beigetragen, die Weltgeltung der
bremischen Häfen nach dem Kriege zu begründen und insbesondere die tra¬
ditionelle Verbindung mit den USA wieder zu knüpfen. Auch hierin zeigt sich
eine deutliche Parallele zu dem Geschehen vor hundert Jahren.
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Die Ausgrabung in der Bremer Altstadt 1989

Von Thomas Moritz

Im Zuge einer Notbergung bei Bauarbeiten in der Altstadt konnten Einblicke
in die Topographie Bremens in karolingischer Zeit (Wende 8./9. Jahrhun¬
dert) gewonnen werden. In diesem Bereich ist bisher nur eine Untersuchung
im größeren interdisziplinären Rahmen durchgeführt worden, nämlich die
im St.-Petri-DomBei der technischen und wissenschaftlichen Bearbeitung
der Grabung in der Altstadt (Stelle 103) waren folgende Fachbereiche betei¬
ligt: Grabungstechnik (Thomas Moritz, Bernd Seidler, Reinhold Schoon);
Geologie / Bodenkunde (Dr. Dieter Ortlam, Dr. Geyh); Dendrochronologie
(Barbara Leuschner, Dr. Hans-Hubert Leuschner); Paläoethnobotanik (Prof.
Dr. Karl-Ernst Behre); Archäozoologie (Reinhold Schoon); Pollenanalytik
(Dr. Jürgen Schwaar); Schiffsarchäologie (Prof. Dr. Detlev Elimers, Dr. Per
Hoffmann); Straßennamenforschung (Gudrun Keindorf); Malakozoologie (Ul¬
rike Regenhardt); Technisches Zeichnen, Fotografie (Günther Kruse); Restau¬
rierung (Gütha Klonk). Außer dem vorläufigen Grabungsbericht erscheint
der Aufsatz von Karl-Ernst Behre 2 in diesem Band des „Bremischen Jahr¬
buchs". Die Publikation aller Forschungsergebnisse ist für einen späteren
Zeitpunkt, im Zusammenhang und an anderer Stelle vorgesehen.

Das Grabungsareal wird begrenzt von der Wachtstraße im Osten, der Mar¬
tinistraße im Süden und der rückwärtigen Bebauung der Böttcherstraße im
Westen. Bei den Bombenangriffen des Zweiten Weltkriegs wurde die histori¬
sche Bebauung völlig zerstört. Es handelte sich um giebelständige Häuser aus
verschiedenen Bauepochen. Einen Eindruck vom Zustand um 1600 vermit¬
telt der Kupferstich von Franz Hogenberg 3 . Die wichtigen älteren Gebäude
sind kartographisch erfaßt 4 . Katasterkarten reichen zurück bis zum Jahr
1901.

1 Die umfangreichen Publikationen zur Domgrabung verzeichnet das Schriftenver¬
zeichnis Karl Heinz Brandt, zusammengestellt von Wilhelm Lührs, in: Brem. Jb.,
Bd. 65, 1987, S. 141-149. über die Grabung Altstadt 103 Böttcherstraße/Wacht-
straße kurze Notiz in Hans-Christoph Hoffmann: Die Denkmalpflege in der Freien
Hansestadt Bremen 1985—1988. Fünfter Bericht des Landesamtes für Denkmal¬
pflege, in: Brem. Jb., Bd. 67, 1989, S. 170.

2 Karl-Ernst Behre, Die ersten Funde von Nahrungspflanzen aus dem Mittelalter Bre¬
mens, unten S. 207-227.

3 Franz Hogenberg: Vogelschau nach Süden 1588/89 (Kupferstich, 1598), in: Herbert
Schwarzwälder: Blick auf Bremen. Ansichten — Vogelschauen — Stadtpläne vom
16.-19. Jahrhundert, Bremen 1985, S. 13 (Nr. 8).

4 Kartographische Darstellung historischer Zeugnisse vor 1750 in der Altstadt Bre¬
mens, hrsg. von der Kataster- und Vermessungsverwaltung Bremen, Bremen o. J.,
S. 24, Objekte Nr. 342, Nr. 343; Nr. 345, Nr. 346, Nr. 347, Nr. 348.
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Abb. 1: Lage der Grabungsfläche im Bereich Böttcherstraße/Wachtstraße, Kataster¬
karte 1980, Ausschnitt
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Abb. 2: Blick von Westen auf die Baustelle, Februar 1989. Im Mittelgrund die Unter¬
suchungsfläche mit den Wasserläufen und Fäkalgruben

Nach dem Kriegsende wurde die ungefähr 50 x 40 m messende Fläche ein¬
planiert und als Parkplatz genutzt. Die Geländeoberfläche lag bei ungefähr
7,00 m über NN im Norden und 8,00 m über NN im Süden.

Eine Untersuchung der fast 45 Jahre lang unbebauten Fläche wurde zwin¬
gend notwendig durch das Bauvorhaben der Firma Atlantis Grundstücksge¬
sellschaft, Hamburg. Seit 1991 befindet sich an dieser Stelle das Scandic
Crown Hotel.

Im Vorfeld der Baumaßnahmen wurden 1988 von Bernd Seidler, Grabungs¬
techniker beim Landesarchäologen, drei runde Schächte, Durchmesser 2 m,
mit Betonringaussteifung in den Boden getrieben; an einer Stelle wurde dann
eine kleine Untersuchungsfläche geöffnet.

Viele Befunde, wie die Befunde Nr. 100, 101, 104, 105, 107, 110 und 302,
sind als „Zufallsbefunde" ohne stratigraphische Einbindung in diesem Zu¬
sammenhang nur bedingt aussagekräftig; bei einer zu späterer Zeit zu erstel¬
lenden Typologie von Brunnen, Kloaken und Abfallgruben und auch zur
Festlegung von Katastergrenzen werden sie von ihrer Konstruktion und
Lage her jedoch zu beachten sein; ein in Befund 101 gefundener Kugeltopf
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(Abb. 10) stellt in sofern eine Besonderheit dar, als daß sich im Topfinhalt das
bislang früheste mittelalterliche Pfefferkorn Bremens fand (um 1200) 5 .

Ein Schiff, Befund 301, wurde nach Beendigung der Grabungsarbeiten in
großer Tiefe von Bauarbeitern entdeckt und gemeldet 6 ; die aufwendige Ber¬
gung wurde von Detlev Ellmers, Deutsches Schiffahrtsmuseum Bremerha¬
ven, geleitet.

Da sowohl das Schiff als auch eine Faschine, Befund 302, für die bremische
Stadtgeschichte von großer Bedeutung sind, wurden sie in die Interpretation
einbezogen.

Die oberen Deckschichten von 8 (7) m über NN bis hinunter auf etwa 5 m
über NN bestanden größtenteils aus einplaniertem Bombenschutt; die Fun¬
damente der bis 1944 an den Straßenseiten befindlichen Gebäude wurden
nicht entdeckt.

5 Behre (wie Anm. 2), S. 213.
6 An dieser Stelle sei dem Polier der Firma KaMü, Herrn Eßmann, herzlich für seine

Kooperationsbereitschaft und Geduld gedankt.
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Ausgangspunkt zur Erstellung einer Interpretation der Abläufe vom späten
8. Jahrhundert bis in die Mitte des 13. Jahrhunderts sind die Befunde und
Funde in der durch die Profilzeichnungen P 1, P 2, P 3 und P 7 begrenzten Flä¬
che von rund 18 m Länge und etwa 6 m Breite, die noch ca. 2 m hoch erhalten
war. Die Profile 301 und 302 können eingeordnet werden. Ein Befund der
Neuzeit, Profil 112, rundete das gewonnene Bild ab.

Bei den in den Lang- und Querprofilen angetroffenen Schichten handelt es
sich eindeutig um die Reste ehemaliger Wasserläufe mit einer Ausrichtung
Ost — West (gleich Fließrichtung?); anhand des Westprofils P 3 (Abb. 4) kön¬
nen drei, eventuell mehr Wasserläufe nachgewiesen werden.

Der grundlegende Faktor für Veränderungen des Oberflächenreliefs im
Gebiet des heutigen Bremen ist der sich über Jahrhunderttausende (Beginn
des Pleistozän, Saale-Kaltzeit) immer wieder selbst verlegende Flußlauf der
Weser mit seinen Haupt- und Nebenarmen 7 . Die bei Hochwasser von der
Weser transportierten Sandmengen haben teilweise extrem hohe Ablagerun¬
gen auf den hier befindlichen Untergrund aufgetragen; fortwährend änder¬
ten sich die Niveaus der Wasserläufe.

In der Schichtenfolge dieser Grabung liegt das Flußboot, Befund 301, mit
dem Kiel bei 2,20 m unter NN im südlichen Bereich der Baugrube; die Seiten¬
wand erreicht 1,70 m unter NN. Dieter Ortlam konnte unter dem Schiff Sedi¬
mente feststellen, die darauf hinweisen, daß es sich um einen sehr langsam
fließenden, wohl teilweise stillstehenden Wasserlauf von geringer Breite ge¬
handelt hat.

Aus Befund 301 wurden zur Beschaffung von Datierungen Proben entnom¬
men. Eine C 14-Altersbestimmung, durchgeführt im Niedersächsischen Lan¬
desamt für Bodenforschung, Hannover (Dr. Geyh), erbrachte ein konventio¬
nelles Alter des Schiffs von 790 n. Chr. ± 55 Jahre; das bedeutet eine Zeit¬
spanne zwischen 735 bis 845 n. Chr. Diese Datierung konnte präzisiert
werden, weil das Schiff aus Eichenholz gebaut ist. Bei Eichenholz ist eine Da¬
tierung der Jahresringe möglich. Die dendrochronologische Untersuchung
ergab für eine Planke der Bootswand ein Fälljahr um 808 n. Chr. Der Schiffs¬
fund und der dazugehörige Wasserlauf weisen also in die karolingische Zeit
hinein.

Bei dem Schiff handelt es sich um einen Frachter für den Binnenwasserver¬
kehr. Auf ihm konnten sehr schwere Güter transportiert werden. Dem Schiff
kommt wegen seiner besonderen Bauweise — der Übergang vom Schiffsbo¬
den zur Wandung ist aus einem Stück gearbeitet — besondere Beachtung zu.
Derzeit sind drei Schiffe dieses Typs im nordwestlichen Bereich Mitteleuro¬
pas bekannt (Auskünfte Detlev Ellmers, Per Hoffmann, Dieter Ortlam).

Im sandigen Material von Befund 300, in das Befund 301 völlig eingelagert
war, konnten einige Keramikscherben geborgen werden, welche die Datie¬
rungen ebenfalls bestätigen; es handelt sich um sog. Muschelgrusware, wie

7 Zur geologischen Einführung: Dieter Ortlam: Neue Erkenntnisse über den geologi¬
schen Untergrund Bremens in ihrer wirtschaftlichen Bedeutung, in: Jb. der Wittheit
zu Bremen, Bd. 24, 1980, S. 221-237.
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Abb. 5: Das Schiff (Befund 301), ein Frachter aus der Zeit nach 808, Fundlage
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sie im norddeutschen Gebiet für das beginnende 9. Jahrhundert gut bekannt
ist 8 .

Die erwähnte Faschine, Befund 302, wurde auf einer Länge von rund 7 m
im nordwestlichen Bereich der Baugrube bei einer Höhe von etwa 4,90 m
über NN angetroffen; von ihrer Konstruktionsweise her ist die Begrenzung
eines Nebenarms anzunehmen. Das zur Faschine gehörige Wasserbett
wurde nicht dokumentiert. Ein hohes Alter hat hier die C 14-Datierung einer
Holzprobe aus dem Befund erbracht; es wurde das konventionelle Alter auf
den Zeitraum von 775 bis 975 n. Chr. angesetzt. Leider fehlen aber Ver¬
gleichsfunde wie etwa Keramik. Zwischen den Befunden 301 und 302 liegt
eine Entfernung von rund 25 m, der Höhenunterschied beträgt ca. 7,10 m.

Der in Profil 3 (P 3) zuunterst auftretende Befund 300 konnte im Zuge der
Bauarbeiten auch in der Südhälfte der Baugrubenfläche erkannt werden (die
Nordhälfte war bereits abgebaggert); in einer ersten Ansprache handelt es
sich bei Befund 300 um die Sedimentation eines Hochwassers, welches das
Gebiet der heutigen Altstadt entscheidend veränderte. Befund 300 über¬
deckt Befund 301; Befund 300 läßt sich als reiner Sand bis in eine Höhe von
3,00 m über NN nachweisen. Die exakte Höhe der Sandablagerungen durch
das große Hochwasser kann nur geschätzt werden; es ist jedoch wahrschein¬
lich, daß Befund 300 bis ungefähr 5—6 m über NN hinauf reichte; die folgen¬
den Wasserläufe gruben sich dann ihr Bett in das nun viel höher liegende
Niveau. Der auf das Hochwasser folgende Wasserlauf ist durch Befund 173 in
der linken Profilhälfte von P 3 nachweisbar; ob die auf Befund 173 lagernde
Sandschicht Befund 171 noch zu diesem Wasserlauf oder zu einem erneuten
Hochwasser gehört, kann nicht mehr nachvollzogen werden. Die Horizonta-
lität von Befund 173 läßt auf ein breiteres Flußbett schließen als bei den nun
folgenden Flußbetten.

Die Befunde 265, 266 und 267 bis 273 (und auch 274) im P 3 rühren von
Menschenhand (Abb. 4).

Aus einigen Schichten der Wasserläufe konnte etwas Keramik geborgen
werden. Diese ist wahrscheinlich an ihren Fundort gelangt, als die einzelnen
Flußläufe noch Wasser führten, eventuell von Booten aus. Die Keramik aus
den Profilen ist älter als die Keramik aus der Fläche, welche von diesen Profi¬
len begrenzt wird.

In der Zusammenfassung stellen sich die Sachverhalte so dar: In der Zeit
kurz vor / nach 800 läuft ein Nebenarm der Weser in Ost-West-Fließrichtung
bei etwa 2,20 m unter NN und etwas tiefer; wie die Sedimente beweisen, ist
der Fluß manchmal etwas stockend bis stillstehend. Nach dem Jahr 808 (Den-
drodatum) befährt ein Frachter diesen Seitenarm, über die trockenen Ge¬
biete, auf denen sich zu der damaligen Zeit der Ort Bremen in einem frühen
Entwicklungsstadium befunden haben muß, kann derzeit nur soviel ausge¬
sagt werden, als daß sie auf einem viel tiefer liegenden NN-Niveau gelegen
haben müssen, einem Niveau, das bei der Anlage von Baugruben wohl nur
selten erreicht und deshalb nicht entdeckt wurde; darum ist unser Wissen

8 Heiko Steuer: Der Beginn eines Fernhandels mit Keramik in Norddeutschland, in:
Ztschr. für Archäologie des Mittelalters, Bd. 1, 1973, S. 21-29.
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Karolingerzeitliche Keramik. Oben: Wandungsstücke, unten: Webgewicht

199



über das karolingerzeitliche Bremen so gering 9 . Nach 808 hat ein großes
Hochwasser durch gewaltige Sandablagerungen das Gelände um etwa 7 bis
8 m aufgehöht; es könnte sich bei dem Hochwasser um die in den „Annales
Xantenses" zum 26. Dezember 839 genannte Flutkatastrophe handeln 10.
Das neue Niveau befindet sich bei über 5 m über NN. Ein Wasserlauf (?) —
C 14-datiert zwischen 775 und 975 n. Chr. — verläuft mit einer Uferhöhe von
4,90 m über NN in der nördlichen Hälfte der Baugrube. Die aus den Wasser¬
läufen geborgene Keramik stammt aus der Zeit nach der Mitte des 9. Jahr¬
hunderts bis in das 11./12. Jahrhundert (Abb.7).

Die in den Sedimenten Befund 125 und unter Befund 176 und 177 gefunde¬
nen sehr großen Mengen von Flußmuscheln, uniocrassus crassus (Retz.), las¬
sen auf bewegtes, sehr sauberes Süßwasser schließen, das die Tiere unbe¬
dingt zum Leben benötigen.

Der Nachweis einer Miesmuschel, Mythus edulis (L.), in Befund 239 ist
wichtig, weil dieses Tier vom Meer (an einem Schiff anhaftend oder als Nah¬
rung) hierher gelangt ist (Auskunft Ulrike Regenhardt).

Erste Aussagen über Pflanzenbewuchs können anhand von erstellten Pol¬
lendiagrammen, die aus Probeentnahmen aus den Flußsedimenten in P 1 und
P 7 stammen, für die Zeit nach dem Hochwasser bis etwa zum 12. Jahrhun¬
dert gemacht werden: Hohe Anteile von Roggen und das Fehlen von Buch¬
weizen weisen als Bildungs- und Ablagerungszeit der Sedimente das Hoch¬
mittelalter aus, was auch durch Pollenfunde der Kornblume zusätzlich bestä¬
tigt wird. Damit wird deutlich, daß auf grundwasserfernen Standorten (Dü¬
nen) Ackerland vorhanden war. Im Umfeld der Siedlung gab es größere, ge¬
schlossene Wälder nicht mehr, allenfalls gab es Restgehölze und vereinzelte
Baumgruppen. Am zahlreichsten müssen noch Erlen, Eichen und Rotbuchen
gewesen sein. Weit weniger zahlreich waren Hainbuche, Linde, Ulme, Esche
und Ahornarten. An Sträuchern ließen sich Hasel, Stechpalme, Faulbaum
und Weide belegen. Interessant ist das Vorkommen des Gagelstrauches, des¬
sen Früchte zum Bierbrauen genutzt werden können. Man wird sich eine
Landschaft vorzustellen haben, wie sie im Bremer Raum noch vor den umfang¬
reichen Intensivierungsmaßnahmen der letzten Jahrzehnte vorhanden war,
vielleicht ohne die geradlinigen Begrenzungen: weitflächige Feuchtwiesen
und -weiden, die mit Röhrichten, Seggen- und Wasserpflanzengesellschaften
durchsetzt waren. Die Wasserläufe waren mit Erlen und Weiden gesäumt.
Der Landausbau hatte die Ackerfluren auch noch nicht völlig ausgeräumt.
Einzelbäume von Eiche und Rotbuche müssen mit Gebüschen von Haseln,
Hainbuchen und Gagelbüschen die grundwasserfernen Standorte noch ge¬
prägt haben.

9 Vgl. Herbert Schwarzwälder: Geschichte der Freien Hansestadt Bremen, Bd. 1: Von
den Anfängen bis zur Franzosenzeit, Bremen 1975, S. 22. Gesichert sind einige ka¬
rolingerzeitliche Befunde vom Dünenkamm mit verschiedenen Dombauphasen
und dazugehörigen, geringflächigen Außenhorizonten.

10 Annales Xantenses für das Jahr 839, in: Rudolf Buchner (Hrsg.): Ausgewählte
Quellen zur deutschen Geschichte des Mittelalters, Darmstadt 1958 (Freiherr vom
Stein-Gedächtnisausgabe, Bd. 6), S. 339—372, S. 342 f.
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Abb. 7: Keramik, nach der Mitte des 9. Jahrhunderts bis ins 11./12. Jahrhundert

Zahlreiche Ruderalarten (Knöterich, Brennessel) weisen auf viel begange¬
nes und verunreinigtes Terrain hin. „Exoten" fehlten auch nicht, wie der pol¬
lenanalytische Nachweis der Walnuß (juglans regia) aufzeigt. Obwohl für das
hoch-, spätmittelalterliche Bremen die Anlage von Weinbergen bezeugt wird,
ließen sich keine Pollenkörner der Weinrebe nachweisen. Auf den Dünen¬
standorten hat es zahlreiche Callunaheiden (Erika) gegeben. Sphagnum-
sporen (Torfmoose) und -blättchen lassen Kleinsthochmoore vermuten (Aus¬
kunft Jürgen Schwaar).

Mit dem späten 11. Jahrhundert wird der Zugriff des Menschen auf das Ge¬
biet nachweisbar; wieder in P 3 wird sichtbar (Abb. 4), wie das im unteren Be-
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reich nur von Sedimenten zugesetzte Flußbett, Befunde 271 bis 273, wohl in
einem Zug mit der Masse, Befund 274, verfüllt worden ist; in diesem Material
befinden sich neben Sand auch Reisighölzer, die vielleicht mehr Dichte brin¬
gen sollten. In das neugewonnene Areal — es muß noch lange sehr feucht ge¬
wesen sein — wurden Gruben eingetieft. Befunde dieser Art treten in P 1 und
P 7 auf. Bei den Gruben kann es sich um Abfallgruben — noch ohne Aus¬
steifungen — handeln. Wahrscheinlich ist, daß es sich bei einigen um Gruben
zur Aufnahme von großen Pfählen handelt; ein Befund hat sich nämlich
in dieser Art erhalten, und zwar ist dies das Holz Befund 147 (Abb. 3: P 7), das
in die Grube Befund 146 (nicht abgebildet) eingelassen war. Der runde
Eichenstamm konnte exakt dendrodatiert werden; der letzte Jahresring weist
als Fälljahr das Jahr 1080 n. Chr. aus; dieser Baum hatte insgesamt 165 Jah¬
resringe, er keimte also im Jahr 815 n. Chr. (Hinweis Barbara und Hans-
Hubert Leuschner).

Die Deutung dieses Befundes ist sehr schwierig. Es kann aber sein, daß es
sich bei dieser Art von Pfählen eventuell um Poller handelte, an denen Schif¬
fe, die auf einem nun etwas weiter im Norden gelegenen Flußbett angelandet
waren, festgemacht werden konnten.

Nun befand sich in diesem Bereich des alten Bremen auch eine Bebauung,
die durch Kloaken indirekt nachgewiesen werden konnte. Kloaken kann man
auf verschiedene Weise definieren: 1. als Aborte, 2. als Aborte mit Beilage¬
rung von Küchenabfall (z. B. Keramik, Glas, Knochen usw.) und 3. als Küchen¬
kloaken.

In dem Ausgrabungsgebiet fanden sich allein sechs Kloaken; die Befunde
122, 123 und 176 waren bereits stark zerstört; die Befunde 114, 111 und 112
waren noch bis zu einer Höhe von 5,15 bis 5,30 m über NN mit ihren Füllun¬
gen gut erhalten.

Bei Befund 114 handelte es sich um eine mit Stämmen junger Erlen (?) aus¬
gesteifte rechteckige Grube 11. Kloake 111 setzte sich aus wiederverwen¬
deten Eichenholzteilen eines Schiffes zusammen; sie hatte ebenfalls eine
rechteckige Form. Befund 112 war ein aus besonders geformten Backsteinen
gesetzter kreisrunder Schacht.

Die Kloaken wurden in der Mitte geschnitten und dann eine Hälfte heraus¬
genommen. Die verbleibende Hälfte wurde als Profil dokumentiert. Es zeigte
sich, daß die Befunde 114, 111 und 112 Kloaken vom Typ 2, Abort mit Küchen¬
abfall, waren. Die beim Aushub der einen Hälfte und dann beim Nachsu¬
chen in den einzelnen Schichten gefundene Keramik erlaubt eine Datierung
der einzelnen Kloaken; ein Dendrodatum für Befund 111 und ein Befund für
114 und 112 erlauben weitere Aussagen.

Die in den Schichten von Kloake Befund 114 gefundenen Scherben weisen
diese Grube (nach erster Ansprache) als die älteste der drei genauer unter¬
suchten aus; es handelt sich um Ware, wie sie in Bremen wohl im 11./12. Jahr-

11 Leider sind die entnommenen Probehölzer nicht mehr auffindbar.
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Abb. S.¬ Blick auf das Profil von 114, Grabungssituation

hundert vorgekommen ist; die Ansprache dieser Ware geschieht unter Vor¬
behalt, da es aus Bremen fast keine Vergleichsstücke gibt 12.

Bei den Scherben handelt es sich fast nur um Randstücke, Wandungs- und
Bodenstücke fehlen, so daß die Rekonstruktion eines ganzen Gefäßes un¬
terbleiben muß. Aufgrund des Fehlens bestimmter in Bremen bekannter
Keramikarten, wie der grauen Kugeltöpfe und glasierter Waren, wird eine
vorläufige Datierung in das 12. Jahrhundert vorgeschlagen 13.

Wesentlich besser kann Befund 111 mit seinen Füllschichten datiert wer¬
den. Da die Kloake, wie erwähnt, aus dem wiederverwendeten Eichenholz ei-

12 Ein Gefäß des 11. Jahrhunderts ist abgebildet in: Karl Heinz Brandt: Ausgrabungen
im Bremer St.-Petri-Dom 1974—76. Ein Vorbericht, Bremen 1977 (Monographien
der Wittheit zu Bremen, Bd. 12), S. 42.

13 Hier wird ein Desiderat der bremischen Geschichtsforschung erkennbar: die Er¬
stellung einer Keramikchronologie. In Bremen ist am mittelalterlichen Material
nur „kunstgeschichtliche" Keramikforschung betrieben worden. Es werden fast
nur vollständig erhaltene Gefäße beschrieben. Die Arbeiten von Ernst Grohne aus
der Zeit um 1940 waren ein Ansatz, fanden aber keine Fortsetzung. Vgl.: E. Grone:
Wurtenforschungen im Bremer Gebiet, Bremen 1938 (Jahresschrift des Focke-
Museums 1938); ders.: Tongefäße in Bremen seit dem Mittelalter. Untersucht auf
Grund von Bodenfunden, Bremen 1940 (Jahresschrift des Focke-Museums 1940).
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Abb. 9: Grünglasierte Ware, graues Kugeltopffragment
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Abb. 10: Kugeltopf, um 1200. Dieses Gefäß enthielt das älteste bisher gefundene Bre¬
mer Pfefferkorn

nes Schiffes gebaut war, wurde eine Probe von einer Planke aus dem westli¬
chen Bereich der Kloake entnommen; die Datierung erbrachte ein Fällungs¬
jahr nach 1172 n. Chr. Von den vier, die Konstruktion stützenden Ständern
wurden ebenfalls Proben — mit der Motorsäge abgetrennte, etwa 5 cm dicke
Scheiben — genommen. Während zwei nicht datiert werden konnten, weil
die Proben zu wenige Ringe hatten, konnten die Probe II auf nach 1194 und
Probe III auf nach 1208 gefällt datiert werden. Die Kloake ist also in ihrer Ge¬
samtheit (jüngstes Datum datiert) in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts
angelegt worden (Auskunft Barbara und Hans-Hubert Leuschner). Mit dieser
Datierung stimmen auch die in Befund 111 gefundenen Scherben überein
(Abb. 9).

Neben Scherben der älteren Machart (vergleichbar mit denen aus Befund
114) tauchten jetzt Fragmente von grauen Kugeltöpfen auf, ein Hinweis auf
sich verändernde Herstellungstechnologien; des weiteren fanden sich einige
grün glasierte Scherben, aufwendig mit dem Rollstempel verziert oder mit
schuppigen Bandauflagen belegt. Diese Stücke lassen sich gut in die erste
Hälfte des 13. Jahrhunderts datieren.

205



Für die Zeit des 14. bis zum Ende des 16. Jahrhunderts konnten keine Be¬
funde untersucht werden. Der aus Backsteinen gelegte runde Kloaken¬
schacht Befund 112 datiert nach daraus geborgenen weißen Majolikascher¬
ben wohl in das 17./18. Jahrhundert. In diese Zeit gehört dann auch das ein¬
zige bei dieser Grabung geborgene Glas. Es handelt sich um den bis zum An¬
satz der Kuppa reichenden Fuß eines Weinglases, eines sog. Römers.

Aus den Schichten der drei Kloaken wurden, unter Bezeichnung der Ent¬
nahmestellen, Proben für botanische Untersuchungen entnommen. Es konnte
die beachtliche Zahl von 166 Pflanzen nachgewiesen werden. Ein erster Ein¬
blick in den Speisezettel der Bremer Bürger des hohen und späten Mittel¬
alters sowie der frühen Neuzeit konnte so erstmals gewonnen werden 14.

Auch einige Knochen konnten aus den Kloaken (den Brunnenringen) und
als „Streufunde" geborgen werden. Für die zwei Mittelalter-Kloaken und
auch für die der frühen Neuzeit lassen sich mit Rind, Schwein und
Schaf / Ziege die drei hauptsächlichen Fleischlieferanten einer jeden mittel¬
alterlichen Siedlung auch in Bremen nachweisen. Dazu kommen noch Nach¬
weise von Pferd, Katze, Hund, Reh, Huhn, Gans und Ente sowie einigen
Fischknochen (Hinweis Reinhold Schoon).

Einige Holzfunde aus den Befunden 114 und 105 sollen noch erwähnt wer¬
den; es handelt sich um Daubenschalen, die von Böttchern in sehr großen
Mengen hergestellt wurden. Ein Bezug zur Böttcherstraße liegt hier nahe.

Zeichnungen und Fotos:

Der Landesarchäologe — Bremen
Alle Abb.: Günther Kruse

14 Behre (wie Anm. 2).
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Die ersten Funde von Nahrungspflanzen
aus dem Mittelalter Bremens

Von Karl-Ernst Behre

1. Einleitung
In den beiden letzten Jahrzehnten ist das Interesse der Archäologie an Pro¬
blemen des Mittelalters in überaus starkem Maße gestiegen, und Ausgrabun¬
gen in Altstädten zahlreicher Städte Mitteleuropas haben zu einer eigenen
Forschungsrichtung, eben der Mittelalterarchäologie, geführt. Man hat er¬
kannt, daß nicht nur die Baugeschichte der Städte, sondern auch viele Fragen
des täglichen Lebens nur anhand von realen Funden geklärt werden können,
da die vorhandenen schriftlichen Quellen meist einseitig und oft unvollstän¬
dig sind.

Zu solchen Fragen gehört auch die Ernährungsweise im Mittelalter, über
die wir zwar allgemein unterrichtet sind, bei der es aber erhebliche regionale
Unterschiede gibt, sowohl zwischen Nord und Süd als auch ganz kleinräumig
und landschaftsbezogen. Hinzu kommt der Gegensatz zwischen städtischer
und ländlicher Ernährungsweise, der vor allem mit der stärkeren sozialen
Differenzierung in den Städten und deren Anbindung an die großen Ver¬
kehrswege zusammenhängt. Zum Speisezettel und zu den Ernährungsge¬
wohnheiten können die Untersuchungen von Pflanzenresten aus den Gra¬
bungen wichtige neue Erkenntnisse liefern. Ein großer Vorteil bei diesen
mittelalterlichen Pflanzenfunden ist ihre meist sehr gute Erhaltung. Sie stam¬
men oft aus Brunnen und Kloaken, die im Grundwasserbereich liegen und
deshalb nicht vergangen sind. Dies steht im Gegensatz zum archäobotani-
schen Material vieler Geestgrabungen, wo wegen der guten Durchlüftung
nur verkohlte Reste und damit nur ein sehr eingeschränktes Artenspektrum
mit dem Schwerpunkt auf Getreide übrig geblieben ist. Dagegen liefern die
Feuchtbodengrabungen, wie sie in den vergangenen Jahren in Norddeutsch¬
land z. B. in den Altstädten von Lübeck, Berlin, Braunschweig und Göttingen
durchgeführt wurden, ein reiches botanisches Material mit einem breiten
Artenspektrum von Feldfrüchten, Obst und Sammelpflanzen bis hin zu zahl¬
reichen Wildpflanzenarten.

Erstmals hat man jetzt auch in Bremen auf diese wichtige Fundgruppe ge¬
achtet. Bei einer Rettungsgrabung Anfang 1989 im Winkel Böttcher-
straße/Wachtstraße wurden drei Kloaken aus der ersten Hälfte des 13.
Jhdts., dem späten Mittelalter und der Zeit Ende 16. bis 18. Jhdt. von Th. Mo¬
ritz eingehend untersucht und dem Verfasser das botanische Material zur Be¬
arbeitung übergeben. Einzelproben aus zwei weiteren Kloaken des späten
Mittelalters kamen hinzu. Herrn Th. Moritz danke ich für die sorgfältige
Fundbergung und zahlreiche Auskünfte; ferner trugen Frau C. Schulenberg
und Frau U. Westermann im technischen Bereich und Frau D. Kucan mit der
wissenschaftlichen Fotografie erheblich zum Gelingen der Untersuchung
bei. Ihnen allen gilt mein Dank.
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2. Das Fundmaterial

Die Grabungen in den Kloaken lieferten zahlreiche Proben, die teils aus
Fäkalienmaterial und tierischem Mist, teils aus anderem Abfall und Streu¬
resten bestanden. Die Erhaltung der Pflanzenreste war meist gut, manchmal
waren Obstkerne schon bei der Probenentnahme erkennbar. Aus jeder
Kloake wurden mindestens sechs Proben in der üblichen Weise aufbereitet,
geschlämmt und sorgfältig auf alle Pflanzenreste verlesen. Bei den übrigen
Proben wurden lediglich die gröberen Reste, vor allem Obststeine und
-kerne, herausgesucht und bearbeitet. In zwei Proben des späten Mittelalters
fanden sich neben unverkohltem Material größere Mengen an verkohltem
Getreide, so daß auch diese Fundgattung erfaßt werden konnte.

Die hier vorgelegte Bearbeitung beschränkt sich auf die in den Kloaken
nachgewiesenen Nahrungspflanzen, sowohl kultivierte als auch gesammelte.
Die zahlreichen bestimmten Unkrautarten und sonstigen Wildpflanzen, die
Hinweise auf die damalige Umwelt und auch auf die agrarische Wirtschafts¬
weise liefern, sollen in anderem Zusammenhang ausgewertet und publiziert
werden. Insgesamt wurde die beachtliche Zahl von 166 Pflanzenarten nach¬
gewiesen.

3. Die einzelnen Gruppen der nachgewiesenen Nahrungspflanzen

3.1 Getreide

Alle Proben enthielten große bis sehr große Mengen an fein zerteilten Fet¬
zen von den Frucht- bzw. Samenwänden von Getreidekörnern. Es ist das
typische Bild von Kloakenmaterial, wie wir es auch von anderen Untersu¬
chungen aus dem Mittelalter und der Römerzeit kennen. Diese mit den Fäka¬
lien in die Gruben gelangten Fetzen zeigen, daß in großem Umfang schwach
ausgemahlenes Getreide in der Art von grobem Vollkornmehl genossen
wurde. Diese Masse an Fetzen gehört, soweit überprüft, zur Gruppe Rog¬
gen/Weizen. Nur bei wenigen Fetzen, die noch Reste der typischen Frucht¬
wandquerzellen aufwiesen, ließ sich eine genauere Bestimmung durchfüh¬
ren (nach Körber-Grohne und Piening 1980 sowie Dickson u. Dickson 1988).
Sie ergab, daß in allen drei untersuchten Kloaken sowohl Roggen als auch
Weizen vorhanden war.

Während es vom Roggen (Seeale cereale) damals wie heute nur eine Art
gab, müssen wir beim Weizen mit mehreren Arten rechnen, die nur anhand
von ganzen Körnern oder charakteristischen Spelzenresten unterschieden
werden können. Es sind neben dem heute fast ausschließlich benutzten Saat¬
weizen (Triticum aestivum) die in Europa heute kaum noch bekannten Spelz¬
weizenarten Emmer, Einkorn und Dinkel (Triticum dicoecon, monococcum
und spelta). In unserem Material fanden sich vom Saatweizen drei verkohlte
Körner aus dem späten Mittelalter, dazu vom Emmer eine ebenfalls verkohlte
Spelzengabel aus der frühen Neuzeit sowie unverkohlt zahlreiche Spelzenre¬
ste aus den beiden mittelalterlichen Komplexen, die vom Emmer (einzelne
vielleicht auch vom Dinkel) stammen.
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Abb. 1: Ährchenbasen vom Emmer (Triticum dicoccon), einer alten Weizenart, Maß¬
stab 10:1

Vom Emmer war bislang angenommen worden, daß er in Norddeutschland
zuletzt während der Römischen Kaiserzeit kultiviert wurde. Neuere Funde
aus dem Unteremsgebiet (Behre 1986a) haben indes gezeigt, daß Emmer dort
in den Marschen noch im Mittelalter eine wichtige Kulturpflanze war. Dieses
wird auch durch noch unpublizierte Funde aus der frühmittelalterlichen
Wurt Niens in Butjadingen bestätigt, wo außerdem eindeutige Dinkelähr-
chen hinzukamen. Hingegen zeigen alle bisherigen Untersuchungen, daß
diese Arten auf der Geest im Mittelalter nicht mehr kultiviert wurden. Die
Bremer Nachweise zeigen, daß Emmer und vielleicht auch Dinkel hier eben¬
falls im Mittelalter noch eine Rolle für die Ernährung spielten; in der Kloake
aus der frühen Neuzeit fehlen derartige Reste. Es wäre sicherlich aufschluß¬
reich, einmal mittelalterliche bremische Zoll- und Abgabenregister auf diese
heute bei uns seit langem vergessenen Kulturpflanzen durchzusehen und zu
ermitteln, woher sie kamen.

Roggen trat, außer als Wandfetzen, auch in Form verkohlter Körner auf,
und zwar in großer Zahl im späten Mittelalter. Von ihm wissen wir durch pol¬
lenanalytische Untersuchungen und durch zahlreiche Körnerfunde aus mit¬
telalterlichen Siedlungen und Kirchen, daß er zu jener Zeit die wichtigste
Kulturpflanze auf den sandigen Böden Nordwestdeutschlands war und das
dominierende Getreide bei der damals betriebenen Plaggenwirtschaft (hier¬
zu vgl. Behre 1976, Kucan 1979). Obwohl die Quantität der Getreidearten in
den Kloaken zufallsbedingt ist, weist die große Zahl der Roggenkörner auf
die Dominanz des Roggens, hinzu kommen die zahllosen Fruchtwandreste.
Alle realen und schriftlichen Quellen zeigen, daß Roggen nicht nur in den
Geestgebieten, sondern bis hinein in den Lößbereich im Mittelalter das weit
vorherrschende Brotgetreide war. Nur in den Marschen, wo kein Roggenbau
möglich war, wurde dieser durch Emmer und Gerste ersetzt.
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Tabelle 1: Getreide und andere Feldfrüchte aus Bremen
frühes Spät- frühe

13. Jhdt. Mittelalter Neuzeit
An¬ in An¬ in An¬ in Ges.- inGes.-
zahl Proben zahl Proben zahl Proben zahl proben

Roggen 1 1 2597 2 1 1 2599 4
Seeale cereale
Spelzgerste 4 3 297 5 1 1 302 9
Hordeum vulgare
Emmer
Spelzenreste 39 5 56 7 — - 95 12
Triticum dicoecon
Saatweizen — 3 2 — - 3 2
Triticum aestivum
Einkorn
Spelzenrest — - - 1 1 1 1
Triticum monococcum
Saathafer 761 7 952 6 39 2 1752 15
Avena sativa
Rispenhirse 59 6 34 8 93 14
Panicum miliaceum
Buchweizen 8 2 8 2
Fagopyrum esculentum
Lein Samen u.
Kapselreste 5 5 26 6 37 3 68 14
Linum usitatissimum

Als weiteres Getreide wurde Spelzgerste in der vierzeiligen Form (Hor¬
deum vulgare fo. tetrastichum) als verkohlte Körner in allen drei Kloaken
nachgewiesen. Auch die Gerste ist durch zahlreiche Funde aus Marsch- und
Geestsiedlungen Nordwestdeutschlands als wichtige mittelalterliche Kultur¬
pflanze bekannt.

Anders ist es dagegen mit der Rispenhirse (Panicum miliaceum), die als
Ausgangsmaterial des Hirsebreis immer gern als bedeutende alte Kultur¬
pflanze angesehen wird. Mittelalterliche Hirsenachweise sind in Nord¬
deutschland allerdings selten (z. B. in Braunschweig, Hellwig 1990), im Süden
dagegen häufig (in Konstanz und anderen Städten, vgl. Küster 1989). In Bre¬
men ist Rispenhirse in allen Einzelproben der mittelalterlichen Kloaken ver¬
treten, hingegen fehlt sie in den Proben der frühen Neuzeit. Dieses häufige
Vorkommen im Mittelalter Bremens ist bemerkenswert.

In erstaunlich großer Menge ist Saathafer (Avena sativa) in allen drei Kloa¬
ken aufgetreten, meist in Form der charakteristischen Spelzenbasen, aber
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auch zahlreich als verkohlte und unverkohlte Körner. Vor allem im Mittel¬
alter muß der Hafer hier einen erheblichen Anteil an der menschlichen Er¬
nährung gehabt haben, hinzu kommt seine auch schriftlich belegte Rolle als
Pferdefutter.

Zusammen mit den Getreiden sind in den Kloaken auch die Reste der
Ackerunkräuter nachgewiesen worden, von denen hier nur die Kornblume
(Centaurea cyanus) und die inzwischen bei uns völlig ausgerottete Kornrade
(Agrostemma githago) genannt sein sollen. Beide Arten haben große Samen
bzw. Früchtchen, doch gefunden wurden fast nur kleine Bruchstücke von
ihnen. Das zeigt, daß die Getreidereinigung sehr unvollständig war und die
Unkrautsamen mit vermählen und damit auch gegessen wurden. Diese Tat¬
sache ist auch aus anderen Mittelalter-Untersuchungen bekannt, z. B. aus
Neuß (Knörzer 1975), und deswegen interessant, weil die Samen der Korn¬
rade giftig sind. Es wurde deshalb z. B. zu Beginn unseres Jahrhunderts, als
die Kornrade noch ein verbreitetes Unkraut war, behördlicherseits nur ein
geringer Kornradengehalt im Mehl toleriert.

3.2 Andere Feldfrüchte

Eine weitere hier nachgewiesene Mehlfrucht, die nicht zu den Getreiden ge¬
hört, ist der Buchweizen (Fagopyrum esculentum). Von ihm sind einzelne
Fruchtreste in der frühneuzeitlichen Kloake gefunden worden, nicht jedoch
in den mittelalterlichen. Das entspricht den Erwartungen, denn obwohl Buch¬
weizen manchmal als sehr alte Kulturpflanze angesehen wird, ist er bei uns
in Wahrheit die letzte wichtige Kulturpflanze, die eingeführt wurde, bevor
die Arten aus der Neuen Welt kamen. Die frühesten pollenanalytischen
Nachweise datieren seine Ankunft in Nordwestdeutschland in das späte Mit¬
telalter, eine erste schriftliche Quelle nennt ihn 1380 in einem Abgabenregi¬
ster des Hofes zu Celle (Losert 1953). Die eigentliche Ausbreitung erfuhr der
Buchweizen in unserem Raum vor allem mit der Kultivierung der Hochmoore
und Heiden seit der frühen Neuzeit. Besonders die extensive Moorbrandkul¬
tur, wie sie in den Hochmooren um Bremen lange Zeit betrieben wurde, hatte
Buchweizen als wichtigste Kulturpflanze.

Lein (Linum usitatissimum) war als öl- und Faserpflanze seit urgeschichtli¬
cher Zeit in Norddeutschland weit verbreitet. In den mittelalterlichen und
frühneuzeitlichen Kloaken trat er in Bremen in Form von Samen und Kapsel¬
bruchstücken regelmäßig und mit mittlerer Häufigkeit auf. Das Vorkommen
in den Kloaken legt die Verwendung als Nahrungspflanze bzw. zur Ulgewin-
nung nahe; die bei der Fasergewinnung anfallenden typischen Leinabfälle
wurden jedoch nicht gefunden.

Eine weitere Feldfrucht, die im Mittelalter eine große Rolle spielte, war die
Pferdebohne, Vicia faba. Von ihr wurde in Bremen nur ein einziger, in einem
Webgewicht steckender verkohlter Same gefunden. Dieses Webgewicht
stammte zudem nicht aus einer Kloake, sondern aus einem benachbarten
karolingischen Kontext der Mitte des 9. Jhdts. Samen der Pferdebohne erhal¬
ten sich — ebenso wie solche anderer Leguminosen — auch unter guten Er¬
haltungsbedingungen in unverkohltem Zustand nur selten, deshalb sind un-
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sere Kloakenbefunde für das (zu erwartende) Vorkommen von Leguminosen
nicht ausreichend.

3.3 Gemüse und Gewürze

Der fossile Nachweis von Gemüsepflanzen ist in der Regel schwierig, weil vor
allem beim Blattgemüse die vegetativen Teile zu einer Zeit genutzt werden,
in der die Samen, die im Gegensatz zu den Blättern erhaltungsfähig und be¬
stimmbar sind, noch nicht reif sind. Nur wenige Früchte bzw. Samen haben
deswegen den Weg in die Kloaken gefunden.

Früchtchen des Selleries (Apium graveolens) stellen die häufigsten Reste
einer Gemüsepflanze dar, in Bremen allerdings auf die mittelalterlichen Pro¬
ben beschränkt. Sellerie ist bereits aus mehreren anderen mittelalterlichen
Untersuchungen bekannt geworden, er wird auch in allen einschlägigen
wichtigen schriftlichen Quellen des Mittelalters genannt (zusammengestellt
bei Maier 1983). Der ebenfalls in mehreren Proben angetroffene Portulak
(Portulaca oleracea) ist eine heute kaum noch bekannte Salatpflanze, die im
Mittelalter weit verbreitet war und offensichtlich auch in Bremen kultiviert
wurde. Eine weitere Salatpflanze ist Valerianella dentata, der Feldsalat, des¬
sen Früchtchen in drei Proben nachweisbar waren. Weiter südlich ist Valeria¬
nella dentata ein Getreideunkraut, nicht jedoch im Bremer Raum, deshalb ist
ein Anbau hier wahrscheinlich. Der Gute Heinrich (Chenopodium bonus-
henricus), von dem aus dem 13. Jhdt. vier Samen gefunden wurden, ist an
sich eine Ruderalpflanze, die früher in Siedlungsbereichen von selbst auf¬
kam, aber gern als Gemüsepflanze genutzt wurde. Auch er ist heute weit¬
gehend verschwunden.

Abb. 2: Samen vom Portulak (Portulaca oleracea), links, M. 20:1, und vom Feldsalat
(Valerianella dentata), rechts, M. 15:1, beides alte Gemüsepflanzen
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Weitere, in der Tabelle nicht aufgeführte Arten sind die (Wilde) Möhre
(Daucus carota) und die Minze (Mentha arvensis/aquatica). Die Früchtchen
lassen bei der Möhre nicht erkennen, ob sie von der häufigen wilden oder
von der kultivierten Form stammen. Wegen der gesamten Wildpflanzen¬
zusammensetzung wird angenommen, daß es sich hier um die Wildform han¬
delt, die ebenso wie die Minze zufällig in die Kloaken gelangte. Ebenfalls
nicht aufgeführt sind zahlreiche Bruchstücke von Kreuzblütler-Samen, die
entweder zu Brassica (u. a. Kohl) oder Sinapis (Senf) gehören, aber nicht ge¬
nau bestimmbar waren. Es ist jedoch anzunehmen, daß sowohl Kohl als auch
Senf damals zum Kulturpflanzenbestand gehörten.

Abb. 3: Pfeffer (Piper nigrum), bereits um 1200 in Bremen nachweisbares ostasiati¬
sches Gewürz, M. 8:1

Ein ganz besonderer Fund ist ein Pfefferkorn (Piper nigrum) in der Form
des Weißen Pfeffers aus einem Kugeltopf der Zeit um 1200. Pfeffer, der aus
Ostasien importiert wird, ist zwar als wichtiges und sehr teures Handelsgut
seit der Römerzeit aus schriftlichen Quellen bekannt, doch erst 1984 konnte
ihn Kutan erstmals fossil nachweisen, und zwar im Römerlager Oberaden in
Westfalen. Seither sind auch aus dem Mittelalter einzelne Funde bekannt ge¬
worden (Göttingen, Willerding 1987; Konstanz, Küster 1989). Der Bremer
Fund ist der bislang früheste aus dem Mittelalter und zeigt die weitreichen-
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Tabelle 2: Gemüse und Gewürze aus Bremen
frühes Spät- frühe

13. Jhdt. Mittelalter Neuzeit
An¬ in An¬ in An¬ in Ges.- inGes.-
zahl Proben zahl Proben zahl Proben zahl proben

Sellerie 14 3 oo oo 17 6
Apium graveolens
Guter Heinrich 4 2 4 2
Chenopodium bonus -henricus
Portulak 7 1 3 2 10 3
Portulaca oleracea
Feldsalat 2 2 1 1 3 3
Valehanella dentata
Pfeffer 1 1 1 1
Piper nigrum
Hopfen 150 6 59 5 5 2 214 13
Humulus lupulus
Gagel 13 2 4 3 17 5
Myrica gale

den Handelsbeziehungen der damaligen Zeit. Wegen des hohen Wertes war
Pfeffer nicht nur Gewürz, sondern hatte auch eine geldähnliche Funktion.
Bereits die Werdener Register des 11. und 12 Jhdts. nennen u. a. Pfeffer für
die Versorgung des reisenden Abtes durch den „villicus" des Hofes Loga bei
Leer in Ostfriesland (Schmid 1982).

3.4 Bierwürzen

Fast in jeder mittelalterlichen Probe fand sich eine größere Zahl der charak¬
teristischen Früchtchen des Hopfens (Humulus lupulus), einzelne weitere
wurden auch in der frühen Neuzeit angetroffen. Sie legen Zeugnis ab vom
Bierbrauen, das durch diese reale Quelle in Bremen bis ins frühe 13. Jhdt. zu¬
rückverfolgt werden kann. Bier wurde bekanntlich im Mittelalter und auch
vorher viel gebraut, interessant ist dabei aber die Verwendung des Hopfens,
der das Bier nicht nur würziger, sondern auch haltbarer macht. Wie schrift¬
liche Quellen und archäologische Funde zeigen, setzte das Hinzufügen von
Hopfen erst im 9. Jhdt. ein. Schon im frühen Mittelalter breitete sich diese
Brauweise aber schnell aus, so wurden allein in Haithabu über 3000 Frücht¬
chen des Hopfens nachgewiesen (Behre 1983). Bei fast allen Untersuchungen
unverkohlter botanischer Reste aus dem Mittelalter gehört der Hopfen zum
festen Inventar; er wurde teils in der Natur gesammelt, doch schon aus dem
9. Jhdt. gibt es erste schriftliche Zeugnisse über Hopfengärten. Die im Mittel-
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Abb. 4: Früchtchen vom Hopfen (Humulus lupulus), links, und Gagel (Myrica gale),
rechts, dienten als Bierwürzen. Beides M. 12:1

alter in Bremen und anderen Orten gefundenen Hopfenfrüchtchen zeigen,
daß die Hopfenkultur damals noch in einfacher Weise erfolgte. Heute kulti¬
viert man hingegen ausschließlich weibliche Pflanzen; ohne die männlichen
Pflanzen gibt es weder Pollen noch Früchtchen, und die botanische Nach¬
weissituation hat sich erheblich verschlechtert. Die nur noch wenigen
Früchtchen aus der frühneuzeitlichen Kloake in Bremen können ein Hinweis
auf den veränderten Anbau sein.

Im Mittelalter und der frühen Neuzeit wurden im Gegensatz zu heute dem
Bier zahlreiche Pflanzen zur Geschmacksverbesserung zugesetzt. Noch in
dem bekannten Kräuterbuch von Tabernaemontanus von 1731 werden hier¬
für außer Hopfen mehr als zehn Arten genannt, meist Gewürze. Sie reichen
von Lorbeer über Zimt bis hin zum giftigen Bilsenkraut. Die mit Abstand
wichtigste Bierwürze neben dem Hopfen war in Norddeutschland, Dänemark
und Südskandinavien — also im Gebiet seines Vorkommens — der Gagel (My¬
rica gale). Er wurde in der Regel nicht zusätzlich, sondern an Stelle des Hop¬
fens verwandt, da er das Bier in gleicher Weise haltbar macht. Auch in unse¬
rem bremischen Material wurden seine Früchtchen in fünf Proben des frü¬
hen und späten Mittelalters insgesamt 17mal angetroffen. Das Gagelbier war
wegen seines Geschmacks beliebt und weit verbreitet; die Verwendung des
Gagels läßt sich ebenfalls bis ins frühe Mittelalter zurückverfolgen (Behre
1984). Allerdings besitzt der Gagel giftige Inhaltsstoffe, so daß starker Genuß
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von Gagelbier zur Erblindung oder sogar zum Tode führen kann. Für den Be¬
reich des Kurfürstentums Hannover wurde die Verwendung des Gagels zum
Brauen deshalb 1723 verboten, und derartiges Bier ist seit dieser Zeit bei uns
nicht mehr im Gebrauch.

3.5 Stein- und Kernobst

Kirsch- und Pflaumensteine werden in der Regel schon bei der Grabung
wahrgenommen und geben oft den eigentlichen Anlaß für eine Probenent¬
nahme für botanische Untersuchungen. Auch die bremischen Kloaken liefer¬
ten einiges an Fruchtsteinen, wenn auch weniger als andere Mittelalter-
Grabungen.

Wie die Tabelle zeigt, sind Kirschsteine regelmäßig aufgetreten. Anhand
der von Kroll (1978) herausgearbeiteten Merkmale lassen sich Süß- und
Sauerkirschen nach der Morphologie der Kerne voneinander trennen. Die
Bestimmung der Bremer Steine ergab, daß über 90 % von der Sauerkirsche
(Prunus cerasus) stammen, während die Süßkirsche (Prunus avium) ausge¬
sprochen selten war. Die Sauerkirsche ist hier nicht heimisch, sondern im
Gebiet um das Kaspische Meer zu Hause und wurde erst in der Römerzeit
nach Italien gebracht. In Norddeutschland wird sie seit dem Mittelalter kulti¬
viert. Im Gegensatz dazu stammt die Süßkirsche von der einheimischen
Vogelkirsche ab. Die Fruchtsteine beider Formen lassen sich nach Janssen u.
Knörzer (1971) an der Form trennen: die Vogelkirsche hat kleinere und runde

Tabelle 3: Stein- und Kernobst aus Bremen
frühes

13. Jhdt.
An- in
zahl Proben

Spät- frühe
Mittelalter Neuzeit
An- in An- in
zahl Proben zahl Proben

Ges.-
zahl

inGes.-
proben

Sauerkirsche 10 4
Prunus cerasus
Süßkirsche — —
Prunus avium
Pflaume 19 4
Prunus insititia
Schlehe 59 6
Prunus spinosa
Apfel
Kerne u. Spelzen 254 9
Malus cf. domestica
Birne 1 1
Pyrus communis

42

14

63

10

5

9

32 3

6 2

1 1

84

6

34

122

17

2

10

15

307 9 250 4 811 22

— - — - 11
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Abb. 5: Fruchtsteine der Sauerkirsche (Prunus cerasus), ohen, und der Süßkirsche
(Prunus avium), unten. Beides M. 3:1

Steine, die kultivierte Süßkirsche dagegen größere und längliche. Nach die¬
sen Merkmalen handelt es sich in unserem Material um Kulturkirschen; die
wenigen Steine kommen alle aus der frühen Neuzeit.

Das starke Vorherrschen von Sauerkirschen entspricht ganz den Ergebnis¬
sen aus dem sehr gut untersuchten Mittelalter in Braunschweig (Hellwig
1990), aber auch in Lübeck (Kroll 1978) und Amsterdam (Paap 1983) zeigen
die Funde, daß im 13./14. Jhdt. die Sauerkirsche dominiert, während dort in
den neuzeitlichen Proben die Süßkirsche überwiegt.

Neben den Kirschen wurde als weiteres Steinobst die Pflaume (Prunus
domestica ssp. insititia) regelmäßig nachgewiesen. Auch sie ist eine Kultur¬
pflanze, die ihre Heimat in Vorderasien hat und bei uns nicht wild vorkommt.
Interessant ist bei der Pflaume, daß man deren verschiedene Sorten an den
Fruchtsteinen unterscheiden kann, sofern genug Steine vorliegen. Die Sor¬
tenentwicklung wurde vor allem im Süden in der Römerzeit vorangetrieben.
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In Norddeutschland konnte man zunächst keine verschiedenen Sorten ne¬
beneinander halten. Erst als im Gefolge der Christianisierung mit den Klö¬
stern auch die Verbesserung der Agrartechnologie — hier war entscheidend
die Kenntnis des Pfropfens — zu uns kam, konnten auch verschiedene Obst¬
sorten nebeneinander kultiviert werden. An dem reichen Material aus
Haithabu und Alt-Schleswig konnte gezeigt werden, daß diese Technik seit
dem 12. Jhdt. angewandt wurde (Behre 1978). Die z. T. sehr unterschiedli¬
chen Pflaumensteine aus den Bremer Kloaken belegen, daß auch hier minde¬
stens fünf verschiedene Pflaumensorten gezogen wurden. Neben drei For¬
menkreisen (Sorten) von Pflaumen, die bereits aus anderen mittelalterlichen
Fundstellen beschrieben wurden, treten zwei neue hinzu, die alle bis ins
Mittelalter zurückreichen: Abb. 6 zeigt Steine von vier Sorten aus dem frü¬
hen 13. Jhdt. Zwetschgen wurden in Bremen noch nicht nachgewiesen.

Abb. 6: Fruchtsteine verschiedener Pflaumensorten (Prunus domestica ssp. insititia).
M. 2:1

Außer diesem Kulturobst wurde im Mittelalter auch wildes Steinobst geges¬
sen. In Bremen ist die Zahl der Schlehensteine (Prunus spinosa) etwa ebenso
groß wie die der Pflaumensteine. Dieses ist nicht ungewöhnlich, denn in den
wesentlich reicheren und damit besser abgesicherten Funden aus Schleswig
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Abb. 7: Apfelkerne (Malus cf. domestica). M. 4:1

(Behre 1978) und Braunschweig (Hellwig 1990) dominieren im Mittelalter die
gesammelten Schlehen noch deutlich über die kultivierten Pflaumen. Erst in
der Neuzeit ändert sich dieses Verhältnis.

An Kernobst sind Kerne sowie die sog. Spelzen des Kerngehäuses von
Äpfeln (Malus domestica) in allen Kloaken sehr zahlreich aufgetreten. Auch
beim Apfel lassen sich anhand dieser Reste Wild- und Kulturform nicht von¬
einander trennen. Der wilde Holzapfel (Malus sylvestris) gehört zwar in
unsere Waldflora, war dort aber nicht häufig. So wird man aus den zahlrei¬
chen Resten schließen dürfen, daß sie ganz oder zumindest weit überwie¬
gend von kultivierten Äpfeln stammen. Die schriftlichen Quellen nennen für
das Mittelalter mehrere Sorten von Kulturäpfeln, doch werden in einem mit¬
telniederdeutschen Kochbuch ausdrücklich auch (wilde) Holzäpfel erwähnt
(Willerding 1985).

Nur ein einziger Kern der Birne (Pyrus communis) konnte aus den Bremer
Kloaken nachgewiesen werden. Da die Wildbirne in Nordwestdeutschland
nicht vorkam, handelt es sich um eine kultivierte Birne.

3.6 Beerenobst

Das Beerenobst bildet im Hinblick auf die Herkunft die interessanteste
Gruppe der Nutzpflanzen. Seine Liste wird angeführt von der Feige (Ficus
carica), deren Kerne vom frühen 13. Jhdt. bis in die Neuzeit zahlreich gefun-
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Abb. S.¬ Kerne der Feige (Ficus carica), die im Mittelalter ein weit verbreitetes Import¬
gut war. M. 10:1

den wurden. Feigen waren nicht nur ein beliebtes, sondern vor allem auch
ein gut transportfähiges Beerenobst, sie wurden daher weit gehandelt. Bei
Untersuchungen von hoch- und spätmittelalterlichem Material gehören Fei¬
genkerne deshalb auch in norddeutschen und niederländischen Städten zum
festen Artenbestand, hingegen fehlen sie gänzlich im ländlichen Bereich.
Selbst im Oslo des frühen 13. Jhdts. wurden Feigenkerne in großer Zahl nach¬
gewiesen (Griffin 1979).

Der Schwarze Maulbeerbaum (Morus nigra) wurde seiner Früchte wegen
seit dem Mittelalter häufig in Süddeutschland angepflanzt. Einzelne Funde
von Steinkernen aus norddeutschen Städten, zu denen jetzt auch Bremen ge¬
hört, zeigen, daß es auch hier einen beschränkten Anbau gegeben haben
muß, denn die Beeren dürften schwerlich über größere Entfernungen trans¬
portiert worden sein.

Auch die zahlreichen Weinkerne waren hier nicht von vornherein zu
erwarten und deuten nach Süden. Der Weinbau wurde jedoch im Mittelalter
weit über seine heutige Nordgrenze hinaus ausgedehnt. Eine wichtige Ur¬
sache war der mit der Christianisierung einhergehende unabweisbare Bedarf
an Wein in der kirchlichen Liturgie, gefördert wurde er auch durch ein zeit¬
weise wärmeres Klima. Die schriftlichen Quellen bezeugen im niedersächsi-
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Abb. 9: Kerne der Schwarzen Maulbeere (Morus nigra), links, M. 10:1, und vom Wein
(Vitis vinifera), rechts, M. 5:1

Tabelle 4: Beerenobst aus Bremen

frühes Spät- frühe
13. Jhdt. Mittelalter Neuzeit

An- in An- in An- in Ges.- inGes.-
zahl Proben zahl Proben zahl Proben zahl proben

Feige 90 4 77 2 226 3 393 9
Ficus carica
Schwarze
Maulbeere 11 1 1 — — 2 2
Morus nigra
Wein 20 3 3 2 50 4 73 9
Vitis vinifera
Erdbeere 15 4 5 2 5 2 25 8
Fragaria vesca
Brombeere 10 4 20 3 8 2 38 9
Rubus fruticosus
Himbeere 22 4 4 2 9 2 35 8
Rubusidaeus
Heidelbeere 584 6 568 6 293 3 1445 15
Vaccinium cf. myrtillus
Holunder 11 - - - 11
Sambucus nigra
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Abb. 10: Steinkerne der Himbeere (Rubus idaeus), links, und der Brombeere (Rubus
fruticosus), rechts. Beides M. 10:1

Abb. 11: Samen der Heidelbeere (Vaccinium cf. myrtillus). M. 12:1
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sehen Raum den nördlichsten mittelalterlichen Weinbau in Bremen (1370)
und in Lüneburg (Weber 1980). Die bei uns nachgewiesenen Weinkerne (Vitis
vinifera) unterstützen diese Quellen, dabei spricht die Fundsituation in den
Kloaken dafür, daß man die Weinbeeren gegessen hat.

Die nächste Gruppe umfaßt die Erdbeere (Fragaria vesca), die Brombeere
(Rubus fruticosus) und die Himbeere (Rubus idaeus). Alle drei Arten treten im
bremischen Material zahlreich auf. Anhand der Steinkerne läßt sich bei
ihnen nicht entscheiden, ob sie von der jeweiligen Wildform oder von kulti¬
vierten Pflanzen stammen. Da jedoch alle drei Arten in den Wäldern der Um¬
gebung häufig vorkamen, wird man vor allem für die mittelalterlichen Funde
annehmen können, daß sie dort gesammelt worden sind. Eine Beerenart, die
ausschließlich gesammelt wurde, ist die Heidelbeere oder Bickbeere (Vacci-
nium myrtillus), deren Samen in großen Mengen in allen Kloaken gefunden
wurden. Bekanntlich sind Heidelbeeren im Gebiet um Bremen auf der Geest
weit verbreitet. Eine weitere nachgewiesene Sammelart ist Holunder (Sambu-
cus nigra), dessen Büsche im Siedlungsbereich meist von selbst aufkommen.

3.7 Nüsse und übrige Arten
Schalen von Walnüssen (Juglans regia) wurden als Bruchstücke in vier mittel¬
alterlichen Proben gefunden. Dieser Baum wurde von den Römern nach Süd¬
deutschland gebracht und wird seit dem hohen Mittelalter auch in Nord¬
deutschland vielerorts gepflanzt. Die ebenfalls nachgewiesenen Haselnüsse
(Corylus avellana) und Bucheckern (Fagus sylvatica) haben wahrscheinlich
erheblich zur Versorgung mit pflanzlichen ölen beigetragen, sie sind in den
Kloaken jedoch unterrepräsentiert.

Tabelle 5: Nüsse und weitere Kultur- und Sammelarten aus Bremen
frühes Spät- frühe

13. Jhdt. Mittelalter Neuzeit
An¬ in An¬ in An¬ in Ges.- inGes.-
zahl Proben zahl Proben zahl Proben zahl proben

Walnuß 2 2 2 2 4 4
Juglans regia
Haselnuß 5 5 5 4 1 1 11 10
Corylus avellana
Buchecker 1 1 1 1 2 2
Fagus sylvatica
Flutender
Schwaden 18 5 49 4 1 1 68 10
Glyceria fluitans
Bilsenkraut 1 1 1 1 2 2
Hyoscyamus niger
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Neben den bisher genannten haben sicherlich noch zahlreiche weitere
wildwachsende Arten als Nutzpflanzen gedient, sei es zur Ernährung, zum
Färben, für medizinische, textile oder andere Zwecke. Im einzelnen ist der
Nachweis, ob wildwachsende Arten in der einen oder anderen Weise genutzt
wurden, nur selten zu führen. Von den zahlreichen in den Kloaken gefunde¬
nen Wildpflanzenarten seien deshalb hier nur zwei genannt. Der Flutende
Schwaden (Glyceria fluitans) ist mit seinen Früchtchen regelmäßig und zahl¬
reich vertreten. Von diesem im Wasser und Sumpf wachsenden Gras wurden
früher in größerem Umfang die Körner geerntet und zur sogenannten Schwa¬
dengrütze verarbeitet. Im Volksmund hatte die Pflanze deshalb auch die Be¬
zeichnung „Mannagras". Kohl (1864) beschreibt anschaulich, wie im Block¬
land nördlich Bremens an der Wümme dieses „Manna" geerntet wurde, eine
Praxis, die hier bis ins 19. Jhdt. hinein betrieben wurde. Die in der Altstadt¬
grabung gefundenen Reste des Flutenden Schwadens dürften deshalb sehr
wahrscheinlich Nahrungsreste darstellen.

Eine weitere in die Tabelle aufgenommene Art ist das Schwarze Bilsenkraut
(Hyoscyamus niger), von dem zwei Samen gefunden wurden. Diese giftige
(alkaloidreiche) Art dient seit dem Altertum als eine wichtige Heilpflanze. Es
ist deshalb gut möglich, daß die nachgewiesenen Reste aus dieser Verwen¬
dung stammen.

4. Die Einordnung der bremischen Pflanzenreste in die allgemeine mittel¬
alterliche Ernährung

Die schriftlichen Quellen geben über die mittelalterliche Ernährung nur ein¬
seitige und sehr lückenhafte Auskunft. Deshalb sind die realen Funde von
Nahrungspflanzen, wie sie vor allem in den vergangenen zwei Jahrzehnten
aus mittelalterlichen Städten und Dörfern bekannt geworden sind, von gro¬
ßer Bedeutung für die Geschichte der Ernährung. Die in den bremischen
Kloaken gefundenen Pflanzenreste zeigen eine bemerkenswerte Artenviel¬
falt, doch erfassen sie nicht das gesamte Nahrungsangebot und lassen auch
nur grobe quantitative Schlüsse zu. In den Kloaken findet man nur das, was
nach dem Zerkauen und Verdauen der Speisen noch in Form bestimmbarer
Reste übrigbleibt. So ist das damalige Hauptnahrungsmittel, Getreide, gerade
noch erkennbar an den winzigen Epidermisresten der Körner, die in riesiger
Zahl das Material durchsetzen, aber nur selten bis zur Gattung bestimmbar
sind. Wegen ihrer schwierigen Quantifizierung sind sie in den Tabellen nicht
mit aufgeführt. Anhand von Spelzenresten und von zufällig in die spätmittel¬
alterliche Kloake gelangtem verkohltem Getreide ließen sich die damals be¬
nutzten Getreidearten dennoch bestimmen, und es zeigte sich, daß neben
Roggen, Saathafer, Hirse und Gerste Spelzweizenarten eine erstaunlich gro¬
ße Rolle spielten.

Während Gemüsearten kaum erfaßt wurden, ist das Obst wegen der erhal¬
tungsfähigen und gut bestimmbaren Steine und Kerne überrepräsentiert.
Wenn man das bremische Material mit dem von anderen Städten vergleicht,
fehlen hier noch einzelne Obstarten, vor allem aber einige einheimische und
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fremde Gewürze. Diese Lücken beruhen allerdings z. T. auf dem vergleichs¬
weise geringen Fundmaterial, das in Bremen zur Verfügung stand.

Insgesamt zeigen die vorgelegten Untersuchungen eine vielfältige und ab¬
wechslungsreiche städtische Ernährung im Mittelalter. Dabei stammte ein
Teil der Arten, vor allem vom Obst, aus Gärten, die es in den mittelalter¬
lichen Städten durchaus gab (vgl. Willerding 1985). Die meisten Nahrungs¬
mittel wurden in der näheren Umgebung angebaut und z. T. auch gesammelt,
doch selbst der Fernhandel ließ sich an den Beispielen von Feigen und Pfeffer
belegen. Interessant ist der Vergleich zwischen der Ernährungsweise in den
Städten und auf dem Lande im Mittelalter. Eine größere Zahl eingehender
botanischer Untersuchungen von mittelalterlichen Siedlungen in Nord¬
deutschland hat uns Kenntnisse auch über die ländliche Ernährungsweise ge¬
bracht (vgl. hierzu Behre 1986b, 1988). Dabei zeigte sich, daß zumindest in
den gut untersuchten früh- und hochmittelalterlichen Abschnitten die Er¬
nährung auf dem Lande sehr viel einfacher und einseitiger war als in den
Städten. In den Dörfern wurde praktisch nur das gegessen, was von den Be¬
wohnern angebaut wurde oder in der Nähe gesammelt werden konnte. Ein
Austausch von pflanzlichen Nahrungsmitteln zwischen den Dörfern fand
selbst über kurze Entfernungen in der Regel nicht statt. Die damalige Ernäh¬
rungsweise zwischen einem Geest- und einem Marschdorf unterschied sich
stärker als die heutige zwischen Norddeutschland und dem Mittelmeer¬
gebiet. Auf der Geest dominierte Getreide, allem voran der Roggen, während
dieser in der Marsch nicht angebaut werden konnte und von Gerste, Hafer
und Spelzweizen ersetzt wurde. Manche Wurtensiedlungen verfügten über
Jahrhunderte hinweg nur über vier bis fünf Kulturpflanzenarten, darunter
kein Obst, und ihre Möglichkeiten zum Sammeln waren äußerst beschränkt.

Die hier nur kurz angedeuteten Ernährungsverhältnisse auf dem Lande zei¬
gen, wie differenziert und landschaftsgebunden die mittelalterliche Kost war
und wie stark sich die Städte daraus hervorheben. Doch auch innerhalb der
Städte kann es deutliche Unterschiede geben. So können Untersuchungen
von Pflanzenresten sowohl hinsichtlich der Ernährungsweise sozial unter¬
schiedliche Viertel erkennen lassen, als auch durch den Nachweis von Textil-
und Färbepflanzen, von Gewürzen und Getränkepflanzen verschiedene For¬
men von Gewerbe und Handel lokalisieren.

In Bremen ist jetzt an einer Stelle ein Anfang gemacht worden; es ist zu hof¬
fen, daß in Zukunft auch anderswo bei Bauarbeiten in der Altstadt auf mittel¬
alterliche Pflanzenreste geachtet wird, um die großen Möglichkeiten dieser
Quellengattung zu nutzen.

5. Zusammenfassung
Das Fundmaterial aus drei Kloaken in der Bremer Altstadt wurde botanisch
untersucht. Die Fundstellen datieren in das frühe 13. Jhdt., das späte Mittel¬
alter und die frühe Neuzeit. Von den zahlreichen Pflanzenarten werden hier
nur die Ergebnisse der Untersuchung der Nahrungspflanzen vorgelegt. Die
wichtigsten Getreidearten waren Roggen, Emmer, Rispenhirse und Saathafer,
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dazu Spelzgerste. In der Neuzeit kam Buchweizen als weitere stärkeliefernde
Pflanze hinzu. Andere Feldfrüchte und Gemüse waren nur schwach reprä¬
sentiert. Stein-, Kern- und Beerenobst wurden in großer Artenzahl nachge¬
wiesen, teils von kultivierten Arten, wie Pflaume, Sauerkirsche, Süßkirsche,
Apfel, Birne, Maulbeere und Wein, teils von gesammelten Früchten, wie
denen der Schlehe, Erdbeere, Himbeere, Brombeere und Heidelbeere. Nüsse
wurden teils angebaut (Walnuß), teils gesammelt (Haselnuß, Buchecker). Der
für Grütze verwandte Schwaden war ebenfalls ein gesammeltes Nahrungs¬
mittel, ferner dienten Hopfen und Gagel zum Bierbrauen.

Bemerkenswert ist der Fernhandel, den die botanischen Analysen am Bei¬
spiel von Pfeffer und von zahlreichen Feigenkernen nachwiesen.
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Rezensionen und Hinweise

Brandt, Karl Heinz: Ausgrabungen im St.-Petri-Dom zu Bremen. Band 2: Die
Gräber des Mittelalters und der frühen Neuzeit. Mit Beiträgen von
Winfried Henke, Peter llisch und Ingeborg Petrascheck-Heim. Stutt¬
gart: Schweizerbart 1988. 299 S.

Die Geschichte des St.-Petri-Domes zu Bremen läßt sich anhand nachrichtli¬
cher Quellen bis in das späte 8. Jahrhundert, für norddeutsche Verhältnisse
also sehr weit, zurückverfolgen. Es lag deshalb nahe, die Gelegenheit einer
Generalrenovierung der stehenden, ab 1042 errichteten Kirche auch zur Su¬
che nach Überresten der anzunehmenden Vorgängerbauten zu nutzen. So
fanden zwischen 1972 und 1983/84 trotz mancher Schwierigkeiten Ausgra¬
bungen von insgesamt beträchtlichem Umfang statt, etwa zur gleichen Zeit,
als auch anderwärts in der damaligen Bundesrepublik Kathedralkirchen ähn¬
lichen Untersuchungen unterzogen wurden, insbesondere — sehen wir von
der nicht mit üblichen bodendenkmalpflegerischen Maßstäben zu messen¬
den Domgrabung Köln ab — in Bamberg (1969—1972), Eichstätt (1970—1972)
und Paderborn (1978—1983). Die genannten Unternehmungen haben mit
dem Bremer Vorhaben gemein, daß sie keineswegs ausschließlich nach wis¬
senschaftlichen Erfordernissen durchgeführt werden konnten, sondern auf
gottesdienstliche Belange, statische Probleme und anderes mehr Rücksicht
zu nehmen hatten, was selbst in Eichstätt galt, wo den Archäologen ein be¬
sonders hohes Maß an Verständnis entgegengebracht wurde. Und wie in Bre¬
men kam auch dort erschwerend hinzu, daß oft gerade jene Bereiche der Vor¬
gängerbauten, von denen man besondere Ausagekraft erwarten durfte,
durch jüngere Eingriffe entwertet waren. Die vom Verf. vor allem in einigen
Vorberichten — sie sind in der Einleitung des vorliegenden Bandes nochmals
aufgeführt — vorgetragenen Sorgen über den Sinn unter derartigen Be¬
schränkungen durchgeführter Grabungen treffen also nicht nur für Bremen,
sondern grundsätzlich immer für Grabungen in größeren Kirchen zu, aller¬
dings mit beträchtlichen graduellen Abstufungen.

Die Bemerkung K. H. Brandts, archäologische Entdeckungen pflegten sich
nicht nach der Größe und Leistungsfähigkeit eines Landes zu richten, sollte
man aber wohl besonders aufgreifen und sozusagen „in Klartext" überset¬
zen: Nur in Ausnahmefällen zeigte sich bisher eines der Bundesländer be¬
reit, die Arbeit seiner Landesarchäologen in der Weise zu honorieren, daß es
wenigstens bei Funden von außergewöhnlicher Bedeutung zusätzliche Mittel
oder gar Personal bereitstellte, um deren rasche Bearbeitung und Auswer¬
tung zu ermöglichen. Darin ist wohl auch ein entscheidender Grund nicht
nur für das oft um Jahrzehnte verzögerte Erscheinen wichtiger Grabungspu¬
blikationen zu sehen, auch die im Vorwort zu Recht bedauerte Zurückhal-
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tung von Spezialisten bei der Auswertung bestimmter Fund- und Befundkom¬
plexe ist sicher zu einem erheblichen Teil durch die allenthalben zu beobach¬
tende Überlastung der Archäologen mit Routinearbeiten bedingt.

Für die Publikation der Domgrabung Bremen bedeuten die beschränkten
Hilfsmittel zumindest vorerst eine Konzentration auf Befundkataloge, die nur
durch kurze kommentierende Texte ergänzt werden können. Das ist, wie im
vorliegenden Fall besonders an dem kaum etwas Neues bietenden Beitrag
von G. Jäszai über die hölzernen und metallenen Grabbeigaben handgreif¬
lich wird, höchst unbefriedigend und der Qualität der Ausgrabung und ihrer
Funde nicht angemessen. Eine befriedigende Lösung dürfte sich aber da¬
durch erreichen lassen, daß man auf die weiteren Teile des Katalogs einen
abschließenden Band mit genügend Raum für die Diskussion der jetzt zu kurz
kommenden Aspekte des Gesamtkomplexes folgen läßt. Zwangsläufig über
eine weitere Zeitspanne verteilt, müßte ein derartiges Publikationsvorhaben
doch wohl finanzierbar sein, auch ohne die Gebefreudigkeit privater Spen¬
der, die schon jetzt dankenswerterweise eingesprungen sind, über Gebühr zu
strapazieren.

K. H. Brandt und seinen Mitautoren aber muß ausdrücklich bescheinigt
werden, daß sie aus den gegebenen Verhältnissen die richtigen Konsequen¬
zen gezogen haben, indem sie sich entschlossen, den abschließenden Bericht
über die Domgrabungen in Bremen auf mehrere Bände aufzuteilen und diese
nach Bearbeitungsstand erscheinen zu lassen, auch wenn die Reihenfolge —
1985: W. Henke, Anthropologische Untersuchungen der menschlichen Ske¬
lettreste; 1988: Die Gräber des Mittelalters und der frühen Neuzeit — gerade
den Bedürfnissen von Archäologen und Bauforschern eher zuwiderläuft, da
zur Beurteilung auch mancher im vorliegenden Band angesprochener Fra¬
gen eigentlich erst der Baubefund vollständig vorgelegt sein müßte; doch ge¬
rade darauf wird man offenbar noch einige Zeit warten müssen.

Da der Textteil sehr knapp gehalten werden mußte, scheint es verfehlt, ihn
einer detaillierten Kritik unterziehen oder gar besserwisserisch nicht ange¬
führte Parallelen zu dem einen oder anderen Fund aufzuzählen, was im Blick
auf die zahlreichen Kirchengrabungen in Süddeutschland durchaus möglich
wäre. Greifen wir vielmehr positive Aspekte auf: Die Problematik der Identi¬
fizierung von Bischofsgräbern wird nochmals kurz und überzeugend umris¬
sen; selbst die Existenz eines so ungewöhnlichen Dokuments wie des sogen.
Hannoverplanes kann bei der Bestimmung der frühmittelalterlichen Bi-
schofssepulturen nur begrenzte Hilfe leisten, da Verlust anfänglich vielleicht
vorhandener Grabmonumente und vor allem die Umbettung mehrerer Be¬
gräbnisse im Hochmittelalter viele Spuren verwischten. Immerhin darf man
feststellen, daß gerade über die frühen Bischofsbestattungen in Bremen
mehr Klarheit zu erzielen ist als beispielsweise über jene in Eichstätt, wo sich
keine einzige Bischofsgrablege aus der Zeit zwischen 741 und etwa 1000
identifizieren ließ.

Daß im Überblick über den Gesamtbefund gelegentlich auch Interpretatio¬
nen aus den Vorberichten korrigiert werden müssen (z. B. die Lokalisierung
des Grabes von Bischof Hermann), verwundert nicht, während die Identifi¬
zierung des Reliquiengrabes für den hl. Willehad unter Grab 6 (Bischof
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Bezelin) zu Recht als besonderes Ergebnis der endgültigen Befundauswer¬
tung herausgestellt wird. Ob es sich bei den frühmittelalterlichen Erdgräbern
im nördlichen Altarhausannex dagegen wirklich um „Porticus-Gräber" han¬
delt, ist eine jener Fragen, zu deren Diskussion es der Vorlage der Baubefun¬
de bedürfte.

Auch die Ausführungen über die hoch- und spätmittelalterlichen Erzbi¬
schofsgräber, von denen zehn auf engem Raum allein im östlichen Mittel¬
schiff angetroffen wurden, oder über die grundsätzlich richtig als solche an¬
gesprochenen Bestattungen hoher Kleriker kann man akzeptieren. Daß
selbst gut erhaltene Ornate und Beigaben schon wegen der allzu weiten Da¬
tierungsspielräume kaum zur Identifizierung einer einzelnen Bestattung die¬
nen können, ist ebenfalls zu bestätigen, überdies wissen wir nicht, was im
Text kaum angesprochen wird, seit wann es üblich wurde, neben veralteten
Ornaten auch unmoderne Insignien für Funeralzwecke zu verwenden; am
Ende des Mittelalters war dies offenbar schon gebräuchlich (z. B. Eichstätt,
Bischof Gabriel von Eyb, gestorben 1531, mit Pectorale aus der ersten Hälfte
des 15. Jahrhunderts). Ausführlichere kunsthistorische Beiträge hätten viel¬
leicht auch in einer solchen Frage weiterhelfen können.

Nach der Reformation wurden neben den Dompredigern offensichtlich nur
Angehörige einiger hochgestellter Familien innerhalb der einstigen Kathe¬
drale bestattet; es gab in dieser Hinsicht also, wie betont wird, keinen grund¬
sätzlichen Wandel gegenüber mittelalterlichen Gewohnheiten. Allerdings
blieb eine Untersuchung der Mehrzahl neuzeitlicher Begräbnisse aus unter¬
schiedlichen Gründen verwehrt. Interessant erscheint der Beitrag von I.
Petrascheck-Heim über die Textilien aus neuzeitlichen Bestattungen allein
schon deshalb, weil Objekte derartiger Herkunft bislang kaum größere Be¬
achtung fanden, wenn es sich nicht gerade um Funde aus Gräbern höchster
geistlicher oder weltlicher Würdenträger handelte. Offensichtlich hat Bre¬
men mit dem Nachweis zeitweilig geübter Beisetzung der Toten in (gesteck¬
ten) Tüchern auch eine gewisse Besonderheit zu bieten.

Der Abschnitt über die Fundmünzen (P. Ilisch) bestätigt den bei zahlrei¬
chen eigenen Grabungen gewonnenen Eindruck des Rezensenten, daß Fun¬
de von Münzen des frühen und hohen Mittelalters innerhalb von Kirchen
fast immer Seltenheitswert besitzen. Auch das absolute überwiegen kleiner
und kleinster Werte bestätigt sich bei Kirchengrabungen immer wieder. Daß
man aber sogar besonders wertloses Kleingeld aus entfernten Gebieten wie
Franken und Thüringen für den Klingelbeutel reservierte, scheint trotzdem
recht aufschlußreich.

Der eigentliche Gräberkatalog nimmt mehr als zwei Drittel des Textes ein
und ist nach einem klaren und absolut konsequent gehandhabten Schema
aufgebaut: An erster Stelle finden sich stets Angaben zur Lage des Grabes im
bestehenden Dom und das Datum der Entdeckung; darauf folgen Informatio¬
nen über den Grabtyp (Primär-, Sekundärbestattung, Ossuarium usw.), über
Grabgrube und Verfüllung einschließlich Überschneidungen, Störungen,
ggf. auch über Mauertechnik u. dgl. Unter Punkt 3 „Belegungsart" erfährt
man, ob und welche Spuren von Särgen gefunden wurden, wie das Skelett ge¬
lagert und erhalten, evtl. auch gestört war. An vierter Stelle folgt die Kurz-
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beschreibung der Textil-, an fünfter jene der sonstigen, als Beigaben bezeich¬
neten Funde aus den Gräbern. Dann folgen Angaben über die (oft nicht er¬
folgte) Bergung und ein Kurzkommentar, der vor allem das Geschlecht
des/der Bestatteten, Zeitstellung und Identifizierung des Grabes und seine
Lage im zeitlich entsprechenden Bauwerk nach der Interpretation von U. Lob-
bedey 1985 behandelt. Eine Liste der bisher zu dem jeweiligen Grab erschie¬
nenen Veröffentlichungen beschließt das Formular.

Mit 134 Nummern erfaßt der Katalog auch die nur festgestellten, aber
nicht untersuchten Gräber, zweifelhafte und nur historisch überlieferte Be¬
funde; mit seinen bei aller Kürze erschöpfenden und exakten Angaben, in
die Materialbestimmungen und andere Spezialbeiträge eingeflossen sind,
läßt er kaum Wünsche offen. Die bereits 1985 und 1931 entdeckten Gräber
67, 68, und 80 wurden in das Schema eingepaßt. Wenn hier überhaupt Ver¬
merke angebracht scheinen, dann vielleicht folgende: Wäre es nicht ge¬
schickter gewesen, bei unvollständig oder gar nicht untersuchten Grabstel¬
len auf den Druck des vollständigen Formulars mit seinen acht Punkten und
entsprechend vielen Leerzeilen zu verzichten? Auf diese Weise hätte man bei
gleichem Gesamtumfang immerhin einige Seiten für erläuternde Texte ge¬
wonnen. Und die Verwendung der zumindest in Süddeutschland so nicht übli¬
chen Begriffe „Rahmengrab" und „Kammergrab" hätte einer kleinen Erläute¬
rung bedurft — aber vielleicht hat Rezensent eine solche in einem der Vorbe¬
richte überlesen.

Eingestreut in den Katalog finden sich zeichnerische Darstellungen der
wichtigeren oder befundreicheren Gräber und Grabgruppen sowie — auch
im erläuternden Text — solche von einigen Fundobjekten, während sich eine
umfangreiche Bilddokumentation der Funde und Befunde in Form von
Schwarzweiß-Fotos an den Katalog anschließt. Prächtige Farbaufnahmen wie
in dem einen oder anderen Vorbericht fehlen, werden aber auch weniger
vermißt als maßstäbliche Zeichnungen aller für eine derartige Dokumenta¬
tion geeigneten Grabbeigaben und sonstigen Kleinfunde, die man in einem
solchen Katalog eigentlich erwarten möchte; auch hier spielten wohl wieder
die zu knappen Mittel ihre unerfreuliche Rolle.

Insgesamt muß man mehr als dankbar sein, daß der Ausgräber auch über
den Zeitpunkt seines Ausscheidens aus dem aktiven Dienst als Landesar¬
chäologe hinaus die Aufarbeitung und Veröffentlichung der Bremer Domgra¬
bung konseguent weiter vorantreibt. Während einem Vorberichte — zumal
über so aufsehenerregende Funde wie im vorliegenden Fall — bekannter¬
maßen rasch und relativ leicht von der Hand gehen, erfordert die Bewälti¬
gung der oft erdrückenden Fülle an Befunden für die Gesamtpublikation von
allen Beteiligten ein hohes Maß an Fleiß und Selbstdisziplin. Es ist auch des¬
halb zu hoffen, daß dem Herausgeber und Hauptautor des vorliegenden Ban¬
des nicht nur die finanziellen Mittel zum Abschluß des Gesamtvorhabens,
sondern recht bald auch die dringend benötigten Spezialarbeiten über die
baugeschichtlichen Befunde und die mittelalterlichen Textilien zur Ver¬
fügung stehen werden, damit das für den norddeutschen Bereich vorerst ein¬
malige Unternehmen der Bremer Domgrabung auch die ihm angemessene
wissenschaftliche Wirkung entfalten kann. Walter Sage
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Grape, Wolfgang: Roland, die ältesten Standbilder als Wegbereiter der Neu¬
zeit. Hürtgenwald: Pressler 1990. 99 S.

Die Veröffentlichungen über die Roland-Statuen sind kaum noch zu überse¬
hen, ebensowenig läßt sich das Geflecht der Theorien entwirren. Dabei wird
deutlich, daß vieles von der besonderen Sicht der Allgemein- oder Lokal-, der
Kunst-, Rechts- oder Sozialhistoriker abhing. Doch es waren nicht ihre zahl¬
reichen Veröffentlichungen oder der besondere künstlerische Wert der Sta¬
tuen, sondern der sagenhafte Hintergrund und die kolossal-naive Gestaltung
der Figuren, die diese so bekannt machten, überall, wo sie standen, waren sie
Sehenswürdigkeiten ersten Ranges. Es überrascht aber doch, daß keiner der
Rolandforscher Antworten auf die wesentlichsten Fragen gefunden hat:

Wann und wo entstand der erste „Roland" ?
Hatte dieser Vorläufer in älteren Figuren, etwa Karls des Großen oder von

Heiligen?
Warum wählte man Roland und nicht einen anderen „christlichen Helden"

als Vorlage für die Figuren?
Welche Bedeutung hatte der erste Roland? Gab es eine Bedeutungsände¬

rung mit lokalen Besonderheiten?
Warum hatten nur einige norddeutsche Städte Rolandfiguren?
Bei allen Überlegungen spielte der Bremer Roland aus mehreren Gründen

eine bevorzugte Rolle: Er ist nicht nur besonders eindrucksvoll, sondern
auch in seiner Entstehung verhältnismäßig gut überliefert. Doch was für den
Bremer Roland gilt, muß für den in Zerbst nicht zutreffen.

Verf. des hier zu besprechenden, hervorragend ausgestatteten Buches ist
zwar Kunsthistoriker, hat aber eine Neigung zu sozialhistorischer Sicht; das
kann durchaus ein Vorteil sein. W. Grape wertet die — nicht immer ganz zu¬
verlässige — Literatur aus, geht aber nicht auf die Quellen selbst zurück; das
erweist sich hier und da als Nachteil. Er geht davon aus, daß die ersten
Rolande um die Mitte des 14. Jahrhunderts entstanden, und bringt sie mit
dem seit dem 12. Jahrhundert blühenden Karlskult in Verbindung, wobei das
auch in Norddeutschland bekannte Rolandslied des Pfaffen Konrad eine ent¬
scheidende Rolle spielte: Dies stellte Roland als überragenden christlichen
Helden heraus. Roland repräsentierte im 14. Jahrhundert die kaiserliche Ge¬
walt, durch die die Stadt gegen den Landesherrn geschützt wurde. Das war
die Auffassung, die sich in Bremen in den ersten Jahrzehnten des 15. Jahr¬
hunderts durch die damals entstandenen Urkundenfälschungen und durch
die zur gleichen Zeit bearbeitete Rinesberch-Schene-Chronik nachweisen
läßt, wogegen die Existenz eines auf Befehl des Erzbischofs 1366 verbrann¬
ten hölzernen Rolands keineswegs gesichert ist.

Verf. will nun aber vor allem deutlich machen, daß eine zunächst auf die
Freiheit der Stadt bezogene Symbolik auf die Ansprüche einer patrizischen
Oberschicht umgemünzt wurde. Er weist in diesem Zusammenhang auch auf
die Entwicklung des bremischen Stadtsiegels hin, das seit dem 13. Jahrhun¬
dert Willehad und Karl den Großen sowie den Dom und ein Stadttor zeigt,
während das neue Siegel von 1366 den Kaiser (nicht unbedingt Karl d. Gr.)
und Petrus (statt Willehad) enthielt. Das Dommodell fehlte nun, das Stadttor
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aber war geblieben. Verf. meint, daß die Veränderung ein bewußtes Zurück¬
drängen der erzbischöflichen Ansprüche und eine Aufwertung der Kaiser¬
nähe dokumentieren sollte; doch ist ja zu bedenken, daß Petrus Schutzheili¬
ger des erzbischöflichen Doms war und daß die ältere Siegelkombination mit
Willehad, Karl d. Gr., dem Dommodell und dem Stadttor keineswegs ganz ver¬
drängt wurde, sondern am Ratsgestühl aus dem Anfang des 15. Jahrhunderts
und auf dem Fresko in der Oberen Rathaushalle von 1532 aufgenommen
wurde und daß sich der Dompatron Petrus sogar auf den stadtbremischen
Münzen des 14. Jahrhunderts findet. Verf. sieht aber Parallelen zu den in den
Urkundenfälschungen und der Bearbeitung der Rinesberch-Schene-Chronik
in Anfang des 15. Jahrhunderts dokumentierten Ansprüchen der Stadt und
besonders ihrer „patrizischen" Oberschicht. Als Urheber sieht er den Bür¬
germeister Johann Hemeling, obwohl diese in der Literatur mehrfach vertre¬
tene Auffassung nicht gesichert ist. Sicher ist aber doch, daß in den gefälsch¬
ten Urkunden und in den bearbeiteten Teilen der Chronik Roland als Symbol¬
figur für die Reichsnähe der Stadt Bremen erscheint. Daß freilich der erste
Roland (der Holzroland von 1366 ?) das Stadtwappen trug (so S. 30), ist nicht
überliefert, wohl aber, daß der Steinroland von Anfang an einen Reichsadler
im Schild führte — vielleicht im Gegensatz zum Hamburger Roland, der nach
einer späten bildlichen Überlieferung (s. das Bild auf S. 61) im Schild das
schauenburgische Wappen führte.

Sicher ist auch, daß die um 1400 herrschende Gruppe der bürgerlichen
Oberschicht den Karls- und Rolandskult förderte und auch den Bau des Stein¬
rolands veranlaßte, wobei sich aber die Frage stellt, wer in der Oberschicht
Entscheidungsträger war. Verf. spricht von einem städtischen „Patriziat" mit
„höfischer" Lebensform bzw. von einer geschlossenen „Oberschicht" aus
„Handelsherren und Stadtritterschaft" (gemeint sind wohl ritterbürtige Bür¬
ger); man müßte wohl noch die Renteninhaber und bürgerlichen Grund¬
herren hinzufügen, die den größten Teil der Ratsherren stellten. Doch war
diese Gesellschaft, die sich — nach Grape — im Roland ihre Symbolgestalt
schuf, keineswegs so geschlossen, daß man von einem „Patriziat" sprechen
kann; gerade die bremische Geschichte des 14. und 15. Jahrhunderts zeigt
durch zahlreiche Unruhen innerhalb der Oberschicht, wie kompliziert ihre
Strukturen und Interessenlagen waren. Es fragt sich, warum in jenen Zeiten,
in denen die Ratsherrschaft vorübergehend ausgeschaltet wurde, niemand
die Zerstörung der Rolandstatue forderte, wenn diese ein unumschränkt
herrschendes Patriziat repräsentiert haben sollte. Man muß wohl davon aus¬
gehen, daß sie von allen Schichten als Symbolfigur für städtische Freiheit
gegenüber dem erzbischöflichen Landesherrn angesehen wurde, was ihren
Bestand dauerhaft sicherte.

Es bleibt das unbestrittene Verdienst Grapes, alle älteren Rolande sorgfältig
beschrieben und auf einen möglichen Zusammenhang zwischen der Errich¬
tung von Rolandfiguren und dem Selbstbewußtsein der bürgerlichen Ober¬
schicht hingewiesen zu haben. Will man diese Überlegungen weiter absi¬
chern, müßten zunächst einmal Struktur und Mentalität der Oberschicht in
den Rolandstädten mit komplizierten prosopographischen Mitteln unter¬
sucht werden. Die bisherigen Kenntnisse über die bremische Sozialstruktur
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und ein Vergleich mit anderen norddeutschen Städten lassen vermuten, daß
es in der Roland-Stadt Bremen das von Grape angenommene Patriziat im
Sinne einer abgeschlossenen Oberschicht nicht gab. Es fragt sich dann frei¬
lich auch, warum die Rolande „Wegbereiter der Neuzeit" waren; sie geben
sich in ihrer ursprünglichen Bedeutung durch und durch mittelalterlich, ob
man in ihnen nun christliche Helden, Verkünder kaiserlicher Freiheit für die
Stadt oder Symbolfiguren des städtischen Patriziats sehen will.

Herbert Schwarzwälder

Bremer Pfarrerbuch. Die Pastoren der Bremischen Evangelischen Kirche seit
der Reformation. Bd. 1: Die Pastoren nach Gemeinden, Ämtern und
Einrichtungen. Bearb. v. Otto Müller-Benedict und Hartwig Ammann.
Bremen: Hauschild 1990. 135 S.

Ein Pastorenbuch der Bremen benachbarten hannoverschen Landeskirche
gibt es bereits seit fünfzig Jahren, es gibt ein oldenburgisches, ein braun-
schweigisches, ein westfälisches. Das anzuzeigende Unternehmen schließt
eine kleine, aber schmerzlich empfundene Lücke in diesem Geflecht, das als
Bestandteil historischer Grundlagenforschung andere Studien tragen soll.
Die Unzulänglichkeiten von Robert Mießners nur maschinenschriftlich ver¬
vielfältigtem Pastorenverzeichnis von 1951 waren doch sehr spürbar, und so
darf ein aus den Quellen gründlich neu erarbeitetes Bremer Pfarrerbuch sich
des allgemeinen Beifalls gewiß sein. Kultur- und Kirchengeschichte, Fami¬
lienforschung, Regional- und Stadtteilgeschichte können von derartigen pro-
sopographischen Nachschlagewerken profitieren, die auch journalistischer
und rein menschlicher Neugier etwas zu bieten haben, wenn sie, wie in die¬
sem Fall, bis an die Gegenwart heranreichen.

Das Bremer Werk ist in zwei Teilen konzipiert. Der vorgelegte erste Band
enthält die in chronologischen Listen erfaßten Namen der Pastoren, geord¬
net nach den Gemeinden, Ämtern und Einrichtungen, in denen sie tätig wa¬
ren. Ein Blick in den Index genügt um herauszufinden, ob und wo jemand in
Bremen Pastor war — mit Einschränkungen, über die noch zu sprechen ist.
Der zweite Teil soll die Kurzbiographien der einzelnen Pastoren enthalten.
Alle Gemeinden und Einrichtungen werden, was sehr verdienstvoll ist, kurz
eingeführt mit den Daten ihrer Entstehung bzw. ihrer Zugehörigkeit zur BEK
(wobei auch Quellennachweise angeboten werden) und einer Zusammenstel¬
lung der unmittelbar einschlägigen Literatur. So entsteht in aller Kürze eine
bremische Kirchen- und Gemeindekunde, deren praktischer Nutzen hoch zu
veranschlagen ist.

Die Hauptlast der Arbeit am vorliegenden Band hat der 1989 verstorbene
ehemalige Leiter des Alten Gymnasiums, Dr. Otto Müller-Benedict, getragen,
dessen Sorgfalt bei der Datenerhebung ein Gütesiegel des Bremer Pfarrerbu¬
ches ist. Aktualisiert und für den Druck hergerichtet wurde das bereits 1979
vorläufig abgeschlossene Manuskript von Pastor i. R. Hartwig Ammann, der
auch den zweiten Teil bearbeiten wird. Die Hoffnungen für den in Aussicht
genommenen zügigen Abschluß des zweiten Bandes ruhen auf seiner Ar¬
beitskraft.

235



Kritische Anmerkungen zu einem so willkommenen Buch fallen schwer,
dürfen aber nicht vor lauter Begeisterung unter den Tisch fallen. Die Gliede¬
rung der Gemeinden überzeugt nicht, ist umständlich und steht der postu¬
lierten Benutzerfreundlichkeit im Wege. Sie beginnt mit den „Gemeinden im
ehemalsbremischen, jetztniedersächsischen Gebiet", faßt darunter aber auch
die ältere Zeit von Lehe und Blumenthal, die jetzt durchaus nicht niedersäch¬
sisch sind. Die Gemeinden im Lande Bremen werden untergliedert nach denen
„in den Grenzen von 1938" und „im seit 1939 bremischen, vorher niedersäch¬
sischen Gebiet" — eine problematische Formulierung, da Niedersachsen erst
1946 entstand. Für den normalen Benutzer ist diese Unterteilung wenig hilf¬
reich, denn er wird in der Regel nicht wissen, wie Bremen in den Grenzen von
1938 aussah, und es wird weder eine Beschreibung noch eine Karte als Hilfe¬
stellung angeboten. Die aktuelle Situation der BEK als Ausgangsbasis wäre ein¬
facher und einleuchtender gewesen, überhaupt fällt auf, daß nirgendwo er¬
klärt wird, wie weit die BEK reichte und reicht, welches Gebiet also das Bremer
Pfarrerbuch erschließt. Angesichts der für Nichteingeweihte unübersichtli¬
chen Verhältnisse in Bremerhaven z. B. wäre das nötig gewesen. Undurchsich¬
tig und jedenfalls unpraktisch ist der Umgang mit den Pfarrstellen, die nicht
durchgängig der BEK zuzurechnen sind. Die Blumenthaler Pastoren bis 1813
finden sich in Abschnitt A 1, die Pastoren bis 1939 fehlen, die Pastoren ab 1939
finden sich in Abschnitt A 3. Ein Verlust der bremischen Herrschaft ist kein
Ausschlußgrund, wenn das Besetzungsrecht für die Pfarrstelle Bremen erhal¬
ten bleibt — so erläutert bei Blumenthal und Neuenkirchen, die deshalb bis
1813 berücksichtigt werden, so stillschweigend praktiziert bei den Kirchen in
pagis cessis (Wasserhorst, Grambke, Mittelsbüren), die immerhin von 1741 bis
1803 von Stade aus verwaltet und beaufsichtigt wurden. Bei Seehausen nun
verhält es sich genau umgekehrt: bremische Herrschaft, aber jahrhunderte¬
lang kein bremisches Kirchenpatronat. Trotzdem sind die Seehauser Pastoren
im Bremer Pastorenbuch, warum auch nicht. Vor dem Hintergrund dieser Pra¬
xis will es nicht recht einleuchten, daß der weithin bekannte Domprediger Har¬
denberg keine Aufnahme fand, weil der Dom zu der Zeit nicht bremischer, son¬
dern erzbischöflicher Herrschaft unterstand. Es hätte vielmehr das Bremer
Pfarrerbuch abgerundet und in seinem Gebrauchswert noch erheblich verbes¬
sert, wenn man bei den heute der BEK zugehörenden Gemeinden auch die
Pastoren aufgenommen hätte, die in früheren Zeiten unter anderen Herr¬
schaftsverhältnissen gepredigt haben. Der Verweis auf Philipp Meyers Pasto¬
renbuch der hannoverschen Landeskirche hilft nur dem Benutzer einer gut
ausgestatteten Bibliothek. Für die vielen andern Leser und Nutzer, die das
Bremer Pfarrerbuch haben soll und haben wird, wäre ein Nachdruck der ein¬
schlägigen Daten aus Philipp Meyer das Richtige gewesen. Dann wären nicht
nur die Namen der Dompastoren des 17. und 18. Jahrhunderts greifbar, die
jetzt fehlen, sondern auch dem von der Landesgeschichte leicht stiefmütter¬
lich behandelten nordbremischen Gebiet wäre ein Dienst erwiesen, das so
größtenteils nur für die letzten fünfzig Jahre Berücksichtigung fand. Wenn in
absehbarer Zeit nicht an eine zweite, verbesserte Auflage zu denken ist, wären
entsprechende Nachträge und Ergänzungen in Band 2 eine Überlegung wert.

Andreas Röpcke
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„Nieder die Waffen — die Hände gereicht!" Friedensbewegung in Bremen
1898—1958. Katalog zur gleichnamigen Ausstellung. Hrsg. im Auftrag
des Staatsarchivs Bremen von Helmut Donat und Andreas Röpcke.
Bremen: Donat 1989. 224 S.

Die von Andreas Röpcke initiierte und in Zusammenarbeit mit R. Bockhofer,
E. Hannover und R. Schmitter verwirklichte Ausstellung im Staatsarchiv Bre¬
men, für die dieser Katalog zusammengestellt wurde, ist mit großem Erfolg
und öffentlicher Resonanz am 50. Jahrestag des Beginns des Zweiten Welt¬
krieges eröffnet und bis zum 19. November 1989 gezeigt und seitdem mehr¬
fach ausgeliehen worden. Sie dokumentiert die lange Tradition, die Vielfäl¬
tigkeit der Aktivitäten und die „führenden Köpfe" der Friedensbewegung in
Bremen.

Diesem Prinzip bleibt auch der vorliegende, von A. Röpcke und H. Donat
herausgegebene Katalog treu, der keineswegs eine Wiedergabe der Ausstel¬
lungstafeln enthält, sondern 48 z. T. materialreiche Einzeldarstellungen und
Aufsätze von insgesamt 21 Autoren in sich vereinigt, fast sämtlich Original¬
artikel, die bisher nicht behandelte oder zu wenig beachtete Themen aufgrei¬
fen. Sechs Artikel sind Nachdrucke zeitgenössischer Publikationen bekann¬
ter Bremer Friedenskämpfer: u. a. Heinrich Scharrelmann, Friedrich Gläbe,
Hans Hackmack und Max Kalthoff.

Thematisch liegt der Schwerpunkt der Abhandlungen bei Personen und
Organisationen der Friedensbewegung, bei Einzelereignissen und Aktivitä¬
ten. Der zurecht dominierende Zeitabschnitt behandelt den bedeutenden
Aufstieg der Friedensbewegung während der Adenauer-Ära, ansonsten sind
Kaiserzeit und Weimarer Zeit gleichgewichtig vertreten.

In einem vorangestellten systematischen Artikel geht Wolfram Wette auf
die Problematik von „Militarismus und Pazifismus in Deutschland" ein und
entwickelt aus den strukturellen Parallelen der Vorgeschichte beider Welt¬
kriege Erfahrungssätze für wirksame Antikriegspolitik. Er entlarvt die
kriegsvorbereitende Rolle politischer, auch religiöser Argumentation, die
den Krieg als naturgegeben ansieht und damit die Verantwortung von Politik
für Krieg und Frieden verdeckt. Krieg wird gemacht — daraus folgt auch, daß
Frieden „machbar" ist. Die Friedensbewegung muß daher gegen Feindbilder
und Militarismus ankämpfen, sie muß den Wohlklang des Wortes „Abrü¬
stung" übertönen mit kritischen Fragen nach ihrem faktischen Gehalt. Die
Lehren aus den beiden Weltkriegen sind noch nicht umgesetzt, aber Wette
resümiert: „Heute scheinen wir am Beginn jenes Zeitabschnittes zu stehen,
in dem das bisherige politische und militärische Denken als anachronistisch
erkannt und in der erforderlichen Weise revolutioniert wird" (S. 12).

Wettes Aufsatz verdeutlicht das Programm dieses Katalogs: es ist ein politi¬
sches Buch, das historische Ereignisse, Personen und Entwicklungen einbe¬
zieht und „identitätsstiftend" auswertet. Es ist keine wissenschaftlich abgesi¬
cherte historische Abhandlung — hierfür wären z. B. einleitend intensivere
terminologische Auseinandersetzungen mit Begriffen wie „Pazifismus" und
„Militarismus" nötig gewesen.
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Die Möglichkeit, sich nicht nur sachlich über die Bremer Friedensbewe¬
gung zu informieren, sondern sich auch in die Lebenslagen einzelner Frie¬
denskämpfer und einer Friedenskämpferin nachvollziehend hineinversetzen
zu können, qualifiziert das Buch. Vor allem Pastoren (Kalthoff, Felden, Ober¬
hof} und Lehrer (Gläbe, Günzel) werden porträtiert.

Elisabeth Hannover skizziert Albert Kalthoff als treibende Kraft bei der
Gründung der Bremer Ortsgruppe der Deutschen Friedensgesellschaft im
März 1903 und als Beispiel dafür, daß schon „das zivile Leben viel mehr Mut
von jedem einzelnen verlange" (S. 17). Kalthoff mußte zunächst seine Arbeit
als Prediger aufgeben, weil er sich in der offenen Vertretung seiner Meinung
nicht von seinen Kirchenoberen einschränken lassen wollte. Auch Emil Fel¬
den war wie Kalthoff Pastor der Bremer St .-Martini-Gemeinde, er geriet hier
allerdings zwischen alle gesellschaftlichen Gruppen. Das Bürgertum lehnte
ihn wegen seiner kritischen Vorstellungen zum Kapitalismus und seines aus¬
geprägten Sinns für soziale Gerechtigkeit ab, die Sozialdemokraten sahen in
ihm den bürgerlichen Verführer der Arbeiterschaft, der entgegen ihrer Auf¬
fassung deutlich machte, daß christliches Handeln und Sozialismus keine Ge¬
gensätze sein mußten. Felden ging trotzdem unbeirrt seinen Weg und geißel¬
te den Krieg als Schändung des Evangeliums. Sein entschiedenes Auftreten
gegen Antisemitismus führte nach der Machtübernahme der Nationalsoziali¬
sten zu seiner Pensionierung; selbst um seine Rehabilitierung nach 1945
mußte Felden kämpfen. In diesem von Helmut Donat verfaßten Lebensabriß
wird deutlich, wieviel Mut und Durchhaltevermögen Menschen aufbringen,
um für ihre Überzeugung zu kämpfen, auch wenn sie deshalb viele Anfein¬
dungen erleiden müssen. Dies gilt ebenso für Johannes Oberhof, der von
Reinhard Bockhofer beschrieben wird. Oberhof wandelt sich vom freiwilli¬
gen Kriegsteilnehmer zum entschiedenen Kriegsgegner, der für seine Über¬
zeugung, zur „Vermeidung des 3. Weltkrieges ... gerade als Christ und Theo¬
loge ... nicht nur mit den Kommunisten zusammenarbeiten zu dürfen, son¬
dern vielmehr dazu verpflichtet zu sein" (S. 178), seinen Arbeitsplatz verlor
und in zahlreiche Prozesse verwickelt wurde.

Der vom gleichen Autor vorgestellte Lehrer Paul Günzel war ebenfalls zu¬
nächst Kriegsteilnehmer im Ersten Weltkrieg und entwickelte sich erst nach
der NS-Zeit zum entschiedenen Pazifisten, der wie Oberhof zu Zeiten des
Kalten Krieges unter Kommunismusverdacht geriet und deshalb Verfolgun¬
gen ausgesetzt war.

Die Brüche in den Lebensentwicklungen der Porträtierten verdeutlichen:
Es sind nicht die „Helden", die „schon immer" gewußt haben, welches die
richtige Richtung in der politischen Auseinandersetzung war, die in diesem
Buch im Vordergrund stehen. Hier stehen Menschen mit Fehlern und wech¬
selvollen Erfahrungen im Zentrum, die erst im Laufe eines langen Entwick¬
lungsprozesses zu ihren pazifistischen Überzeugungen gekommen sind, die
sie dann um so entschiedener vertreten haben. Es sind die „außergewöhn¬
liche Redlichkeit und Bescheidenheit" und die „entschlossene Bereitschaft
zum Dienst an einer großen Aufgabe" (S. 103), die die Menschen zum Vorbild
werden lassen. Dies gilt besonders für Fr. Gläbe und G. W. Meyer, die beide
von H. Donat vorgestellt werden.

238



Die Widersprüchlichkeit der Meinungsbildung wird selbst beim „berühm¬
ten" H. Vogeler in dem von Antje Gerlach beschriebenen Lebensabschnitt
offensichtlich: Einerseits war Vogeler als privilegierter Kriegsteilnehmer
kriegsverlängernd aktiv, gleichzeitig wandelte er sich zum Kriegsgegner und
verfaßte schließlich seinen Brief an den Kaiser, der ihm die Einweisung in
eine psychiatrische Anstalt einbrachte. Nicht einmal die Lebenskurve Lud¬
wig Quiddes, der von Karl Holl und Rolf von Bockel ausführlich dargestellt
wird, ist ohne „scharfe Brüche" (S. 131), die dazu führen, ihn wie die anderen
als „begreifbaren" Menschen zu akzeptieren und damit noch überzeugender
zu machen.

Trotz gesellschaftlicher Ächtung die Kraft aufbringen, sich öffentlich für
die eigene Meinung einzusetzen — dafür sind alle dargestellten Persönlich¬
keiten ermutigende Beispiele. Daß die gesellschaftliche Isolierung auch Fol¬
gen für das Zusammenleben mit den jeweiligen Lebenspartnern haben kann,
wird allerdings nur andeutungsweise sichtbar; hier wären weitere persönli¬
che und biographische Hintergrundinformationen wünschenswert.

Die Organisationen der Friedensbewegung in Bremen werden übersicht¬
lich von E. Hannover dargestellt, die Aktivitäten der Deutschen Friedensge¬
sellschaft, der Internationalen Frauenliga für Frieden und Freiheit (Romina
Schmitter) und anderer pazifistischer oder pazifistisch gestimmter Organisa¬
tionen in mehreren Artikeln ausgeführt. Hervorzuheben sind auch die insge¬
samt 13 Artikel von R. Bockhofer, die sich auf die Nachkriegszeit und die
Fünfziger Jahre beziehen. Da werden die vergeblichen Bemühungen um ein
Verbot der Herstellung, der Einfuhr und des Vertriebes von Kriegsspielzeug
ebenso geschildert wie Petitionen Bremer Bürger, die in die bremische Lan¬
desverfassung Regelungen einbezogen haben wollten, die künftig Kriegsbe¬
teiligung unmöglich machen sollten: „Jeder Deutsche, ob Mann oder Frau,
verpflichtet sich, an keinem Krieg mehr teilzunehmen" (S. 156) war die wei¬
testgehende Forderung. Auch die vorübergehend erfolgreichen Bemühun¬
gen der Hafenarbeiter, den Umschlag von Kriegsmaterial zu boykottieren,
finden ihren Niederschlag ebenso wie die intensiven Auseinandersetzungen
um die Wiederbewaffnung der Bundesrepublik, die schon 1948 mit großer
Resonanz in der Bevölkerung geführt wurden und die in den verbotenen
Volksbefragungen 1951 und in der Ablehnung des Generalvertrages 1952
durch die Bremische Bürgerschaft ihre Höhepunkte fanden. Schließlich
mobilisierte die Entscheidung über die Ausrüstung der Bundeswehr mit
Atomwaffen die Bremer Bevölkerung und die Bürgerschaft, die 1958 eine
Volksbefragung über Atomwaffen beschloß. 80 000 Bremerinnen und Bre¬
mer zogen am 1. Mai unter dem Motto „Kampf dem Atomtod" durch die Stadt
(S. 217). Auch wenn diese Bewegung nach dem Verbot durch das Bundesver¬
fassungsgericht rasch zusammenfiel, zeigt es doch, wie die Bevölkerung in
entscheidenden Lebensfragen und in einem entsprechenden politischen Um¬
feld zu demonstrativen Massenäußerungen in der Lage ist.

Die ausbleibenden dauerhaften Erfolge der Friedensbewegung erweisen
sich im Überblick als dennoch notwendige Schritte zu ihrer Konsolidierung
und zu ihrem Machtzuwachs. Die Ergebnisse der Friedensbewegung sind zu
bewerten vor der Jahrtausende alten Tradition militaristischer Machtaus-
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Übung. Einhundert Jahre ihrer Entwicklung beweisen, daß die Hartnäckig¬
keit und Überzeugungskraft einzelner immer wieder notwendig waren und
sind, um Volksmassen aufzurütteln und politisch aktiv werden zu lassen.

Der vorliegende Sammelband zur Friedensbewegung in Bremen dokumen¬
tiert dieses Wissen und diese Erfahrungen und leistet damit ebenso einen
notwendigen Beitrag zur Erinnerungsarbeit und gegen das weitere Verdrän¬
gen dieses positiven Teils deutscher Geschichte im 20. Jahrhundert wie auch
die Ausstellung. Die hervorragende Illustration des Katalogs mit 352 z. T.
ganzseitigen Karikaturen, Plakaten, Fotos und Texten macht dieses Buch zu
einer Fundgrube für friedenspolitische Aktivitäten. Das ansprechende
Layout und die knappen Literatur- und Quellenangaben regen zum Lesen
und Weiterforschen an. Günther Rohdenburg

Wottrich, Henriette: Auguste Kirchhoff. Eine Biographie. Bremen: Donat
1990. 256 S. (Schriftenreihe Geschichte und Frieden. Bd. 1.)

Daß „der ewige Friede ein Traum und nicht einmal ein schöner" und daß „der
Krieg ein Element der göttlichen Weltordnung" sei, das war die Überzeugung
Helmuth von Moltkes. Wie der Schöpfer des „organisatorischen Pazifismus"
Alfred Hermann Fried in seinem „Handbuch der Friedensbewegung" haben
sich nicht wenige Theoretiker des Pazifismus genötigt gesehen, sich mit dem
als Versuch einer philosophisch-theologischen Rechtfertigung des Krieges
oft mißbrauchten Ausspruch des preußischen Strategen auseinanderzuset¬
zen. Die Ironie des Zufalls wollte es, daß die bedeutendste Pazifistin Bremens,
Auguste Kirchhoff (1867—1940), die längste Zeit ihres Lebens in der bremi¬
schen Graf-Moltke-Straße wohnte. Dem Leben dieser für ihre Zeit ungewöhn¬
lichen, couragierten Frau hat jetzt eine ihrer Enkelinnen eine biographische
Darstellung gewidmet.

Wesentliche Grundlagen dieser Biographie bilden neben Befragungen von
Mitlebenden zahlreiche im Familienbesitz erhalten gebliebene Korrespon¬
denzen Auguste Kirchhoffs mit ihren drei Töchtern, Tagebuchaufzeichnun¬
gen und eine Vielzahl weiterer persönlicher Zeugnisse, auch ihre journalisti¬
schen Arbeiten in mehreren Zeitschriften. Dagegen stand der umfangreiche
Briefwechsel mit bedeutenden Zeitgenossen aus der deutschen Friedensbe¬
wegung nicht mehr zur Verfügung, da er in der Zeit nach dem 30. Januar
1933 von Mitgliedern der Familie Kirchhoff aus Gründen ihrer Sicherheit
vernichtet wurde.

Schon dieser Umstand verweist auf die politische Gefährdung Auguste
Kirchhoffs, die sich nach dem Tod ihres Mannes (1929) auch nicht mehr
durch dessen einstige gesellschaftliche Stellung geschützt wissen konnte.
Doch was seit 1933 Anlaß zur Gefährdung darstellte, war bereits vorher
Grund für eine Fülle von Anfeindungen und Schwierigkeiten innerhalb der
Gesellschaft Bremens, der Auguste Kirchhoff zugleich durch die Heirat mit
einem hochgestellten Vertreter der bremischen Justiz, dem späteren langjäh¬
rigen Senator Heinrich Kirchhoff, eng verbunden war. Man hat sich ja vorzu¬
stellen, daß Auguste Kirchhoff als eine aus dem Rheinland stammende Ex-
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Katholikin in dem ihr ziemlich fremden hansestädtischen Milieu ihren Stand¬
ort erst suchen mußte und ihn wohl nicht ohne Mühe fand und zu behaupten
wußte.

Hierfür liefert die Darstellung Henriette Wottrichs jedenfalls reichlich Bei¬
spiele. Erst recht gehörten Mut, überzeugungstreue und Willensstärke dazu,
wenn Auguste Kirchhoff sich alsbald nach der Jahrhundertwende Betätigun¬
gen zuwandte, die in der bürgerlichen Gesellschaft Bremens unwilliges Stirn¬
runzeln auslösen mußten: erste Bemühungen Auguste Kirchhoffs und eini¬
ger weniger Gesinnungsgenossinnen um die Verbesserung der sozialen Lage
unverheirateter Mütter führten zur Gründung des bremischen „Vereins
Mütter- und Säuglingsheim". Rasch entwickelte Auguste Kirchhoff sich zur
engagierten Vertreterin der bürgerlichen Frauenbewegung, und konsequent
war ihr weiterer Weg zu deren radikalerem Flügel, zum „Verein für Frauen¬
stimmrecht" und zu dem von Helene Stöcker inspirierten „Bund für Mutter¬
schutz und Sexualreform". Mit dem Beginn des Ersten Weltkrieges fand ihre
frauenemanzipatorische Tätigkeit eine Ausweitung und natürliche Ergän¬
zung in ihrer pazifistischen Arbeit. Unbeirrt von massiven Angriffen inner¬
halb Bremens und im Reich, nahm sie zum Beispiel mit einer kleinen Gruppe
deutscher Pazifistinnen an dem internationalen Frauen-Friedenskongreß im
Haag im Frühjahr 1915 teil, und sie gehörte auch zu den Gründerinnen der
„Internationalen Frauenliga für Frieden und Freiheit" in Zürich 1919. Natür¬
lich setzte A. Kirchhoff solche Aktivitäten in der Weimarer Republik fort.

In Henriette Wottrichs Darstellung entsteht das Porträt einer ihre sozialen
und pazifistischen Ziele rastlos und selbstlos verfolgenden Frau, die auf Kon¬
gressen im In- und Ausland auftritt, Vorträge übernimmt, Versammlungen
leitet, zahlreiche Artikel veröffentlicht, als Schöffin wirkt und dennoch Zeit
findet für die Betätigung ihres musikalischen Talentes, auch für vielfältige
gesellschaftliche Verpflichtungen, die sich aus der beruflichen Stellung ihres
Mannes ergeben — einer Frau, die intensive Geselligkeit in ihrem gastlichen
Haus entfaltet und die sich dennoch mit großer Hingabe ihrer Familie, beson¬
ders der Erziehung ihrer fünf Kinder widmet.

Daß über ein derart tätiges Leben häufig Schatten fallen, in dem Konflikte
in der Familie das Bild äußerlicher Harmonie Lügen strafen, daß nicht selten
das Gefühl von Vereinsamung und von Bitterkeit gegenüber dem Mangel an
Verständnis im Kreis der Angehörigen aufkommt — dies macht die Biogra¬
phie Auguste Kirchhoffs noch ein Stück wahrhaftiger und menschlicher. Und
schließlich mußte — nach den erneuten Kampfjahren während der Weimarer
Republik — das Jahr 1933 auch für Auguste Kirchhoff so etwas wie eine per¬
sönliche Niederlage bedeuten.

Henriette Wottrich hat keine — von Familienrücksichten bestimmte — ge¬
schönte Biographie ihrer Großmutter vorgelegt, sondern macht uns mit dem
Leben einer Kämpferin bekannt, das gerade wegen mancher Widersprüche
anrührt und beeindruckt. Darstellerische Schwächen des Buches — so die
Neigung zu allzu ausgiebigem Zitieren aus Briefen — wird man der Autorin
deshalb nachsehen dürfen. Karl Holl
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Jansen, Hans G. und Renate Meyer-Braun: Bremen in der Nachkriegszeit
1945-1949. Politik, Wirtschaft, Gesellschaft. Bremen: Steintor 1990.
284 S.

Das vorliegende Buch, das die Nachkriegsentwicklung Bremens während der
Jahre 1945 bis 1949 behandelt, ist aus zwei Forschungsprojekten der Hoch¬
schule Bremen entstanden; aus dem Projekt „Politische und gesellschaftliche
Entwicklung Bremens 1945—1949" (Leitung: Renate Meyer-Braun) und dem
Arbeitsvorhaben „Industriepolitik in Bremen in der Nachkriegszeit" (Lei¬
tung: Hans G. Jansen). Aus den Ergebnissen beider Forschungsprojekte, die
zunächst nebeneinander bestanden, wurde ein Buch gemacht. Das ist gelun¬
gen, allerdings mit der Einschränkung, daß es als Folge der Ausgangslage be¬
stimmte Bereiche der bremischen Nachkriegsgeschichte nicht behandelt.
Dem Anspruch, einen bisher fehlenden Gesamtüberblick zu geben, wird das
Buch somit nur begrenzt gerecht. Gegliedert in vier Kapitel, behandelt es:
die Lage nach Kriegsende, Wiederbeginn des parteipolitischen Lebens, Wirt¬
schaftspolitische Ordnungsvorstellungen, Erste politische Weichenstellun¬
gen, Häfen und Schiffahrt: Bremen als amerikanischer Nachschubhafen, De¬
montagen: Die destruktive Variante der alliierten Wirtschaftspolitik, Die Dis¬
kussion um die bremische Landesverfassung, Die Entnazifizierung in Bre¬
men, Erste Ansätze zum Wiederaufbau in Industrie und Handwerk, im Bauge¬
werbe und in der Verkehrswirtschaft, Handel ohne Liberalität, Von der
Schattenwirtschaft zum „Wirtschaftswunder": Die veränderten Rahmenbe¬
dingungen 1948/49, Aspekte der bremischen Nachkriegsgesellschaft, Pro¬
blemfelder der bremischen Wirtschaft am Ende der vierziger Jahre sowie
Bremen und die Gründung der Bundesrepublik Deutschland.

Auffallend ist, daß der Wiederaufbau des Bildungswesens nicht behandelt
wird und auch nicht die Gestaltung des gesamten kulturellen Lebens in Bre¬
men. Da auch weite Bereiche des Lebensalltags, wie er sich in Vereinen, im
Sport, in der Freizeit, in den Gärten abspielte, ausgeblendet bleiben, verliert
das Buch an dem, was es u. a. will: Nachkriegsgeschichte auch aus der Sicht
der Betroffenen zu schildern und dementsprechend heute auch ein weiteres
Publikum als das akademische allein anzusprechen.

Doch dies soll das vorliegende Buch nicht abwerten. Wer sich künftig über
Bremens unmittelbare Nachkriegsgeschichte informieren will, findet in den
behandelten Bereichen in sehr gedrängter und äußerst faktenreicher Form
fachkundige und auch kritische Ein- und Überblicke, in die die bisherige re¬
gionale und auch überregionale Forschung eingearbeitet wurde. Die Intensi¬
tät der Bearbeitung der einzelnen Kapitel ist unterschiedlich, neben detail¬
lierteren Abhandlungen stehen auch solche von fast lexikalischer Kürze.

Bremens Nachkriegsgeschichte wird von den Autorinnen und Autoren aus
unterschiedlichen Blickwinkeln behandelt, mal aus der Sicht der politisch
Verantwortlichen und Handelnden, dann wieder aus derjenigen der Betroffe¬
nen, wobei sich interviewmäßige Rückblicke und unmittelbar erlebte und do¬
kumentierte Zeugnisse mischen. Ein reicher Anmerkungsapparat, Literatur¬
hinweise, ein statistischer Anhang und ein Personenregister ergänzen das
Buch.
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Die Kurzbiographien im Anhang geben Anlaß zur Frage, nach welchen Kri¬
terien hier eigentlich ausgewählt wurde. Was soll ein Mann wie Richard
Duckwitz, der für die Nachkriegsgeschichte keinerlei Rolle spielte, unter den
biographischen Abhandlungen. Warum werden Fritz Feilcke, Karl Löbe oder
Jules Eberhard Noltenius behandelt, wenn sie nicht einmal im Personenregi¬
ster und damit im Buch auftauchen. Warum fehlen Kurzbiographien über
Theodor Spitta und Gustav Wilhelm Harmssen oder Anna Stiegler, eine der
wenigen weiblichen Abgeordneten in der Bremischen Bürgerschaft.

Schade, solche kritischen Nachfragen schmälern etwas den Gesamtein¬
druck eines ansonsten wichtigen Buches über ein Kapitel der jüngsten bremi¬
schen Geschichte. Hartmut Müller

Bruss, Regina: Mit Zuckersack und Heißgetränk. Leben und überleben. Bre¬
men 1945-1949. Bremen: Hauschild 1989. 216 S.

Die hier anzuzeigende Veröffentlichung erschien zu einer gleichnamigen
Sonderausstellung des Focke-Museums, die im Winter 1989/90 über 75 000
Besucher zählte. Dieses Begleitbuch ist das gelungene Ergebnis des Versuchs,
die Verhältnisse der Nachkriegszeit nicht nur anhand der — meist von priva¬
ten Leihgebern stammenden — Exponate zu veranschaulichen, sondern auch
durch Erlebnisberichte von Zeitzeugen dauerhaft zu dokumentieren. Ein de¬
taillierter Fragebogen unter dem Titel „Vom Leben in den Jahren 1945—
1948/49", den das Archiv für Volkskunde des Museums zu diesem Zweck
ausarbeitete und seit dem Sommer 1988 versandte, hatte, wie nachher auch
die Ausstellung, eine unerwartet starke Resonanz: Ein Jahr später lagen die
Antworten von 400 Bremern aller Altersstufen mit größtenteils ausführli¬
chen, bis zu 25 Seiten langen Niederschriften vor. Hinzu kamen viele mündli¬
che Aussagen, die dem Fragenkatalog entsprechend protokolliert waren.

Diesem Tausende von Seiten umfassenden Erhebungsmaterial hat Regina
Bruss etwa 650 der aussagekräftigsten Zitate entnommen, nach Themenkrei¬
sen geordnet und mit erläuternden Zwischentexten versehen. In relativ kur¬
zer Zeit gestaltete sie unter zweifellos hohem Arbeitsaufwand eine gediege¬
ne, mit zahlreichen Abbildungen ausgestattete Bremensie, deren klare Dispo¬
sition und gute Lesbarkeit besondere Erwähnung verdienen. Schwerpunkte
der Darstellung, die von den letzten Kriegstagen bis zur Währungsreform
reicht, sind die Beziehungen der Bevölkerung zur Besatzungsmacht, die
Wohnverhältnisse, die Versorgung mit Heizmaterial, Lebensmitteln und Be¬
kleidung, das Leben in der Familie, das Freizeitverhalten und die kulturellen
Veranstaltungen. Es macht den Wert und den besonderen Reiz des Buches
aus, daß vielen Berichten ganz persönliche Erlebnisse zugrunde liegen, die
dem Leser das Verhalten der Menschen in jenen Hungerjahren aufzeigen
und verständlich machen.

Die Arbeit von Regina Bruss bietet viele Zeugnisse für das heute kaum
noch vorstellbare Elend, mit dem sich die Bremer nach dem Zweiten Welt¬
krieg konfrontiert sahen. Sie zeigt aber auch, wie ungebrochener Lebens-
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wille, improvisierende Findigkeit und gegenseitige Hilfsbereitschaft manche
Nöte und Entbehrungen zu mildern vermochten. Allerdings scheint es, daß
nicht wenige Schreiber diese positiven Aspekte im Rückblick verklärend
überbewerten und die Erinnerung an die allgemeine Misere eher verdrän¬
gen. Wie zu erwarten, bleiben das politische Geschehen und andere Berei¬
che, denen die damals um ihre bloße Existenz kämpfenden Menschen wenig
Bedeutung beimaßen, ausgespart. Bremen 1945—1949: Der Verfasserin ist es
gelungen, ein höchst eindrucksvolles Bild der allgemeinen Daseinsbedingun¬
gen und der privaten Lebensverhältnisse zu vermitteln, die die Nachkriegs¬
zeit in der Hansestadt charakterisierten. Wilhelm Lührs

Schmidt, Georg: Als Bremen amerikanisch war. Zwischen Krieg und Wirt¬
schaftswunder, Bilder von 1945—1950. Bremen: Doli 1989.

„Ein Bild sagt mehr als 1000 Worte" lautet die fettgedruckte Eingangszeile
von Georg Schmidts Buch über Bremens Nachkriegszeit. In dem Sinne ist den
233 Abbildungen hier gar nicht gerecht zu werden. Für den Historiker, soviel
sei vorweggenommen, ist die vorgelegte kommentierte Bildauswahl nicht vie¬
le Worte wert. Sie hat keinen dokumentarischen oder repräsentativen An¬
spruch. Wer etwa hofft, einen Blick in die bremische Wirklichkeit zwischen
1945 und 1950 zu tun, erhält ein völlig schiefes Bild. Der Autor hat alte Bild¬
reportagen für illustrierte Blätter mit bekannten Namen hervorgekramt, um
sie noch einmal zu vermarkten. Das ist das spürbare Anliegen.

über den Text mag man bei einem Bilderbuch hinwegsehen. Man sollte es
in diesem Fall. Nicht nachsehen kann man es einem Fotografen, wenn er
nicht deutlich macht, welche Fotos von ihm selber stammen und welche
nicht. Der „Fotonachweis" am Schluß nennt noch fünf andere Zulieferer von
Bildmaterial, darunter den Fotografen K. E. Schmidt mit 24 Bildern. Es wäre
möglich und nötig gewesen, diese fremden, übernommenen Bilder näher zu
bezeichnen.

Die Problematik der Bildauswahl sei mit wenigen Beispielen verdeutlicht:
Eine Doppelseite zur ersten freien Wahl des demokratischen Neubeginns in
Bremen 1946, vier Doppelseiten zum Eisgang auf der Weser 1947, nichts zur
Etablierung als Land der amerikanischen Besatzungszone, nichts zur Landes¬
verfassung und Volksabstimmung darüber im selben Jahr, dafür zwei Doppel¬
seiten über das zerstörte Helgoland, die in einem Bremen-Buch überflüssig
sind. Politische Themen werden nur indirekt aufgegriffen, vorzugsweise
Kurioses und Spektakuläres erscheint im Bild (Frauenbeine mit aufgemalten
Strumpfnähten, Hochseilartisten, ein Kindermörder) . . .

Sieht man den Band als Auswahlkatalog zu einer Fotosammlung, so sind das
Bekanntwerden einiger schöner und interessanter Motive und der erleichter¬
te Zugriff auf sie zu begrüßen, wobei leider die Benutzbarkeit durch das Feh¬
len von Bildnummern oder Seitenzahlen eingeschränkt wird.

Andreas Röpcke
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Richter, Walther: Die Organisation der ordentlichen Gerichte in der Enklave
Bremen 1945—1947. Hrsg. vom Senator für Justiz und Verfassung der
Freien Hansestadt Bremen. Mit einem Vorwort von Senator Volker
Kröning. Bremen: Steintor 1990. 96 S.

Die Zeit zwischen dem Ende des Dritten Reiches und der Gründung der Bun¬
desrepublik Deutschland rückt zunehmend in das Blickfeld der rechtshistori¬
schen Forschung. Auf der Hand liegt, daß dies eine wesentliche Epoche für
die Schaffung demokratischer Zustände im Rechtswesen war. Es ging den Mi¬
litärregierungen der Westzonen um den Aufbau einer neuen, demokratisch
gesinnten Justiz, die das Gegenbild zu dem sein sollte, was zwischen 1933
und 1945 in Deutschland und von deutschen Juristen unter „Justiz" verstan¬
den worden war. Walther Richters Buch gehört in diesen Kontext. Sein
Schwerpunkt liegt allerdings nicht bei den Fragen der Suspendierung und
Entnazifizierung des Gerichtspersonals, der Gewinnung neuer, unbelasteter
Richter und Staatsanwälte oder bei den legislatorischen Bemühungen um die
Rehabilitierung der Opfer der NS-Justiz und die Wiedergutmachung. Ihm
geht es um die Organisation der ordentlichen Gerichte in der Enklave Bre¬
men. Schon unter dem engeren Blickwinkel von Gerichtsorganisation und
Gerichtsverfassung verdient das Buch Aufmerksamkeit, denn diese Aspekte
spielen in der Rechtsgeschichtswissenschaft zumeist — leider — eine eher
untergeordnete Rolle. Das Buch bietet aber mehr, nämlich eine Beleuchtung
eines nicht unwichtigen Aspekts bremischer Geschichte vom Ende des Drit¬
ten Reiches bis zur Gründung des heutigen Landes Freie Hansestadt Bremen.
Wenn Richter sagt, die gerichtsorganisatorischen Vorgänge seien heute nur
noch von historischem Interesse, so muß ihm widersprochen werden: Sein
Buch zeigt auf, wie sich in der Vorgeschichte der Gründung des Landes Bre¬
men die unterschiedlichen Interessen der Briten und Amerikaner und die
Ziele und Bestrebungen Niedersachsens und Bremens in der Frage der terri¬
torialen Neuordnung verschränkt und im Bereich der Justizpolitik zu der Ge¬
richtsorganisation im Unterweserraum geführt haben, die bis heute Bestand
hat. Auf Bremen bezogen heißt dies: Bremen hat am Ende dieser Entwicklung
eine sein Territorium umfassende, voll ausgebaute ordentliche Gerichtsbar¬
keit, an deren Spitze das Hanseatische Oberlandesgericht in Bremen steht;
die alten Bindungen der bremischen ordentlichen Justiz an das Hanseatische
Oberlandesgericht in Hamburg sind gelöst. Das Land Freie Hansestadt Bre¬
men ist im Vollbesitz seiner Justizhoheit und unterstreicht damit — hier sei
aus dem Vorwort von Justizsenator Volker Kröning zitiert — seinen An¬
spruch voller staatlicher Selbständigkeit.

Walther Richter, der seit 1949 bremischer Richter war und von 1969 bis
1981 als Präsident des Hanseatischen Oberlandesgerichts in Bremen wirkte,
hat eine Darstellung vorgelegt, die nicht nur auf persönlichem Erleben ba¬
siert, sondern auf umfassende Aktenauswertungen gestützt ist. Besonders zu
verweisen ist auf die Herausgeberschaft des Senators für Justiz und Verfas¬
sung der Freien Hansestadt Bremen, der dieses Buch in seiner Schriftenreihe
aufgenommen hat, in der schon andere Beiträge zur bremischen Geschichte
und speziell der Justizgeschichte Bremens erschienen sind (vgl. etwa
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„Reichskristallnacht" in Bremen — Vorgeschichte, Hergang und gerichtliche
Bewältigung des Pogroms vom 9./10. November 1938", Bremen 1988). Zu
wünschen wäre, daß Richters Schilderung der gerichtsorganisatorischen Ent¬
wicklung bald auch eine gleichermaßen detaillierte rechtshistorische Dar¬
stellung vom Ende der NS-Justiz in Bremen und des Wiederbeginns der
Rechtspflege folgt, die ihren Schwerpunkt auf das Gerichtspersonal, dessen
Entnazifizierung, die Gewinnung unbelasteter Kräfte, die Rehabilitierung
der Opfer der NS-Justiz etc. legt und die einmündet in die Darstellung des
Teils der Verfassungsberatungen der Bremischen Bürgerschaft, der zu den
Artikeln der Landesverfassung über die an die Gebote der Menschlichkeit
und Sittlichkeit gebundene Rechtspflege in der Freien Hansestadt Bremen
geführt hat. Hans Wrobel

Ostersehlte, Christian: Die Deutsche Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchi¬
ger. Hamburg: Kabel 1990. 144 S. (Schriften d. Deutschen Schiffahrts¬
museums. Bd. 26.)

Die Deutsche Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger feierte 1990 ihr
125jähriges Jubiläum. Es ist ein Glücksfall, daß in diesem Jahr nicht nur eine
Jubiläumsschrift 1, sondern auch die erste wissenschaftliche Darstellung der
Geschichte der Gesellschaft erscheinen konnte. Sie beruht auf jahrelanger
Forschung, deren Ergebnis als Kieler Dissertation angenommen wurde.

Der Verf. hat sich durch sorgfältige Untersuchungen zur Schiffahrtsge¬
schichte, besonders zu den Schiffahrtsdiensten, nicht nur bei den Lesern die¬
ses Jahrbuchs bereits einen Namen gemacht. Da er außerdem 1984—1986
das Archiv der Gesellschaft geordnet und verzeichnet hat, war er für das
Thema prädestiniert.

Die Gründung sieht er vor dem Hintergrund der Humanisierungsbemühun-
gen der Aufklärung, wie sie sich bei der Abschaffung der Sklaverei und auch
bei der Gründung von Hilfsorganisationen wie des Internationalen Roten
Kreuzes manifestierten. Doch sollte man auch vorher nicht totale Gleichgül¬
tigkeit (S. 11) unterstellen, wie eine inzwischen erschienene Darstellung des
Seenotrettungswesens klarstellt 2 . Unmittelbares Vorbild der deutschen Ge¬
sellschaft war die 1824 gegründete britische Seenotrettungsorganisation.
Nach regionalen Ansätzen an den deutschen Küsten wurde 1865 die Deut¬
sche Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger in Bremen als privater Verein,
aber mit nationalem Anspruch gegründet. Der Öffentlichkeit wurde von ihr
von Anfang an eine bedeutende Rolle zugemessen, finanziert sich die Gesell¬
schaft doch bis heute fast ausschließlich aus Mitgliedsbeiträgen und Spen¬
den.

1 Bernd Anders, Andreas Lubkowitz, Hermann Wende: See-Not-Rettung. 125 Jahre
Deutsche Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger. Hamburg 1990. 160 S.

2 Johannes Lachs, Theodor Zollmann: Gegen Sturm und Brandung, Seenotrettungs¬
wesen an Nord- und Ostsee. Rostock 1989. 196 S.
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Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Bremen behalten, nur die Inspektion hat¬
te 1945—1949 ihren Sitz vorübergehend in Cuxhaven. In Vorstand und Gene¬
ralsekretariat engagierten sich Bremer Reeder und Politiker, in der Anfangs¬
zeit auch die Historiker Hermann Albert Schumacher und Wilhelm von Bip¬
pen als Generalsekretäre.

Die technische Entwicklung schildert der Verfasser sachkundig, aber rela¬
tiv knapp, da hierzu ebenso wie zu den oftmals spektakulären Einsätzen be¬
reits Literatur vorliegt. Die Leistung der Rettungsmänner wird besonders ge¬
würdigt, Herkunft und Beruf können allerdings nur in Einzelfällen ermittelt
werden, weil es an Quellen mangelt.

Die Quellenlage muß überhaupt als dürftig bezeichnet werden, da das Ar¬
chiv der Gesellschaft 1944 zum größten Teil verbrannte. So bilden heute die
Jahresberichte und andere gedruckte Veröffentlichungen der Gesellschaft
die Hauptquellen für ihre Geschichte. Sie werden ergänzt durch einige staat¬
liche Archivalien im Staatsarchiv Bremen und im Bundesarchiv Koblenz. Zu
den internationalen Beziehungen konnte der Verfasser auch Akten der nie¬
derländischen und schwedischen Rettungsorganisationen auswerten. Regio¬
nale Besonderheiten wären noch durch Unterlagen anderer Küstenarchive
zu ergänzen, doch gibt die Auswertung der gedruckten Unterlagen das Ge¬
rüst bis zum Zweiten Weltkrieg. Erst für die Zeit danach ist das Archiv der
Gesellschaft in Bremen ergiebig.

Mit der Frage nach der Einbindung der Gesellschaft in den jeweils zeitge¬
nössischen Rahmen berührt der Verfasser einen neuralgischen Punkt, denn
er kann zeigen, daß sie sich politischen Strömungen, insbesondere auch dem
Nationalsozialismus, nicht entzogen hat, auch wenn das in Selbstdarstellun¬
gen nachträglich anders lautete. Dies kann jedoch bei einem so stark auf Öf¬
fentlichkeit angewiesenen Verein nicht verwundern, zumal aufgrund der
Quellenlage nur die öffentlichen Bekundungen vorliegen. Der Verein war
vom Wohlwollen des Staates wie von der Öffentlichkeit, die spenden sollte,
abhängig. Mit dem parteilosen Hermann Helms (seit 1943 Vorsitzender) so¬
wie den Liberalen Friedrich Nebelthau und Hermann Apelt, die man „über¬
wintern" ließ, im Vorstand überstand der Verein die ideologische Offensive
relativ unbeschadet. Im Vordergrund stand die Aufgabe, nämlich die Lebens¬
rettung auf der küstennahen See, und der Verein hat bisher überzeugend
unter Beweis stellen können, daß er durch technische Mittel und Einsatz¬
bereitschaft seiner Aufgabe gerecht wird.

Die Frage, ob das Rettungswesen durch einen Verein oder eine staatliche
Organisation besser gewährleistet werden kann, stellt sich besonders im in¬
ternationalen Vergleich, da eine Reihe von Ländern im Westen und beson¬
ders im Osten die staatliche Lösung gewählt hat. Der Verf. trifft keine Ent¬
scheidung, doch schneidet der Verein im geschichtlichen Rückblick nicht
schlecht ab, nicht nur weil er den Staat kaum etwas kostete, sondern vor
allem weil er die aktive und passive Hilfsbereitschaft wachgehalten hat.

Allerdings konnte der Verein von Anfang an auf die Zusammenarbeit mit
staatlichen Stellen nicht verzichten. Der Verf. zeigt in einer sachkundigen
Darstellung des gesamten deutschen Seenotrettungswesens, daß die Gesell¬
schaft in stärkerem Maße auf Fremdhilfe angewiesen war und ist, als es in der
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Öffentlichkeit erscheint. Feuerschiffe, Tonnenleger, Lotsendampfer, Marine¬
fahrzeuge und private Schlepper haben die Rettungsfahrzeuge der Gesell¬
schaft in starkem Maße unterstützt. Ein Teil der Rettungsstationen war
anfangs noch lange staatlich, bevor der Verein sie übernahm. Heute sind vor
allem die Hubschrauber der Marine Helfer bei der Seenotrettung. In Grenz¬
gebieten, besonders an der Emsmündung, ist die internationale Zusammen¬
arbeit bei den Einsätzen wesentlich.

Die internationalen Beziehungen sind durch Erfahrungsaustausch, techni¬
sche Unterstützung, Abkommen, internationale Ausstellungen und seit 1924
durch die International Life-Boat Conferences gekennzeichnet. So wie die
deutsche Gesellschaft viel von ihrer älteren britischen Schwester übernom¬
men hatte, gab sie ihrerseits vor 1914 Erfahrungen und Technik weiter, ins¬
besondere an Rußland und Spanien. Von den Rückschlägen durch die beiden
Weltkriege erholten sich die internationalen Beziehungen der Gesellschaft
erst in den 50er Jahren.

Die historische Analyse beendet der Verfasser um 1950, als die Aufbaupha¬
se nach dem Krieg abgeschlossen war. Die danach einsetzende Entwicklung,
besonders im technischen Bereich, hält noch an. Der Verf. sieht die Zeit zu
einer eingehenden Betrachtung noch nicht für gekommen, doch gibt er ei¬
nen Abriß der Entwicklung bis in die Gegenwart. Ein statistischer Anhang,
der zumeist mit dem Zweiten Weltkrieg endet, schließt sich an.

Trotz unverkennbarer Sympathie für seinen Forschungsgegenstand wahrt
der Verfasser kritische Distanz, analysiert unvoreingenommen und benennt
Stärken und Schwächen. So ist ein sehr informatives Buch entstanden, das
seine gute Ausstattung in der renommierten Reihe des Deutschen Schiff¬
fahrtsmuseums verdient.

Zwei Einwände, die die Redaktion betreffen, seien am Rande erwähnt. Die
systematische Stoffgliederung machte viele Querverweise nötig, die manch¬
mal mühsam nachzuvollziehen sind, da sie nicht auf Seiten, sondern auf die
z. T. recht umfangreichen Abschnitte verweisen. Es fehlt ein Register. Mit
z. T. farbigen Illustrationen auf 40 Tafeln ist der Band großzügig ausgestattet,
nur fehlt eine Verklammerung mit dem Text, ein Teil der Abbildungen ist
nicht datiert.

Die Arbeit ist keine offizielle Schrift der Deutschen Gesellschaft zur Ret¬
tung Schiffbrüchiger, doch hat diese sie dankenswerterweise gefördert. Der
Verfasser hat damit die Kenntnis des Rettungswesens erweitert und die Schiff¬
fahrtsgeschichte als historische Disziplin um einen wesentlichen Beitrag
bereichert. Adolf E. Hofmeister
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Gerdes, Johann, Heiner Heseler, Martin Osterland, Bernhard Roth und Ga¬
briele Werner: Betriebsstillegung und Arbeitsmarkt. Die Folgewirkun¬
gen der Schließung der AG „Weser" in Bremen. Bremen: Temmen
1990. 255 S.

Auch nach acht Jahren sind die Erinnerungen vieler Bremer an die dramati¬
schen Vorgänge 1983 um die Schließung eines Symbols der bremischen Indu¬
strie: der 140 Jahre lang bestehenden Großwerft AG „Weser", noch nicht ver¬
blaßt. Die kaum für möglich gehaltene totale Schließung dieses Traditionsbe¬
triebs innerhalb nur weniger Wochen galt als Menetekel für die Deindustria-
lisierung der gesamten Unterweserregion. Die Entlassung der mittlerweile
auf 2100 Beschäftigte halbierten Stammbelegschaft zum 31. Dezember 1983
erschien für viele ein Beleg dafür zu sein, daß in Bremen mit beschleunigtem
Tempo die Lichter ausgehen. Die Befürchtung, daß die Mehrzahl der entlas¬
senen Werftbeschäftigten vor einer Phase langanhaltender Arbeitslosigkeit
stünde, veranlaßte ein von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförder¬
tes Forschungsprojekt der Zentralen Wissenschaftlichen Einrichtung „Ar¬
beit und Betrieb" der Universität Bremen, dem Schicksal der Werftbeleg¬
schaft als Fallbeispiel für die Bewältigung von Großbetriebsschließungen in
Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit nachzugehen. Der hier vorgelegte Ab¬
schlußbericht fußt z. T. auf bereits veröffentlichten Studien derselben Auto¬
ren zur bremischen Schiffbauindustrie bzw. auf Teilergebnissen des obigen
Forschungsvorhabens. Das ausführlich dargestellte Untersuchungsverfahren
der Erhebung stichtagsbezogener Verbleibsdaten der entlassenen Beschäf¬
tigten (1 Jahr, 1 xh Jahre und 2 xh Jahre nach Werftschließung) gibt auch
Aufschluß über die Qualität der „neuen" Arbeits- und Lebensbedingungen
der Wiederbeschäftigten und wird ergänzt durch eine Analyse der ökonomi¬
schen Auswirkungen der Werftschließung in der Unterweserregion und ei¬
nen Vergleich mit anderen Großbetriebsstillegungen im nationalen und in¬
ternationalen Maßstab. Somit handelt es sich bei der vorliegenden Studie
nicht um eine „Bremensie" im eigentlichen Sinne, sondern um einen sozial¬
wissenschaftlichen Forschungsbericht, der anhand des Endes der AG
„Weser" die zentrale Hypothese bestätigt, daß nämlich Entlassene aus Groß¬
betriebsstillegungen „besondere Arbeitslose" darstellen, die auch eine spe¬
zielle Behandlung auf dem Arbeitsmarkt erfahren.

Nach einer kurzen Skizzierung der Krise der AG „Weser", die nach Mei¬
nung der Autoren als Schiffbauunternehmen in Bremen nicht zu retten gewe¬
sen wäre, folgt eine ausführliche Darstellung der Schließungsfolgen für die
Beschäftigten. Ausgehend von dem Ergebnis der Verbleibsuntersuchungen,
nach denen 60 — 70 % der ehemaligen Werftbeschäftigten spätestens 1 V2
Jahre nach der Betriebsstillegung einen neuen Arbeitsplatz gefunden haben,
wird den unterschiedlichen Erwerbsverläufen der vormals auf der „Ak-
schen" Beschäftigten nachgegangen. Während das Gros zu den Gewinnern
oder Davongekommenen des Zusammenbruchs zu zählen ist, gehören vor al¬
lem ältere und ausländische Arbeiter sowie weibliche Angestellte zu den
Verlierern. Insgesamt läßt sich am Beispiel der AG „Weser" zeigen, daß der
Grad der Wiederbeschäftigung der Werftbelegschaft sich unabhängig von
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der Höhe der Arbeitslosigkeit und der Beschäftigungsentwicklung in der Re¬
gion gestaltet. Sowohl das Negativszenario eines gemeinsamen Schicksals
der gesamten Belegschaft als auch die These vom blockierten bremischen
Arbeitsmarkt erwiesen sich als rein spekulativ. Nicht zuletzt infolge des ge¬
wachsenen Zusammengehörigkeitsgefühls der Belegschaft und des engen
Netzes gegenseitiger Hilfe überwand ein Großteil der vormaligen Werftar¬
beitnehmer recht schnell den Zusammenbruch „ihres" Betriebes. Der natio¬
nale und der internationale Vergleich machten aber auch deutlich, daß die
Arbeitsmarktfolgen dieser Großbetriebsstillegung in Bremen nur bedingt
verallgemeinerbar sind. 37 Tabellen und 15 Schaubilder sorgen für eine grö¬
ßere Veranschaulichung der Untersuchung. Hartmut Roder

Gerdes, Johann und Heiner Heseler: Rickmers — das Ende einer Traditions¬
werft. Bremen: Temmen 1990. 60 S.

J. Gerdes und H. Heseler haben — unter Mitarbeit von Rainer Dombois und
den beiden letzten Betriebsratsvorsitzenden der Werft, Wilfried Barkhorn
und Wilhelm Portig — eine Publikation mit dem Titel „Rickmers — das Ende
einer Traditionswerft" vorgelegt. Die Publikation ist keine historische Unter¬
suchung, sondern eine sozialwissenschaftlich orientierte. Sie konzentriert
sich auf das Ende der Rickmers-Werft in Bremerhaven, genauer, auf die Aus¬
wirkungen ihrer Schließung auf die Belegschaft des Betriebes.

Die Verf. skizzieren einleitend die Gründung Bremerhavens und die Ent¬
wicklung des Schiffbaus in dieser Stadt (S. 7—11), deuten die historische Ent¬
wicklung der Rickmers-Werft an (S. 11—13), um sich dann intensiver mit den
letzten 30 Jahren ihrer Existenz auseinanderzusetzen (S. 13—23) und die drei
unterschiedlichen Phasen der Beschäftigungspolitik dieses Unternehmens
herauszuarbeiten. In den 50er Jahren betrieb die Rickmers-Werft eine Poli¬
tik des „Heuerns und Feuerns", je nach den Schwankungen der Auftragslage,
in den 60er Jahren eine Politik der Stabilisierung, bei der die Unternehmens¬
leitung angesichts eines für die Arbeitnehmer günstigen Arbeitsmarktes mit
Entlassungen vorsichtiger verfuhr; seit Mitte der 70er Jahre praktizierte sie
eine Politik der Flexibilisierung, bei der die Zahl der Stammbelegschaft auf
niedrigem Niveau stabil gehalten wurde und durch Kurzarbeit, die Beschäfti¬
gung von Leiharbeitern und auch durch befristete Einstellungen die anfallen¬
den Arbeitsspitzen aufgefangen wurden.

Die Geschäftspolitik in der Endphase der Rickmers-Werft wird kurz ange¬
deutet, ebenso die „Nischenproduktion" mit dem zwölfmal gebauten Mehr¬
zweckfrachter RW39, einem Containerschiff, sowie das Konzept einer klei¬
nen Fusionslösung mit der Schichau Unterweser AG (SUAG) und einer größe¬
ren mit Einschluß auch von Seebeck. Auch die Veränderungen der Werften¬
landschaft im Lande Bremen nach der Schließung der AG „Weser" (Ende
1983) mit dem Aufbau des Werftenverbundes durch die Bremer Landesregie¬
rung werden nur angerissen, ebenso wie die Finanzierung der sog. Abschrei¬
bungsschiffe und die negativen Auswirkungen des Steuerbereinigungsgeset¬
zes von 1985 auf die Attraktivität dieses Finanzierungsmodells. Wecken
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diese Aspekte bei manchem Leser einen größeren Appetit auf weitere Infor¬
mationen und die Aufdeckung von Zusammenhängen, so wird dieser jedoch
nicht gesättigt. Vielleicht lassen die Autoren diese wichtigen Aspekte wegen
ihrer Identifikation mit der Arbeitnehmerposition weitgehend links (oder
rechts?) liegen.

Die aktuelle Wirtschaftslage und Arbeitsmarktsituation in Bremerhaven
mit ihrer monostrukturierten, maritim ausgerichteten Wirtschaft, in der
die Hafenwirtschaft, der Dienstleistungsbereich und im verarbeitenden
Gewerbe der Schiffbau dominieren, werden im 3. Kapitel analysiert: Bremer¬
haven ist eine typische Problemregion mit einer von Krisenbranchen be¬
stimmten Wirtschaftsstruktur.

Im Zentrum der Arbeit steht das Schicksal der Belegschaftsmitglieder nach
ihrer Entlassung. Diese Untersuchung basiert auf einer im Juli 1989 durchge¬
führten Befragung. Der eigentliche Untersuchungszeitraum beginnt also erst
nach der Schließung der Werft 1986 und umfaßt die Spanne von diesem Zeit¬
punkt bis zur drei Jahre später durchgeführten Befragung.

Durch die Werftschließung verloren 850 Beschäftigte ihren Arbeitsplatz
und ca. 100 Azubis ihre Lehrstelle. Zwei Drittel der Belegschaftsmitglieder
sind inzwischen wieder beschäftigt, jedes 6. aber ist arbeitslos und jedes wei¬
tere 6. aus dem Arbeitsmarkt ausgeschieden, zumeist durch den Eintritt in
den vorzeitigen Ruhestand. Die Untersuchung ergab ein erhöhtes Arbeits¬
marktrisiko für über 50jährige Arbeitnehmer und bei Angelernten. Von den
wieder in den Arbeitsprozeß Eingegliederten arbeiten 41 % erneut im Schiff¬
bau — angesichts der kaum Alternativen anbietenden Wirtschaftsstruktur
Bremerhavens wenig verwunderlich. Jeweils knapp ein Viertel der ehemali¬
gen Belegschaftsmitglieder haben sich inzwischen finanziell verbessert, sie
lassen sich als „Gewinner" bezeichnen, oder hatten das gleiche Einkommen,
sind also „Davongekommene". 55 % der ehemaligen Belegschaft gelang der
Einstieg in andere Betriebe jedoch nur über Einkommensverluste und evtl.
auch schlechtere Arbeitsbedingungen, sie sind die eigentlichen „Verlierer".
Gerdes und Heseler werten das Befragungsmaterial auch im Hinblick auf die
typischen Berufsverläufe aus und differenzieren dabei zwischen
„kontinuierlich-stabilen" (30 %), „diskontinuierlichen" (44 %) und „instabi¬
len" Berufsverläufen (26 %). Das Fazit ihrer Untersuchung lautet, daß „so¬
wohl die Schließung selbst als auch die nachfolgenden Arbeitsmarktprozesse
ziemlich undramatisch verliefen" (S. 51). Die Belegschaftsmitglieder der
Rickmers-Werft als Angehörige einer qualifizierten Stammbelegschaft besa¬
ßen einen „Bonus", der ihnen — im Vergleich zu anderen Arbeitslosen — ihre
Wiedereingliederung in den Arbeitsprozeß erleichterte.

Die Publikation bringt im Anhang (S. 54—58) Material zur Befragung und
beschränkt sich auf spärliche Literaturhinweise. Bedauerlich ist das recht
sorglose Belegverhalten, das dem interessierten Leser kaum ermöglicht, be¬
stimmte Aspekte, wie z. B. Fusionspläne, Produktpalette, das Verhältnis des
Unternehmens zu seiner (welcher eigentlich?) Hausbank usw., anhand der
benutzten Quellen weiter zu verfolgen. Viele der der Publikation beigefüg¬
ten (insgesamt 19) Fotos wirken aufgesetzt, da sie fast ausschließlich aus dem
„Traditions"-Bereich stammen, so z. B. die 1895 erbaute Viermastbark „Al-
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bert Rickmers" oder der Geestemünder Handelshafen (im Jahre 1888!) mit
fünf Rickmers-Seglern. Aussagekräftig und sinnvoller Bestandteil der Publi¬
kation sind dagegen die insgesamt 11 (z. T. vergleichenden) Diagramme, z. B.
über Branchenstrukturen, Verbleib der Rickmers-Belegschaft, Arbeitslosen¬
quoten nach Alters- und Berufsgruppen, Einkommensbedingungen von „Ge¬
winnern", „Davongekommenen" und „Verlierern" nach der Schließung der
Werft.

übrigens: Warum „Traditionswerft"? Ist damit die 152jährige Geschichte
dieser 1834 (S. 12) oder 1839 (S. 10) gegründeten und 1986 geschlossenen
Bremerhavener Werft gemeint? Oder resultiert aus der längeren Existenz
eines Unternehmens automatisch eine Tradition, und wenn ja, welche? Was
macht dann die spezifische Tradition der Rickmers-Werft aus? Eine Erläute¬
rung der Verwendung dieses problematischen Begriffes bleiben die Autoren
dem Leser schuldig.

Summa summarum: Eine Geschichte über die 152jährige Entwicklung der
Rickmers-Werft, meinetwegen auch der der Traditionswerft Rickmers, muß
noch geschrieben werden! Peter Kuckuk

Kludas, Arnold: Die Geschichte der deutschen Passagierschiffahrt. Band IV:
Vernichtung und Wiedergeburt. 1914 bis 1939. 244 S. Band V: Eine
Ära geht zu Ende. 1930 bis 1990. 243 S. Hamburg: Kabel 1989 u. 1990.
(Schriften des Deutschen Schiffahrtsmuseums. Bde. 21—22.)

Die ersten drei Bände dieser wohl bedeutendsten Arbeit von Arnold Kludas
sind bereits rezensiert worden 1. Band IV und V bilden den Abschluß des
deutschen Standardwerkes über Passagierschiffahrt. Es ist nicht übertrieben
zu sagen, daß damit die maritime Historiographie hierzulande endlich auch
auf diesem Gebiet Anschluß an das Niveau der einschlägigen Forschung im
Ausland gefunden hat.

Der Bogen der Darstellung der beiden Bände erstreckt sich von 1914 bis
heute und damit wohl über den bewegendsten Abschnitt der deutschen Fahr¬
gastschiffahrt: Die Blütezeit vor Ausbruch des Ersten Weltkrieges und der
Neuanfang nach 1918 bis zu den legendären Luxuslinern „Bremen" und „Eu¬
ropa" des Norddeutschen Lloyd (1929—1930) sind das Thema des vierten, die
Auswirkungen der NS-Zeit, der Zweite Weltkrieg und die bescheideneren
Neuansätze nach 1950 bilden den Schwerpunkt des letzten Bandes, wobei in
akribischer Vollständigkeit sämtliche Reedereien und Dienste — unabhängig
von ihrer Bedeutung — behandelt werden. Heutzutage ist die deutsche über¬
seeische Passagierschiffahrt auf ein Minimum geschrumpft, ungeachtet des
starken Baubooms in der Kreuzfahrtschiffahrt, der aber nur anderen Flaggen
zugute kommt, über die diesbezüglichen Schlußfolgerungen des Verf. (Band
V, S. 10) kann man unterschiedlicher Ansicht sein. Inzwischen fahren nur
noch drei Cruise Liner unter den deutschen Farben: die stets gut ausgebuchte
„Europa" von Hapag-Lloyd als das Flaggschiff sowie die „Arkona" aus Ro-

1 Brem. Jb., Bd. 69, 1990, S. 344-345.
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stock und das dem deutschen Fernsehpublikum hinreichend bekannte
„Traumschiff" „Berlin" aus Neustadt i. H.

Der breit angelegten Zielsetzung entspricht es, daß Kludas sich nicht ein¬
seitig von den Schiffen und ihrer Technik faszinieren läßt, sondern auch, wie
bereits in den ersten drei Bänden, die sehr wichtigen Verbindungen zur allge¬
meinen Geschichte herausarbeitet. Bei der Auswahl der zitierten allgemein¬
historischen Literatur ist jedoch ein Mißgriff passiert. In den Anmerkungen
tauchen zwei „zeitgeschichtliche" Bücher des rechtsextremen 2 Druffel-
Verlags aus Leoni am Starnberger See auf 3 . Angesichts der Hülle und Fülle
an seriöser Literatur hätte man auf Schriften so zwielichtiger Herkunft ge¬
trost verzichten können.

Die verunglückte Auswahl an zeitgeschichtlicher Literatur in Einzelfällen
trübt aber nicht, im ganzen gesehen, den Lesegenuß. Wie auch schon bei den
drei ersten Bänden, geht der Verf. auf geradezu erfrischende Weise enga¬
giert, kritikfreudig und lebendig in seiner Darstellung vor, auch wenn eine
leichte emotionale Bevorzugung der Hapag aus Hamburg gegenüber dem
Norddeutschen Lloyd aus Bremen nicht zu verkennen ist. Da aber neben der
Qualität der Darstellung und dem Reichtum an Daten sowie aufgezeigten
Darstellungen auch die ausgezeichnete Ausstattung und Bebilderung weiter¬
geführt worden sind, kann das positive Urteil über die ersten Bände auf die
beiden letzten bedenkenlos übertragen werden. Christian Ostersehlte

Jerchow, Friedrich: 100 Jahre Unterweser Reederei. Bremen: Unterweser
Reederei 1990. 96 S.

Schnake, Reinhard H.: Geschichte der Schleppschiffahrt. Bd. 1: 100 Jahre
Unterweser Reederei. Herford: Koehler 1990. 120 S.

Am 19. August 1990 feierte die Unterweser Reederei GmbH (URAG) ihr hun¬
dertjähriges Jubiläum mit der Indienststellung des Voith-Schneider-
Schleppers „Blumenthal", des sechsten Schiffes eines neuen Typs, der seit
1982 gebaut wird und mit einer Besatzungszahl von lediglich drei Mann aus¬
kommt. Die URAG-Schlepper mit ihrer rot-blauen Kontorflagge prägen bis
heute das Hafenbild in Bremen, Bremerhaven und auch in Wilhelmshaven
entscheidend mit. Die Geschichte dieser neben Hapag-Lloyd auf der Unter¬
weser führenden Schlepperreederei ist bereits 1965, anläßlich des
75jährigen Jubiläums, von zwei damaligen Mitarbeitern jener Firma (Botho
Koschwitz und Eckart Oestmann) recht ausführlich und für eine hauseigene
Festschrift bemerkenswert kritisch untersucht worden. Auch heute noch be-

2 Verfassungsschutzbericht1982, Bonn 1983, S. 147.
3 Bd. V, S. 34, Anm. 50: Francis R. Nicosia, Hitler und der Zionismus, Leoni 1984;

S. 125, Anm. 150: Max Klüver, Vom Klassenkampf zur Volksgemeinschaft, Leoni
1988.
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sitzt diese Arbeit als grundlegende Monographie über die URAG ihre
Bedeutung

Darauf aufbauend, hat zum hundertsten Jubiläum der im Frühsommer
1990 plötzlich und zu früh verstorbene, renommierte Wirtschaftshistoriker
Friedrich Jerchow 2 eine aktualisierte Festschrift im Auftrag der Reederei er¬
arbeitet. Wiederum wird die Entwicklung der URAG von der 1890 gegründe¬
ten Schleppschiffahrtsgesellschaft Unterweser (SGUW, erst 1923 erhielt die
Reederei ihren heutigen Namen) bis zum jetzigen Stand nachgezeichnet. Da¬
zu heißt es im Vorwort: „Der Verfasser hielt es daher nicht für sinnvoll, den
bereits 1965 eingehend behandelten Zeitraum in gleicher Ausführlichkeit
darzustellen wie die seinerzeitigen Autoren. Er hielt es vielmehr für ange¬
bracht, für diese Jahre lediglich jene Ereignisse in gebotener Kürze darzu¬
stellen, die augenscheinlich wesentlichen Einfluß auf die Firmenentwick¬
lung hatten. Daß hierbei manches gewiß interessante Detail weggelassen
werden mußte, war nicht nur angesichts eines nicht unbegrenzten Umfanges
unvermeidlich, sondern auch zur Vermeidung von Wiederholungen. Der
interessierte Leser wird insofern auf das Werk der zuvor genannten Autoren
verwiesen. Hingegen sind die Jahre seit 1965, also die jüngste Geschichte der
URAG, entsprechend ausführlich wiedergegeben" (S. 5). Der Verf. ist den¬
noch — trotz dieser notwendigen Schwerpunktbildung — zu einer sehr aus¬
gewogenen Darstellung gelangt. Außerdem konnte er die umfangreichen
Recherchen von Koschwitz und Oestmann durch eigene Erkenntnisse ergän¬
zen, so z. B. bei dem Abschnitt über den Nationalsozialismus (S. 29—32). Die
vorliegende, solide Festschrift ohne penetrant-vordergründigen PR-Charak-
ter ist Ausdruck eines echten Interesses der URAG an ihrer eigenen Ge¬
schichte, das sich positiv von der Gleichgültigkeit vieler anderer Firmen ab¬
hebt.

Die ebenfalls zum URAG-Jubiläum erschienene Arbeit von Reinhard H.
Schnake besitzt einen anderen Schwerpunkt. Der Verf., von Beruf Schlepper¬
kapitän, gehört dem Kreis der „shiplover" an und geht auf die eigentliche Ge¬
schichte der URAG vergleichsweise kurz ein (S. 9—32). Bei diesem Buch geht
es vielmehr um die technischen Daten und Lebensläufe der URAG-Schlepper
in Vergangenheit und Gegenwart, die endlich einmal in aller Ausführlichkeit
dargestellt werden. Aus wissenschaftlicher Sicht können derartige Auflistun¬
gen nicht pauschal als bloße Banalitätensammlung abgetan werden, denn
viele Jahrhunderte Kulturgeschichte haben dem Schiff (im Gegensatz zu an¬
deren Transportmitteln) als Objekt einen ähnlichen Individualcharakter zu¬
wachsen lassen, wie ihn Bau- und Kunstwerke besitzen.

Angesichts des reichhaltigen, von Schnake zusammengetragenen Bild- und
Datenmaterials wiegen wenige sachliche Fehler nicht allzu schwer: So wäre,
neben einigen vermeidbaren Unkorrektheiten bei Namensbezeichnungen,
anzumerken, daß die 1890 von der SGUW übernommene Schlepp-

1 Botho Koschwitz, Eckart Oestmann, Fünfundsiebzig Jahre Unterweser Reederei,
Bremen 1965.

2 Hinweise auf weitere Arbeiten Jerchows finden sich im Brem. Jb. 1984, Bd. 62,
S. 195-197, 201; 1985, Bd. 63, S. 222-223.
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Schiffahrt von Hermann Westphal keineswegs der größte Schleppbetrieb auf
der Unterweser (S. 9) war. 3 Die UdSSR existierte 1914 noch nicht (S. 54).

Bis auf wenige ältere Einheiten sind sämtliche URAG-Schlepper und
Offshore-Versorger abgebildet, einige sogar im Generalplan. Eine gute und
nützliche Idee des Verf. ist eine Karte der Unterweser und Wesermündung im
Buchdeckel, auf der sämtliche Ortsnamen und Positionen verzeichnet sind,
die bei der Namensgebung der Schlepperflotte bis heute Pate gestanden ha¬
ben. Die Frachterflotte der URAG (1915—1973) wurde aus einleuchtenden
Gründen nicht berücksichtigt.

Zum Schluß aber noch ein grundsätzlicher Einwand: Der Titel „Geschichte
der Schleppschiffahrt" (in dieser Reihe plant der Verf. noch weitere Chroni¬
ken über die Flotten anderer Schlepperreedereien) ist in Anbetracht der
Themenstellung des Buches entschieden zu hoch gegriffen. Die Verdienste
ihrer Arbeiten werden nicht gemindert, wenn man feststellt, daß die „ship-
lover" eher in die Breite als in die Tiefe gehen. Die Schleppschiffahrt ist ein
lohnendes Thema auch für die maritime Historiographie. Aber unter wissen¬
schaftlichen Gesichtspunkten darf es nicht so sehr um Daten einzelner Schif¬
fe als Selbstzweck gehen, sondern entscheidend sind die Beschreibung und
die Analyse des gesamten Organismus eines Schleppschiffahrtsunterneh¬
mens, so wie sie z. B. von Jerchow durchgeführt worden sind. 4

Christian Ostersehlte

Hinz, Ottmar: Grolland — ein Dorf vom Reißbrett. Entstehung und Alltag der
Bremer Vorstadtsiedlung an der Ochtum. Hrsg. von der Aktion Kultur
und Freizeit Huchting und Grolland e. V. Bremen: Steintor 1990. 93 S.

Das Anliegen des Autors ist es, die Entstehung und den Ausbau der Siedlung
Grolland von den 1930er bis in die 1960er Jahre gemeinverständlich darzu¬
stellen, wobei zahlreiche Illustrationen für Anschaulichkeit sorgen. Aus der
Zeit der Weimarer Republik stammte die Idee, Erwerbslosen und Einkom¬
menschwachen durch landwirtschaftlichen Nebenerwerb den Unterhalt zu
erleichtern. In der NS-Zeit ging es darum, Arbeitern vor allem von Rüstungs¬
betrieben, wie z. B. Focke-Wulf, Wohnungen in Fabriknähe zu schaffen.
Trotzdem sollten auch die Blut- und Boden-Sprüche einen Ausdruck finden
in einer Siedlung, „die an die alten niedersächsischen Bauerngehöfte erin¬
nert, die geborgen unter den alten Eichen daliegen". Im Hintergrund waren
auch immer noch die Gartenstadtideen aus der Zeit vor dem Ersten Welt¬
krieg wirksam. Der Ansatz des Verfassers, die verschiedenen Strömungen in
einen größeren Zusammenhang einzuordnen und sich dabei jeder billigen
Aburteilung zu enthalten, trägt zum Verständnis dafür bei, wie die Finanzie¬
rung der Häuser erfolgte oder wie das Alltagsleben in dem Neubaugebiet vor

3 S. den Aufsatz des Rezensenten in diesem Jb. S. 117—129.
4 Ein weiteres Beispiel für eine umfassende und profunde Untersuchung über eine

Schlepperrederei s. Maria Möring, 175 Jahre Petersen & Alpers. Die Geschichte
eines hamburgischen Unternehmens der Seehafenwirtschaft, Hamburg 1968.
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50 Jahren aussah. Arbeiter mit mehreren Kindern wurden bei der Vergabe
von Siedlungshäusern bevorzugt; als aber die Bomben fielen, war kein Beton¬
bunker zum Schutz der kinderreichen Familien da, die in der Nachbarschaft
von Flugplatz, Flakstellungen und Flugzeugfabrik lebten.

Wer als Ortsfremder nach der Lektüre des Buches durch Grolland geht,
wird vieles Unbekannte entdecken oder Bekanntes mit anderen Augen se¬
hen. Welcher Außenstehende weiß heute schon, daß das Zentrum Grollands
zwischen den Straßen An der Wurth / Am Vorfeld und dem nördlichen Teil
der Brakkämpe 15 Jahre lang unbebaut blieb, weil es sich noch in der Hand
der Schütte-Erbengemeinschaft befand? Die Straßen- und Schulprobleme, die
schlechte Anbindung an die Nahverkehrsmittel und die Schwierigkeiten, die
das Fehlen der Kanalisation mit sich brachte, werden bei der Darstellung der
1930er Jahre anschaulich gemacht. In allen diesen Bereichen ist das Buch
gut gelungen.

Vermißt habe ich eine Karte von Grolland. Ideal wäre ein Blatt gewesen,
das die mittelalterliche Bebauung, den spärlichen Zuwachs bis ins 20. Jahr¬
hundert und die beiden großen Ausdehnungsphasen der 1930er und der be¬
ginnenden 1960er Jahre anschaulich machte, die ja auch unterschiedliche
Hausformen hervorgebracht haben. Beigegeben ist aber nicht einmal ein
Ausschnitt aus dem heutigen Stadtplan.

Nicht recht befriedigend ist die Darstellung der älteren Verhältnisse ausge¬
fallen. Der Zusammenhang zwischen den Anfängen Grollands und der Hol¬
lersiedlung wird zwar in den Grundzügen nach Deike ebenso richtig darge¬
stellt wie die weitere Entwicklung bis zum Übergang von Oldenburg an
Bremen infolge des Reichsdeputationshauptschlusses von 1803. Aber die
unübersichtlichen Eigentumsverhältnisse am Gut Grolland werden nur ange¬
deutet, jedoch nicht aufgehellt, und die Situation links der Weser in der zwei¬
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts scheint mir in bezug auf die Zollverhältnisse
verzeichnet. Es gab vor 1888 keine Zollstation Bremens am Ochtum¬
übergang, sondern eine Grenzaufsichtsstation Warturm des Kaiserl. bzw.
Königl. preußischen Hauptzollamts in Bremen, und die Hansestadt ließ auch
nicht Huchting und Grolland dem Zollverein beitreten, wozu die staatsrecht¬
lich bedeutungslosen Landgemeinden gar keine Kompetenz besaßen, son¬
dern sie stimmte 1856 im Rahmen eines umfangreichen Vertragswerkes u. a.
einer Verlegung der Zollgrenze links der Weser zu.

Schwierigkeiten bereitet auch der Versuch, eine Konzeption für den die
neueste Zeit behandelnden Teil des Buches zu erkennen. Es werden der Aus¬
bau des Flugplatzes, die Versuche zur Anlegung eines Parks links der Weser
und schließlich auch die eben abgeschlossenen umfangreichen Veränderun¬
gen des Ochtumlaufs verfolgt. Aber nicht eingegangen wird darauf, daß im
August 1973 die neue Bundesstraße 75 und im September 1976 die Straßen¬
bahntrasse für die Linie 6 freigegeben worden sind, die mitten durch Grolland
eine bis zu 60 m breite, teilweise hochgelegte Schneise geschlagen haben,
auf der der Geräuschpegel einer Autobahn ohne jeden Lärmschutz erreicht
wird. Ob die Willkür der Themenauswahl damit zusammenhängt, daß
ursprünglich die neueste Zeit unberücksichtigt bleiben sollte? Auf der Titel¬
seite wird von „Entstehung und Alltag" Grollands gesprochen, auf der
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Rückseite des Titelblatts bei der Titelaufnahme der Deutschen Bibliothek
aber von „Entstehung und Besiedlung". Bei dieser Themenstellung brauchte
man mit Recht auf den Wandel seit den 1970er Jahren kein Augenmerk mehr
zu lenken.

Trotz dieser Einschränkungen hat die Arbeit von Hinz, wie gesagt, durch¬
aus Berechtigung und Wert als Baustein für die neuere Siedlungsgeschichte
eines Ortsteils im früheren bremischen Landgebiet. Klaus Schwarz

Kirchner, Nora und Bertram Kirchner:.. . und sie machten sich auf den Weg
nach Bremen. Geschichte und Geschichten von den Bremer Stadt¬
musikanten. Bremen: Schünemann 1990. 192 S.

Obwohl sie im Gang der Märchenerzählung Bremen nie erreicht haben, ob¬
wohl es viele Varianten des Stoffes gibt, die andere Zielorte als Bremen nen¬
nen, obwohl schließlich als Ursprung des Märchens die Gegend um Pader¬
born gilt — die Bremer Stadtmusikanten sind als ein besonderes Wahrzei¬
chen gerade Bremens weithin populär, im wahrsten Sinne des Wortes auch
„weltweit" bis hin nach Sibirien und Japan. In vielfältiger Ausprägung haben
sie Phantasie und Künste angeregt, von Musiktheater (z. B. die Oper von Ri¬
chard Mohaupt) über die bildende Kunst (z. B. die Skulptur von Gerhard
Mareks) bis hin zur Literatur (z. B. das Gedicht von Manfred Hausmann). Aus
der fast unüberschaubaren Fülle der Darstellungen, Formen, Interpretatio¬
nen wird im vorliegenden Sammelband eine bunte und gelungene Auswahl
vorgestellt. Anregend und gründlich, wenn auch manchmal etwas ange¬
strengt wirkend, ist die Einführung in die Hintergründe durch Rudolf Geiger.
Die Herkunft des Stoffes und die Rolle der Gebrüder Grimm werden natür¬
lich dargestellt, die Fülle der Varianten wird angedeutet (Flandern, Mazedo¬
nien, Sizilien, Litauen, Kurdistan), Japan ein eigenes Kapitel gewidmet; auch
der musikalische Aspekt und literarische Beispiele fehlen nicht, ebensowe¬
nig die karikaturistisch-politische und pädagogische Seite. Zum guten Schluß
folgen Beispiele für Spuren in Bremen selbst. Eine Fülle von Abbildungen,
vom Neuruppiner Bilderbogen bis zur Briefmarke, rundet einen Band ab, der
den vielen Freunden der Bremer Stadtmusikanten eine willkommene Berei¬
cherung sein dürfte. Reinhard Patemann
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Findbuch zum Bestand Archivalien zur Geschichte des Landesteils Lübeck
(Eutin) im Staatsarchiv in Oldenburg (um 1600/1773—1937). T. 1: Ein¬
führung und Bestände 4—39. Bearb. von Albrecht Eckhardt. Olden¬
burg: Holzberg 1989. 522 S.

Findbuch zum Bestand Archivalien zur Geschichte des Landesteils Lübeck
(Eutin) im Staatsarchiv in Oldenburg (um 1600/1773-1937). T. 2: Be¬
stände 40 — Schluß und Indizes. Bearb. von Albrecht Eckhardt. Olden¬
burg: Holzberg 1990. 372 S.

Findbuch zum Bestand Herrschaft Jever (Best. 90—104). Bearb. von Friedrich-
Wilhelm Schaer. Oldenburg: Holzberg 1990. 407 S.

Findbuch zum Bestand Stadtarchiv Oldenburg (Best. 262—1A) Akten der
Stadtverwaltung 16.—20. Jahrhundert. Bearb. von Joachim Schrape
und Claus Ahrens. Oldenburg: Holzberg 1990. 319 S.

(Veröffentlichungen der Niedersächsischen Archiwerwaltung. Inventare
und kleinere Schriften des Staatsarchivs in Oldenburg. Hefte 33—36.)

Mit den Heften 33—36 setzt das Niedersächsische Staatsarchiv Oldenburg
seine 1978 begonnene Reihe der Inventare und kleineren Schriften fort
(zuletzt: Brem. Jb. 65, 1987, S. 199 f.). Erneut richtet sich das Interesse des
Bremer Lesers und vielleicht späteren Benutzers über die Indices auf vorhan¬
dene Bremen-Bezüge.

In den Beständen zur Geschichte des Landesteils Lübeck (Eutin) (Hefte 33
und 34) finden sich Korrespondenzen des Lübecker Domkapitels mit Einzel¬
personen in Bremen, 1773—1785, solche der Kabinettsregistratur Lübeck mit
der Reichsstadt Bremen aus den Jahren 1801 und 1829, Unterlagen über die
gemeinsame oldenburgisch-hanseatische Militärbrigade, 1831—1867, sowie
über den Fischereischutzvertrag u. a. mit Bremen, 1882—1921.

Zahlreiche Belege enthält das Findbuch zur Herrschaft Jever (Heft 35): Un¬
terlagen zur Fehde des Junkers Balthasar von Esens gegen die Stadt Bremen,
1537—1541, zum Prozeß Ostfrieslands gegen die Stadt Bremen wegen eines
auf den Inseln gestrandeten Schiffes, 1699, zum Tonnen- und Bakenwesen,
1590—1620, über die Kaperei zu Wangerooge, 1695, die anhalt-zerbstschen
Agenten und Kommissionäre in Bremen, 1709—1799, das bremische Ge¬
schütz zu Kniphausen, 1590—1592, und über einen Reichskammergerichts-
prozeß der Catharina Edzardt in Bremen gegen Boduin von Ramshausen zu
Oldenburg, 1649-1651.

In jüngere Bestände führen die Akten der Stadtverwaltung Oldenburg aus
dem 16.-20. Jahrhundert (Heft 36). Neben einigen Belegen zum Weserzoll
aus dem 17. Jahrhundert finden sich Unterlagen über das Hygienische Insti¬
tut in Bremen, 1906—1915, sowie besonders zum Bau der Eisenbahn zwi¬
schen Bremen und Oldenburg, 1865—1875. Hier hätte man auf Grund der
doch vielfältigen Beziehungen zwischen Bremen und Oldenburg eigentlich
mehr erwartet. Hartmut Müller
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Göhler, Johannes: Ringstedt. Geschichte eines Kirchspiels an der oberen
Geeste von der Christianisierung bis zum Jahre 1900. Ringstedt:
Selbstverlag 1990. 612 S.

Das in der ehemals stadtbremischen Herrschaft Bederkesa gelegene Kirch¬
dorf Ringstedt ist in der Konfessionskunde dadurch bekannt, daß seine Kir¬
che jahrhundertelang als Simultaneum diente, und zwar nicht, wie das schon
eher geläufig ist, der katholischen und der evangelischen Konfession, son¬
dern der beiden evangelischen Konfessionen. Heute haben die lutherische
und die reformierte Gemeinde jede ein eigenes Pfarrhaus und eine Pfarr¬
stelle. Das Pfarrlehen wurde 1699 geteilt. Daß die Geschichte von Kirche und
Kirchspiel erstmals aufgearbeitet vorliegt, verdanken wir Johannes Göhler,
der selbst seit nunmehr 30 Jahren als reformierter Pastor an der Ringstedter
Kirche tätig ist. Der Verf. will ein Lesebuch für ein breites Publikum bieten,
weshalb manche Geschichtserzählung und viele allgemeingeschichtliche Er¬
läuterungen eingestreut sind. Dennoch ist das historisch relevante Material
aus den Staatsarchiven Bremen und Stade sowie dem zuständigen kirchli¬
chen Archiv des Reformierten Synodalrates zu Leer — soweit man erkennen
kann — vollständig ausgewertet. Abgehandelt ist die allgemeine Geschichte
(von den Sachsen bis zur Verkoppelung) und Kirchengeschichte Ringstedts
und der übrigen Siedlungen der Börde. Die Belege bietet — wenn auch teil¬
weise summarisch oder ungenau — der Anmerkungsteil (S. 575—594).

Einige Berichtigungen und Ergänzungen seien mitgeteilt: Daß Ringstedt
nicht Sitz eines Archipresbyters gewesen ist (vgl. S. 105 f.), merkt der Verf.
bereits selbst auf einem Errata-Blatt an. Ob der „Borwall" bei Lintig als Warte
innerhalb der Landwehr gedeutet werden kann, ist fraglich (S. 144—146); es
wird sich eher um eine hochmittelalterliche Motte (Linting hatte Ortsadel:
B. U. Hucker u. H. G. Trüper, Die Herren von Bederkesa, in: Familienkundl.
Komm. f. Niedersachsen u. Bremen, Forschungsberichte NF, 8, 1989, S. 23),
wenn nicht gar um einen frühgeschichtlichen Ringwall gehandelt haben. Zur
Gründungsurkunde des Bremer Paulsklosters (S. 98 f.) ist nachzutragen, daß
das Original sich seit kurzem wieder im Staatsarchiv Bremen befindet. Das
Abbildungsmaterial bietet neben Wertvollem (Zeichnung der Geeste-
Schiffsstellen S. 198; Umzeichnungen von Wandmalereien S. 131 f.) auch ein
buntes Allerlei, das von Wilhelm Busch über bekannte Historien-Malereien
bis zu allgemeinen kulturgeschichtlichen Werken reicht und leider weder
immer genau datiert und belegt noch wirklich relevant ist. Ein Sach-, Orts¬
und Personenregister erschließt das Material (S. 599—612).

Bernd Ulrich Hucker
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Mangeljahre. Lebensverhältnisse und Lebensgefühl im Landkreis Stade
1945—1949. Eine Dokumentation. Bearb. von Christa Keller-Teske.
Stade: Stadtarchiv 1989. 334 S. (Veröffentlichungen aus dem Stadt¬
archiv Stade. Bd. 10.)

Es ist nicht unwichtig zu wissen, daß diese Dokumentation sich aus einem
Projekt entwickelte, das, ausgehend von der Ausstellung „Wege aus dem
Chaos — Der Stader Raum und Niedersachsen", auf das Interesse breiter Be¬
völkerungskreise gestoßen war und diese in ihren verschiedenen Vereinen,
Zusammenschlüssen und Organen zur Unterstützung angeregt hatte. Ähnli¬
che Vorhaben zum Thema Nachkriegszeit fanden in den letzten Jahren
ebenfalls ihren Niederschlag in mehr oder weniger umfangreichen Doku¬
mentationen. Wie verdienstvoll, dieses Angebot zeitgenössischer Zeugen¬
schaft nicht auszuschlagen, die Erinnerungen nicht verlorengehen zu lassen,
sondern die Chance zur unmittelbaren Begegnung mit den Erfahrungen die¬
ser Menschen zu nutzen! Dem großen Kreis der Förderer dieser Stader Ar¬
beit gebührt Anerkennung, weil er die Mühen nicht scheute, die mit der Auf¬
nahme des auf eine Zeitspanne von fünf Jahren zusammengedrängten
Durchlebens extremer Situationen verbunden waren.

Welche Mühen waren das? Es galt, den Lebensalltag der Bewohner des
Landkreises Stade zwischen 1945 und 1949 so realistisch wie möglich abzu¬
bilden, die in der Geschichtsforschung nicht sehr häufige Möglichkeit der
wechselseitigen Verifizierung von schriftlichen Quellen und mündlichen
Aussagen auszuschöpfen. Wer einmal vor dieser Unmittelbarkeit der Ge¬
schichte aus erster Hand stand, weiß, wie schwer es fällt, auch nur einen ein¬
zigen glaubwürdigen Zeitgenossen nicht zu Worte kommen zu lassen, wie
mit Eifer und Vollständigkeitsbestreben die kleinste Bemerkung als kostbares
Zeugnis festgehalten wird, um ein breites Spektrum zu gewinnen. Daß es der
Verfasserin, Christa Keller-Teske, genauso ergangen sein muß, geht aus der
Bemerkung im Vorwort hervor, wonach mit diesem Buch nur ein relativ klei¬
ner Extrakt der gesamten Informationsfülle vorgelegt worden sei. Das er¬
zeugt Mitgefühl für die Bearbeiterin und Anerkennung für das Durchhalte¬
vermögen, wenn man einen Blick auf das Inhaltsverzeichnis mit ca. 115 Un¬
terkapiteln wirft. Es nährt aber auch die Hoffnung, diese übriggebliebene
Fülle werde vom Ballast des Unwesentlichen, des zu Subjektiven und Indivi¬
duellen befreit, sie werde im Interesse der Übersichtlichkeit reduziert und
gegliedert, das Material ausgewählt dargeboten. Doch hier stellt sich schon
die Frage, was die Herausgeber wollten — die Chance nutzen, zusammenge¬
tragenes Material in kompakter Form vorzulegen, oder dem Leser Gelegen¬
heit und die nötige Hilfe zu geben, die zahllosen Mosaiksteine zu einem Ge¬
samtbild zusammenzusetzen, das dem Untertitel des Buches „Lebensverhält¬
nisse und Lebensgefühl ..." entspricht. Ein weiterer Anspruch ist der beab¬
sichtigte intensive Einblick „in eine Zeit, in der Ratlosigkeit und Verzweif¬
lung herrschten, sich jedoch bald auch der Überlebenswille mit der Arbeit
für einen besseren, demokratischen Neubeginn verband".

Zweifellos ist das Buch mit seinen zahlreichen bis zahllosen aufgegriffenen
Aspekten eines Lebens in der auf den verheerenden Krieg unmittelbar fol-
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genden Zeit eine Fundgrube für Historiker, die Vergleiche mit der Lebensbe¬
wältigung in anderen Städten und Gemeinden anstellen können. Das ist loh¬
nend, weil sich aus der ländlichen Bevölkerungsstruktur und den Bedingun¬
gen des ländlichen Lebens Abweichungen von anderen Erscheinungsformen
ergeben. Der Zustrom der Flüchtlingsmassen hat außerdem dazu beigetra¬
gen. Hier gibt es, über die Themenkomplexe verstreut, bemerkenswerte Ein¬
blicke in typische und untypische Verhaltensweisen, oft in schonungsloser
Darstellung, wenn es um mangelnde Mitmenschlichkeit geht, um unterlasse¬
ne Hilfe, um krassen Egoismus, um unverbesserliche Fremdenfeindlichkeit,
um dunkle Nazi-Vergangenheit. Und angesichts des sonst im Archivwesen so
streng geforderten Datenschutzes geraten diese Aussagen und Dokumente
zu geradezu vernichtender Bloßstellung durch unverdeckte Namensnen¬
nung, durch unverhüllte Darlegung politikabhängiger Lebensläufe. Das wird
naturgemäß besonders deutlich im Kapitel über die Entnazifizierung
(S. 109 ff.). Die authentischen Berichte offizieller Verwaltungsstellen, aber
auch betroffener Opfer des Krieges zeigen, wie die generelle Verwobenheit
der Lebensgeschichte der Bürger mit den vorausgegangenen zwölf Jahren
des Nationalsozialismus den Neuanfang erschwerte. Gerade diese Art der
Offenlegung bringt es durchweg in allen Kapiteln mit sich, daß der Leser, der
nicht mit den Stader Verhältnissen vertraut ist, vor der in die Hunderte
gehenden Zahl von Namens- und Ortsangaben regelrecht kapituliert und
immer erneut ansetzt, um herauszufinden, was denn davon nun für das
Thema und die jeweiligen Bezüge von Wichtigkeit ist.

Umgekehrt ergibt sich für den Orts- und Sachkundigen das Problem des
erfolgversprechenden Zugriffs auf bestimmte gewünschte Informationen.
Hierfür mangelt es den Themenkomplexen an eindeutiger Ausrichtung und
dem dort vorgestellten Material an redaktioneller Bearbeitung. Die z. T. sehr
langen Berichte der Zeitzeugen mit all ihren Gedankensprüngen, Abwei¬
chungen und subjektiven Wertungen, mit ihrem Nebeneinander von gene¬
ralisierbaren und im Persönlichen verhafteten Aussagen müssen durchfor¬
stet werden, bis man auf das Gesuchte stößt. Bei aller Achtung vor der Erzähl¬
bereitschaft der Zeugen hätte diese bei der schriftlichen Niederlegung im
Interesse der Handhabung des Buches eingegrenzt werden müssen. Damit
wären die vielen inhaltlichen Wiederholungen entfallen, die dem Leser eine
mehrfache Begegnung mit gleicher Problematik unter anderen themati¬
schen Schwerpunkten bescherten.

Auch fehlt eine durchgängig klare Unterscheidung verschiedener Quellen¬
gattungen. Wo sind sie Primär-, wo Sekundärguelle? Wo sind sie Zitat, wo er¬
läuternder Zwischentext? Meist ist Authentisches kursiv gedruckt, aber
nicht immer. Meist sind Dokumente als solche ausgewiesen und ans Ende des
Kapitels gestellt, aber nicht immer. Meist haben Quellen eine aussagekräf¬
tige Überschrift, aber nicht immer. Ab und zu werden sie zur Untermauerung
des vorangegangenen Textes benutzt, ab und zu bieten sie aber auch einen
noch nicht erwähnten Aspekt.

Das alles mag kleinlich klingen, aber es ist eher die Begründung der Sorge,
daß dieses Buch, das eine so breite Palette des Nachkriegslebens zeigt, nicht
auf die anhaltende Resonanz stößt, die sein Titel an und für sich auslösen
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müßte. Fragen der Versorgung und die Beschreibung des Lebens in jenen
„Mangeljahren" standen demnach im Mittelpunkt. Für die einheimische Be¬
völkerung wird dies zwar erst ab S. 241 — weit hinter Fragen der Selbstver¬
waltung, der Entnazifizierung, des Aufbaus der Parteien und des Wiederauf¬
baus der Wirtschaft — auf ca. 40 Seiten näher betrachtet, aber zuvor wird
umfangreich und detailliert die Lage der Flüchtlinge dargestellt. Dieser Schwer¬
punkt erklärt sich aus der damals besonders prekären Situation des nieder¬
sächsischen Flächenstaates und fängt das Aufeinandertreffen der Flüchtlinge
aus dem Osten und der Ortsansässigen aufs anschaulichste ein. Die verschie¬
denen Formen der Abwehrhaltung der Einheimischen, ihre Tricks, mit denen
sie sich gegen fremde Einquartierung sträubten, ihre eigene Versorgung si¬
cherten und Front machten gegen alle eindringlichen Appelle verantwor¬
tungsbewußter Instanzen, sind selten so ungeschönt wiedergegeben worden.

Die Verwaltung der Ernährungs- und Wohnungsmisere zeigt m. E. übrigens
nicht so sehr die anfangs erwähnte damalige Ratlosigkeit, sondern eher das
tatkräftige Bestreben, der Not per Verwaltung Herr zu werden. Auf alle Fälle
räumen die geschilderten Situationen mit der verbreiteten Meinung auf, die
ländlichen Bezirke hätten Wohnraum und Nahrungsmittel genug aufzuwei¬
sen gehabt. Der Kleinkrieg um ein Stückchen mehr zum Leben nahm offen¬
sichtlich gerade hier zermürbende und gehässige Formen an. Dagegen stan¬
den die in Gesetzesform gebrachten guten Absichten der organisierten
Flüchtlingsbetreuung.

Der Ausgewogenheit wegen sind aber auch die in einem gesonderten Kapi¬
tel vorgelegten Dokumente aus der Landwirtschaft von besonderer Bedeu¬
tung. Die geschilderten, noch aus der Kriegszeit herrührenden Belastungen
und die vielfältigen Verpflichtungen der Nachkriegsjahre können einer pau¬
schalen Verurteilung „der Bauern" entgegenwirken, ja Verständnis wecken
für eine Bevölkerungsgruppe, die sich als Nahrungsmittelproduzent damals
zwischen allen Fronten befand. Daß gerade sie mit einer häufig paradoxen
„Überverwaltung" des Mangels, mit ausgeklügelten Bestimmungen in haar¬
spalterischen Texten überfordert waren und eher verunsichert als unter¬
stützt in ihrer Rolle gegen gutgemeinte Ver- und Zuteilungsprinzipien ver¬
stießen, geht aus dem Kapitel über die Versorgung hervor.

Bemerkenswerte Informationen erwarten den Leser auch beim Thema „Er¬
ziehung und Schule". Es hat zwar den Anschein, als sei die Verfasserin hier
ins andere Extrem verfallen, nämlich statt zu wenig abzugrenzen, zu viel zu
gliedern (ca. 20 Seiten in 15 Kapitelchen), aber die mehrperspektivische Aus¬
leuchtung aller Nöte des damaligen Schulwesens gibt ein realistisches Bild
von einer Zeit, wo Schule nicht nur Unterricht bedeutete, sondern Bewälti¬
gung von Raumnot und Ausstattungsmangel, von Kälte und Hunger, von wirt¬
schaftlichem und sozialem Elend — aber auch die gelebten Bemühungen um
neue Erziehungs- und Bildungsziele.

Zum Schluß hat es den Anschein, als sei die gleich zu Anfang von der briti¬
schen Militärregierung ausgegebene Parole der „Reeducation" nach zwölf
Jahren nationalsozialistischer Herrschaft durch die entbehrungsreiche
Nachkriegszeit zur ernsthaft angenommenen Verpflichtung geworden.

Regina Bruss

262



Meyer-Stoll, Cornelia: Die lübeckische Kaufmannschaft des 17. Jahr¬
hunderts unter wirtschafte- und sozialgeschichtlichen Aspekten.
Frankfurt — Bern — New York — Paris: Peter Lang 1989. 277 S.
(Europäische Hochschulschriften. Reihe 3 Bd. 399. Zugleich: Diss.
München 1988.)

Das Buch, ein Seitenstück zu den Arbeiten von R. Prange (1963) über die bre¬
mische und M. Reißmann (1975) über die hamburgische Kaufmannschaft der
gleichen Zeit, besteht aus zwei Teilen. Der erste Teil betrifft den Seehandel
der lübeckischen Kaufleute in den Jahren 1679 bis 1681; er beruht auf den
Zulagebüchern, die den Ertrag eines Zolls nachweisen, den die Stadt Lübeck
in Höhe von V2 % des Warenwertes von allen den Hafen passierenden Gü¬
tern erhob. In dem genannten Zeitraum beteiligten sich 1308 Händler am Lü¬
becker Seehandel, von denen 570 nur ein einziges Mal erwähnt werden. Der
Beruf der Händler ist in der Regel nicht feststellbar; mindestens 100 unter ih¬
nen gehörten als Schiffer, Brauer, Offiziere, Gelehrte oder Handwerksmei¬
ster nicht der Kaufmannschaft an. Die Geschäfte lassen sich einzeln nach
Art der gehandelten Waren, nach Partnerländern und Höhe des Umsatzes
aufschlüsseln. Die 13 größten Kaufleute erzielten Umsätze von 50 000 bis
100 000 Mark und mehr; es entspricht dies den Leistungen der reichsten
Hamburger Kaufleute in den Jahren 1644—1646, deren Zahl allerdings drei¬
mal so hoch war wie die der Lübecker. — Der zweite Teil des Buches behan¬
delt die sozialen Verhältnisse, insbesondere die Schichtung innerhalb der
Kaufmannschaft, die ebenso wenig wie in Bremen oder Hamburg eine homo¬
gene vermögende Oberschicht des Stadtvolkes bildete; die Mehrzahl der
Kaufleute bestand vielmehr aus mäßig oder gering bemittelten Unterneh¬
mern, die sich von den wohlhabenden Kreisen anderer Berufsgruppen kaum
unterschieden und weder gesellschaftlich noch rechtlich gegen sie abge¬
grenzt waren. Eine umfassende Vermögensstatistik läßt sich an Hand der
Lübecker Quellen nicht aufstellen; insofern besteht kein Zusammenhang mit
dem ersten Teil der Arbeit: Wie sich der Umsatz der Händler zu ihren Ver¬
mögen verhielt, bleibt eine offene Frage. Das Schichtungsproblem muß daher
an Hand der Luxusordnungen erörtert werden. Während diese Satzungen in
Hamburg und Bremen nur drei bzw. vier Stände kannten, waren es in Lübeck
sechs, dies aber nicht deswegen, weil die Lübecker Gesellschaft anders ge¬
schichtet gewesen wäre, sondern deshalb, weil man hier innerhalb der Stände
genauere Unterscheidungen für nötig hielt: Die reiche Oberschicht wurde in
drei, die Schicht der kleinen Leute in zwei Stände eingeteilt, und nur die Mit¬
telschicht mußte mit einem Stand auskommen. Es zeigt sich, daß man die
Oberschicht mit der Kaufmannschaft identifizieren wollte, obwohl viele
Kaufleute nur geringe Vermögen besaßen und sich in dieser Hinsicht nicht
vom vierten Stand unterschieden. Die Ständeordnung war in Lübeck viel
strenger berufsgebunden als in Hamburg und Bremen, wo eher die Ver¬
mögen den Ausschlag gaben. Dagegen spielte der Stand, in dem ein Mensch
geboren war, für seine spätere ständische Einordnung keine Rolle. Die Standes¬
grenzen verhinderten weder Aufstieg noch Abstieg. Am Schluß zeigt die Verf.,
daß man, obwohl reiche Kaufleute gern adligen Grundbesitz erwarben und

263



etliche Lübecker nobilitiert wurden, von einem Patriziat nicht sprechen
kann: Eine exklusive Führungsschicht, die allein die Ratsstühle besetzt hätte,
hat es in Lübeck genau so wenig wie in Bremen und Hamburg gegeben.
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HISTORISCHE GESELLSCHAFT BREMEN

127. Jahresbericht (1990)

Mitgliederversammlung
Die stark besuchte Mitgliederversammlung konnte durch das Entgegenkommen der
Handelskammer Bremen am 19. März 1990 wieder im Haus Schütting stattfinden. Be¬
dingt durch die gesundheitliche Situation des Vorsitzers war die Versammlung 1989
ausgefallen, so daß diesmal die Jahresberichte für zwei Jahre vorzulegen waren. Den
Mitgliedern der Gesellschaft dankte der Vorsitzer für ihr in der Vergangenheit gezeig¬
tes Verständnis und Vertrauen, dem Vorstand für die kollegialen Hilfen.

Die von dem Vorstandsmitglied, Herrn Dr. Engelbert Klugkist, in einem Kurzvortrag
gemachten, gerade für unsere Stadt interessanten Ausführungen über „Die Auswande¬
rung über Bremen und Bremerhaven nach dem Zweiten Weltkrieg" fanden lebhaften
Beifall. Sie werden im Band 70 des Bremischen Jahrbuchs ihren schriftlichen Nieder¬
schlag finden.

Sodann gedachte die Versammlung der 1988 und 1989 verstorbenen Mitglieder.

Vorstand
Nachgeholt wurden die bereits 1989 anstehenden Wahlen der abgelaufenen Amtszeit
für Frau Dr. Regina Bruss und Herrn Dr. Wilhelm Lührs. Der Vorsitzer schlug beide zur
Wiederwahl vor, die Versammlung stimmte geschlossen zu.

Im Berichtsjahr 1990 gingen die Amtszeiten der Herren Dr. Karl Heinz Brandt,
Dr. Helmut R. Hoppe, Dr. Manfred Schröder und des Vorsitzers zu Ende. Herrn Dr. Hop¬
pe, der nicht wieder kandidierte, wurde der Dank für seine 15jährige aktive Mitarbeit
ausgesprochen. Die anderen drei Herren stellten sich zur Wiederwahl, für die die An¬
wesenden einstimmig votierten.

Für die fällig gewordenen Nachwahlen wurden die Herren Dr. Adolf E. Hofmeister
(Staatsarchiv Bremen) und Dr. Peter Hahn (Landesamt für Denkmalpflege) nominiert.
Auch diese Vorschläge wurden einhellig bestätigt.

In der Geschäftsverteilung trat in allseitigem Einverständnis insofern eine Verände¬
rung ein, als Herr Prof. Dr. Dieter Hägermann — der schon seit drei Jahren die Gestal¬
tung unseres Vortragsprogramms übernommen hat — vom Vorstand in das Amt des
stellvertretenden Vorsitzers gewählt worden ist. Der bisherige Amtsinhaber, Herr
Dr. Karl Heinz Brandt, wird auch weiterhin im Vorstand tätig sein.

Damit ergibt sich folgende Geschäftsverteilung: Vorsitzer: Eugen De Porre; stellv.
Vorsitzer: Prof. Dr. Dieter Hägermann; Schatzmeister: Günter Kayser; stellv. Schatzmei¬
ster: Dr. Manfred Schröder; Schriftführer: Dr. Regina Bruss; stellv. Schriftführer: Dr.
Engelbert Klugkist; Beisitzer: Dr. Karl Heinz Brandt, Dr. Peter Hahn, Dr. Adolf E. Hof¬
meister, Dr. Wilhelm Lührs und Dr. Hartmut Müller.

Mitgliederbewegung
Im Berichtsjahr verlor die Gesellschaft 46 überwiegend langjährige Mitglieder, davon
allein 20 durch Tod und 17 wegen Alters oder aus gesundheitlichen Gründen sowie 6
durch Ortswechsel. Satzungsgemäß mußten 3 Mitglieder wegen langjähriger Beitrags¬
rückstände ausgeschlossen werden.
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Dagegen konnten 39 Neuaufnahmen verzeichnet werden. Das ergibt Ende 1990
einen Stand von 934 Mitgliedern.

Zwei frühere Vorstandsmitglieder starben im Berichtsjahr: Am 26. Juni Herr Dr. Wer¬
ner Kloos, ehemals Direktor des Focke-Museums, wenige Tage später, am 7. Juli, seine
Amtsnachfolgerin Frau Dr. Rosemarie Pohl-Weber. Beide haben zu unserer aller Dank¬
verpflichtung jahrelang nachhaltig für die Gesellschaft gewirkt.

Veröffentlich ungen
Zwei Bände des Bremischen Jahrbuchs konnten in diesem Jahr den Mitgliedern zur
Verfügung gestellt werden. Während der umfangreiche Band 69 vom Inhalt her dem ge¬
wohnten Bild des Jahrbuchs entspricht, zeigt sich Band 68 als Register zu allen Beiträ¬
gen in den Bänden 1 bis 67 aus den Jahren 1863 bis 1989.

Auch in diesem Jahr haben viele Mitglieder wieder durch Selbstabholung geholfen,
die sonst entstehenden und immer mehr steigenden Porto- und Versandkosten ein¬
sparen zu können. Dafür sei ihnen an dieser Stelle gedankt.

Vorträge
Die seit vielen Jahren bewährte Zusammenarbeit der wissenschaftlichen Vereinigun¬
gen der Stadt, manifestiert in der „Wittheit zu Bremen", hat es auch 1990 ermöglicht,
neben unseren eigenen Vorträgen eine breite Palette anderer Veranstaltungen anzu¬
bieten. Nachweislich haben unsere Mitglieder davon regen Gebrauch gemacht. Es refe¬
rierten 1990:

1. Prof. Dr. Hans-Wolfgang Jaeger, Bremen:
Die Revolution von 1789 — gespiegelt in deutschen Kulturepochen (16. Januar);

2. Dr. Margarethe Dohm, Frankfurt/Main:
Die Bedeutung der christlichen Mission durch Bonifatius bei der Ausbreitung der
fränkischen Reichsmacht im Gebiet der Chatten (18. Januar);

3. Dr. Regina Bruss, Bremen:
Vom Leben und überleben in der Nachkriegszeit (30. Januar);

4. Prof. Dr. Ernst Hinrichs, Oldenburg/Braunschweig:
Die Französische Revolution und Norddeutschland (1. Februar);

5. Dr. Stephan Berke, Münster:
Der römische Import im Westen der Germania libra und seine Produktionsstätten
im Imperium Romanum (14. Februar);

6. Prof. Dr. Johannes Rathofer, Köln:
Das Evangeliar Heinrichs des Löwen und sein heilsgeschichtliches Programm
(19. Februar);

7. Prof. Dr. Axel Freiherr von Campenhausen, Hannover:
Sachwalter der alten niedersächsischen Frauenklöster — Die Klosterkammer Han¬
nover in Geschichte und Gegenwart (8. März);

8. Prof. Dr. Victor H. Elbern, Berlin:
Liturgische Goldschmiedekunst im frühen Mittelalter (27. März);

9. Dr. Dieter Pötschke, Berlin:
Das Rätsel der Rolande. Zur Stellung der Rolande in der deutschen Stadt- und
Rechtsgeschichte (23. Mai);

10. Dr. Renate Baumgärtel, Bamberg:
Der Sternenmantel Kaiser Heinrichs II. im Bamberger Domschatz (11. Oktober);

11. Dr. W. Hajo Zimmermann, Wilhelmshaven:
Siedlung und Wirtschaft im ersten und frühen zweiten Jahrtausend n. Chr. zwi¬
schen Weser und Elbe (8. November);
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12. Dr. Detlef Karg, Berlin:
Erfahrungen mit und in historischen Gärten — Beispiele der Gartendenkmalpflege
in der alten DDR (28. November);

13. Prof. Art Cosgrove, Dublin:
Grundlinien der irischen Geschichte zwischen 400 — 1500 n. Chr. (29. November);

14. Dr. Dieter Brosius, Hannover:
Zur Geschichte des Klosters Ramelsloh im Seevetal, einer Gründung Bremer Erz-
bischöfe (6. Dezember).

Studien fahrten
Die politischen Veränderungen des Spätherbstes 1989 ermöglichten endlich die schon
seit Jahren gewünschten Studienfahrten in das Gebiet der (damals noch existierenden)
DDR. Aufgrund der besseren Unterkunftsmöglichkeiten fiel die Entscheidung für
Mecklenburg und Vorpommern. Beide angebotenen Fahrten waren in kürzester Zeit
ausgebucht. Ihre Leitung hatte der Vorsitzer.
1. und 2. Vom Standort Rostock aus führten Tagesexkursionen durch Mecklenburg;

besucht wurden u. a. die Zisterzienser-Klosterkirche in Bad Doberan, Warnemünde,
die alte Hansestadt Wismar, Gadebusch sowie die Residenzstadt Schwerin, Stern¬
berg und Güstrow, die Heimat des Bildhauers Ernst Barlach. — Ein Tag gehörte allein
der Insel Rügen mit Garz, Putbus, Bergen, Königsstuhl resp. Wissower Klinken, Al¬
tenkirchen bzw. Museum Raiswieck. — Das alte hanseatische Stralsund, die Univer¬
sitätsstadt Greifswald und die nahe gelegene Klosterruine Eldena sowie die ein¬
drucksvolle Festungsstadt Neubrandenburg waren die herausragenden Zielorte in
Vorpommern, die durch ausgezeichnete Führungen, ebenso wie die in Mecklen¬
burg, nahegebracht wurden. Den Abschluß bildete auf der Rückreise der Besuch
des Großherzogsschlosses in Ludwigslust. Der nachträgliche Dank gilt an dieser
Stelle noch einmal allen Damen und Herren, durch deren Engagement und große
Sachkenntnis diese Exkursionen erst ihren vollen Wert bekommen haben (17.—23.
Juni und 18.-24. September 1990).
Ebensogroßes Interesse fanden die weiteren Studienfahrten und Führungen. Auch
in diesem Jahr konnten leider nicht alle Wünsche auf Teilnahme erfüllt werden. Bis
auf zwei der nachstehenden Exkursionen lagen Leitung und Führung beim Vorsit¬
zer.

3. Bewußt führte die erste Fahrt in das frühlingshaft blühende Ammerland. Von
Westerstede aus ging der Weg durch Apen zur frühgotischen Dorfkapelle in
Vreschen-Bokel, nach Bad Zwischenahn, zur mehr als 900jährigen Kirche in Wiefel¬
stede und als Abschluß zur ehemals großherzoglichen Residenz Rastede mit dem
englischen Park und der 1058 geweihten St.-Ulrichs-Kirche (12. Mai 1990).

4. Diese Zwei-Städte-Fahrtgalt dem mittelalterlichen Lemgo mit seinem vom Fachwerk
geprägten Stadtbild und der ehemals lippischen Residenz Detmold (9. Juni 1990).

5. Unter Leitung von Dr. Karl Heinz Brandt wurden diesmal archäologische Denkmäler
in der östlichen Heide im Raum Lüneburg—Uelzen vorgestellt (7. Juli 1990).

6. Wenig bekannt waren die beiden ostwestfälischen Städte Lügde und Blomberg. Ih¬
ren sehr unterschiedlichen Stadtkernen galten die darauf abgestimmten Führun¬
gen. Besonderes Interesse fanden die spätromanische Kirche St. Kilian in Lügde und
die im 14. Jh. begonnene lippische Burg in Blomberg. Der Nachmittag gehörte dem
Weserrenaissance-Museum im Wasserschloß Brake bei Lemgo (11. August 1990).

7. In das südliche Niedersachsen ging die Drei-Tage-Fahrt mit Standort in dem von
Fachwerk geprägten Einbeck. Weitere eindrucksvolle Zielorte waren dann u. a. Bad
Gandersheim mit der 1000jährigen Münsterkirche und den Stiftsgebäuden mit dem
sog. Kaisersaal, ferner das Weserrenaissance-Schloß Bevern, das 1135 gegründete
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Zisterzienserkloster Amelungsborn, das Glashüttenmuseum in Grünenplan, die
alten Städte Alfeld, Uslar, Northeim usw. (31. August - 2. September 1990).

8. Die letzte Exkursion dieses Jahres, unter Leitung von Dr. Adolf E. Hofmeister,
bewegte sich „Auf den Spuren der Bischöfe von Verden". Ausgehend von Verden
mit seinem vor 500 Jahren fertiggestellten Dom, der ehemaligen Stiftskirche St. An¬
dreas und der Bürgerstadt mit der Johanniskirche, führte der Weg zu einer der
schönsten Gutskapellen in Stellichte (erbaut 1608 — 1610). In Visselhövede wurde
die Kirche St. Johannes besucht, den Abschluß bildete der Standort der ehemaligen
und einzigen verdischen Burg in Rotenburg (29. September 1990).

Am 23. Oktober 1990 konnten mit 60 Mitgliedern der St.-Petri-Dom und das dazu¬
gehörige Dom-Museum besucht werden, die dankenswerterweise ganz ausgezeichnet
von unseren Mitgliedern Frau Dr. Ingrid Weibezahn und Herrn Henry Lamotte vorge¬
stellt wurden.

An zwei Nachmittagen, am 3. und 10. November 1990, fanden die im Vorjahre begon¬
nenen Stadtführungen — mit Schwerpunkt Stadtkernentwicklung — ihre Fortsetzung.
Die jeweils ca. 30 Teilnehmer wurden vom Vorsitzer geleitet. — Es hat sich gezeigt, daß
diese bremischen Stadtexkursionen bei den Mitgliedern großes Interesse finden; wir
werden diesem auch künftig Rechnung tragen.

Sonstiges
Leider konnte der schon üblich gewordene „Klönabend" in der Vorweihnachtszeit aus
persönlichen Gründen des Vorsitzers nicht durchgeführt werden. Viele Mitglieder
drückten darüber ihr Bedauern aus; es ist für uns ein Zeichen, daß diese zwanglose Zu¬
sammenkunft schon fester Bestandteil im Leben unserer Gesellschaft geworden ist, ein
Zeichen aber auch für das gute persönliche Verhältnis der Mitglieder untereinander —
ein zwingender Grund für weitere gemeinsame Arbeit.
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Rechnungsbericht für das Jahr 1990

Vermögensübersicht per 31. Dezember 1990
Aktiva

Kasse ................................. DM 138,74
Bankhaus Neelmeyer AG ................. DM 3 547,46
Die Sparkasse in Bremen.................. DM 3 243,55
Wertpapiere ............................ DM 39 308,50
Forderungen (Mitgliedsbeiträge 1990) ....... DM 1 055,—
Sonstige Forderungen .................... DM 4 745,50
Sonderveröffentlichungen
(1200 Jahre Mission) ..................... DM 2 954,78
(„Rolande") ............................ DM 50 —
Rückstellung (Bürobedarf) ................. DM 300,-

DM 55 343,53
Passiva

Kapitalkonto 1.1.1990 ..... DM 50 805,65
•/. Verlust ............... DM 1 260,12 DM 49 545,53
Rechnungsabgrenzung (Mitgl.-Beiträge 1990) . DM 5 658,—
Rückstellung (Saalmiete) .................. DM 140,—

DM 55 343,53

Einnahmen- und Ausgabenrechnung für das Jahr 1990

Ausgaben
Personalkosten ......................... DM 10 196,36
Raumkosten ............................ DM 360,—
Beiträge ............................... DM 250,-
Versicherungen ......................... DM 148,20
Fernsprechgebühren ..................... DM 403,47
Porti .................................. DM 2 303,62
Büromaterial ........................... DM 863,24
Aufwendungen für Vorträge............... DM 4 207,65
Aufwendungen für Jahrbuch 68 und 69 ..... DM 13 865,66
Sonstige Kosten ......................... DM 758,60
Wertberichtigung auf Wertpapiere .......... DM 98,25

DM 33 455,05
Einnahmen

Mitgliedsbeiträge........................ DM 19 677,-
Spenden ............................... DM 10 744,55
Zinserträge ............................ DM 1 773,38
Verlust 1990 ........................... DM 1 260,12

DM 33 455,05
gez.: Dr. Manfred Schröder

stellv. Schatzmeister
Geprüft und für richtig befunden:

gez.: Erna Bosse gez. Heinz H. Eggers
Rechnungsprüfer
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